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Die Regierung von Oberbayern erlässt folgenden 

Planfeststellungsbeschluss 

 

A. Entscheidung 

I. Feststellung des Plans 

Der Plan der Bayernwerk Netz GmbH für den Neubau einer 110-kV-Kabelleitung  

Anschluss UW Palling 1 und 2 Leitung LH-06-O52/1 und LH-06-O52/2 und einer Kabel-

übergangsanlage von der bestehenden Freileitung Pirach – Traunstein (O52) bis zum 

UW Palling wird festgestellt. 

II. Planunterlagen 

Der festgestellte Plan umfasst nachfolgende Unterlagen, die einen wesentlichen           

Bestandteil dieses Bescheids bilden.  

 

  

01.00 Erläuterungsbericht  

02.01 Übersichtsplan TK10 Maßstab 1:10000 

02.02 Übersichtsplan Orthofoto Maßstab 1:10000 

03.01.01 Regelgrabenprofil RG01 offene Bauweise - Standard 

03.01.02 Regelgrabenprofil RG02 offene Bauweise - Kreuzung Mit-
telspannung 

03.01.03 Regelgrabenprofil RG03 offene Bauweise - Kreuzung Tele-
kommunikation 

03.01.04 Regelgrabenprofil RG04 offene Bauweise - Kreuzung Wasser 

03.01.05 Regelgrabenprofil RG05 offene Bauweise - Übertiefen 

03.01.06 Regelgrabenprofil RG06 offene Bauweise - Kreuzung Gewäs-
ser 

03.01.07 Regelgrabenprofil RG07 offene Bauweise - Parallelverlegung 
Mittelspannung 

03.01.08 Regelgrabenprofil RG08 offene Bauweise - Muffengrube 

03.01.09 Regelgrabenprofil RG09 offene Bauweise - Kreuzung Staats-
straße 

03.01.10 Regelgrabenprofil RG10 offene Bauweise - Kreuzung Staats-
straße bei UW 

03.02.01 Baufeldquerschnitt BF01 offene Bauweise Anordnung 01 
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03.02.02 Baufeldquerschnitt BF02 offene Bauweise Anordnung 01 

03.02.03 Baufeldquerschnitt BF03 offene Bauweise Anordnung 02 

03.02.04 Baufeldquerschnitt BF04 offene Bauweise Anordnung 03 

03.02.05 Baufeldquerschnitt BF05 offene Bauweise Anordnung 03 

03.02.06 Baufeldquerschnitt BF06 offene Bauweise Anordnung 02 

03.02.07 Baufeldquerschnitt BF07 offene Bauweise Anordnung 01 und 
Übertiefe 

03.02.08 Baufeldquerschnitt BF08 offene Bauweise Anordnung 01 Ge-
wässer verrohrt 

03.03.01 Erdungs- und Muffenanlage - Schaltschrank über EOK 

03.04.01 Kabelübergangsanlage WA140-18 mit Harfenabspannung 

03.04.02 Mastliste 

04.01 Vorbemerkungen zu den Lageplänen  

04.01.01.01 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 01 

04.01.01.01A Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 01A 

04.01.01.01B Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 01B 

04.01.01.02 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 02 

04.01.01.03 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 03 

04.01.01.04 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 04 

04.01.01.05 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 05 

04.01.01.06 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 06 

04.01.01.07 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 07 

04.02 Vorbemerkungen zu den Lage-Profilplänen Kabelleitung 

04.02.01.01 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 01 

04.02.01.02 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 02 

04.02.01.03 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 03 

04.02.01.04 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 04 

04.02.01.05 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 05 

04.02.01.06 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 06 

04.02.01.07 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 07 

04.03 Vorbemerkungen zu den Längenprofilen Freileitung 

04.03.01 Längenprofil Freileitung Mast Nr. 48 – Mast Nr. 51 

04.03.02 Längenprofil Freileitung Blatt Mast Nr. 51 – Mast Nr. 53N 

04.03.03 Längenprofil Freileitung Blatt Mast 53N – Mast Nr. 54  

05.01 Vorbemerkungen zu Kreuzungen  

05.02 Kreuzungsverzeichnis  

05.03 Übersichtsplan Kreuzungen Maßstab 1:10000 

05.04.01 Muster-Kreuzungsplan Staatsstraße  

05.04.02 Muster-Kreuzungsplan Telekom 

06.01 Vorbemerkungen zu Bauwerksverzeichnis 

06.02 Bauwerksverzeichnis  
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07.01 Vorbemerkungen zum Rechtserwerb  

07.02 Rechtserwerbsverzeichnis  

07.03.01 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 01 

07.03.01A Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 01A 

07.03.01B Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 01B 

07.03.02 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 02 

07.03.03 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 03 

07.03.04 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 04 

07.03.05 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 05 

07.03.06 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 06 

07.03.07 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 07 

07.04 Muster der Dienstbarkeitsbewilligung Kabeltrasse 

07.05 Muster der Dienstbarkeitsbewilligung Kabeltrasse 
Erdungs- und Muffenanlage 

08.01 Allgemeine UVP-Vorprüfung (für Freileitungsanbindung) 

08.02 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (AFB) 

08.03 Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) 

08.03.01 Anhang 1 zu Anlage 08.03 Bestands-, Konflikt- und 
Maßnahmenplan Maßstab 1:2000 West 

08.03.02 Anhang 2 zu Anlage 08.03 Bestands-, Konflikt- und 
Maßnahmenplan Maßstab 1:2000 Os 

08.03.03 Anhang 3 zu Anlage 08.03 Legende Bestands-, Konflikt- und 
Maßnahmenplan 

08.03.04 Maßnahmenblätter zum LBP 

09.01 Geotechnischer Bericht  

09.02 
Beschreibung der Bodenschutzmaßnahmen - Maßnahmen-
blätter 

09.03 Immissionsbericht 

09.04 Variantenvergleich mit Herleitung einer Vorzugsvariante  

 

 

Die Unterlagen sind nur insoweit verbindlich, als sie nicht im Widerspruch zu den Neben-

bestimmungen dieses Beschlusses stehen. 

Die Planunterlagen wurden von der Bayernwerk Netz GmbH, dem VTG GmbH  

Ingenieurbüro und der Sweco GmbH erstellt.  
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III. Nebenbestimmungen (sowie Hinweise / Empfehlungen) / verbindliche Zu-
sagen der Vorhabenträgerin / mitenthaltende Gestattungsentscheidungen 

(gegliedert nach Themenbereichen) 

Anmerkungen: 

Nebenbestimmungen 

Nebenbestimmungen sind durch den Planfeststellungsbeschluss auf Basis zwingen-

den Rechts bzw. als Ergebnis der planerischen Abwägungsentscheidung begründete 

verbindliche Verpflichtungen der Vorhabenträgerin. 

 

Zusagen der Vorhabenträgerin 

Die von der Vorhabenträgerin im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens getätigten 

Zusagen sind rechtlich verbindlich und von der Vorhabenträgerin bei Realisierung des 

planfestgestellten Vorhabens zwingend einzuhalten. 

Die nachfolgende Auflistung dient lediglich nachrichtlichen Zwecken, vermittelt jedoch 

keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Zusagen, die nicht im Rahmen dieses Bescheids 

aufgeführt werden, besitzen selbstverständlich Gültigkeit. 

 

In Abgrenzung zu den seitens der Planfeststellungsbehörde auf Basis zwingenden 

Rechts bzw. als Ergebnis der planerischen Abwägung ausgesprochenen Nebenbe-

stimmungen – werden sie nachfolgend mit der Einleitung „Die Vorhabenträgerin hat 

zugesichert …“ sprachlich gekennzeichnet.  

 

Hinweise / Empfehlungen 

Anders als die – rechtlich verbindlichen – Nebenbestimmungen und Zusagen sind die 

Hinweise und Empfehlungen rechtlich nicht verbindlich. 

Sie werden nachfolgend mit der Einleitung „Es wird darauf hingewiesen …“ bzw. „Es 

wird empfohlen …“ bzw. „Hinweis: …“ sprachlich gekennzeichnet. 
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formelle Konzentrationswirkung der Planfeststellung /  

eingeschlossene Entscheidungen 

Die Planfeststellung ersetzt diverse, sonst für einzelne Maßnahmen des Vorhabens 

erforderlich werdende behördliche Entscheidungen (sog. formelle Konzentrationswir-

kung der Planfeststellung, § 43c EnWG i.V.m. Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG). Sie 

müssen nicht gesondert ausgesprochen oder beantragt werden. 

Welche Entscheidungen vorliegend durch die Planfeststellung ersetzt bzw. in dieser 

enthalten sind, wird nachfolgend bei dem jeweils betroffenen Themengebiet – nach 

Auflistung der ergangenen Nebenbestimmungen und Zusagen - deklaratorisch aufge-

führt (z.B. die Entscheidung über Ausnahme von den Geboten der Wasserschutzge-

bietsverordnung unter dem Themenbereich Gewässerschutz/Wasserschutzgebiete). 

Die Auflistung stellt lediglich einen Service der Planfeststellungsbehörde dar,  

vermittelt jedoch keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Entscheidungen können auch 

von der formellen Konzentrationswirkung erfasst sein, wenn sie nachfolgend nicht 

aufgeführt sind.  

 

1. Allgemeine Unterrichtungspflichten 

Beginn und Ende der jeweiligen Arbeiten an der Erdkabelleitung, der Kabelüber-

gangsanlage, der Neuerrichtung von Mast 53 sowie der Rückbau von Mast 53 alt sind 

folgenden Beteiligten möglichst frühzeitig, jedenfalls aber rechtzeitig nach Maßgabe 

der folgenden Bestimmungen anzuzeigen: 

folgenden - jeweils örtlich zuständigen - unteren Staatsbehörden am Landratsamt 

Traunstein: 

(1) untere Wasserrechtsbehörde  

(2) untere Bodenschutzbehörde (mindestens 1 Woche vor Baubeginn) 

(3) untere Naturschutzbehörde (mindestens 1 Woche vor Baubeginn) 

des Weiteren: 

(4) Wasserwirtschaftsamt Traunstein  
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bei Arbeiten in oder entlang vom Wasserschutzgebiet für den Brunnen V „Sieberöd“ 

(5) der Zweckverband zur Wasserversorgung der Otting-Pallinger-Gruppe 

bei Auffinden von Bodendenkmälern oder sonstigen archäologischen Funden im Zuge 

der Erdaushubarbeiten unverzüglich: 

(6) Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

(7) der örtlich zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde am Landratsamt 

Traunstein 

bei Arbeiten im Bereich von bzw. mit Auswirkungen auf öffentliche Straßen zusätzlich 

die jeweils zuständige: 

(8) Straßenbaubehörde  

(Staatliches Bauamt Traunstein / Kreisbaubehörden des Landratsamtes 

Traunstein / betroffene Gemeindebauämter) 

(9) untere Straßenverkehrsbehörde am Landratsamt Traunstein  

im Bereich von Leitungen der Wasser- oder Energieversorgung, der  

Abwasserentsorgung sowie der Telekommunikation ferner: 

(10) die jeweils zuständigen Betreiber 

sowie bei Inanspruchnahmen von fremdem Grundstückseigentum oder sonstigen 

Maßnahmen mit erheblichen Auswirkungen auf die Nutzung von Privatgrundstücken 

die jeweiligen: 

(11) Grundstückseigentümer 

(12) sonstigen dinglichen Berechtigten 

(13) Pächter / sonstige Bewirtschafter, soweit bekannt 

 

In den nachfolgenden Ziffern festgesetzte spezielle Unterrichtungs-, Anzeige-,                

Abstimmungs- bzw. sonstige Informationspflichten bleiben hiervon unberührt. 
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2. Gewährleistung technische Sicherheit 

(14) Die Anlage ist so zu errichten und zu betreiben, dass die technische              

Sicherheit gewährleistet ist (§ 49 Abs. 1 Satz 1 EnWG). In diesem  

Zusammenhang sind die allgemein anerkannten Regeln der Technik in der 

bei Durchführung der Maßnahme geltenden Fassung sind zu beachten.  
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3. Umweltschutz 

3.1 Gewässerschutz / Wasserschutzgebiete 

Die Einhaltung und wirksame Umsetzung aller Schutzmaßnahmen wird durch die  

Umweltbaubegleitung, die ökologische Baubegleitung und die bodenkundliche Baube-

gleitung überwacht und dokumentiert.  

3.1.1 Grundwasserschutz (in / außerhalb von Wasserschutzgebieten) 

Soweit nicht an anderer Stelle im Rahmen der Planfeststellung unter Ziffer A. III die-

ser Entscheidung verfügt (siehe etwa die Bestimmungen zum Bodenschutz, Ziffer A. 

III. 3.2 oder die Bestimmungen zum Trinkwasserschutzgebiet, Ziffer A.III.3.1.3) gelten 

zum Schutz des Grundwassers nachfolgende Nebenbestimmungen: 

 

(15) Bei Bau und Betrieb der Erdkabelleitung und des Masten 53 der Freileitung 

O52 ist die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um 

nachteilige Veränderungen der Gewässereigenschaft zu vermeiden 

(§ 5 Abs. 1 Nr. 1 WHG). 

 

(16) Die Baustelleneinrichtung und die Bauarbeiten sind grundsätzlich so aus-

zuführen, dass eine Gefährdung des Grundwassers nicht zu besorgen ist.  

  

(17) Die Baustelleneinrichtung muss außerhalb von wassersensiblen Bereichen 

erfolgen. 

(18) Lagerung und Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (z.B. Treibstoffe, 

Öle, Schmiermittel) während des Baues hat so zu erfolgen, dass eine            

Verunreinigung des Grundwassers ausgeschlossen ist. 

(19) Es darf nur mit technisch einwandfreien Maschinen gearbeitet werden. 

Fahrzeuge und Baumaschinen sind gegen Kraftstoff- und Ölverluste zu            

sichern. 

 

(20) Wartungs- und Betankungsarbeiten an den Fahrzeugen und Maschinen 

sind so vorzunehmen, dass keine Gefahr für das Grundwasser besteht. Öl-

bindemittel sind in ausreichender Menge auf der Baustelle bereitzustellen. 
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(21) Bei Unfällen mit wassergefährdenden Stoffen (z.B. defekte Baumaschinen, 

die zu Ölverlust führen), sind unverzüglich das örtlich zuständige Landrats-

amt Traunstein, die örtliche Polizeiinspektion und das Wasserwirtschafts-

amt Traunstein zu informieren. 

  

(22) Sollten trotz aller Vorsicht wassergefährdende Flüssigkeiten austreten, so 

ist das verunreinigte Erdreich umgehend auszuheben und umweltgerecht 

zu entsorgen. 

 

(23) Anlagen zur Lagerung und zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

im Sinne des § 62 WHG sind der örtlich zuständigen unteren Wasser-

rechtsbehörde (Landratsamt Traunstein) anzuzeigen. 

(24) Vor Baubeginn ist festzustellen, ob auf dem Baugrundstück bzw. auf den 

das Baufeld umgebenden Grundstücken unterirdische Lagerbehälter vor-

handen sind (z. B. Erdtanks für Heizöl, Chemikalien, etc.) die durch die 

Baumaßnahmen beschädigt werden könnten. 

(25) Ein Aufstauen des Grundwassers ist zu vermeiden. Es wird auf § 49 Abs. 2 

WHG hingewiesen. Wenn unbeabsichtigt Grundwasser erschlossen wird, 

ist dies der zuständigen unteren Wasserrechtsbehörde unverzüglich anzu-

zeigen. 

(26) Es wird darauf hingewiesen, dass für die gezielte Versickerung von  

gesammeltem Niederschlagswasser oder eine Einleitung von gesammeltem 

Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer Kontakt mit der unteren 

Wasserrechtsbehörde aufzunehmen ist.  

(27) Beim Baugrubenaushub ist sorgfältig darauf zu achten, ob verunreinigtes 

Erdreich aus früheren Auffüllungen angetroffen wird. In diesem Fall ist die 

zuständige untere Wasserrechtsbehörde Traunstein unverzüglich zu  

verständigen. Verunreinigtes Aushubmaterial ist gewässerunschädlich zu 

entsorgen oder zu verwerten. 

(28) Die Wiederverfüllung der Baugruben hat mit dem ursprünglichen Erdaushub 

(insofern unbelastet) zu erfolgen. 

(29) Die Wiederverfüllung der Geländemulde von dem rückgebauten Mast 53 

darf nur mit nachweislich unbelastetem Erdaushub oder Kies erfolgen.  
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(30) Für die Baumaßnahme (Fundamentgründung, Hinterfüllung usw.) dürfen 

keine Baustoffe und Einsatzstoffe mit auswaschbaren oder auslaugbaren 

und/oder wassergefährdenden Materialien verwendet werden.  

 

3.1.2 Schutz von Oberflächengewässern (in / außerhalb von Wasserschutzgebieten) 

(31) Während der gesamten Bauarbeiten dürfen oberirdische Gewässer nicht 

durch Treibstoffe, Öle von Fahrzeugen oder durch sonstige wassergefähr-

dende Stoffe, wie z.B. Betonzusatzmittel oder Zement, verunreinigt werden. 

Beim Lagern, Abfüllen und Umschlagen von Kraftstoffen, Ölen, Schmier-

mitteln oder sonstigen wassergefährdenden Stoffen und Flüssigkeiten  

dürfen Oberflächengewässer während der Bauarbeiten nicht verunreinigt 

werden. Stoffeinträge sind durch die Verwendung von 100% biologisch ab-

baubaren Hydraulikölen für die Baufahrzeuge, den Verzicht auf gewässer-

gefährdende Betriebsstoffe, Schmiermittel etc. und durch eine Betankung 

der Fahrzeuge außerhalb wassergefährdender Bereiche zu vermeiden.  

(32) Wartungs- und Betankungsarbeiten sind außerhalb von Gewässerberei-

chen vorzunehmen. Ölbindemittel sind in ausreichender Menge auf der 

Baustelle vorzuhalten. 

(33) Es ist ein ausreichender Abstand von oberirdischen Gewässern zu halten. 

(34) Der vorhandene Bewuchs an oberirdischen Gewässern, insbesondere 

Ufervegetation, ist größtmöglich zu schonen.  

(35) Eventuell beschädigte Ufer oder Böschungen an den Gewässern sind nach 

der Bauausführung wieder in den ursprünglichen Zustand zu versetzen.  

(36) Gegenstände, die während der Bauarbeiten im Gewässerbereich gelagert 

werden und nicht zum Bauwerk gehören, sind arbeitstäglich und nach  

Abschluss der Bauarbeiten wieder restlos zu entfernen.  
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3.1.3 Wasserrechtliche Befreiung im Trinkwasserschutzgebiet Palling 

(1) Gegenstand / Zweck der Befreiung  

Das Vorhaben liegt im westlichen Abschnitt (Trasse km 0, km 0+745 bis km 1+220) 

am äußeren Rand der weiteren Schutzzone III des Wasserschutzgebiets für den 

Brunnen V „Sieberöd“ in der Gemeinde Palling zur öffentlichen Trinkwasserversor-

gung (Zweckverband zur Wasserversorgung der Palling-Ottinger-Gruppe). Nach 

§ 3 Abs. 1, Nr. 2.1 der Wasserschutzgebietsverordnung für den Tiefbrunnen Palling V 

„Sieberöd“ sind Veränderungen oder Aufschlüsse der Erdoberfläche, selbst wenn 

Grundwasser nicht aufgedeckt wird, in der weiteren Schutzzone verboten. Für den 

geplanten Eingriff in schützende Deckschichten ist im Bereich des Trinkwasser-

schutzgebiets eine wasserrechtliche Genehmigung erforderlich.  

 

Für den geplanten baubedingten Eingriff hat die Vorhabenträgerin eine Befreiung 

gem. § 52 WHG vom Verbotskatalog der Wasserschutzgebietsverordnung für den 

Tiefbrunnen Palling V „Sieberöd“ beantragt. Über die Befreiung ist aufgrund der for-

mellen Konzentrationswirkung durch die Plangenehmigungsbehörde mitzuentschei-

den. Die Befreiung wird erteilt, da der Schutzzweck des Wasserschutzgebietes durch 

das gegenständliche Vorhaben nicht gefährdet wird. Auch das Landratsamt Traun-

stein (SG 4.16 Wasserrecht), das Wasserwirtschaftsamt Traunstein und der Zweck-

verband zur Wasserversorgung der Otting-Pallinger-Gruppe haben der Befreiung un-

ter Einhaltung der im Folgenden genannten Nebenbestimmungen zugestimmt.  

 

(2) Nebenbestimmungen für Arbeiten im Wasserschutzgebiet  

Für Arbeiten innerhalb bzw. im unmittelbaren Bereich von Wasserschutzgebieten gel-

ten – zusätzlich zu den Bestimmungen zum Schutz von Grundwasser bzw.  

Oberflächengewässern – nachfolgende Nebenbestimmungen: 

 

(37) Es gelten grundsätzlich die Verbote, Beschränkungen und Handlungspflich-

ten der örtlichen Wasserschutzgebietsverordnung („Verordnung des Land-

ratsamts Traunstein über das Wasserschutzgebiet für den Tiefbrunnen Pal-

ling V „Sieberöd“ in der Gemeinde Palling, Landkreis Traunstein, für die öf-

fentliche Wasserversorgung durch den Zweckverband zur Wasserversor-

gung der Otting-Pallinger Gruppe, Sitz Teisendorf“ vom 16. Juni 1997 – 
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veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Traunstein Nr. 21 vom 20. Juni 

1997, Seite 118 – Im Folgenden: Wasserschutzgebietsverordnung für den 

Tiefbrunnen Palling V „Sieberöd“). 

(38) Die Baustelleneinrichtung und die Bauarbeiten sind so auszuführen, dass 

eine Gefährdung des Grundwassers nicht zu besorgen ist. 

 

(39) Für die Baumaßnahme ist ein Verantwortlicher für alle im Sinne des Ge-

wässerschutzes erforderlichen Sicherungs- und Vorsorgemaßnahmen zu 

benennen.  

 

(40) Alle auf der Baustelle eingesetzten Mitarbeiter (auch Fremdfirmen, Subun-

ternehmer) sind von dem verantwortlichen Bauleiter auf die besondere  

Lage unmittelbar im Wasserschutzgebiet (Schutzzone III) aufmerksam zu 

machen und über die besonderen Anforderungen für Baumaßnahmen in 

Wasserschutzgebieten zu belehren. Über die Belehrung ist eine Nieder-

schrift anzufertigen.  

 

(41) Der genaue Baubeginn im Wasserschutzgebiet sowie die für den Gewäs-

serschutz verantwortliche Person sind dem Zweckverband Otting-Pallinger 

Gruppe und dem Wasserwirtschaftsamt Traunstein fünf Werktage vor Be-

ginn der Bauarbeiten per E-Mail (poststelle@wwa-ts.bayern.de) anzuzei-

gen.  

 

(42) Die Anforderungen der Schutzgebietsverordnung sind strikt einzuhalten. 

Dies gilt auch für künftige Instandhaltungs- und Pflegemaßnahmen.  

 

(43) Bodeneingriffe sind auf das unumgänglich notwendige Maß zu begrenzen. 

Der Oberboden ist sorgsam abzutragen und fachgerecht seitlich zu lagern 

und zum frühestmöglichen Zeitpunkt wieder aufzubringen und zu begrünen. 

Die Anforderungen der DIN 18915 und DIN 19731 sind zu beachten.  

 

(44) Die Arbeitsabschnitte sind so zu wählen, dass keine längeren Stillstandszei-

ten mit offenen Leitungsgräben entstehen.  

mailto:poststelle@wwa-ts.bayern.de
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(45) Der Leitungsgraben ist in angemessenen Abständen mit gering wasser-

durchlässigen Querriegeln oder gleichwertigen technischen Maßnahmen zu 

errichten, welche eine Drainagewirkung des Leitungsgrabens in Richtung 

des Wasserschutzgebietes sowie innerhalb des Wasserschutzgebietes 

wirksam und dauerhaft unterbinden.  

 

(46) In Baumaschinen ist ein biologisch leicht abbaubares Hydrauliköl der Was-

sergefährdungsklasse 1 zu verwenden. Bei Grabungsarbeiten sind nur  

Maschinen und Geräte zu verwenden, die sich in technisch einwandfreiem 

Zustand befinden.  

 

(47) Eventuell anfallende Abfälle sind unverzüglich aus dem Schutzgebiet zu 

entfernen. Innerhalb des Wasserschutzgebietes dürfen keine Abfallprodukte 

gelagert werden. 

 

(48) Die Lagerung und das Umfüllen von Kraftstoffen, Ölen, Schmiermitteln und 

sonstigen wassergefährdenden Stoffen ist im Schutzgebiet nicht zulässig.  

 

(49) Die Baustelleneinrichtung hat außerhalb des Wasserschutzgebietes zu er-

folgen.  

 

(50) Die Wartung und Reinigung von Fahrzeugen und Maschinen ist nicht zuläs-

sig. Nicht im Einsatz befindliche Fahrtzeige und Maschinen sind außerhalb 

des Schutzgebietes abzustellen.  

 

(51) Die Verfüllung von Leitungsgräben hat grundsätzlich mit dem ursprüngli-

chen Aushub zu erfolgen. Eventuell zusätzlich benötigtes Material darf nicht 

auslauf- oder auswaschbar sein (chemisch inert) und darf keinerlei Fremd-

bestandteile enthalten. Die Verwendung von Recyclingbaustoffen ist nicht 

zulässig. Es dürfen nur nachweislich grundwasserunschädliche, nicht aus-

lauf- oder auswaschbare Materialien verwendet werden.  
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(52) Sollte während der Bauarbeiten ein Unfall mit wassergefährdenden Stoffen 

eintreten, dann sind unverzüglich Maßnahmen einzuleiten, die ein weiteres 

Eindringen der Stoffe in den Untergrund verhindern. Das Wasserversor-

gungsunternehmen sowie die Wasserrechtsbehörde am Landratsamt 

Traunstein und das Wasserwirtschaftsamt Traunstein sind unverzüglich zu 

verständigen.  

 

(53) Bei künftigen Pflege- und Instandhaltungsarbeiten gelten die vorgenannten 

Anforderungen. Wassergefährdende Flüssigkeiten und Materialien dürfen 

nicht zum Einsatz kommen.  

 

Mitenthaltene Entscheidungen (§ 43c EnWG i.V.m. Art. 75 Abs. 1 Satz 1 

BayVwVfG) 

 
Wasserrechtliche Ausnahmen (Befreiung) 

von den Verboten der Wasserschutzgebietsverordnung 

(§ 52 Abs. 1 Satz 2 WHG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 2.1 „Verordnung des Landratsamts 

Traunstein über das Wasserschutzgebiet für den Tiefbrunnen Palling V „Sieberöd“ 

in der Gemeinde Palling, Landkreis Traunstein, für die öffentliche Wasserversor-

gung durch den Zweckverband zur Wasserversorgung der Otting-Pallinger Grup-

pe, Sitz Teisendorf“ vom 16. Juni 1997 – veröffentlicht im Amtsblatt für den Land-

kreis Traunstein Nr. 21 vom 20. Juni 1997, Seite 118) 

 

für die Durchführung von Bodeneingriffen  

im Zuge der Verlegung einer 110-kV-Erdkabelleitung und der hierfür notwendigen 

Verschiebung von Mast 53 der Freileitung O52 sowie der Kabelübergangsanlage 

im Wasserschutzgebiet Palling für den Brunnen V „Sieberöd“ in der Gemeinde 

Palling (Zweckverband zur Wasserversorgung der Palling-Ottinger-Gruppe) 
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3.1.4 Beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis (Bauwasserhaltung) 

Anträge auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis sind nicht Bestandteil dieses 

Planfeststellungsverfahrens.  

(54) Es wird darauf hingewiesen, dass für den Fall, dass eine Bauwasserhaltung 

widererwartend erforderlich werden sollte, diese im Nachgang bei der zu-

ständigen unteren Wasserrechtsbehörde am Landratsamt Traunstein bean-

tragt werden muss. Die Vorhabenträgerin sollte in diesem Fall auch das 

Wasserwirtschaftsamt Traunstein informieren.  

 

3.1.5 Hochwasserschutz  

(55) Die Baustelleneinrichtung ist so anzuordnen, dass davon keine Gefährdung 

bei einem möglichen Hochwasser ausgehen kann. Hierbei gilt es insbeson-

dere, den ungehinderten Abfluss des Hochwassers aufrecht zu erhalten 

und die Abschwemmung von Baumaterialien und Teilen der Baustellenein-

richtung zu verhindern. Bei drohendem Hochwasser müssen alle Baugeräte 

und wassergefährdenden Stoffe, die fortgeschwemmt werden könnten, aus 

den hochwassergefährdeten Bereichen entfernt werden. 

 

(56) Alle errichteten Anlagen sind in einem Turnus von fünf Jahren zu untersu-

chen. Nach starkem Hochwasser oder Unwetterereignissen ist eine anlass-

bedingte Überprüfung der betroffenen Anlagen durchzuführen. Falls beson-

dere Vorkommnisse festgestellt werden, ist unverzüglich Kontakt mit der 

unteren Wasserrechtsbehörde des Landratsamts Traunstein und dem Was-

serwirtschaftsamt Traunstein aufzunehmen.  

 

3.1.6 Schutz vor Überflutungen nach Starkregenereignissen 

(57) Unter Beachtung der allgemeinen Sorgfaltspflichten nach § 5 Abs. 1 WHG 

ist bei Bau und Betrieb die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt  

anzuwenden, um nachteilige Veränderungen der Gewässereigenschaften 

zu vermeiden (§ 5 Abs. 1 WHG).  
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(58) Infolge von Starkregenereignissen können insbesondere in wassersensib-

len Bereichen und entlang potenzieller Fließpfade Überflutungen auftreten. 

Entsprechende Vorkehrungen gegen Schäden obliegen bei Bau und                

Betrieb der Vorhabenträgerin.  

3.1.7 Sonstiges  

(59) Bezüglich des Umgangs und der Lagerung wassergefährdender Stoffe ist 

die fachkundige Stelle des örtlich zuständigen Landratsamtes Traunstein zu 

hören. 

 

(60) Dem Wasserwirtschaftsamt Traunstein sowie der örtlich zuständigen unte-

ren Wasserrechtsbehörde an dem Landratsamt Traunstein ist ein An-

sprechpartner zu benennen, der während der Baumaßnahme jederzeit zu 

erreichen ist. Beginn und Ende der Bauarbeiten ist der genannten Wasser-

rechtsbehörde ebenfalls rechtzeitig anzuzeigen. 

 

3.2 Bodenschutz 

3.2.1 präventiver (vorsorgender) Bodenschutz 

(1) Allgemeines 

(61) Die Vorhabenträgerin hat zugesagt, zum Schutz des Bodens, Erdarbeiten 

entsprechend der Vorgaben der Norm der DIN 18300 (Erdarbeiten), 

DIN 18915 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten), 

DIN 19639 (Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben) 

und DIN 19731 (Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial) 

durchzuführen.  

 

(62) Für den Rückbau des Altmasten ist der Leitfaden des bayerischen Landes-

amtes für Umwelt (LfU) und der bayerischen Landesanstalt für Landwirt-

schaft (LfL) „Gemeinsame Handlungsempfehlungen zum Umgang mit           

möglichen Bodenbelastungen im Umfeld von Stahlgitter-Strommasten im 

bayerischen Hoch- und Höchstspannungsnetz“ heranzuziehen. 

Diese kann unter nachfolgenden Link heruntergeladen werden: 
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https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungshilfe_hochspan

nung.pdf 

 

(63) Bei der Baustelleneinrichtung ist auf eine Minimierung der Bodenversie-

gelung und Bodenverdichtung zu achten. 

(64) Es ist sicherzustellen, dass die im Rahmen der Bauarbeiten zu Boden-

schutzzwecken ausgelegten Planen zur Verhinderung von Bodenverun-

reinigungen ausreichend dimensioniert sind. 

(65) Beim Lagern, Abfüllen und Umschlagen von Kraftstoffen, Ölen, Schmier-

mitteln oder sonstigen wassergefährdenden Stoffen darf die Bodenzone 

während der Bauarbeiten nicht verunreinigt werden. Es darf keine Gefahr 

der Kontamination für die angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen ent-

stehen. Fahrzeuge und Maschinen müssen so betankt werden, dass keine 

Gefahr für die Gewässer und den Boden entstehen kann. Ölbindemittel sind 

in ausreichender Menge auf der Baustelle bereitzustellen. 

(66) Treten Schäden durch das Befahren mit schweren Baumaschinen auf, so 

sind diese unverzüglich zu beseitigen.  

(67) Bei Aushub- und Rückbauarbeiten sind Maßnahmen gegen schädliche Bo-

denveränderungen zu treffen. In diesem Zusammenhang ist die  

LFU-„Handlungshilfe für den Rückbau von Mastfundamenten bei Hoch- und 

Höchstspannungsfreileitungen“ zu beachten. Insbesondere wird hier auf 

den Punkt 4.3 „Beim Fundamentrückbau anfallendes Bodenmaterial“             

verwiesen. 

Die Handlungsanweisung kann unter folgendem Link abgerufen werden: 

https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungshilfe_hochspan

nung.pdf  

(68) Es ist ein Verantwortlicher für das Vorhaben zu bestellen (Beauftragung der 

bodenkundlichen Baubegleitung), der den Vollzug der geltenden Auflagen 

zum Bodenschutz während der Bauphase sicherstellt. Dem Landratsamt 

Traunstein ist diese Person sowie der zuständige Bauleiter zu benennen. 

Der Beauftragte hat im Falle von Schadensereignissen, Bodenverunreini-

gungen, im Hochwasserfall etc. erreichbar zu sein und umgehend für Abhil-

femaßnahmen und Information der Betroffenen zu sorgen.  

https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungshilfe_hochspannung.pdf
https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungshilfe_hochspannung.pdf
https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungshilfe_hochspannung.pdf
https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungshilfe_hochspannung.pdf
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(69) Baubeginn und -ende sind der örtlich zuständigen unteren Bodenschutzbe-

hörde des Landratsamts Traunstein sowie dem Wasserwirtschaftsamt 

Traunstein mindestens eine Woche vorher mitzuteilen.  

 

(70) Der örtlich zuständigen unteren Bodenschutzbehörde Traunstein sowie 

dem örtlich zuständigen Wasserwirtschaftsamt Traunstein ist innerhalb von 

vier Wochen nach Fertigstellung ein Bestandslageplan zu übergeben, wenn 

Abweichungen der geprüften Planung vorgenommen werden. Andernfalls 

ist die plangerechte Ausführung in der Baubeendigungsanzeige mitzuteilen.  

 

(2) Bodenkundliche Baubegleitung 

 

Die Vorhabenträgerin hat als Teil der Umweltbaubegleitung die Einrichtung 

einer Bodenkundlichen Baubegleitung (BBB) zugesichert (siehe Planunter-

lage 01.00). 

 

(71) Die Bodenkundliche Baubegleitung muss über vertiefte theoretische und 

praktische Kenntnisse im Bereich Boden, vorsorgender Bodenschutz und 

bodenkundliche Baubegleitung verfügen und auf die Einhaltung der Belan-

ge des vorsorgenden Bodenschutzes während der Bauausführung achten.  

(72) Die BBB ist in das Bauteam als Fachbauleitung zu integrieren. Der BBB ist 

jederzeit unter Berücksichtigung der Sicherheitsbestimmungen der Zutritt 

zur Baustelle, die Teilnahme an Baubesprechungen, die auch Themen zum 

Boden beinhalten, und Einsicht in die Bautagebücher zu gestatten.  

 

(73) Die den Bodenschutz betreffenden Vorkehrungen und Maßnahmen sind 

von der bodenkundlichen Baubegleitung beauftragten Person wahrzuneh-

men. Dies umfasst insbesondere folgende Aufgaben: 

­ Beratung/Kontrolle zur Lagerung und Wiedereinbau des Erdaushubs  

­ Beratung/Kontrolle bei der Anlage von Baustraßen 

­ Prüfung/Abstimmung des einzusetzenden Fuhrparks der Baufirmen 

auf der Trasse 

­ Anwesenheit bei widrigen Witterungsverhältnissen zur Prüfung der 

Bodenverhältnisse 
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­ Abstimmung mit dem Bauherrn bezüglich eines Baustopps oder           

einer Weiterarbeit bei kritischen Bodenverhältnissen 

­ Beratung/Kontrolle der Rekultivierungsmaßnahmen und im Bedarfs-

fall auch bei den eventuell nachfolgenden Meliorationsmaßnahmen 

(z.B. Dränage, Verdichtung) 

­ Präsenz und Beratung für die Bewirtschafter der beanspruchten  

Flächen bei landwirtschaftlichen Fragen/Problemen während der 

Bauphase 

­ Erstellung von Berichten zur Dokumentation der Bauausführung in 

Bezug auf den Bodenschutz, der Ergebnisse der BBB, von besonde-

ren Vorfällen in Bezug auf den Boden 

­ Anwesenheit bei der Bauabnahme der landwirtschaftlichen Flächen 

mit Bauherr, Baufirma, Eigentümer und Besitzer 

­ Sicherstellung der Beprobung und ggf. ordnungsgemäßer Verwer-

tung bzw. Entsorgung belasteter Böden (z.B. an der St2093) 

 

(74) Der Sachverständige bzw. sein Büro muss personell in der Lage sein, wäh-

rend der Bauphase die bodenkundliche Baubegleitung ordnungsgemäß vor 

Ort durchführen zu können. 

3.2.2 Durchführung von Arbeiten in mit Altlasten / schädlichen Bodenveränderungen 
vorbelasteten Gebieten 

(75) Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens 

festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast 

hindeuten, ist unverzüglich die örtlich zuständige untere Bodenschutzbe-

hörde des Landratsamts Traunstein zu benachrichtigen (Mitteilungspflicht 

gem. Art. 1 BayBodSchG).  

Der Aushub ist z. B. in dichten Containern mit Abdeckung zwischenzula-

gern bzw. die Aushubmaßnahme ist zu unterbrechen bis der Entsorgungs-

weg des Materials geklärt ist. 

 

(76) Der Umgang mit belastetem Material aus Rückbau und Aushub ist vorab 

mit der örtlich zuständigen unteren Bodenschutz- sowie Abfallrechtsbehör-

de des Landratsamts Traunstein abzustimmen.  
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(77) Die ordnungsgemäße Entsorgung ist sicherzustellen. 

(78) Bei Aushub- und Rückbauarbeiten an Mast 53 ist die LfU-Handlungshilfe für 

den Rückbau von Mastfundamenten bei Hoch- und Höchstspannungsfreilei-

tungen zu beachten: 

https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungshilfe_hochspan

nung.pdf 

Insbesondere wird hier auf den Punkt 4.3 „Beim Fundamentrückbau anfal-

lendes Bodenmaterial“ verwiesen. 

3.2.3 Rekultivierung 

(79) Nach Abschluss der Arbeiten sind die Böden soweit möglich in ihren               

ursprünglichen Zustand zurückzuversetzen. 

(80) Bei dem Rückbau von Mast 53 sind die neu entstehenden oder wiederher-

gestellten Flächen so herzustellen, dass Folgenutzungen (wieder) möglich 

sind. 

 

3.3 Abfälle 

(81) Die Vorgaben des Bundesbodenschutzgesetzes sowie des Kreislauf-

wirtschaftsgesetzes (beispielsweise zur Abfallhierarchie und die Grund-

pflichten nach §§ 6, 7, 8, KrWG) - einschließlich der begleitenden Regel-

werke - sind zu beachten. 

(82) Mit Beginn der Maßnahmen ist der örtlich zuständigen Abfallrechtsbehörde 

des Landratsamts Traunstein ein Ansprechpartner (ökologische Baubeglei-

tung) zu benennen, der für die geordnete Abfallentsorgung verantwortlich 

ist. 

(83) Anfallende Abfälle, die nicht vermieden werden können, sind vorrangig            

einer Verwertung zuzuführen. Nicht verwertbare Abfälle sind ordnungs-

gemäß und schadlos zu beseitigen. Bei der Entsorgung von gefährlichen 

Abfällen ist die Nachweisverordnung (NachwV) zu beachten. 

(84) Gefährliche Abfälle, deren Anfall nicht vermieden werden kann und die 

nachweislich nicht verwertet werden können, sind zu deren Beseitigung 

gemäß Art. 10 Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz (BayAbfG) der Sonder-

https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungshilfe_hochspannung.pdf
https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungshilfe_hochspannung.pdf
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abfall-Entsorgung Bayern GmbH (GSB) zu überlassen, sofern sie von der 

Entsorgung durch die entsorgungspflichtige Körperschaft ausgeschlossen 

sind. In diesem Zusammenhang sind die örtlichen Abfallvorschriften zu           

beachten. 

(85) Sollten Abfälle mit schadstoffhaltigen Beschichtungen („Bleimennige“) anfal-

len, sind diese ordnungsgemäß und fachgerecht zu verwerten bzw. zu ent-

sorgen. 

(86) Der Umgang mit belastetem Material aus Rückbau von Mast 53 und Aus-

hub ist vorab mit der örtlich zuständigen unteren Abfallrechtsbehörde des 

Landratsamts Traunstein abzustimmen. 

In diesem Zusammenhang sind insbesondere die „Handlungshilfe für den 

Rückbau von Mastfundamenten bei Hoch- und Höchstspannungsfrei-

leitungen“  

https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungshilfe_hochsp

annung.pdf 

sowie die „Gemeinsame Handlungsempfehlung zum Umfang mit mög-

lichen Bodenbelastungen im Umfeld von Stahlgitter-Strommasten im 

bayerischen Hoch- und Höchstspannungsnetz“ 

https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungsempfehlung

_strommasten.pdf 

zu beachten. 

(87) Es wird auf die Merkblätter zum Umgang mit mineralischen Abfällen hinge-

wiesen. Unter folgendem Link finden sich entsprechende Informationen:  

 

https://www.lfu.bayern.de/abfall/mineralische_abfaelle/index.htm  

 

(88) Es sind Nachweise über die ordnungsgemäße Entsorgung zu führen und 

dem zuständigen Landratsamt Traunstein auf Verlangen vorzulegen. 

 

https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungshilfe_hochspannung.pdf
https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungshilfe_hochspannung.pdf
https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungsempfehlung_strommasten.pdf
https://www.lfu.bayern.de/boden/stahlbauten/doc/handlungsempfehlung_strommasten.pdf
https://www.lfu.bayern.de/abfall/mineralische_abfaelle/index.htm
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3.4 Immissionsschutz 

3.4.1 Schutz vor baubedingten Auswirkungen 

(1) Baulärm 

(a) Allgemeines 

(89) Die Bestimmungen der 32. BImSchV (Geräte- und Maschinenlärmschutz-

verordnung) sind einzuhalten. 

(90) Die Anforderungen der AVV Baulärm (Allgemeine Verwaltungsvorschrift 

zum Schutz gegen Baulärm) sind einzuhalten. 

(91) Für die Lagerflächen sind die Bestimmungen der 32. BImSchV sowie der 

AVV Baulärm entsprechend anzuwenden. 

(92) Die eingesetzten Baumaschinen müssen (soweit einschlägig) den Anforde-

rungen der Richtlinie 2000/14/EG Stufe II, geändert durch die Richtlinie 

2005/88/EG, entsprechen. 

(93) Der Baubetrieb ist nur in der Tagzeit im Zeitraum von 07:00 bis 20:00 Uhr 

vorzusehen. Bauarbeiten, die während der Nachtzeit oder an Sonn- und 

Feiertagen durchgeführt werden müssen, sind auf ein betrieblich unabding-

bares Mindestmaß zu beschränken 

(94) Bei lärmintensiven – oder widererwartend erschütterungsintensiven – Bau-

phasen, sind die Betroffenen in geeigneter Form hierüber vorab zu informie-

ren und es ist ein Ansprechpartner für die Anwohner zu benennen.  

(95) Für die Bauarbeiten sind geräuscharme Baumaschinen und –verfahren ent-

sprechend dem derzeitigen Stand der Technik vorzusehen.  

 

(b) Einsatz von Hydraulikhammer 

(96) Sollte es zum Einsatz eines Hydraulikhammers kommen, dann sind die mit 

dem Hydraulikhammer durchzuführenden Bauarbeiten auf das unvermeidli-

che Mindestmaß zu beschränken. Bei Überschreitungen der Immissions-

richtwerte der 32. BImSchV sind entsprechend Vorkehrungen (Schall-

schutzmaßnahmen oder Betriebszeitenbeschränkung usw.) zu treffen. 
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(2) Erschütterung 

(97) Für den Fall, dass bei den Bauarbeiten erschütterungsrelevante Baumaß-

nahmen und -verfahren in der Nähe von Wohngebäuden eingesetzt wer-

den, sind die Anforderungen der DIN 4150 Teil 2 vom August 2025  

(Erschütterungen im Bauwesen – Einwirkungen auf Menschen in Gebäu-

den) und der DIN 4150 Teil 3 vom Dezember 2016 (Erschütterungen im 

Bauwesen – Einwirkungen auf bauliche Anlagen) zu beachten. 

 

(3) Luftverunreinigungen 

(98) Die baubedingte Staubbelastung ist durch geeignete Minderungs-

maßnahmen (z. B. ausreichende Befeuchtung bei staubenden Arbeiten, Be-

feuchtung/Abdeckung von Kies- und Sandlagerungen, etc.) soweit möglich 

zu reduzieren. Hierbei ist das Merkblatt zur Staubminderung bei Baustellen 

zu beachten. 

(99) Es wird empfohlen, die derzeit auf dem Markt befindlichen emissions-

ärmsten Baumaschinen einzusetzen. Als emissionsrelevante Mindest-

vorgabe sollte bei Baumaschinen die Einhaltung der Vorgaben der 

BayLuftV eingehalten werden. Lkw sollten die Vorgaben der Abgasnorm 

Euro VI erfüllen. 

 

(4) Weitere Anforderungen an den Baustellenbetrieb 

(100) Es ist sicherzustellen, dass Verschmutzungen der Fahrwege durch Fahr-

zeuge nach dem Verlassen der Baustelle vermieden werden.  

Unvermeidbare Verschmutzungen auf Straßen, Wegen und Zufahrten sind 

von der Vorhabensträgerin oder deren Beauftragten arbeitstäglich zu reini-

gen.  

(101) Die Transportfahrzeuge sind so zu beladen, dass ein Abwehen oder Abrol-

len des ausgebauten Materials vermieden wird. Hierzu ist ggf. die Ladeflä-

che der Fahrzeuge mit geeigneten Planen abzudecken.  
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3.4.2 Schutz vor anlagen- und betriebsbedingten Auswirkungen (einschließlich pro-
visorischer Leitungen) - elektromagnetische Felder 

(102) Die geplante 110-kV-Kabelanlage ist so zu errichten und zu betreiben, dass 

hinsichtlich der elektromagnetischen Felder die Anforderungen der 26. 

BImSchV, einschließlich der Anforderungen zur Vorsorge nach § 4 Abs. 2 

der 26. BImSchV i.V.m. der 26. BImSchVVwV, eingehalten werden. Die An-

forderungen der 26. BImSchV gelten ebenfalls für die während der Bau-

maßnahme geplante provisorische Leitung. 
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3.5 Natur-, Landschafts- und Artenschutz 

3.5.1 Allgemeine Bestimmungen 

(1) Umweltbaubegleitung (ökologische Baubegleitung) 

Die Vorhabenträgerin sagt zu eine fachlich qualifizierte Umweltbaubegleitung (UBB) 

einzusetzen. Die UBB umfasst eine spezielle ökologische Baubegleitung (ÖBB) mit 

umfangreichen Kenntnissen in den Bereichen Ökologie, Naturschutzrecht und Um-

weltschadensgesetz zur Umsetzung der natur- und artenschutzrechtlichen Auflagen 

sowie eine spezielle bodenkundliche Baubegleitung (BBB; siehe Ziffer A.III.3.2.1 (2) 

des gegenständlichen Beschlusses).  

(103) Aufgabe der Umweltbaubegleitung ist es sicherzustellen, dass bei der Bauvor-

bereitung und Baudurchführung sowie bei der Umsetzung der Wiederherstel-

lungs- und Kompensationsmaßnahmen alle planfestgestellten Vorgaben und 

festgesetzten Nebenbestimmungen sowie die Anforderungen des Naturschut-

zes beachtet werden. Dazu gehört insbesondere  

­ die Einhaltung der festgesetzten Vermeidungs-, Schutz- und  

Minimierungsmaßnahmen,  

­ die ordnungsgemäße Umsetzung und Wirksamkeit der festgesetzten 

Wiederherstellungs- und Kompensationsmaßnahmen sowie  

­ das Ergreifen der erforderlichen Maßnahmen bei unvorhergesehenen 

Entwicklungen, insbesondere artenschutzrechtlichen Konflikten. 

(104) Während der Baumaßnahmen überwacht die ökologische Baubegleitung die 

Einhaltung der einschlägigen Vorgaben vor Ort und steht den ausführenden 

Personen sowie den beteiligten Behörden für Rückfragen zur Verfügung.  

(105) Die ökologische Baubegleitung ist im Benehmen mit dem Landratsamt 

Traunstein, untere Naturschutzbehörde, rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten 

zu bestellen.  

(106) Die mit ökologischen Baubegleitung betraute Person muss über ein abge-

schlossenes Hochschul- oder Fachhochschulstudium verfügen, welches ver-

tiefte Kenntnisse auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Land-

schaftsökologie vermittelt und darüber hinaus über einschlägige praktische 

Erfahrung verfügen. 
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(107) Die ökologische Baubegleitung ist der Genehmigungsbehörde, der höhen 

Naturschutzbehörde der Regierung von Oberbayern und der unteren Natur-

schutzbehörde des Landratsamts Traunstein mit Namen, Erreichbarkeit und 

fachlicher Qualifikation mindestens vier Wochen vor Beginn der Baumaß-

nahme schriftlich mitzuteilen. 

(108) Die Umweltbaubegleitung hat die konkrete Bauausführung (Anlegen von 

Baustelleneinrichtungen, Zu- und Abfahrten, Arbeitsräume, Abgrenzung des 

Baufeldes etc.) mit der unteren Naturschutzbehörde Traunstein abzustim-

men.  

(109) Das bei der Baufeldräumung anfallende Abraummaterial ist zur Vermeidung 

einer Ansiedlung von Tierarten und in diesem Zusammenhang nicht auszu-

schließender weiterer Verbotstatbestände unverzüglich aus dem Baufeld 

abzutransportieren. 

 

(110) Die Umweltbaubegleitung hat während der Baumaßnahme Bauberichte mit 

Fotodokumentation und Aufzeichnungen im Hinblick auf ursprünglich nicht 

vorgesehene Flächen zu führen. Nach Fertigstellung der Maßnahmen hat 

die Vorhabenträgerin die Bilanzierung der Eingriffsregelung auf dieser 

Grundlage der Dokumentation zu überprüfen und ggf. den für das Vorha-

ben erforderlichen Kompensationsbedarf nachzubessern. Die Fotodoku-

mentation der Baumaßnahmen sowie die ggf. überarbeiteten Unterlagen 

zur Bilanzierung sind nach Fertigstellung der Maßnahmen innerhalb von 

vier Wochen bei der unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt Traun-

stein vorzulegen. 

 

(111) Eine Dokumentation (Begehungs- und Besprechungsprotokolle) der ökologi-

schen Baubegleitung ist der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde 

Traunstein unaufgefordert zeitnah (zumindest an jedem Monatsende) und 

der Höheren Naturschutzbehörde an der Regierung von Oberbayern jeweils 

am Jahresende sowie nach Abschluss des Vorhabens zur Kenntnis vorzule-

gen.  

 

(112) Die Umweltbaubegleitung hat die Arbeiten zu dokumentieren und einen be-

wertenden Abschlussbericht bei der zuständigen unteren Naturschutzbehör-

de Traunstein nach Abschluss der Arbeiten einzureichen. 
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(113) Nach Abschluss aller Bau- und Renaturierungsarbeiten ist der zuständigen 

unteren Naturschutzbehörde Traunstein eine gemeinsame Schlussabnahme 

anzubieten. 

 

(114) Die Vorhabenträgerin verpflichtet die Beauftragten für die ökologische Bau-

begleitung vor Baubeginn die ausführende Baufirma im Rahmen eines ge-

meinsamen Ortstermins in die landschaftspflegerischen Anforderungen ein-

zuweisen. 

(115) Durch die ökologische Baubegleitung sind während der Baumaßnahme ins-

besondere auch Aufzeichnungen zur Beanspruchung ursprünglich nicht vor-

gesehener Flächen zu führen. Sollten größere Baufelder als angegeben be-

nötigt werden, ist eine Genehmigung notwendig, die im Voraus bei der höhe-

ren Naturschutzbehörde einzuholen ist. Die Bilanzierung i. R. der Eingriffsre-

gelung ist nach Fertigstellung der Maßnahme zu überprüfen und ggf. zu kor-

rigieren.  

 

(2) Unterrichtungspflichten 

(116) Wesentliche Abweichungen des Vorhabens sowie der Kompensationsmaß-

nahmen von der genehmigten Planung sind der Genehmigungsbehörde 

sowie dem Landratsamt als untere Naturschutzbehörden umgehend anzu-

zeigen. 

 

(117) Die Vorhabenträgerin hat den Beginn der Baustelleneinrichtung, den Be-

ginn der Baumaßnahme, den Beginn der landschaftsgestaltenden Maß-

nahmen und deren jeweilige Beendigung den unteren Naturschutz-behörde 

Traunstein sowie der Höheren Naturschutzbehörde an der Regierung von 

Oberbayern mit einem Vor- bzw. Nachlauf von zwei Wochen anzuzeigen.  

(3) Vermeidungs- Minimierungs- und sonstige Schutzmaßnahmen 

(118) Die im landschaftspflegerischen Begleitplan (Planunterlage 08.03) und den 

dazugehörigen Maßnahmenblättern (Planunterlage 08.03.04) aufgeführten 

Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen sind 

zu beachten und umzusetzen.  
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(119) Die angegebenen Bauzeitenregelungen im landschaftspflegerischen Begleit-

plan und im Fachbeitrag Artenschutz (Planunterlage 08.02) zur Minimierung 

des Eingriffs sind von den die Baumaßnahmen ausführenden Baufirmen ein-

zuhalten. Darüber hinaus sind die Bauarbeiten nur tagsüber (07:00 bis 20:00 

Uhr) zulässig. Nächtliche Bauarbeiten sind unzulässig.  

(120) Nach (Stark-)Regenereignissen und bei hoher Bodenfeuchtigkeit ist der Be-

trieb von schweren Baumaschinen auf Acker-, Grünland- und Rohboden-

flächen zur Vermeidung zusätzlicher Bodenverdichtung zu unterlassen. 

(121) Baustelleneinrichtungsflächen sind grundsätzlich im Bereich von bereits vor-

handenen befestigten Flächen einzurichten. In jedem Fall sind diese außer-

halb vorhandener schutzwürdiger oder sonstiger naturschutzfachlich relevan-

ter Flächen anzulegen. Sie sind mit einem ausreichend bemessenen grund-

sätzlich 5 m breiten Schutzstreifen zu den schutzwürdigen Flächen vorzuse-

hen. 

(122) Die Beseitigung von Gehölzen darf nur im Zeitraum vom 1.10. bis zum 

28./29.02. des Folgejahres erfolgen (Höhlenbäume sind gesondert zu  

betrachten). Dies gilt auch für Maßnahmen zur Entbuschung. Ausgenommen 

ist hierbei die Entfernung der Wurzelstubben aus dem Baufeld, um Verbots-

tatbestände für die Arten Haselmaus und Amphibien zu vermeiden. 

(123) Eine Dokumentation der Wiederherstellung von artenreichem Extensivgrün-

land/artenreichen Flachland-Mähwiesen (Maßnahme V3.1) ist bis zum 

31.12.2027 der höheren Naturschutzbehörde an der Regierung von 

Oberbayern vorzulegen. 

(124) Alle Baugruben sind außerhalb der Arbeitszeiten mit Ausstiegshilfen zu ver-

sehen, die geeignet sind eine Fallenwirkung für bodengebundene Tierarten 

zu vermeiden.  
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(125) Es ist darauf zu achten, dass sich in den Eingriffsbereichen dieses Vor-

habens keine Neophyten ansiedeln. Eine regelmäßige Kontrolle und gege-

benenfalls nötige Bekämpfung der Neophyten ist (vor der Blüte) durchzufüh-

ren. Während der Bauphase und während der durchzuführenden Pflege-

maßnahmen ist sicherzustellen, dass durch die Baumaschinen und Mähge-

räte, z.B. über Reifenverschmutzungen, kein Eintrag von Neophyten stattfin-

det. Bodendepots sind fachgerecht zu begrünen. Temporäre Rohböden sind 

zu überwachen und regelmäßig auf die Ansiedlung von Neophyten zu kon-

trollieren. Bei positiven Nachweisen von Neophyten sind unverzüglich wirk-

same Gegenmaßnahmen zu ergreifen. Es ist sicherzustellen, dass angelie-

fertes Boden- und Aushubmaterial frei von invasiven Neophyten ist. Es darf 

kein belastetes Bodenmaterial auf unbelasteten Böden abgelagert und ver-

wendet werden. Neophytenhaltiges Bodenmaterial darf nicht mit unbelaste-

tem Bodenmaterial vermischt werden. Werden auf Baustellenflächen invasi-

ve Neophytenarten festgestellt, sind diese Flächen vor der Samenreife zu 

mähen. Das anfallende Pflanzenmaterial ist sachgerecht zu entsorgen, so-

dass eine Weiterverbreitung der Neophyten nicht möglich ist (Müllverbren-

nung, Biogasanlage, Kompostierung mit Hygienisierung). Im unmittelbar 

räumlichen Umgriff von Gewässern ist sicherzustellen, dass weder Samen, 

Pflanzenteile noch belastetes Erdmaterial in das Wasser gelangen und ver-

driftet werden. 
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3.5.2 Eingriffe in Natur und Landschaft (Allgemeine Folgenbewältigung) 

Die Kompensation der verbleibenden unvermeidbaren Eingriffe im Umfang von 33.979 

Ökokonto „Moorrenaturierung Brunnhäusl“ (ÖK ID 1000777) (des Ökokontobetreibers 

Bayerische Staatsforsten). 

 

(1) Kompensationsflächen (Eingriffe in das Schutzgut Arten und  
Lebensräume) 

(126) Die Kompensation der nicht vermeidbaren Eingriffe in Natur und Landschaft 

erfolgt über Abbuchung von 33.979 Wertpunkten im folgenden Ökokonto: 

 

Ökokonto „Moorrenaturierung Brunnhäusl“ (ÖK ID 1000777), Teilflä-

che (Gemarkung Apfeldorf, Flnr. 3250/0, 3253/0 und 3255/0 der 

Gemarkung Pähl)  

 

(127) Die für Kompensationsmaßnahmen festgesetzten Flächen sind im Ökoflä-

chenkataster (ÖFK) zu erfassen.  

 

(128) Die Vorhabenträgerin hat zu veranlassen, dass alle meldepflichtigen Infor-

mationen in das Ökoflächenkataster zeitnah eingespeist werden.  

 

Der Abschluss der Meldung ist bei der Höheren Naturschutzbehörde der 

Regierung von Oberbayern unverzüglich anzuzeigen.  

 

Soweit Nachbesserungen/ Änderungen erforderlich werden, sind diese sei-

tens der Vorhabenträgerin bzw. eines beauftragten Dritten vorzunehmen.  

 

Die Vorgaben des Landesamtes für Umwelt (LfU) für diese Meldung sind 

dabei zu beachten. Dazu ist frühestens mit der Erteilung der Genehmigung, 

jedoch spätestens vier Wochen nach der Zustellung des Planfeststellungs-

beschlusses bei der Höheren Naturschutzbehörde der Regierung von 

Oberbayern eine Gastkennung für die Eintragungen aller Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen in das Ökoflächenkataster (Meldung der Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen an das Landesamt für Umwelt - LfU) zu beantragen 

(personenbezogene Kennung). 
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Informationen und Formblatt für Beauftragungsnachweis unter: 

https://www.lfu.bayern.de/natur/oefka_oeko/flaechenmeldung/ausgleich_ers

atz/index.htm#uebertragung 

 

(129) Die Vorhabenträgerin hat der höheren Naturschutzbehörde an der Regie-

rung von Oberbayern binnen acht Wochen nach Zustellung des Bescheids 

eine Abbuchungsbestätigung vom gewählten Ökokonto „Moorrenaturierung 

Brunnhäusl (ÖK ID 1000777)“ zu übermitteln.  

 

(130) Die für die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erforderlichen Flächen müs-

sen zur Verfügung stehen, solange der Eingriff wirkt. Die dauerhafte dingli-

che Sicherung der Flächen für die Durchführung von Kompensationsmaß-

nahmen ist der Genehmigungsbehörde sowie der unteren Naturschutzbe-

hörde am Landratsamt Traunstein spätestens mit Beginn der Maßnahme 

nachzuweisen. 

 

(131) Spätestens zwei Jahre nach Fertigstellung der Baumaßnahmen ist ein kur-

zer Kontrollbericht mit Fotodokumentation anzufertigen, in welchem die  

Bereiche mit Eingriffen in Natur und Landschaft dokumentiert sind.  

Gegebenenfalls ist eine Nachbilanzierung der Eingriffsregelung erforderlich. 

Der Kontrollbericht ist der höheren Naturschutzbehörde der Regierung von 

Oberbayern sowie der unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt 

Traunstein vorzulegen 

 

(132) Die Entwicklung der Kompensationsflächen ist drei Jahre nach Abschluss 

der Arbeiten zu dokumentieren und der örtlich zuständigen unteren Natur-

schutzbehörde Traunstein vorzulegen. Weitere Dokumentationen sind nach 

einem Zeitraum von fünf Jahren durchzuführen und der oben genannten 

Behörde zu übermitteln. 

 

 

(2) Vorbehalt 

(133) Für derzeit nicht absehbare erhebliche und / oder nachhaltige Beeinträch-

tigungen von Natur und Landschaft bleiben angemessene Kompensations-

forderungen vorbehalten. 

 

https://www.lfu.bayern.de/natur/oefka_oeko/flaechenmeldung/ausgleich_ersatz/index.htm#uebertragung
https://www.lfu.bayern.de/natur/oefka_oeko/flaechenmeldung/ausgleich_ersatz/index.htm#uebertragung
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3.5.3 Besonderer und strenger Artenschutz 

(134) Die im Landschaftspflegerischen Begleitplan (Planunterlage 08.03) sowie in 

der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (Planunterlage 08.02) vorge-

sehenen Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und Beschränkung sind 

vollumfänglich zu beachten und umzusetzen. 

 

3.5.4 Allgemeiner Gebietsschutz / Allgemeiner Schutz wildlebender Tiere und Pflan-
zen / Lebensstätten 

 

(1) Allgemeines   

(135) Die in der landschaftspflegerischen Begleitplanung und im artenschutzrecht-

lichen Fachbeitrag formulierten allgemein gültigen Vorhaben zur Eingriffs-

vermeidung und Eingriffsminimierung (Vermeidungs- und Minimierungsmaß-

nahmen) sowie zur Kompensation sind zwingend zu beachten. 

(136) Die Rückschnitte der Gehölze sind auf ein unvermeidbares Maß zu             

beschränken. 

(137) Der vorhandene Baumbestand ist möglichst zu erhalten. 

(138) Während der Bauarbeiten ist der Kronentraufbereich zuzüglich eines  

Abstandes von 1,5 Metern durch Abgrenzung mittels eines ortsfesten  

Bauzaunes zu schützen. In diesem Bereich dürfen keine Abgrabungen,  

Bodenaufträge oder Lagerungen erfolgen. 

(139) Zum Schutz des Baumbestandes ist die DIN 18920 zu beachten. 

(140) Für provisorische Leitungen dürfen keine Bäume gefällt werden. 

(141)  Sämtliche Biotopstrukturen außerhalb des Arbeitsstreifens sind vor  

Befahren, Lagern, Betreten oder sonstigen Beeinträchtigungen durch geeig-

nete Maßnahmen (z. B. Umzäunung etc.) zu schützen. Dies gilt insbesonde-

re für z. B. nach § 30 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. Art. 23 Abs. 1 BayNatSchG  

geschützten Flächen und angrenzenden Gehölzen. Die einschlägigen  

Richtlinien (z.B. DIN 18920, RAS-LP 4) sind hierbei zu berücksichtigen. Die  

ausführenden Firmen sind durch die ökologische Baubegleitung entspre-

chend zu informieren.  
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(142) Sofern im Zuge von Grabungsarbeiten, trotz Beachtung der einschlägigen 

Schutzvorschriften, in den Wurzelbereich von vorhandenen Gehölzen einge-

griffen wurde, sind die Wurzeln ordnungsgemäß zu sanieren. Ebenso sind 

erforderliche Schnittmaßnahmen an den Gehölzen fachgerecht auszuführen. 

(143) Für Ansaaten und Pflanzungen bei der Herstellung der Gestaltungsmaß-

nahmen ist ausschließlich Pflanzmaterial und Saatgut gesicherter gebietsei-

gener Herkunft zu verwenden.  

 

(2) Gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG, Art. 23 BayNatSchG) 

Nach § 30 BNatSchG geschützte Biotoptypen werden gemäß den Planunterla-

gen durch das Vorhaben temporär beeinträchtigt. Eine Ausnahme von den 

Verboten gemäß § 30 Abs. 2 BNatSchG ist aber nicht erforderlich, da unter 

Einhaltung der nachfolgenden Auflagen davon auszugehen ist, dass das Biotop 

wiederhergestellt wird und damit die Beeinträchtigung nicht erheblich ist.  

 

(144) Die im LBP (Planunterlage 08.03) genannten Vermeidungsmaßnahmen, 

insbesondere V2, V3 und V6 sind vollständig und fachgerecht umzusetzen.  

 

(145) Es ist eine qualifizierte Umweltbaubegleitung (UBB) einzurichten. Die Kon-

taktdaten der Umweltbaubegleitung (Name, Erreichbarkeit und fachliche 

Qualifikation) sind der unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt Traun-

stein vier Wochen vor Baubeginn mitzuteilen. Die UBB informiert die untere 

Naturschutzbehörde Traunstein zeitnah über den Stand der Arbeiten und 

bindet sie bei auftretenden Abweichungen zur Planung und Problemen 

rechtzeitig ein. Die mit der Ausführung des Vorhabens beauftragten Firmen 

sind durch die UBB bei einem gemeinsamen Ortstermin einzuweisen.  

 

(146) Monitoring: Ein Bericht mit aussagekräftigen Fotos ist nach Ende der Bau-

arbeiten und Wiederherstellungsmaßnahmen bis zum 31.12.2027, im da-

rauffolgenden Jahr sowie drei Jahre später durch die UBB zu erstellen und 

bei der unteren Naturschutzbehörde Traunstein einzureichen. Die Feststel-

lung des ursprünglichen Zustands ist in einem gemeinsamen Ortstermin 

durch die Untere Naturschutzbehörde Traunstein abzunehmen.  
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(147) Bodenschutz (V2): Der Boden ist getrennt nach Oberboden und Unterbo-

den abzutragen, zu lagern und anschließend schicht- und lagegerecht wie-

der aufzubringen. Die Zwischenlagerung ist auf einen Zeitraum von bis zu 

vier Wochen außerhalb der Vegetationsperiode zu beschränken. Boden-

verdichtungen und Gefügeschäden im Bereich der Baustraßen, Lager- und 

Stellflächen sind durch das Auslegen von Baggermatten, gegebenenfalls 

auch die Unterfütterung der Baustraßen mit Geotextil, Schotter oder Sand 

(mit anschließendem rückstandslosem Rückbau) zu vermeiden. Die Bau-

ausführung hat zudem entsprechend des Maschineneinsatzes nur bei dafür 

geeigneter Witterung stattzufinden.  

 

(148) Wiederherstellung der Biotope (V3):  

- Bei der Wiederherstellung des arten- und strukturreichen Dauergrün-

lands ist für die Ansaat der Fläche artenreiches gebietseigenes Saat-

gut aus dem Ursprungsgebiet 17 und einem Kräuteranteil von mind. 

50% zu verwenden. Die Herstellungs- und Entwicklungsmaßnahmen 

sind gemäß der Maßnahmenbeschreibung V3.1 durchzuführen. Auf 

die Ausführungen zur Bekämpfung unerwünschter Begleitarten und 

der Besonderheit, dass auf den betroffenen Flächen die Bedingungen 

des Vertragsnaturschutzprogramms gelten, wird hingewiesen.  

 

- Für die Wiederherstellung des Gebüschs ist auf die Verwendung der 

Mindestpflanzqualität zu achten: 2x verpflanzt, Höhe 60-100cm. Es 

dürfen nur gebietseigene Pflanzen, aus dem Herkunftsgebiet 6.1  

Alpenvorland, verwendet werden. Die Herstellungs- und Entwick-

lungsmaßnahmen sind gemäß der Maßnahmenbeschreibung V3.2 

durchzuführen. 
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3.6 Waldschutz 

(149) Rodung von Gehölzen sollen wegen der Schutzfunktionen vermieden werden. 

Rückschnitt ist zulässig. 

(150) Grenzt allgemein Wald an den Baubereich an, ist eine deutlich erkennbare 

Markierung/Absperrung anzubringen, um den Wald zu schützen. 

(151) Bodenablagerungen im Zuge der Bauarbeiten sind im Wald nicht zulässig. 

(152) Sollten sich die Planungen/Ausführung ändern, ist eine neue Bilanz der  

Waldinanspruchnahme in Abstimmung mit der unteren Forstbehörde zeitnah, 

spätestens nach Ende der Baumaßnahme zu erstellen und ggf. erforderlicher 

waldrechtlicher Ausgleichsbedarf zu ermitteln und umzusetzen.  
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3.7 Denkmalschutz – Schutz von Bodendenkmälern 

Die Einhaltung aller denkmalpflegerischen Vorgaben ist Rahmen der Bauausführung 

durch eine eigens beauftragte bodenkundliche Baubegleitung fortlaufend zu überwa-

chen und zu dokumentieren. Sollte sich im Verlauf der Arbeiten herausstellen, dass 

weitergehende Schutzmaßnahmen erforderlich sind, ist eine archäologischen Fach-

begleitung hinzuzuziehen. Die Ergebnisse der Überwachung sowie eventuell erforder-

liche Maßnahmen sind den zuständigen Fachbehörden (uDB und BlfD) unverzüglich 

mitzuteilen. 

 

3.7.1 Einrichtung archäologische Baubegleitung 

(153) Vor Aufnahme der Bauarbeiten (Grabungsarbeiten) hat die Vorhabenträgerin 

eine archäologisch qualifizierte Fachkraft / Fachfirma (im Folgenden: Gra-

bungsfirma genannt) mit der archäologischen Begleitung der Bauarbeiten so-

wie der Durchführung von etwaig erforderlichen archäologischen Sicherungs-

maßnahmen zu beauftragen. 

(154) Um die Erfüllung der nachfolgend unter den nachfolgenden Ziffern angeordne-

ten Verpflichtungen sicherzustellen, sind 

­ die Grabungsfirma mit dem hierfür erforderlichen Gerät / Personal / 

sonstigen erforderlichen Ressourcen sowie mit entsprechenden Wei-

sungsrechten gegenüber den ausführenden Baufirmen auszustatten 

sowie 

­ die ausführenden Baufirmen über Art und Umfang dieser Weisungs-

rechte sowie über die denkmalschutzrechtlichen Besonderheiten der 

Baufläche in ausreichendem Maße zu informieren.  

Hinweis: Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege erstellt auf Anforde-

rung kostenfrei eine Leistungsbeschreibung für den notwendigen Umfang der 

Ausgrabung und berät den Vorhabenträgerin kostenfrei auf Anforderung bei 

dessen Ausschreibung und Vergabe. Im Rahmen der Beratung werden in  

geeigneten Fällen Kosten- und Zeitgrenzen für Ausgrabungen festgelegt. 
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(155) Der örtlich zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde am Landratsamt 

Traunstein sowie dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege ist min-

destens eine Woche vor Baubeginn mitzuteilen:  

- Name und Adresse der beauftragten Fachfirma sowie Name und 

Adresse der archäologisch qualifizierten Fachkraft  

- der genaue Zeitpunkt des Beginns der Baumaßnahmen.  

 

3.7.2 Vorsorgemaßnahmen im Bereich von Bodendenkmälern / Verdachtsflächen 

(156) Die vorhandenen Bodendenkmäler, unabhängig davon, ob sie bekannt oder 

vermutet werden, sind unter fachlicher Begleitung der Grabungsfirma sach-

gemäß auszugraben und zu bergen, soweit dies für die Durchführung des 

Vorhabens erforderlich ist. Eine archäologische Ausgrabung ist an den Stel-

len erforderlich, an denen im Bereich eines bekannten Bodendenkmals so-

wie im Bereich eines vermuteten Bodendenkmals in den Boden eingegriffen 

werden soll. Zum Bodeneingriff zählen der Oberbodenabtrag bzw. der Aus-

bau moderner Bodenbeläge, die erforderlichen Erdarbeiten und die mögli-

che Tiefenlockerung. Der Bodeneingriff findet statt bei der Baumaßnahme 

selbst, der Anlage von Baustraßen bzw. dauerhafter Zuwegung und 

Baustelleneinrichtungen, der Anlage von Lager- bzw. Depotflächen sowie 

bei Ausgleichsflächen, wenn diese in bekannten Bodendenkmälern oder 

Vermutungen liegen. 

(157) Ungeschützte Flächeninanspruchnahmen und Befahrungen von Boden-

denkmalflächen und Vermutungen sind zu unterlassen. Überdeckungen für 

Zuwegungen sowie Arbeits-, Lager- bzw. Depotflächen sind auf dem Bo-

dendenkmal aus denkmalfachlichen Gründen nicht möglich. 

(158) Für den maschinellen Abtrag sind ungezähnte Böschungsschaufeln vorzu-

halten. Für die Feststellung erhaltener Bodendenkmäler ist ein Feinplanum 

zur archäologischen Beurteilung anzulegen. 

(159) Festgestellte Bodendenkmäler sind der örtlich zuständigen unteren Denk-

malschutzbehörde am Landratsamt Traunstein anzuzeigen und einzumes-

sen. Aufmaß und Kurzbericht des Oberbodenabtrags bzw. des Ausbaus 

moderner Bodenbeläge sind der unteren Denkmalschutzbehörde am Land-

ratsamt Traunstein unverzüglich vorzulegen. 
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(160) Sollten während der Bauausführung Bauwasserhaltungen notwendig wer-

den, dann müssen die benötigten Flächen durch das BLfD dahingehend 

überprüft werden, ob eine denkmalpflegerische Betroffenheit vorliegt.  

Hierzu hat sich die Vorhabenträgerin mit dem BLfD abzustimmen. 

 

3.7.3 Information der Fachbehörden / Einstellung der Grabungsarbeiten 

Für den Fall, dass im Zuge des Bodenabtrages oder bei sonstigen Bodeneingriffen 

archäologische Befunde oder Funde auftreten, sind folgende archäologische                  

Sicherungsmaßnahmen durchzuführen: 

 

(161) Der zuständigen örtlichen unteren Denkmalschutzbehörde Traunstein sowie 

dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege sind archäologische Befunde 

oder Funde unverzüglich mitzuteilen. Der Fundort ist eine Woche nach Anzei-

ge unverändert zu belassen. Die Entscheidung, ob eine archäologische Fach-

begleitung hinzuzuziehen ist, kann nur in Abstimmung mit dem BLfD erfolgen. 

 

(162) Grabungsarbeiten sind unverzüglich einzustellen. 

 

3.7.4 Archäologische Sicherungsmaßnahmen im Falle des Auffindens von Boden-
denkmälern / Information der Fachbehörden 

 

Für den Fall, dass im Zuge des Bodenabtrages oder bei sonstigen Bodeneingriffen ar-

chäologische Befunde oder Funde auftreten, sind folgende archäologische Siche-

rungsmaßnahmen durchzuführen: 

 

(163) Die aufgefundenen Bodendenkmäler oder deren Bestandteile sind vorgaben-

konform bis zur bauseitig benötigten Tiefe archäologisch fachgerecht auszu-

graben und zu bergen. 

(164) Die Funde sind fachgerecht zu behandeln und zu sichern. 
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(165) Die aufgefundenen Bodendenkmäler sind fotografisch und zeichnerisch in            

archivfähiger Form durch die beauftragte Grabungsfirma zu dokumentieren 

und zu beschreiben, sowie die Grabungsmaßnahmen umfassend zu             

dokumentieren. 

 

(166) Sämtliche der soeben genannten Maßnahmen sind ausschließlich durch die 

beauftragte Grabungsfirma durchzuführen. 

Grundlage der fachtechnischen Arbeiten sind die Vorgaben zur Dokumenta-

tion archäologischer Ausgrabungen in Bayern sowie die Vorgaben zur Fund-

behandlung sowie der linearen Projekte (abrufbar auf der Internetseite des 

Bayerischen Landesamts für Denkmalpflege unter: 

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/doku

vorgaben_april_2020.pdf 

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/fundv

orgaben_april_2020.pdf  

https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpfl

ege/lineare_projekte/dokuvorgaben_lineare_projekte_2017.pdf 

(167) Das Ende der denkmalfachlichen Maßnahme ist der örtlich zuständigen unte-

ren Denkmalschutzbehörde am Landratsamt Traunstein sowie dem Bayeri-

schen Landesamt für Denkmalpflege spätestens am folgenden Werktag mit 

Datumsangabe anzuzeigen. 

(168) Der Grabungsbericht, die vollständige Grabungsdokumentation über alle               

infolge der unter Ziffer 3.7 genannten Bestimmungen erforderlichen Arbeiten 

sind innerhalb von vier Arbeitswochen nach Beendigung der bodendenkmal-

fachlichen Arbeiten vor Ort im Original vollständig dem Bayerischen Landes-

amt für Denkmalpflege auszuhändigen. 

 

 

https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/dokuvorgaben_april_2020.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/dokuvorgaben_april_2020.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/fundvorgaben_april_2020.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/information_und_service/fachanwender/fundvorgaben_april_2020.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/lineare_projekte/dokuvorgaben_lineare_projekte_2017.pdf
https://www.blfd.bayern.de/mam/abteilungen_und_aufgaben/bodendenkmalpflege/lineare_projekte/dokuvorgaben_lineare_projekte_2017.pdf
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3.7.5 Fortsetzen der regulären Baumaßnahme (nach Durchführung der  
archäologischen Sicherungsmaßnahmen) 

(169) Bauseitige Erdarbeiten – nach Unterbrechung durch archäologische                 

Sicherungsmaßnahmen – dürfen nur begonnen bzw. fortgeführt werden, 

nachdem die örtlich zuständige untere Denkmalschutzbehörde Traunstein 

schriftlich aus denkmalschutzfachlicher Sicht die archäologischen Siche-

rungsmaßnahmen als ausreichend erfüllt angesehen und die Freigabe zur 

weiteren Durchführung der Arbeiten erteilt hat.  

 

3.7.6 Überlassen von Funden an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege 

(170) Bei der Ausgrabung geborgene Funde stellen trotz der Bergung einen Teil des 

denkmalfachlich – wie rechtlich - einheitlichen Bodendenkmals dar und sind 

deshalb dauerhaft zu erhalten. Das Fundgut ist dem Bayerischen Landesamt 

für Denkmalpflege zur fachlichen Prüfung vorzulegen.  

 

3.7.7 Kosten denkmalschutzfachlicher Maßnahmen  

Die Kosten für die unter Ziffer 3.7 angeordneten Maßnahmen sind im Rahmen des 

Zumutbaren von der Vorhabenträgerin zu tragen. In der Regel wird eine unver-

hältnismäßige Belastung dann anzunehmen sein, wenn die Kosten der Ausgrabung 

einen Anteil von 15 % an den Gesamtinvestitionskosten der Maßnahme übersteigen. 

 

3.7.8 Vorbehalt weiterer Auflagen 

Hinweis: Soweit sich mit Fortschreiten der Bauarbeiten ergibt, dass weitere Maßnah-

men zum Schutze von Bodendenkmälern erforderlich werden, steht es der zuständi-

gen unteren Denkmalschutzbehörde Traunstein frei, über die in dieser Entscheidung 

unter Ziffer A. III. 3.7 enthaltenen Nebenbestimmungen zum Denkmalschutz hinaus 

weitere Auflagen zu erlassen. 
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4. Schutz von Infrastruktureinrichtungen 

4.1 Verkehr 

4.1.1 Allgemeines 

Die Errichtung der 110-kV-Erdkabelleitung ist neben der St 2093 in der Gemar-

kung Palling geplant. Hierbei wird die St 2093 von der Leitung dreimal gekreuzt.  

Baumaßnahmen sind im Kreuzungsbereich der Leitung mit öffentlichen Straßen 

und Wegen vorgesehen. Des Weiteren sollen öffentliche Straßen und Wege im 

Rahmen der Bauphase als Zuwegung für den Baustellenverkehr benutzt wer-

den. 

Siehe hierzu die Ausführungen in den Planunterlagen, insbesondere in Unter-

lage 05.02 (Kreuzungsverzeichnis). 

4.1.2 Im Nachgang zur Planfeststellung einzuholende weitere Entscheidungen: 

Zusätzlich zur Planfeststellung sind rechtzeitig vor Realisierung der Maßnah-

men nachfolgende straßenrechtliche und straßenverkehrsrechtliche Entschei-

dungen einzuholen: 

­ Straßenrecht: Gestattung von Sondernutzungen 

Soweit im Zuge der Baumaßnahmen öffentliche Straßen und Wege, 

etwa als Zuwegung für den Bauverkehr, über den – durch straßen-

rechtliche Widmung definierten – Gemeingebrauch (§ 7 Abs. 1 und 

Abs. 2 FStrG bzw. Art. 14 Abs. 1, Art. 15 BayStrWG) hinaus genutzt 

werden sollen, hat die Vorhabenträgerin vor Durchführung der geplan-

ten Sondernutzung die entsprechende öffentlich-rechtliche bzw. bürger-

lich-rechtliche Gestattung einzuholen: 

im Falle von Sondernutzungen nach Art. 18 Abs. 1 Satz 1  

BayStrWG („nicht-gemeinverträgliche Sondernutzungen“): 

­ eine – öffentlich-rechtliche - Sondernutzungserlaubnis nach             

§ 8 Abs. 1 S. 1 FStrG bzw. Art. 18 Abs. 1 Satz 1  

BayStrWG bei der jeweils zuständigen Straßenbaubehörde 

(Art. 58 Abs. 2 bis Abs. 5, 62a Abs. 1 Satz 2 BayStrWG) zu            

beantragen. 
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­ Die Kreisstraße TS 18 mündet im Leitungsbereich in die Staats-

straße St 2093. Aufgrabungen im Bereich einer Kreisstraße 

stellen eine Sondernutzung dar. Ein entsprechender Antrag auf 

Gestattung ist vorab an die Tiefbauverwaltung des Landrats-

amts Traunstein (tiefbau@traunstein.bayern) zu stellen.  

 

im Falle von Sondernutzungen nach Art. Art. 22 Abs. 1 BayStrWG 

(„gemeinverträgliche Sondernutzungen“) sowie Art. 56 Abs. 1  

BayStrWG (Sondernutzungen an „sonstigen öffentlichen Straßen“): 

­ eine - privatrechtliche - vertragliche Gestattungsvereinbarung 

mit der jeweils zuständigen Straßenbaubehörde (Art. 58 Abs. 2 

bis Abs. 5, 62a Abs. 1 Satz 2 BayStrWG) zu treffen. 

Hinsichtlich Umfang und Grenzen des Gemeingebrauchs hat sich die 

Vorhabenträgerin rechtzeitig mit der jeweils zuständigen Straßen-

baubehörde (Art. 58 Abs. 2 – Abs. 5, 62a Abs. 1 Satz 2  

BayStrWG) ins Benehmen zu setzen. 

 

­ Straßenverkehrsrecht: Entscheidungen gemäß StVO 

Sollten im Zusammenhang mit öffentlichen Straßen verkehrsrechtliche 

Anordnungen, Ausnahmegenehmigungen oder sonstige Entschei-

dungen erforderlich werden, sind diese im Rahmen der Ausführungs-

planung rechtzeitig bei der zuständigen Straßenverkehrsbehörde (Art. 

2 ff ZustGVerk) zu beantragen. Die zum Bau der Kabelleitung – insbe-

sondere aufgrund der Straßenquerungen – erforderlichen verkehrsre-

gelnden Maßnahmen sind frühzeitig mit der unteren Verkehrsbehörde 

des Landratsamts Traunstein abzustimmen. 

 

mailto:tiefbau@traunstein.bayern
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(171) Die Maßnahmen dürfen nicht ohne die erforderlichen Entscheidungen 

durchgeführt werden. 

 

(172) Im Rahmen der oben genannten Entscheidungen ist Folgendes zu berück-

sichtigen: 

­ Die grundsätzliche Zulässigkeit des Vorhabens wurde mit der vorlie-

genden Planfeststellung – vorbehaltlich einer gerichtlichen Überprüfung 

des Planfeststellungsbeschlusses – abschließend entschieden. Damit 

ist eine gewisse Beeinträchtigung des Straßenverkehrs zu dulden. 

­ Im Rahmen der nachgelagerten Entscheidungen sind lediglich die              

genauen Modalitäten etwaiger Nutzungen und sonstiger geplanter 

Maßnahmen (das „Wie“ der Durchführung) zu regeln, etwa der genaue 

Zeitpunkt / Dauer / zeitliche Einschränkung, zu ergreifende Sicherheits-

vorkehrungen, Kostentragung / Entschädigung.  

 

­ Ein generelles In-Frage-Stellen oder gar Verhindern des Vorhabens 

durch eine ablehnende oder zu stark einschränkende Entscheidung 

und damit ein Unterlaufen der mit der Planfeststellung getroffenen 

Grundsatzentscheidung ist nicht zulässig (Art. 75 Abs. 2 Satz 1  

BayStrWG). 

 

4.1.3 Kreis-/Staats- / Gemeindestraßen / sonstige öffentliche Straßen 

 

(173) Die Arbeiten im Straßenbereich sind nach den für die Straßenbauverwal-

tung geltenden Vorschriften und Richtlinien sowie nach den anerkannten 

Regeln der Technik von einer Fachfirma durchzuführen. 

(174) Die Wiederherstellung des Straßenkörpers im Bereich der Straßenquerun-

gen muss den anerkannten Regeln der Technik entsprechen. 

(175) Alle Arbeiten sind so durchzuführen, dass die Sicherheit und die Leichtigkeit 

des Verkehrs möglichst nicht beeinträchtigt werden. 
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(176) Hinsichtlich der Verlegung von Leitungen auf Grundstücken, welche vom 

Staatlichen Bauamt Traunstein verwaltet werden, muss frühzeitig vor Be-

ginn der Arbeiten eine Vereinbarung zwischen der Vorhabenträgerin und 

dem Staatlichen Bauamt Traunstein abgeschlossen werden. Die hierbei 

vereinbarten technischen Bestimmungen sowie weitere Auflagen und Hin-

weise sind zu beachten.  

(177) Durch die Errichtung der Kabelleitung darf die Funktion des Straßenkörpers 

und dessen Nebenanlagen sowohl während des Baus als auch im Endzu-

stand nicht beeinträchtigt werden. Schäden müssen unverzüglich dem 

Staatlichen Bauamt Traunstein gemeldet werden.  

(178) Verunreinigungen der St 2093, die durch den Baustellenverkehr verursacht 

werden, sind zur Gewährleistung von Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-

kehrs umgehend zu beseitigen.  

(179) Dem Straßenkörper sowie dessen Nebenanlagen dürfen keinerlei Wässer 

zugeführt werden.  

(180) Die Bauarbeiten im unmittelbaren Umfeld der St 2093 sind grundsätzlich so 

durchzuführen, dass der motorisierte und nicht motorisierte Verkehr wäh-

rend der Bauzeit aufrechterhalten werden kann. Für Sperrungen der St 

2093 und erforderliche Umleitungsregelungen während einer Vollsperrung, 

sind das Staatliche Bauamt Traunstein sowie die Gemeinden Tittmoning 

und Taching am See rechtzeitig zur Abstimmung der bauzeitlichen Ver-

kehrsführung zu beteiligen. 

(181) Im Zuge der Bauausführung ist darauf zu achten, dass sich im Endzustand 

keine Hindernisse im Sinne der RPS (Richtlinien für passiven Schutz an 

Straßen durch Fahrzeug-Rückhaltesysteme) neben der Staatsstraße St 

2093 befinden.  
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(182) Vor Beginn der Bauarbeiten ist der Zustand der in Anspruch zu nehmenden 

Straßen und Wege durch die von der Vorhabenträgerin beauftragte Baufir-

ma aufzunehmen und zu dokumentieren. Die in Anspruch genommenen 

Straßen und Wege sind nach Abschluss der Baumaßnahme ordnungsge-

mäß wiederherzustellen. Nach abgeschlossener Bautätigkeit erfolgt die 

gemeinsame Besichtigung und eine Abnahme mit dem jeweiligen Straßen-

baulastträger (ggf. dem Grundstückseigentümer) inklusive Dokumentation. 

Etwaige bei der Baumaßnahme entstehende Schäden sind im Rahmen der 

gesetzlichen Bestimmung zu ersetzen. Schäden sind in einem Scha-

densprotokoll aufzunehmen. Falls über die Schadenshöhe kein Einverneh-

men erzielt werden kann, hat die Vorhabenträgerin auf ihre Kosten einen öf-

fentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen zur Schadensfeststel-

lung hinzuzuziehen.  

 

 

4.2 Leitungen und sonstige Anlagen 

(183) Die betroffenen Strom-, Gas und Wasserversorger sind vor Beginn der ein-

zelnen Maßnahmen mindestens zwei Wochen vorher zu unterrichten. Die 

geplanten Baumaßnahmen dürfen im Bereich der jeweiligen Leitungen und 

Versorgungsanlagen erst nach der Freigabe durch den jeweiligen Netzbe-

treiber begonnen werden.  

(184) Aktuelle Spartenpläne sind vor Baubeginn der einzelnen Maßnahmen            

einzuholen. Die vertraglichen Vereinbarungen zwischen den Grundstücks-

eigentümern und den Strom-, Gas- und Wasserversorgern sind hierbei zu 

berücksichtigen.  

(185) Abstände und Schutzstreifen aus privatrechtlichen Verträgen müssen       

weiterhin eingehalten werden. Vertragsänderungen in Folge der planfestge-

stellten Maßnahmen müssen ebenfalls mit den Strom-, Gas- und Wasser-

versorgern im Vorfeld abgestimmt und ggfls. aktualisiert werden. 

(186) Die erforderlichen Verlegeabstände zu bestehenden Leitungen nach den 

jeweils geltenden Vorschriften und Normen sind einzuhalten. Ebenso die er-

forderlichen Schutz- und Sicherheitsabstände bei der Bauausführung. 
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(187) Auf die jeweiligen Leitungsnetze und Versorgungsanlagen ist Rücksicht zu 

nehmen. Die Lagerung von Baumaterialien und Aushub auf den Versor-

gungsanlagen der Strom-, Gas- und Wasserversorger ist nicht gestattet.  

(188) Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Leitungen der Strom-, Gas- 

und Wasserversorger sowie der Telekommunikationsnetzbetreiber muss 

weiterhin gewährleistet sein.  

(189) Im Zuge der Verlegung der 110-kV-Erdkabelleitung wird die Trinkwasserlei-

tung an drei Stellen gekreuzt. In diesen Bereichen sind die geltenden Min-

destabstände einzuhalten oder geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen. 

Beim Freilegen der Trinkwasserleitung ist sicherzustellen, dass diese nicht 

zugbeansprucht wird und nicht auseinandergeschoben werden kann. Kos-

ten für eine Außerbetriebnahme sowie Änderung des Leitungsverlaufes 

sind vom Verursacher zu tragen.  

(190) Die Vorhabenträgerin hat der Deutschen Telekom Technik GmbH den Bau-

ablaufzeitplan mitzuteilen und mit ihr abzustimmen, damit Bauvorbereitung, 

Kabelbestellung, Kabelverlegung sowie die Ausschreibung von Tiefbauleis-

tungen der Telekom rechtzeitig durch die Deutsche Telekom Technik 

GmbH eingeleitet werden können.  

 

5. Schutz privater Belange  

5.1 Inanspruchnahme von Grundeigentum  

Zum Schutze der in Anspruch genommenen Flächen werden Vermeidungsmaß-

nahmen vorgenommen, aufgeführt in der Planunterlage 08.03 (LBP). So werden 

z.B. bei der Befahrung von verdichtungsempfindlichen Flächen außerhalb der befes-

tigten Zufahrtswege durch schwere Maschinen bei Bedarf den Bodendruck vermin-

dernde Maßnahmen ergriffen. Dazu werden beispielsweise Holzbohlen, Baggermat-

ten oder Stahl-/Aluplatten verwendet. Zudem wird eine bodenkundliche Baubeglei-

tung sowie eine ökologische Baubegleitung bestellt, welche die Einhaltung der Ver-

meidungsmaßnahmen überwacht. 

Die beanspruchten Flächen werden nach Inanspruchnahme soweit wie möglich wie-

der in den Ausgangszustand versetzt und entstandene Flurschäden beseitigt.  
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Sollten dennoch Flur- und sonstige Schäden entstehen, so sichert die Vorhabenträ-

gerin zu, etwaige bei der Baumaßnahme entstandene Schäden im Rahmen der ge-

setzlichen Bestimmungen zu ersetzen. Dafür wird der Zustand vor und nach dem 

Eingriff dokumentiert. Falls die Vorhabenträgerin und die jeweiligen Grundstücksei-

gentümer keine Einigung über den Sachstand und die Schadenshöhe erzielen kön-

nen, wird ein amtlich bestellter und vereidigter Sachverständiger hinzugezogen. Die 

Kosten hierfür trägt die Vorhabenträgerin.  

 

(191) Die betroffenen Grundstückseigentümer werden rechtzeitig über den Beginn 

sowie den Ablauf der Arbeiten informiert. Die Bauleitung ist als Ansprech-

partner bei der Durchführung der Maßnahmen vor Ort. 

In diesem Zusammenhang sind auch die bereits unter den vorangegangenen Ziffern 

festgesetzten Nebenbestimmungen und Zusagen zum Umweltschutz unter Ziffer A. 

III. 3 dieser Entscheidung zu beachten. 
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5.2 Berücksichtigung von Belangen betroffener Landwirte 

5.2.1 Schutz vor baubedingten Auswirkungen 

 

(1) Information / Abstimmung / Kommunikation 

(192) Die durch das Vorhaben betroffenen Eigentümer sowie Pächter landwirt-

schaftlicher Flächen sowie die örtlichen Geschäftsstellen des Bayerischen 

Bauernverbandes werden möglichst frühzeitig, jedenfalls aber drei Wochen 

vor Durchführung der jeweiligen Baumaßnahme über den Beginn und den 

Ablauf der Arbeiten informiert.  

(193) Während der Durchführung der Arbeiten steht ein Ansprechpartner, dessen 

Erreichbarkeit den betroffenen Landwirten vorab schriftlich mitgeteilt wird, 

als Ansprechpartner zur Verfügung. 

(194) Die Fahrwege zu den Baustellen verlaufen über die bestehenden Straßen, 

Feldwege und landwirtschaftlichen Nutzflächen. Durch die Bautätigkeit oder 

durch den Fahrverkehr der Baufahrzeuge kann die landwirtschaftliche  

Benutzung dieser Wege eingeschränkt oder verhindert werden. Sollte im  

Rahmen der Information der betroffenen Landwirte erkennbar werden, dass 

es zu Belastungen für die landwirtschaftlichen Betriebe aufgrund der einge-

schränkten Nutzbarkeit der Straßen und Feldwege kommt, ist mit den be-

troffenen Landwirten ein Befahrungskonzept zu entwickeln. 

 

(2) Schutz landwirtschaftlicher Flächen (Prävention / Wiederherstellung)  

In diesem Zusammenhang sind auch die bereits unter Ziffer A. III. 3.2 dieser 

Entscheidung aufgeführten Nebenbestimmungen und Zusagen zum Thema 

Bodenschutz zu betrachten. 

Die Vorhabenträgerin hat basierend auf den einschlägigen Planunterlagen 

folgende Maßnahmen verbindlich zugesichert: 

 

(195) Alle in Anspruch genommenen Flächen werden auf das unbedingt notwen-

dige Maß beschränkt. 
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(196) Der Einsatz schwerer Maschinen ist auf das notwendige Mindestmaß zu 

beschränken und hat unter bodenschonenden Bedingungen zu erfolgen.  

(197) Bei Bedarf werden den Bodendruck mindernde Maßnahmen ergriffen wie 

etwa die Verwendung von Holzbohlen, Baggermatten, Stahl-/Aluplatten, 

oder Schotter. Die unterschiedlichen Bauweisen werden durch die Boden-

kundliche Baubegleitung vor Baubeginn geprüft, freigegeben und die  

Einhaltung im Zuge der Bautätigkeit vor Ort überprüft. 

(198) Im Fall von Verdichtungsschäden sind geeignete Maßnahmen zur Wieder-

herstellung der Bodenstruktur, einschließlich erforderlicher Tiefenlockerun-

gen, vorzusehen. 

(199) Einrichtung einer Bodenkundlichen Baubegleitung 

Siehe hierzu die Ausführungen unter Ziffer A.III.3.2.1 (2) dieser Entscheidung 

zur bodenkundlichen Baubegleitung im Rahmen des Bodenschutzes.  

 

 

(200) Bauarbeiten erfolgen nur unter geeigneten Boden- und Witterungsverhält-

nissen. Durchnässte Böden dürfen erst nach Freigaben durch die boden-

kundliche Baubegleitung befahren werden. 

 

(201) Nach Abschluss der Baumaßnahmen wird die Bodenfruchtbarkeit auf den 

Rekultivierungsflächen und den temporär in Anspruch genommenen              

Flächen wiederhergestellt.  

(202) Oberboden und Unterboden werden getrennt entnommen und gelagert und 

dann lagegerecht wieder eingebaut. 

(203) Berücksichtigung folgender Handlungshilfen der Bayerischen Landesanstalt 

für Landwirtschaft und des Bayerischen Landesamtes für Umwelt bei 

Durchführung der Baumaßnahmen: 

­ Gemeinsame Handlungsempfehlungen zum Umgang mit möglichen 

Bodenbelastungen im Umfeld von Stahlgitter-Strommasten im  

bayerischen Hoch- und Höchstspannungsnetz  

­ Handlungshilfe für den Rückbau von Mastfundamenten bei Hoch- 

und Höchstspannungsfreileitungen  
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(204) Treten Schäden an den im Rahmen der Bautätigkeiten als Fahrwegen  

genutzten Feldwege auf, werden diese zügig beseitigt.  

(205) Sämtliche bodenschutzrelevanten Maßnahmen werden dokumentiert und 

den betroffenen Eigentümern im Bedarfsfall zur Verfügung gestellt.  

(206) Eine Erfassung und Dokumentation vorhandener Drainagesysteme hat vor 

Baubeginn zu erfolgen. Beschädigte Entwässerungsgräben werden funkti-

onsfähig wiederhergestellt. 

Für spätere, möglicherweise auftretende Folgeschäden (z. B. Absackun-

gen) an den Drainagen bzw. nachträglich auftretende Schäden an den 

Drainagen wird nach Mitteilung durch den Eigentümer/Bewirtschafter ein öf-

fentlich bestellter und vereidigter Gutachter durch die Vorhabenträgerin zur 

Schadensaufnahme bestellt. Festgestellte Schäden, die auf den Kabellei-

tungsbau zurückzuführen sind, gehen zu Lasten der Vorhabenträgerin. 

 

 

5.2.2 Schutz vor anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen / Unterhalt /  
Trassenpflege 

(207) Alle Flächen, die in Anspruch genommen werden müssen, werden auf das 

unbedingt notwendige Maß beschränkt, das Fundament so gering wie tech-

nisch möglich dimensioniert werden. 

 

 

5.2.3 Entschädigung / Shape-Dateien 

(208) Im Hinblick auf die Beantragung staatlicher Ausgleichszahlungen hat die 

Vorhabenträgerin den zuständigen Ämtern für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten zwecks Berechnung der Ausgleichszahlungen die Größe der 

Flächen, die für dauerhaft und temporär nicht bewirtschaftet werden           

können, in Form von Shape-Dateien zeitnah zu übermitteln. 
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(209) Sollten Flur- und sonstige Schäden entstehen, werden diese nach den  

Entschädigungsrichtlinien des Bayerischen Bauernverbandes in der jeweils  

aktuellen Fassung festgestellt und ggf. nach Sachverständigengutachten 

ersetzt. Dafür wird der Zustand vor und nach dem Eingriff dokumentiert.  

Ein (amtlich bestellter und vereidigter) Sachverständiger wird dann hinzu-

gezogen, wenn Vorhabenträgerin und die jeweiligen Grundstücks-

eigentümer keine Einigung über den Sachstand erzielen können.                     

Die betroffenen Eigentümer dürfen den Gutachter selbst wählen, die  

Vorhabenträgerin trägt die Kosten hierfür. 

 

IV. Entziehung oder Beschränkung von Grundeigentum 

Für die Durchführung des festgestellten Planes sind die Enteignung sowie die                 

Beschränkung von Grundeigentum bzw. von Rechten an Grundeigentum zulässig 

(§ 45 Abs. 1 EnWG). Die aufgeführten Planunterlagen, die Bestandteil dieses                  

Beschlusses sind, sind dem Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und für die 

Enteignungsbehörde bindend. 

 

V. Entscheidungen über Einwendungen 

Die im Verfahren fristgerecht erhobenen Einwendungen werden zurückgewiesen, so-

weit ihnen nicht durch Nebenbestimmungen in diesem Planfeststellungsbeschluss 

oder Zusagen der Vorhabenträgerin entsprochen wurde oder sie sich im Laufe des 

Verfahrens nicht auf andere Weise erledigt haben. 

Wegen der einzelnen Gründe zur Zurückweisung von Einwendungen wird auf die 

Ausführungen unter Ziffer C. IV.6.2 der Entscheidungsgründe verwiesen. 

VI. Kosten 

Die Bayernwerk Netz GmbH hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

Die Höhe der Gebühr sowie die zu erstattenden Auslagen werden gesondert  

fest-gesetzt. 

  



Seite 60 von 232 

B. Sachverhalt: 

I. Beschreibung des Vorhabens 

1. Allgemeine Vorhabenbeschreibung 

Die Trägerin des Vorhabens ist die Bayernwerk Netz GmbH.  

Die Vorhabenträgerin ist laut Energiewirtschaftsgesetzt (EnWG) verpflichtet, ihr Ver-

teilnetz in Bayern bei Bedarf auszubauen. In diesem Kontext beantragt die Vorhaben-

trägerin die Planfeststellung des Projektes „Neubau einer 110-kV-Kabelleitung  

Anschluss UW Palling 1 und 2 Leitung LH-06-O52/1 und LH-06-O52/2 und einer  

Kabelübergangsanlage von der bestehenden Freileitung Pirach – Traunstein (O52) 

bis zum UW Palling“.  

 

Aufgrund der stark gestiegenen dezentrale elektrischen Einspeiseleistung von  

EE-Anlagen im Bereich des nördlichen Landkreises Traunstein (Gemeinden Tittmon-

ing, Palling, Fridolfing und Taching a. See) plant die Vorhabenträgerin aus Gründen 

der Netzstabilität und zur Abführung bzw. Integration der in der Region erzeugten  

erneuerbaren Energien den Neubau einer Erdkabeltrasse mit zwei Kabelsystemen 

zwischen der bereits vorhandenen 110-kV-Leitung O52 zwischen Pirach und Traun-

stein und des neuen Umspannwerk Pallings (UW Palling). Die gestiegene Einspeise-

leistung bedingt neben dem Ausbau des Nieder- und Mittelspannungsnetzes und dem 

Bau des neuen UWs Palling nun die dazugehörige Anbindung zur bestehenden 110-

kV-Leitung O52 Pirach - Traunstein. Die vor Ort erzeugte Energie kann in vielen Fäl-

len nicht mehr regional verbraucht werden und müsste im UW zur weiteren Verteilung 

in das überregionale 110-kV-Netz eingespeist werden. Zudem führt die erhöhte Ein-

speisung zunehmend zu unzulässigen Spannungsverletzungen im Nieder- und Mit-

telspannungsnetz. 

 

Bei der vorgesehenen Maßnahme handelt es sich um die Neuerrichtung eines Erdka-

bels mit einer Nennspannung von 110 Kilovolt und einer Kabelübergangsanlage von 

der bestehenden 110-kV Freileitung Pirach – Traunstein (O52) bis zum Umspannwerk 

Palling. 
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Der Netzanschluss des neuen Umspannwerks Palling an das bestehende 110-kV-

Netz erfolgt über eine rund 2,7 Kilometer lange, zweisystemige Kabelleitung. Diese 

wird in den Stromkreis 113 der bereits vorhandenen 110-kV-Leitung O52 zwischen  

Pirach und Traunstein eingebunden. Durch die Auftrennung des bisherigen Strom-

kreises 113 zwischen Pirach und Traunstein entstehen die neuen Stromkreise 113 

Palling–Traunstein sowie 115 Palling–Pirach. Der Stromkreis 114 zwischen Pirach 

und Traunstein bleibt unverändert bestehen. 

Die neue Kabelleitung soll das neu zu errichtende UW Palling mit der bestehenden 

Leitung O52 verbinden. Der Abzweig erfolgt am neu zu errichtenden Mast 53 der  

bestehenden Freileitung Pirach - Traunstein (O52). Dieser wird hierzu etwa 75 Meter 

nach Süden versetzt und südlich der Staatsstraße St 2093 als Kabelübergangsanlage 

neu errichtet. Dies ist erforderlich, um das Erdkabel in diesem Bereich auf der südli-

chen Seite der Staatsstraße St 2093 zu verlegen. Es handelt sich bei der Verschie-

bung von Mast 53 nicht um einen Ersatzneubau der Bestandsleitung. Die Maststand-

ortverschiebung ist vielmehr eine Folgewirkung des Neubaus der 110-kV-

Erdkabelleitung und damit auch gerade kein selbstständiges Vorhaben. Die Vorhaben 

sind gerade nicht jeweils für sich genommen und unabhängig voneinander energie-

wirtschaftlich erforderlich. Damit auch der Rückbau des derzeit bestehenden Mast 53 

der Freileitung O52.  

An der Beseilung der bestehenden Freileitung wird keine Veränderung vorgenommen, 

sodass sich der Betriebsstrom der Leitung nicht verändert. Sämtliche Thematiken zur 

bereits bestehenden Freileitung sind bereits bei ihrer Genehmigung und Errichtung 

abschließend behandelt worden und sind daher nicht Gegenstand dieses Planfeststel-

lungsverfahrens. Es wird in vorliegendem Verfahren folglich nicht die Freileitung als 

solche betrachtet, sondern nur der Anschlussmast M53.  

Das andere Ende der Erdkabelleitung endet im neu zu errichtenden UW Palling. Die 

Anbindung am UW Palling erfolgt an den beiden 110-kV-Schaltfeldern. Die Errichtung 

der 110-kV-Schaltfelder findet im Zuge des Umspannwerksbaus statt und ist nicht  

Bestandteil dieses Verfahrens. Auch der Neubau des Umspannwerk Palling ist nicht 

Gegenstand dieses Planfeststellungsverfahrens. Eine Einbeziehung war auch nicht 

geboten. Das Umspannwerk wäre zwar grundsätzlich fakultativ planfeststellungsfähig; 

eine Einbeziehung wurde jedoch von der Vorhabenträgerin nicht beantragt, weil das 

für das Umspannwerk vorgesehene Grundstück freihändig erworben wurde und damit 

keine planfeststellungsbedingte Inanspruchnahme fremder Grundstücke mit enteig-

nungsrechtlicher Vorwirkung erforderlich ist. Das Umspannwerk wird daher außerhalb 

dieses Planfeststellungsverfahrens in einem gesonderten Zulassungszusammenhang 
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behandelt. Bei der Errichtung des Umspannwerks handelt es sich nach  

Art. 57 Abs. 1 Nr. 4 c BayBO i.V.m. § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB um ein verfahrensfreies 

Bauvorhaben. Die dennoch für die Errichtung des Umspannwerks erforderlichen Ein-

zelgenehmigungen wurden bereits erteilt. Hierfür erforderliche Gutachten liegen vor. 

Die naturschutzrechtliche Genehmigung zur Errichtung des Umspannwerks auf der 

Flurnummer 4263, Gemarkung Palling wurde durch das Landratsamt Traunstein be-

reits am 02.03.2026 erteilt. Ebenso wurden bereits Gutachten für die Errichtung des 

Umspannwerks hinsichtlich der Berechnung elektromagnetischer Felder und einer 

Beurteilung gem. 26. BImSchG sowie für die Belange des Schallimmissionsschutzes 

durch die Vorhabenträgerin eingeholt. Eine beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis 

zum Einleiten des Niederschlagwassers wurde durch das Landratsamt Traunstein am 

05.05.2026 erteilt. Der Errichtung des Umspannwerks Palling steht somit materiell-

rechtlich nichts entgegen. 

Gegenstand des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens ist mithin ausschließlich 

die 110‑kV‑Erdkabelleitung zum Anschluss des geplanten Umspannwerks einschließ-

lich der hierfür erforderlichen Anlagen, insbesondere Kabelübergangsanlage Anpas-

sung von Mast 53 der Bestandsleitung O52. 

 

2. Trassenverlauf 

Übersicht Trassenverlauf:  

- Start am neu errichteten Mast 53 der Freileitung O52. Anbindung an Kabel-

übergangsanlage (KÜA). 

 

- Kabeltrasse verläuft im Westen zunächst südlich der Ortschaft Hörmetsham 

und südlich der Staatsstraße St 2093. Trassenführung gebündelt entlang der 

Staatsstraße St 2093. 

 

- Trasse quert rechtwinklig die Gemeindestraße in Richtung Gengham sowie 

den Harpfetshamer Filzgraben (Gewässer III. Ordnung), rund 330 m westlich 

von Unterhafing.  
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- Der Muffenabrollatz 1 (MAP 1) mit zugehöriger Erdungs- und Muffenanlage 

oberhalb der Erdoberkante liegt westlich von Unterhafing, südlich der 

St 2093, mit einem Abstand von ca. 1,0 km zum nächsten Muffenabrollplatz 2 

(MAP 2) und rund 670 m Abstand bis zur Kabelübergangsanlage O52-53 

Neu. 

 

- Nach der Muffe 1 wird die Staatsstraße gequert, sodass die Trasse nördlich 

an der Wohnbebauung von Unterhafing vorbeiverläuft. Sie liegt dabei etwa 

20 bis 30 Meter von der Staatsstraße abgerückt und außerhalb der Straßen-

böschung, wobei sie parallel zur Straße geführt wird. Die Querung der 

Staatsstraße erfolgt in offener Bauweise in schleifender Form, das heißt nicht 

senkrecht, sondern in einem flacheren Winkel. 

 

- Querung mehrerer Feldwege. Um den Eingriff in das Trinkwasserschutzge-

biet zu minimieren und die Bebauung sowie den Waldbestand im Bereich 

Kagreit zu umgehen, wird die Trasse östlich von Unterhafing wieder auf die 

Südseite der Staatsstraße geführt. Die Querung erfolgt auch hier offen und in 

schleifender Bauweise.  

 

- Östlich von Unterhafing verläuft die Trasse durch offene Landwirtschaftsflä-

chen. Der Muffenabrollplatz 2 (MAP 2) befindet sich ca. 1,0 km westlich des 

Umspannwerks Palling im Bereich Kagreit. Im weiteren Verlauf quert die 

Trasse die bestehende Zuwegung in Richtung Kagreit in rechtwinkliger Bau-

weise. Anschließend führt die Trasse hangabwärts in Richtung Kagern. 

 

- Die letzte Querung der Staatsstraße erfolgt östlich von Kagern, von der Süd- 

auf die Nordseite. Da die Trassenführung nach dieser Querung weiterhin  

parallel zur Staatsstraße verläuft, wird auch hier eine schleifende Querung 

umgesetzt. Trasse schwenkt in nordöstliche Richtung und wird in das UW 

Palling eingeführt. 

 

 

Eine detaillierte Verlaufsbeschreibung ist dem Erläuterungsbericht in Punkt 1.2 (Plan-

unterlage 01.00) zu entnehmen.  
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3. Technische Beschreibung 

Bei der Baumaßnahme handelt es sich aus bautechnischer Sicht im Wesentlichen um 

ein erdverlegtes Linienbauwerk. Die Erdkabel werden zum Schutz vor Beschädigung 

sowie vor Frost in sicherer Tiefe verlegt. Zudem wird das Kabel in Leerrohren aus 

Kunststoff/Polyethylenrohr (PE) verlegt, die eine zusätzliche Schutzfunktion besitzen. 

Die Leerrohre haben einen Außendurchmesser von mind. 225 mm, eine Wandstärke 

von 10,7 mm und sind zwischen 12 und 20 m lang. Daraus resultiert ein Innendurch-

messer von 203,6 mm, der um mehr als den Faktor 1,5 größer ist als der Kabel-

durchmesser, was ein leichtes Einziehen der Kabeladern erlaubt. Die einzelnen Leer-

rohre werden mit Muffen oder durch Stumpfschweißen miteinander zur durchgängi-

gen Rohranlage verbunden. Das Kabel wird zwischen den Muffengruben in das Ka-

belschutzrohrsystem eingezogen. Das Herstellen der Anlage kann durch unterschied-

liche Verfahren durchgeführt werden: 

• Offene Bauweise: Verlegung im offenen Graben 

• Halboffene Bauweise: Pflugverfahren 

• Geschlossene Bauweise: HDD-Verfahren, Rohrvortrieb und  

verwandte Verfahren 
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Bei diesem Projekt erfolgt die Verlegung der Leerrohre aller Voraussicht nach aus-

schließlich in der offenen Bauweise. Auch die drei Kreuzungen der Staatsstraße 

St2093 erfolgen in offener Bauweise. Aus diesem Grund wird im Folgenden auf die 

anderen Verfahren nicht näher eingegangen.  

Die offene Bauweise minimiert die Eingriffe in die Umwelt, da der Boden schonend 

behandelt wird. Anpassungen an lokale Gegebenheiten können einfacher umgesetzt, 

querende Sparten können integriert werden. Die offene Bauweise ermöglicht zudem 

eine zügige Verlegung, da große Bereiche gleichzeitig bearbeitet werden können. De-

tails zur offenen Bauweise sind Kapitel 4.1.5.1 des Erläuterungsberichts (Planunterla-

ge 01.00) und dem LBP (Planunterlage 08.03) zu entnehmen. 

Im Rahmen der Voruntersuchungen wurde festgestellt, dass der ursprüngliche Boden 

aufgrund seiner physikalischen Eigenschaften nicht für die Bettung der Leerrohre ge-

eignet ist. Daher erfolgt die Lagerung der Leerrohre in einem Sandbett mit einer 

Mächtigkeit von ca. 0,50 m. Die Leerrohre werden in Flachverlegung verlegt und 

durch die Einsandung vor Beschädigung geschützt. 

Die Erdkabel werden in Leerrohre gelegt. Nur im Bereich der Muffengruben sowie bei 

den Einführungen ins Umspannwerk und der Kabelübergangsanlage werden die  

Kabel direkt ins Sandbett gelegt. Die Kabelleitung wird in offener Bauweise frostsicher 

(Grabentiefe 1,75 bis 3,3 m, Mindestüberdeckung 1,10 m) verlegt.  

Entlang der Trasse ist ein Arbeitsstreifen von bis zu 32 m Breite geplant. Im Bereich 

von Tieferlegungen (Unterquerung von Straßen / Wegen oder Fremdleitungen) und im 

Bereich der Trommel- und Windenplätze vergrößert sich die Arbeitsbereichsbreite auf 

bis zu 41 m. Die Breite des Kabelgrabens beträgt in Abhängigkeit vom Böschungs-

winkel und der Grabentiefe 6 m bis 9 m. Die beiden Muffenstandorte werden als Win-

den- und Trommelplatz ausgebaut. Die Größe der Muffengruben beträgt ca. 2,5 m * 

20,0 m * 3,5 m. 

Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen des Bodens kommen für die Zuwegungen 

entlang des Kabelgrabens Holzbohlen, Baggermatten, Stahl/-Aluplatten oder auch 

Schotter zum Einsatz. 

Die maximale Transporthöhe/-kapazität der öffentlichen Straßen und Fahrzeuge, der 

erforderliche Wegebau auf der Baustelle, der Biegeradius und das Gewicht des  

Kabels führen dazu, dass die Kabel nicht für die volle Trassenlänge an einem Stück 

komplett auf einer Kabeltrommelgeliefert werden können. Das Erdkabel wird daher in 

transportablen Teillängen verlegt. Die maximale Länge beträgt ca. 1.200 m. Bei einer 
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Gesamtlänge der Erdkabelleitung von ca. 2,7 km ergeben sich daraus drei Kabelbau-

abschnitte. An den Schnittbereichen werden die Kabelenden nach der Verlegung mit-

hilfe von Muffen wieder verbunden. 

Im Betrieb wird auf dem Schirm eine Spannung induziert. Um die zulässige Schirm-

spannung und den Mantelstromwärmeverlust zu reduzieren, muss in regelmäßigen 

Abständen der Schirm geerdet werden. Dies erfolgt durch eine einseitige Erdung mit 

Erdungsmuffen. Diese Verluste würden sonst die Übertragungsleistung des Kabels 

mit zunehmender Länge stark reduzieren. Die Schirmung der Kabel dient der Ab-

schirmung elektrischer Felder. Durch die parallele Verlegung würde bei einer beidsei-

tigen Erdung der Schirme ein Stromfluss auf dem Schirm resultieren. Um dies zu ver-

hindern, wird nur an einem Ende der Schirm geerdet und an dem anderen Ende ein 

Mantelüberspannungsableiter verbaut. 

In Abstimmung mit dem zuständigen Staatlichen Bauamt Traunstein wird die Staats-

straße 2093 an drei Stellen in offener Bauweise gekreuzt.  

Der Mast 53 wird in Längsrichtung der Freileitung um ca. 75 m nach Süden verscho-

ben. Der Mast 53 alt wird vollständig zurück gebaut. Die Masthöhe der KÜA wird von 

34 m (Mast 53 alt) auf 27 m (Mast 53 neu / KÜA) reduziert. 

Für die Lagerung von Materialien, Maschinen und Baucontainern werden Baulager in 

der Nähe der Baustelle eingerichtet. Als Baulager werden vorhandene befestigte  

Flächen bzw. Örtlichkeiten verwendet. Die Flächen für die Baulager werden von der 

Baufirma freihändig von dem Eigentümer angemietet.  

 

Bauablauf: 

Die Bauarbeiten finden laut Vorhabenträgerin werktags zwischen 07:00 Uhr und 18:00 

Uhr statt, sind aber grundsätzlich bis 20:00 Uhr gestattet. 

 

Vorbereitende Arbeiten: Hierzu zählen z.B. die Baustelleneinrichtung, die Erkundung 

und Sicherung von Leitungen und sonstiger unterirdischer Infrastruktur sowie die Ab-

steckung der Trasse. Die vorbereitenden Arbeiten sollen Juli / August 2026 stattfin-

den. 
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• Baustelleneinrichtung: Herstellung der Zufahrten und Einrichtung von Monta-

ge- und Lageflächen. Hierzu werden Baustelleneinrichtungsplätze, Material-

depots und Montageplätze für Muffen eingerichtet. Parallel erfolgt die Bereit-

stellung der notwendigen Baugeräte, Maschinen und Hilfsmittel. Für die Lage-

rung von Materialien, Maschinen und Baucontainern sollen Baulager in der 

Nähe der Baustelle eingerichtet werden.  

• Absteckung der Trasse: Die Trasse wird vermessungstechnisch abgesteckt. 

Der Trassenverlauf, die Kabelachse und die Lage von Muffen, Querungen und 

Sonderbauwerken werden eindeutig markiert. Schutzbereiche, wie Biotope, 

Gewässerrandstreifen oder Trinkwasserschutzgebiete, werden innerhalb des 

Baufeldes gesondert gekennzeichnet 

 

Bauphase von Mast 53 und der Kabelübergangsanlage: Die Bauphase zur Errichtung 

der Kabelübergangsanlage beginnt voraussichtlich im August/September 2026 mit der 

Einrichtung der Arbeitsflächen und Zuwegungen. Die Kabelübergangsanlage sowie 

der neue Mast 53N werden etwa 75 Meter südlich des bisherigen Standorts von Mast 

53 entlang der Leitungsachse errichtet. Zunächst werden die notwendigen Arbeitsflä-

chen und Zufahrten hergestellt. Danach erfolgt der Aushub der Fundamentgrube und 

der Bau des Fundaments inklusive des unteren Mastsegments. 

Es soll eine provisorische Freileitung zwischen Mast 52 und Mast 54 errichtet werden, 

die östlich der bestehenden Leitung verläuft. Die Leiterseile des Stromkreises 113 

(östlicher Stromkreis) werden auf diese Provisorien umgelegt. 

Für den Bau des neuen Mast 53N soll der Stromkreis 114 (westlicher Stromkreis) ab-

geschaltet werden. Anschließend werden die Leiterseile auf den neuen Mast montiert 

und vom alten Mast demontiert. 

Der alte Mast 53 soll sodann zurückgebaut und der Stromkreis 114 wieder in Betrieb 

genommen werden. Danach werden die Leiterseile des Stromkreises 113 von den 

Provisorien auf den neuen Mast verschwenkt, sodass die provisorische Leitung zwi-

schen Mast 52 und Mast 54 ebenfalls zurückgebaut werden kann. Die Arbeiten dau-

ern ca. acht Wochen und sollen möglichst im Jahr 2026 vollständig abgeschlossen 

werden. 
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Bauphase der Erdkabelleitung: Die Herstellung der Leerrohranlage soll 2026 abge-

schlossen werden. Die Verlegung der Kabel sowie die Montage der Muffen soll im 

Frühjahr 2027 erfolgen.  

Die Bauausführung startet mit dem fachgerechten Abtrag des Oberbodens, wobei 

Mutterboden, Unterboden und gegebenenfalls anstehender Untergrund jeweils ge-

trennt gelagert werden. Dies gewährleistet, dass die Böden später in ihrer ursprüngli-

chen Schichtfolge wiederverfüllt werden können. 

Der Rohrgraben wird entsprechend den Vorgaben der maßgeblichen Regelgraben-

profile in geböschter Ausführung hergestellt. Innerhalb des Grabens erfolgt die paral-

lele Verlegung der Kabelschutzrohre, der Schutzrohre für die LWL-Erdkabel und der 

Erdungsleiter in einer Kabelbettung. 

Nach Abschluss der Rohrverlegung werden die Leerrohre mit Abdeckplatten gesi-

chert, ein Warnband eingebracht und der Rohrgraben lagenweise unter Beachtung 

der Verdichtungsanforderungen wieder verfüllt. 

In den Bereichen der Muffengruben wird die Rohranlage durchgehend als Regelgra-

ben verlegt, die Rohrenden im Muffenbereich wasserdicht abgeschlossen und in  

Regelgrabentiefe abgelegt. Die Gruben werden anschließend wieder verfüllt. Erst 

beim Herstellen der Muffengruben (Geplant: Frühjahr 2027), werden die Rohre an 

diesen Stellen wieder freigelegt, aufgetrennt und/oder auf die erforderliche Länge ein-

gekürzt. Dadurch wird sichergestellt, dass über den Winter keine Muffengruben offen-

bleiben. 

Nach Fertigstellung der Leerrohranlage werden im Frühjahr 2027 die Kabeltrommeln 

und Kabelzugmaschinen angeliefert. Im Vorfeld werden die Wege zu den Muffengru-

ben, die Arbeitsflächen um die Muffengruben sowie die Muffengruben selbst standort-

bezogen ausgebaut. Die Kabel und die LWL-Erdkabel (Nachrichtenkabel) werden 

sukzessive in die Rohranlage zwischen den Muffenstandorten eingezogen. Die einge-

zogenen Kabel werden in den Muffengruben miteinander verbunden.  

Für die Vorbereitung, Verlegung, Montage und den Rückbau der Gruben sind pro 

Muffengrube jeweils mindestens sechs bis acht Wochen einzuplanen. Die davon be-

troffenen Flurstücke werden daher länger beansprucht als die Flurstücke entlang der 

Rohranlage. Insgesamt werden für Kabelzug und Muffenmontage entlang der gesam-

ten Kabeltrasse etwa drei bis vier Monate veranschlagt. 
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Freileitungsprovisorien: Ein System der bestehenden Freileitung muss während der 

Bauphase in Betrieb bleiben. Um dies zu ermöglichen werden temporäre Freilei-

tungsprovisorien errichtet. Es sind drei einsystemige Freileitungsprovisorien vorgese-

hen. Die abgespannten Masten werden auf Holz- oder Metallplatten oberirdisch ge-

gründet (Gründungsplatten). Die Masten werden seitlich mit Stahlseilen abgespannt, 

die in vier Richtungen zum Boden geführt und dort befestigt werden. 

 

Rückbau Bestandsmast M53: Nachdem der neue Mast 53N errichtet wurde, werden 

die Bestandseile von Mast 53 übernommen. Anschließend wird der bestehende Mast 

Nr. 53 oberhalb des Fundamentes demontiert. 

 

Anbindung an die bestehende Freileitung O52: Die Anbindung an die Freileitung er-

folgt über eine Kabelübergangsanlage, welche aus zwei Kabelendverschlusstischen, 

einem Freileitungsmasten, einer Umzäunung und einer Eingrünung besteht. Nach 

Abschluss der Kabelmontage im Sommer 2027 werden die Kabeltische der Kabel-

übergangsanlage errichtet und die Kabelleitung elektrisch mit der Freileitung verbun-

den. 

Die beiden Kabelsysteme werden direkt bis zur Kabelübergangsanlage geführt. Dort 

treten die Kabel aus dem Boden aus und werden an den beiden Kabelendverschluss-

tischen befestigt. An den Kabelenden werden Freiluftendverschlüsse montiert. Ab-

schließend erfolgt die Einzäunung der Kabelübergangsanlage. 

Der Anschluss an den Mast erfolgt über Draht- und Seilverbindungen. Dabei wird eine 

Harfenabspannung zwischen den Anschlussbolzen der Freiluftendverschlüsse bezie-

hungsweise den Überspannungsableitern und den Leiterseilen des Stromkreises 113 

der bestehenden Leitung hergestellt. Die Leiterseile des Stromkreises 114 werden mit 

sogenannten Stromschlaufen am Abspannmast 53N durchverbunden, sodass die 

Stromkreisverbindung von Pirach nach Traunstein unverändert bestehen bleibt. Die 

Leiterseile des Stromkreises 113 (Pirach–Traunstein) werden am Mast 53N abge-

spannt und mit den Stromkreisen der Kabelleitung verbunden, wodurch die Integration 

in das bestehende Netz realisiert wird. 
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Anbindung an das Umspannwerk Palling: Die beiden Kabelsysteme werden im UW 

Palling direkt bis zu den beiden Schaltfeldern verlegt. Hier werden die Kabel aus dem 

Boden hochgeführt und an den Kabelendverschluss-Tischen befestigt. 

 

Geländewiederherstellung: Nach Abschluss der Bauarbeiten werden die Boden-

schichten in der ursprünglichen Reihenfolge (Unterboden, Mutterboden) wiedereinge-

baut (z.B. als landwirtschaftliche Nutzfläche oder Straßenoberbau). Die Verdichtung 

erfolgt lagenweise unter Beachtung der natürlichen Bodenstruktur. Das Gelände wird 

an die umliegenden Höhenlagen angepasst, Fremdmaterialien, Bauschutt, Steine und 

Bauhilfsstoffe werden entfernt, und ein ebenes, setzungsfreies Profil zur Vermeidung 

von Wasseransammlungen wird hergestellt. Die Wiederherstellung der Nutzung er-

folgt entsprechend der vorherigen Flächenart: 

- Grünflächen: Einsaat mit standortgerechter, zertifizierter Ansaatmischung. 

- Landwirtschaftsflächen: Pflügen und Eggen zur Wiederaufnahme der Bewirt-

schaftung. 

- Wege, Straßen und befestigte Flächen: Wiederherstellung des ursprüngli-

chen Oberbaus gemäß dokumentiertem Bestand. 

 

Dokumentation und Abnahme: Anschließend erfolgen die notwendigen Kabelprüfun-

gen und die vollständige Baudokumentation.  

 

Inbetriebnahme: Die Inbetriebnahme der 110-kV- Leitung ist für den Sommer 2027 

geplant. 

 

Die Bauzeit zur Errichtung der 110-kV-Kabelleitung sowie für die Versetzung von 

Mast 53 der bestehenden 110-kV-Freileitung beträgt damit ungefähr 12 Monate. 

Der tatsächliche Bauablauf wird vor der Bauausführung im Detail geplant. Während 

der Bauarbeiten muss auch auf die Gegebenheiten vor Ort Rücksicht genommen 

werden. Dazu zählen unter anderem die Witterung, die Materiallieferung oder der 

Baustellenfortschritt. 
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Bei der Baustelle handelt es sich um eine Wanderbaustelle, das heißt der Kabelgra-

ben wird in 100 m- bis 200 m-Abschnitten ausgehoben und in der Regel unmittelbar 

nach der Verlegung der Leerrohre innerhalb von 2 bis 3 Wochen wieder verfüllt. Auch 

alle temporären nicht mehr benötigten Zuwegungen und Arbeitsflächen werden ab-

schnittweise zurückgebaut.  

Die temporäre Zuwegung der Arbeitsflächen erfolgt überwiegend und soweit wie mög-

lich über die bestehende Straße und über bestehende Wege. Kleinflächig, vor allem 

im Bereich der Masten 52 und 54 an der Hochspannungsfreileitung O52 sind tempo-

räre Zuwegungen außerhalb der Arbeitsflächen vorgesehen. Die Errichtung von dau-

erhaft befestigten Zufahrtswegen ist nicht geplant. 

Die Bauphase zur Errichtung der Kabeltrasse und der Kabelübergangsanlage soll 

zum Schutz von Brutvögeln, insbesondere von Feldbrütern im September 2026 mit 

der Einrichtung der Arbeitsflächen und Zuwegungen beginnen. Die Leerrohranlage 

inkl. der Trommel- und Windenplätze soll bis Ende 2026 fertiggestellt werden. Die Ka-

belverlegung und die Muffenmontage erfolgt im darauffolgenden Frühjahr 2027. Die 

Muffengruben werden über den Winter wasserdicht abgedeckt. 

Größtenteils wird die Baumaßnahme in den Wintermonaten bis Mitte März 2027 

durchgeführt. Die Arbeitsflächen um die Muffengruben werden bis Ende Februar 2027 

vorbereitet (Schotterauflage). Der Kabelzug ist im Frühjahr 2027 geplant. Bis zum  

Abschluss der Bauarbeiten ist im Bereich der Muffengruben von einem 6- bis 8-

wöchigen Baubetrieb im Frühjahr / Frühsommer 2027 auszugehen. 

 

Bei der 110-kV-Kabelleitung handelt es sich um Wechselfelder mit einer Frequenz 

von 50 Hz (Niederfrequenzbereich). Die 110-kV-Kabelanlage wird mittels geschirmter 

Kabel errichtet. Magnetische 50-Hz-Felder treten nur dann auf, wenn elektrischer 

Strom fließt. Der Betriebsstrom, der durch die Kabel fließt, ist im Gegensatz zur 

Spannung nicht konstant. Er schwankt je nach Einspeisehöhe oder Verbrauch. Im 

gleichen Verhältnis ändert sich auch die Stärke des Magnetfeldes. 

Erdkabel dienen dem Transport von elektrischer Energie. Es ist zweckmäßig, in der 

110-kV-Spannungsebene die Energie in Form von Drehstrom zu übertragen. Kenn-

zeichen der Drehstromtechnik sind drei elektrische Leiter je Stromkreis. Die auch als 

Phasen bezeichneten Leiter haben die Aufgabe, die elektrischen Betriebsströme zu 

führen. Die Leiter stehen gegenüber der Erde und gegeneinander unter Spannung. Es 

handelt sich um Wechselspannungen mit einer Frequenz von 50 Herz. Stromkreise 
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werden hier häufig auch als Systeme bezeichnet. Für die Isolierung der stromführen-

den Leiter gegeneinander und gegen die Erde werden hochwertige Isolierstoffe ver- 

wendet, die die Leiter allseitig umgeben. Zur Isolation der Kabel wird vernetztes  

Polyethylen verwendet. 

Die geforderte elektrische Leistung ergibt sich aus dem geplanten Endausbau des 

Leitung O52. Die notwendige Stromtragfähigkeit eines Kabelsystems beträgt im n-1-

Fall 812 Ampere (A). 

Bei diesem Projekt kommen ausschließlich in die Erde verlegte Einleiterkabel zum 

Einsatz. Hierbei wird für jeden Leiter ein eigenständiges Kabel (Kabelader) verwen-

det. Zur Sicherstellung der notwendigen Netztransportkapazität im n-1-Fall ist eine 

Verbindung mit zwei unabhängig zu betreibenden Kabelsystemen geboten. 

Der neu zu errichtende Mast 53 N wird als Winkelabspannmast mit einer speziellen 

Kabelübergangstraverse für die Anbindung der neuen Kabelstrecke ausgeführt. Die 

geplante Masthöhe für den Mast Nr. 53N beträgt 27,00 m über Erdoberkante (EOK) 

und ist damit um 7,0 m niedriger als der bisherige Mast 53. Es handelt sich um einen 

Stahlgittermast im Mastbild „Einebene“, der zusätzlich mit einer um 90° gedrehten 

Kreuztraverse zur Harfenabspannung für die Kabelanbindung versehen ist. Die be-

stehenden Leiterseile der 110-kV-Leitung Pirach-Traunstein verlaufen auf der oberen 

Traverse. Die Draht- und Seilverbindungen werden von den Kabelendverschluss-

Tischen zur Kreuztraverse geführt und dort mit den Leiterseilen verbunden. 

Auf dem Mast verlaufen zwei Systeme (Stromkreise) mit einer Nennspannung von 

110 kV. Darüber hinaus befinden sich auf der Erdseilaufhängung zwei Erdseile. Zur 

Isolation der Leiterseile gegenüber dem geerdeten Mast werden Isolatorketten einge-

setzt. 

Für den neuen Mast 53N ist ein Plattenfundament mit den Maßen 12,0 m x 12,0 m 

vorgesehen. Der Großteil des Fundaments liegt unterhalb der Erdoberfläche, nur die 

vier Fundamentköpfe an den Eckstielen sind sichtbar. Die Baugruben werden gemäß 

DIN 4124 angelegt.  

Die beiden Kabelendverschluss-Tische werden jeweils 3,5 Meter östlich der Freilei-

tungsachse, links und rechts unterhalb der Kreuztraverse, errichtet. Für deren Stand-

festigkeit werden vier Blockfundamente mit den Abmessungen 1 x 1 Meter und einer 

Tiefe von 2 Metern hergestellt und betoniert. Auf diesen Fundamenten erfolgt die 

Montage der Stahlkonstruktion für die Kabelendverschluss-Tische. Die beiden Kabel-
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systeme werden direkt bis zu den Kabelendverschluss-Tischen geführt, dort aus dem 

Erdreich herausgeführt und sicher an der Stahlkonstruktion befestigt. 

 

Die Kabelübergangsanlage selbst wird auf einer Fläche von 15 × 30 m geschottert 

und mit einem zwei Meter hohen Zaun umgeben. Ringsum wird ein drei Meter breiter 

Grünstreifen angelegt. Nähere Ausführungen zur technischen Planung der Kabel-

übergangsanlage inkl. Mast siehe Planunterlage 03.04.01  

Für den Bau und den Betrieb der Kabelleitung ist beidseitig der Leitungsachse eine 

Schutzzone erforderlich. Die Schutzzone dient zur Einhaltung der elektrischen Si-

cherheitsabstände, zum Schutz der Leitung vor tiefwurzelnden Pflanzen und vor Be-

einträchtigung durch andere erdverlegte Infrastrukturen oder oberirdische Bauwerke. 

Für die zweisystemige Kabelleitung wird eine parallele Schutzzone mit einer Breite 

von 10 Metern (je 5,0 m links und rechts der Trassenachse) benötigt. Ausnahme bil-

det der Bereich vor der Kabelübergangsanlage. Ungefähr 26 m vor der Kabelüber-

gangsanlage weitet sich die Schutzzone auf insgesamt ca. 29 m Breite auf. Außer-

dem stellen die Erdungsanlagen bzw. Erdungsmuffen mit Umgriff oberirdische Bau-

werke dar, welche mit einer Schutzzone von ca. 6x4 m dauerhaft in Anspruch ge-

nommen werden. 

 

4. Ziele des Vorhabens 

Mit dem Vorhaben werden folgende Ziele verfolgt: 

Die in den letzten Jahren stark gestiegene dezentrale elektrische Einspeiseleistung 

von EE-Anlagen im Bereich des nördlichen Landkreises Traunstein (Gemeinden Titt-

moning, Palling, Fridolfing und Taching a. See) bedingt neben dem Ausbau des Nie-

der- und Mittelspannungsnetzes und dem Bau des neuen UWs Palling nun die dazu-

gehörige Anbindung zur bestehenden 110-kV-Leitung O52 Pirach - Traunstein. Die 

vor Ort erzeugte Energie kann in vielen Fällen nicht mehr regional verbraucht werden 

und müsste im UW zur weiteren Verteilung in das überregionale 110-kV-Netz einge-

speist werden. Zudem führt die erhöhte Einspeisung zunehmend zu unzulässigen 

Spannungsverletzungen im Nieder- und Mittelspannungsnetz. 

Mit der geplanten Netzausbaumaßnahme kann zum einen die Energie aus den be-

troffenen Regionen sicher abtransportiert und zum anderen die Versorgung der Kun-
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den gemäß den gesetzlich vorgegebenen Spannungskriterien gemäß der DIN EN 

50160 sichergestellt werden. 

Im Einzugsgebiet des neuen UW Palling waren im Jahr 2020 insgesamt 1.912 Erzeu-

gungsanlagen mit 48,6 Megawatt (MW) installierter Leistung an das Nieder- und Mit-

telspannungsnetz der Bayernwerk Netz GmbH angeschlossen. Bis 2024 stieg die in-

stallierte Leistung auf 61,5 MW, verteilt auf 2.764 Anlagen. Von 2020 bis 2024 nahm 

die installierte Leistung damit um jährlich rund 3,23 MW zu. Dabei handelt es sich 

überwiegend um Photovoltaikanlagen, die bei entsprechender Wetterlage gleichzeitig 

einspeisen. Die höchsten Spannungshübe treten damit in Netzknoten auf, die weit 

vom nächsten Umspannwerk entfernt sind. 

Darüber hinaus können im rot gefärbten Bereich (siehe nachfolgende Abbildung) des 

bestehenden Mittelspannungsnetzes seit 2020 keine weiteren EE-Anlagen direkt ans 

Mittelspannungsnetz angeschlossen werden, da die Netzverträglichkeitsprüfung für 

die zusätzlich geplanten Einspeiseanlagen nach DIN 4110 - Anschluss und Parallel-

betrieb von Erzeugungsanlagen am Mittelspannungsnetz - nicht mehr erfüllt wird. 
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Im Netzgebiet rund um das UW Palling müssen den Einspeisewilligen dadurch bisher 

weit entfernte Anschlusspunkte zugewiesen werden. Dies hat zwei Effekte: Ein Teil 

der EE-Anlagen wird damit unwirtschaftlich, sodass die Projekte nicht realisiert wer-

den können. Der zweite Teil verteilt die EE-Anlagen auf andere Anschlusspunkte, 

wodurch das Anschluss-Problem verlagert wird und der EE-Ausbau in einem größe-

ren Gebiet stagniert. Somit kann die Vorhabenträgerin ihrer gesetzlichen Verpflich-

tung, Anlagen unverzüglich vorrangig an ihr Netz anzuschließen und den gesamten 

aus diesen Anlagen angebotenen Strom vorrangig abzunehmen und zu übertragen 

(vgl. §§ 8 (1) und 11 (1) EEG), nicht mehr nachkommen. 

Mit der Anbindung des neuen UW Palling an das Hochspannungsnetz können die 

Rückspeisekapazitäten in das vorgelagerte 110-kV-Netz deutlich erhöht und die be-

nachbarten Umspannwerke Pirach und Traunreut entlastet werden. Zudem erfolgt  

eine Stabilisierung der Spannungshaltung in den Nieder- und Mittelspannungsnetzen, 

sodass die Energie aus den betroffenen Gebieten effizient und sicher abtransportiert, 

zusätzliche Kapazitäten zur Aufnahme von weiteren EE-Einspeisungen geschaffen, 

sowie die Versorgung der Kunden gemäß gültigen Spannungskriterien sichergestellt 

werden kann. Für die Zukunft ist mit weiter steigenden Spannungswerten im Netz zu 

rechnen. Auch wenn keine weiteren Einspeiseanlagen in der Mittelspannung mehr 

zugelassen werden, geht der Zubau der Einspeiseleistung in der Niederspannung 

weiter. Dieser Zustand ist dadurch begründet, dass einerseits bei Erzeugungsanlagen 

bis 30 Kilowatt (kW) gemäß EEG der Hausanschluss als geeigneter Anschlusspunkt 

vorgegeben ist (eine Ablehnung von Anlagen ist dadurch nicht möglich) und anderer-

seits die Anschlussbeurteilung von Niederspannungs-Einspeisern gemäß Anwen-

dungsregel VDE-AR-N 4105 unabhängig von der Mittelspannung erfolgt. In Konse-

quenz führt dies dazu, dass die Spannung im Mittelspannungsnetz durch den unver-

meidlichen Anschluss weiterer Niederspannungs-Kleineinspeiser steigen wird, auch 

wenn in der Mittelspannung keine weitere Erzeugungsanlage mehr angeschlossen 

wird. 

In dieser Netzregion kann mit den HS/MS-Umspannwerken (Pirach und Traunreut) 

nicht mehr gewährleistet werden, dass die stark angestiegene und auch zukünftig 

weiter steigende Erzeugungsleistung aus EE in den Nieder- und Mittelspannungsnet-

zen sicher aufgenommen und abgeführt wird. 

Das Projekt ist im Netzausbauplan 2024 unter der Nummer 1178 als „Neubau des 

Umspannwerks Palling“ ausgewiesen. Zusätzlich ist im NAP 2024 unter der Nummer 

800 der Ersatzneubau der 110-kV-Freileitung O52 vom Umspannwerk Pirach bis zum 

Umspannwerk Traunstein einschließlich des Abzweigs O52A vorgesehen. Da die 
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neue Erdkabelleitung als Einschleifung in das bestehende Netz integriert wird, erge-

ben sich die Anforderungen an die Stromübertragung aus einer Gesamtbetrachtung 

des zukünftigen Systems und belaufen sich auf 812 Ampere. Derzeit kann die beste-

hende 110-kV-Freileitung O52 eine Dauerlast von 632 Ampere übertragen. 

5. Auswirkungen des Vorhabens / Schutzmaßnahmen 

Zusammenfassende Darstellungen der voraussichtlichen Auswirkungen dieses              

Vorhabens auf Mensch und Natur, Einrichtungen des Verkehrs sowie der Ver- und 

Entsorgung, auf die Land- und Forstwirtschaft sowie sonstige Themenbereiche inklu-

sive einer Übersicht der seitens des Vorhabenträgerin vorgesehenen Vermeidungs-, 

Minimierungs- und sonstiger Schutzmaßnahmen befinden in den Planunterlagen, ins-

besondere in den Planunterlagen 01.00 (Erläuterungsbericht), 08.01 (Allgemeine 

UVP-Vorprüfung), 08.02 (Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag) und 08.03 (Land-

schaftspflegerischer Begleitplan). 
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II. Ablauf des Planfeststellungsverfahrens 

1. Antrag auf Planfeststellung 

Mit Schreiben 18.12.2025 beantragte die Bayernwerk Netz GmbH (im Folgenden: 

Vorhabenträgerin genannt), für das oben beschriebene Vorhaben das Planfeststel-

lungsverfahren nach den §§ 43 ff. EnWG durchzuführen. 

Am 10.11.2025 wurden die Planunterlagen erstmalig für eine Vorprüfung eingereicht.  

Zusammen mit dem Antrag wurden am 18.12.2025 in überarbeiteter Fassung die 

nachfolgend aufgezählten Pläne und Unterlagen eingereicht. Der Erläuterungsbericht 

wurde nachträglich am 19.05.2026 um die Anforderungen aus § 13 KSG im Kapitel 

9.7 („Projektspezifische klimatische Belange“) ergänzt.  

 

  

01.00 Erläuterungsbericht  

02.01 Übersichtsplan TK10 Maßstab 1:10000 

02.02 Übersichtsplan Orthofoto Maßstab 1:10000 

03.01.01 Regelgrabenprofil RG01 offene Bauweise - Standard 

03.01.02 Regelgrabenprofil RG02 offene Bauweise - Kreuzung Mit-
telspannung 

03.01.03 Regelgrabenprofil RG03 offene Bauweise - Kreuzung Tele-
kommunikation 

03.01.04 Regelgrabenprofil RG04 offene Bauweise - Kreuzung Was-
ser 

03.01.05 Regelgrabenprofil RG05 offene Bauweise - Übertiefen 

03.01.06 Regelgrabenprofil RG06 offene Bauweise - Kreuzung Ge-
wässer 

03.01.07 Regelgrabenprofil RG07 offene Bauweise - Parallelverlegung 
Mittelspannung 

03.01.08 Regelgrabenprofil RG08 offene Bauweise - Muffengrube 

03.01.09 Regelgrabenprofil RG09 offene Bauweise - Kreuzung 
Staatsstraße 

03.01.10 Regelgrabenprofil RG10 offene Bauweise - Kreuzung 
Staatsstraße bei UW 

03.02.01 Baufeldquerschnitt BF01 offene Bauweise Anordnung 01 

03.02.02 Baufeldquerschnitt BF02 offene Bauweise Anordnung 01 

03.02.03 Baufeldquerschnitt BF03 offene Bauweise Anordnung 02 

03.02.04 Baufeldquerschnitt BF04 offene Bauweise Anordnung 03 

03.02.05 Baufeldquerschnitt BF05 offene Bauweise Anordnung 03 

03.02.06 Baufeldquerschnitt BF06 offene Bauweise Anordnung 02 

03.02.07 Baufeldquerschnitt BF07 offene Bauweise Anordnung 01 
und Übertiefe 
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03.02.08 Baufeldquerschnitt BF08 offene Bauweise Anordnung 01 
Gewässer verrohrt 

03.03.01 Erdungs- und Muffenanlage - Schaltschrank über EOK 

03.04.01 Kabelübergangsanlage WA140-18 mit Harfenabspannung 

03.04.02 Mastliste 

04.01 Vorbemerkungen zu den Lageplänen  

04.01.01.01 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 01 

04.01.01.01
A 

Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 01A 

04.01.01.01
B 

Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 01B 

04.01.01.02 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 02 

04.01.01.03 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 03 

04.01.01.04 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 04 

04.01.01.05 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 05 

04.01.01.06 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 06 

04.01.01.07 Lageplan mit Orthofoto Maßstab 1:1000 Blatt 07 

04.02 Vorbemerkungen zu den Lage-Profilplänen Kabelleitung 

04.02.01.01 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 01 

04.02.01.02 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 02 

04.02.01.03 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 03 

04.02.01.04 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 04 

04.02.01.05 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 05 

04.02.01.06 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 06 

04.02.01.07 Lage-Profilplan Maßstab 1:1000 / 1:500 Blatt 07 

04.03 Vorbemerkungen zu den Längenprofilen Freileitung 

04.03.01 Längenprofil Freileitung Mast Nr. 48 – Mast Nr. 51 

04.03.02 Längenprofil Freileitung Blatt Mast Nr. 51 – Mast Nr. 53N 

04.03.03 Längenprofil Freileitung Blatt Mast 53N – Mast Nr. 54  

05.01 Vorbemerkungen zu Kreuzungen  

05.02 Kreuzungsverzeichnis  

05.03 Übersichtsplan Kreuzungen Maßstab 1:10000 

05.04.01 Muster-Kreuzungsplan Staatsstraße  

05.04.02 Muster-Kreuzungsplan Telekom 

06.01 Vorbemerkungen zu Bauwerksverzeichnis 

06.02 Bauwerksverzeichnis  

07.01 Vorbemerkungen zum Rechtserwerb  

07.02 Rechtserwerbsverzeichnis  

07.03.01 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 01 

07.03.01A Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 01A 

07.03.01B Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 01B 

07.03.02 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 02 
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07.03.03 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 03 

07.03.04 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 04 

07.03.05 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 05 

07.03.06 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 06 

07.03.07 Rechtserwerbsplan Maßstab 1:1000 Blatt 07 

07.04 Muster der Dienstbarkeitsbewilligung Kabeltrasse 

07.05 Muster der Dienstbarkeitsbewilligung Kabeltrasse 
Erdungs- und Muffenanlage 

08.01 Allgemeine UVP-Vorprüfung (für Freileitungsanbindung) 

08.02 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (AFB) 

08.03 Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) 

08.03.01 Anhang 1 zu Anlage 08.03 Bestands-, Konflikt- und 
Maßnahmenplan Maßstab 1:2000 West 

08.03.02 Anhang 2 zu Anlage 08.03 Bestands-, Konflikt- und 
Maßnahmenplan Maßstab 1:2000 Os 

08.03.03 Anhang 3 zu Anlage 08.03 Legende Bestands-, Konflikt- und 
Maßnahmenplan 

08.03.04 Maßnahmenblätter zum LBP 

09.01 Geotechnischer Bericht  

09.02 
Beschreibung der Bodenschutzmaßnahmen - Maßnahmen-
blätter 

09.03 Immissionsbericht 

09.04 Variantenvergleich mit Herleitung einer Vorzugsvariante  

 

2. Anhörungsverfahren (Schriftlicher Teil) 

2.1 Fachbehördenbeteiligung 

Die Regierung forderte unter Bereitstellung der Planunterlagen in elektronischer Form 

folgende Behörden zur Stellungnahme auf:  

• Gemeinde Palling  

• Gemeinde Taching am See (Teil der VG Waging am See) 

• Stadt Tittmoning 
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• Landratsamt Traunstein  

• Regierung von Oberbayern - SG 24.1 (Raumordnung) 

• Regierung von Oberbayern - SG 25 (Luftamt Südbayern) 

• Regierung von Oberbayern - SG 26 (Bergamt Südbayern) 

• Regierung von Oberbayern – SG 31.1 (Straßen- und Brückenbau) 

• Regierung von Oberbayern - SG 50 (Technischer Umweltschutz) 

• Regierung von Oberbayern - SG 51 und 55.1 (Höhere Naturschutzbehörde) 

• Regierung von Oberbayern - SG 52 (Wasserwirtschaft) 

• Regierung von Oberbayern - SG 55.1 (Umweltrecht, Bodenschutz) 

• Regierung von Oberbayern - SG 60 (Agrarstruktur und Umweltbelange in der 

Landwirtschaft) 

• Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ebersberg-Erding 

• Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Traunstein 

• Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

• Bayerisches Landeskriminalamt AS BY  

• Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

• Bundesnetzagentur 

• Regionaler Planungsverband Region 18 

• Staatliches Bauamt Traunstein  

• Wasserwirtschaftsamt Traunstein 

 

Von 22 beteiligten Fachbehörden haben sich 19 zu dem Vorhaben geäußert. 

 

Anmerkung: Das Polizeipräsidium Oberbayern Süd wurde angehört. Nach telefoni-

scher Rücksprache mit dem dort zuständigen Kollegen wurde jedoch auf die Stel-

lungnahme bzw. Zuständigkeit des Bayerisches Landeskriminalamt AS BY (autorisier-

ten Stelle) verwiesen.  

2.2 Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die Planunterlagen wurden in der Zeit vom 20.01.2026 bis einschließlich 23.02.2026 

auf der Internetseite der Regierung von Oberbayern sowie auf der Internetseite der 

Gemeinde Palling durch Verlinkung auf die Internetseite der Regierung von Oberbay-

ern zur allgemeinen Einsicht bereitgestellt: 

 

Die Auslegung war vorab in betroffenen Gemeinde Palling ortsüblich bekannt ge-

macht worden. Nicht ortsansässige Betroffene wurden – soweit bekannt oder ermit-
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telbar – vorab über die Auslegung informiert. Bei der Veröffentlichung wurde darauf 

hingewiesen, dass Einwendungen gegen den Plan bis einschließlich 05.03.2026 bei 

der Gemeinde Palling oder bei der Regierung von Oberbayern schriftlich oder zur 

Niederschrift zu erheben sind und dass Einwendungen, die nicht auf besonderen pri-

vatrechtlichen Titeln beruhen, mit Ablauf dieser Frist ausgeschlossen sind.  

Aufgrund technischer Schwierigkeiten erfolgte eine Fristverlängerung. Hierdurch en-

dete die Öffentlichkeitsbeteiligung anstelle des 19.02.2026 nunmehr am 23.02.2026. 

Dementsprechend wurde auch das Ende der Einwendungsfrist bis einschließlich 

09.03.2026 verlängert. Diese Änderung der Bekanntmachung wurde am 29.01.2026 

durch die Gemeinde Palling ortsüblich bekannt gemacht.  

 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden 15 Einwendungen erhoben (davon 

fünf private Einwendungen und zwei Sammeleinwendungen). 

2.3 Träger öffentlicher Belange  

Darüber hinaus wurden folgende sonstigen Träger öffentlicher Belange über die  

Öffentlichkeitsbeteiligung informiert:  

• Bayerischer Bauernverband Traunstein  

• Deutsche Telekom Technik GmbH 

• Energienetze Bayern GmbH & Co. KG 

• Vodafone Kabel Deutschland GmbH 

• Zweckverband zur Wasserversorgung der Otting-Pallinger-Gruppe  

 

 

Von den vorgenannten Trägern öffentlicher Belange haben sich vier zu dem  

Vorhaben geäußert. Von anerkannten Umwelt- und Naturschutzvereinigungen i.S.v.  

Art. 73 Abs. 4 Satz 5 BayVwVfG wurde keine Stellungnahme abgegeben bzw.  

Einwendung erhoben. 

 

Zu den abgegebenen Stellungnahmen äußerte sich die Vorhabenträgerin mit Schrei-

ben vom 28.04.2026. Die einzelnen Erwiderungen wurden an den jeweils behandelten 

Träger öffentlicher Belange weitergeleitet. 
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3. Erörterungstermin  

Ein Erörterungstermin wurde mangels Notwendigkeit nicht durchgeführt. 

 

4. UVP / UVP-Vorprüfung  

Für das Vorhaben war keine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach dem Gesetz 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) durchzuführen (§ 5 UVPG; 

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG i.V.m. Nr. 19 der Anlage 1 UVPG).  

Hinsichtlich der Errichtung der 110-kV-Kabelleitung ist schon der Anwendungsbereich 

des UVPG nach § 1 Nr. 1 UVPG nicht eröffnet, da der Neubau einer 110-kV-

Kabelleitung nicht in Anlage 1 zum UVPG aufgeführt ist.  

Hinsichtlich der für den Anschluss der Erdkabelleitung notwendigen Verschiebung von 

Mast 53 der bestehenden Leitung O52 hat die UVP-Vorprüfung ergeben, dass für die 

Verschiebung von Mast 53 keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-

träglichkeitsprüfung besteht. 

  



C. Entscheidungsgründe: 

Der Plan wird entsprechend dem Antrag der Vorhabenträgerin, jedoch mit diversen Neben-

bestimmungen, festgestellt, da das Projekt im Interesse des öffentlichen Wohls unter Beach-

tung der Rechte Dritter im Rahmen der planerischen Gestaltungsfreiheit vernünftigerweise 

geboten ist. Die festgesetzte 110-kV-Erdkabelleitung samt Kabelübergangsanlage und  

Erdungs- und Muffenanlage, der für den Anschluss der Leitung erforderliche Neubau von 

Mast 53 sowie der Rückbau des bisherigen Mast 53 der Bestandsleitung O52 ist auch im 

Hinblick auf die enteignungsrechtliche Vorwirkung sowie die Umweltauswirkungen gerecht-

fertigt. Sie berücksichtigt die in den gesetzlichen Vorschriften zum Ausdruck kommenden 

Planungsleitsätze, Gebote und Verbote bzw. kann auf Grundlage entsprechender Ausnah-

men oder Befreiungen zugelassen werden. Die Planung entspricht schließlich den Anforde-

rungen des Abwägungsgebots nach § 43 Abs. 3 EnWG, wonach die vom Vorhaben berühr-

ten öffentlichen und privaten Belange im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen sind. 

Die Entscheidung beruht auf folgenden rechtlichen Erwägungen: 

I. Verfahrensrechtliche Bewertung 

1. Zuständigkeit 

Die Regierung von Oberbayern ist gemäß § 42 Satz 1 Zuständigkeitsverordnung, 

Art. 3 Abs. 1 BayVwVfG, § 19 Abs. 1 WHG die sachlich und örtlich zuständige  

Behörde für das Anhörungsverfahren und die Planfeststellung sowie für die Erteilung der 

wasserrechtlichen Erlaubnis.  

2. Erforderlichkeit der Planfeststellung / formelle Konzentrationswirkung 

Gemäß § 43 Abs. 2 Nr. 4 EnWG kann auf Antrag der Vorhabenträgerin durch Planfest-

stellung durch die nach Landesrecht zuständige Behörde die Errichtung und der Betrieb 

eines Erdkabels für Hochspannungsleitungen mit einer Nennspannung von 110 Kilovolt 

zugelassen werden. Die Vorhabenträgerin hat einen entsprechenden Antrag 18.12.2025 

gestellt. 

Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der not-

wendigen Folgemaßnahmen im Hinblick auf alle von ihm berührten öffentlichen Belange 

festgestellt und alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Träger des Vor-

habens und den durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt  

(§ 43c EnWG, Art. 75 Abs. 1 BayVwVfG). 
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Die energiewirtschaftsrechtliche Planfeststellung macht damit nahezu alle nach anderen 

Rechtsvorschriften notwendigen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, 

Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen entbehrlich  

(§ 43c EnWG, Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG). 

 

3. Erforderlichkeit von wasserrechtlichen Erlaubnissen 

Nach § 19 Abs. 1 WHG ist für die Erteilung der Erlaubnis oder der Bewilligung einer Ge-

wässerbenutzung eine gesonderte Entscheidung der Planfeststellungsbehörde notwen-

dig. Diese Entscheidungen sind nicht von der formellen Konzentrationswirkung des Plan-

feststellungsbeschlusses erfasst. 

 

3.1 Bauwasserhaltung  

Somit wäre auf Antrag der Vorhabenträgerin eine gemäß den §§ 8 Abs.1, 9 Abs. 1 Nr. 

4 Var. 2, Nr. 5 Var. 3 WHG erforderliche beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis für 

das Zutageleiten von Grundwasser sowie dessen anschließendes Wiederversickern 

bzw. Einleiten in Oberflächengewässer im Rahmen von Wasserhaltungsmaßnahmen 

während der Bauphase (bauzeitliche Bauwasserhaltungen) gesondert auszuspre-

chen. 

Aufgrund des hohen Grundwasserabstandes im Vorhabengebiet wird nicht erwartet, 

dass eine Bauwasserhaltung im vorliegenden Verfahren erforderlich wird. Entspre-

chend hat die Vorhabenträgerin bisher keine beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis 

auf Bauwasserhaltung beantragt. Folglich wird eine solche auch nicht erteilt. Im Zeit-

raum vom 18.02.2025 bis zum 20.02.2025 wurden Baugrunduntersuchungen durch-

geführt. Insgesamt wurden fünf Rammkernbohrungen vorgenommen. Die Bohrungen 

erreichten im Bereich der Kabelübergangsanlage eine Endtiefe von 14 Metern und im 

Bereich der Kabeltrasse Tiefen zwischen 5 und 8 Metern. Zusätzlich wurden elf 

Rammkernsondierungen bis zu Tiefen zwischen einem und drei Metern ausgeführt. 

Bei keiner der Untersuchungen wurde Grundwasser angetroffen. Ein Zulauf von 

Schichtenwasser wurde ebenfalls nicht beobachtet. Es ist jedoch davon auszugehen, 

dass sich nach langanhaltenden Niederschlagsperioden Schichtenwasser innerhalb 

nichtbindiger Lagen (Moränenkiese, Schmelzwasserkiese) aufstauen kann, welches 

dann im Anschnitt ausrinnt. Eine Bauwasserhaltung wäre deshalb nur nach langan-
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haltenden Niederschlagsperioden erforderlich, sofern der Baustellenbetrieb aufgrund 

der Auflagen zum Bodenschutz nicht ohnehin unterbrochen wird. 

 

3.2 Wasserschutzgebiet für den Brunnen V „Sieberöd“ 

Das Vorhaben liegt teilweise im Wasserschutzgebiet für den Brunnen V „Sieberöd“. 

Die Kabeltrasse für die 110-kV-Leitung verläuft größtenteils außerhalb des Wasser-

schutzgebiets, da sie südlich der Staatsstraße St 2093 verläuft. Lediglich der rückzu-

bauende Mast 53 liegt im Westen des Wasserschutzgebiets sowie die Leitungstrasse 

zur Umgehung des Ortsteils Unterhafing der Gemeinde Palling liegen in der weiteren 

Schutzzone III des Wasserschutzgebiets für den Brunnen V „Sieberöd“.  

Für das Wasserschutzgebiet gibt es eine Wasserschutzgebietsverordnung mit 

Schutzgebietsplan. § 3 Abs. 1 Nr. 2.1 dieser Wasserschutzgebietsverordnung für den 

Tiefbrunnen Palling V „Sieberöd“ verbietet die Veränderung der Erdoberfläche auch in 

Zone III auch dann, wenn Grundwasser nicht aufgedeckt wird.  

Sowohl der Rückbau von Mastes Nr. 53 der Freileitung O52 als auch die Verlegung 

der 110-kV-Erdkabelleitung sind mit Veränderungen der Erdoberfläche verbunden.  

Aus diesem Grund ist für die geplanten Maßnahmen im Wasserschutzgebiet eine  

Befreiung vom Verbotskatalog der Wasserschutzgebietsverordnung für den Tiefbrun-

nen Palling V „Sieberöd“ nach § 52 WHG erforderlich.  

 

3.3 Harpfetshamer Filzgraben  

Die Querung des Harpfetshamer Filzgraben fällt nicht unter die Genehmigungspflicht 

nach Art. 20 Abs. 2 BayWG.  
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4. Erforderlichkeit eines Erörterungstermins (Mündliche Verhandlung)  

Ein Erörterungstermin war entbehrlich, da bezüglich aller Einwendungen im Rahmen der 

schriftlichen Stellungnahmen Konsens hergestellt werden konnte.  

Ein Erörterungstermin wurde zunächst im Rahmen einer anwaltlich erhobenen Samme-

leinwendung beantragt. Mit anwaltlichem Schreiben vom 23.04.2026 wurde durch die 

Mandanten der Sammeleinwendung jedoch ausdrücklich ein Verzicht auf den zunächst 

beantragten Erörterungstermin erklärt.  

5. Erforderlichkeit eines Verfahrens zur Prüfung der Umweltauswirkungen (UVP) 

Der Anwendungsbereich des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

erstreckt sich auf die in der dazugehörigen Anlage 1 (Liste „UVP-pflichtige Vorhaben“) 

genannten Vorhaben: Die Errichtung einer 110-kV-Kabelleitung wird darin nicht genannt. 

Der Neubau der 110-kV-Kabelleitung ist somit nicht UVP-pflichtig. Die 110-kV-

Kabeltrasse unterliegt damit nach §§ 6, 7 in Verbindung mit Anlage 1 des Gesetzes über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) keiner Pflicht zur UVPG-Prüfung.  

Die für den Anschluss der Erdkabelleitung notwendige Verschiebung von Mast 53 der 

bestehenden Leitung O52 ist hingegen einer allgemeinen Vorprüfung nach § 9 Abs. 2, 4 

i.V.m. § 7 Abs. 1 UVPG i.V.m. Nr. 19.1.2 der Anlage 1 zum UVPG zu unterziehen. Er-

gebnis dieser ist jedoch, dass für die Verschiebung von Mast 53 keine Pflicht zur Durch-

führung einer UVP besteht.  

Für die Leitungsanbindung an die Bestandsleitung O52 und die damit verbundenen Än-

derungen wurde eine allgemeine Vorprüfung zusammengestellt, nach der erhebliche 

nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu erwarten sind. Durch die Änderung sind keine 

zusätzlichen oder anderen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen, die nach § 25 

Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung im Hinblick auf die wirksame Umweltvor-

sorge zu berücksichtigen wären, zu erwarten. Hierbei wurde auch die von der Vorhaben-

trägerin vorgelegte Abschätzung möglicher Auswirkungen auf die Schutzgüter nach dem 

UVPG zu Grunde gelegt. Mast 53 der Bestandsleitung O52 befindet sich in einem 

Trinkwasserschutzgebiet. Indem er im Rahmen der Anbindung an das Erdkabel ca. 75 

Meter nach Süden verschoben wird, befindet sich der neue Mast 53N südlich der 

Staatsstraße und damit außerhalb des Trinkwasserschutzgebiets. Das Vorhaben befin-

det sich überdies in keinem anderen der in Nr. 2.3 von Anlage 3 zum UVPG aufgeführ-

ten Schutzgebietstypen.  
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Hinsichtlich der Frage, ob eine UVP-Vorprüfung bzw. eine UVP-Prüfung durchzuführen 

ist, ist die Neuerrichtung des 110-KV-Erdkabels von der Verschiebung von Mast 53 an 

der bestehenden Leitung O52 getrennt zu betrachten. Die Verschiebung von M53 ist 

zwar erforderlich, um die Erdkabelleitung an die Bestandsleitung O52 anschließen zu 

können. Insofern könnte von einem zusammenhängenden Vorhaben die Rede sein. Al-

lerdings ist die Errichtung eines 110-kV-Erdkabels vom Anwendungsbereich des UVPG 

und damit dem Erfordernis einer UVP-Vorprüfung ausgenommen. Es wäre entgegen der 

Zielsetzung des Gesetzgebers, nur weil die Mastverschiebung einer UVP-Vorprüfung 

bedarf, über diesen Weg auch das neu zu errichtende Erdkabel einer UVP-Prüfung zu 

unterziehen. Vielmehr ist die Errichtung von Erdkabeln, die nicht in § 2 Abs. 5 BBplG 

genannt sind, generell von dem Erfordernis einer UVP-Vorprüfung ausgeschlossen 

6. Erforderlichkeit von FFH-Verträglichkeitsprüfungen nach § 34 BNatSchG 

Das Vorhaben durchläuft keine FFH-/Natura-2000-Gebiete. Eine  

FFH-Verträglichkeitsprüfung war folglich nicht erforderlich.  

 

II. Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach UVPG 

(entfällt; siehe Punkt C.I.5 der Entscheidungsgründe) 

III. Verträglichkeitsprüfungen nach § 34 BNatSchG 

(entfällt; siehe Punkt C.I.6 der Entscheidungsgründe) 
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IV. Materiell-rechtliche Würdigung 

1. Rechtmäßigkeit der Planung  

Das Vorhaben konnte vorliegend - nach Maßgabe der unter Ziffer A. III. dieser Ent-

scheidung erlassenen Nebenbestimmungen sowie unter Berücksichtigung der seitens 

der Vorhabenträgerin getätigten verbindlichen Zusagen - durch Ausspruch der Plan-

feststellung gemäß § 43 ff EnWG zugelassen werden. 

Die verbindlich festgestellte Planung berücksichtigt die im EnWG und anderen gesetz-

lichen Vorschriften zum Ausdruck kommenden Planungsleitsätze, Gebote und Verbo-

te und entspricht schließlich den Anforderungen des Abwägungsgebotes. 

2. Planrechtfertigung 

Das Vorhaben muss unter dem Gesichtspunkt einer sicheren und effizienten, leis-

tungsfähigen und zuverlässigen sowie zunehmend auf erneuerbaren Energien beru-

henden Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, objektiv notwendig sein. 

2.1 Allgemeine Ausführungen  

Ein Planfeststellungsbeschluss auf Grundlage von § 43 EnWG ist planrecht-

fertigungsbedürftig, das heißt eine Planfeststellung kann nur erfolgen, wenn das  

Erfordernis der sogenannten Planrechtfertigung gegeben ist. Dies ist gegeben, wenn 

das Vorhaben „vernünftigerweise geboten“ ist. 

Voraussetzung hierfür ist, dass das Vorhaben grundsätzlich den Zielen des Energie-

wirtschaftsgesetzes entspricht und somit auch öffentlichen Interessen dient, die dem 

Grunde nach geeignet sind, das Gemeinwohlerfordernis des Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG 

auszufüllen (BVerwG, U. v. 16.03.2006 – 4 A 1075/04). Für das Vorhaben muss ein 

konkreter, nachvollziehbarer Bedarf bestehen und es dürfen keine technischen Alter-

nativen der Bedarfsdeckung bestehen, die das Leitungsvorhaben erübrigen oder auch 

reduzieren könnten. Außerdem darf die Realisierbarkeit des Vorhabens auf Dauer 

nicht ausgeschlossen sein.  

Die Planung der Vorhabenträgerin muss dabei von der Planfeststellungsbehörde           

abwägend nachvollzogen werden. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung der 

Frage, ob das Erfordernis der Planrechtfertigung gegeben ist, ist der Zeitpunkt der 

Behördenentscheidung und somit der Zeitpunkt an dem der Planfeststellungs-

beschluss erlassen wird. 
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Die Planrechtfertigung ist ein ungeschriebenes Erfordernis jeder Fachplanung und ei-

ne Ausprägung des Prinzips der Verhältnismäßigkeit staatlichen Handelns, das mit 

Eingriffen in private Rechte verbunden ist.  

Auf Ebene der Planrechtfertigung ist – noch ungeachtet der genauen (negativen) 

Auswirkungen des Vorhabens auf öffentliche, kommunale oder private Drittbelange 

(hierzu sogleich unter Ziffer C.IV.4, C.IV.5 und C.IV.6 der Entscheidungsgründe) 

sowie der Berücksichtigung etwaiger weniger belastender Planungsalternativen (hier-

zu sogleich unter Ziffer C.IV.3 der Entscheidungsgründe) – zu prüfen, ob  

­ die seitens der Vorhabenträgerin mit dem Vorhaben verfolgten Ziele überhaupt 

grundsätzlich von den Zielvorgaben des jeweiligen Fachplanungsgesetzes 

(hier: des EnWG) gedeckt sind (grundsätzlich zulässiges Ziel) sowie 

­ das Vorhaben aus diesem Blickwinkel im konkreten Fall überhaupt erforderlich 

ist, sprich: 

­ im vorliegenden Fall überhaupt ein konkreter Bedarf hierfür besteht 

sowie 

­ die konkret geplanten Maßnahmen zur Erreichung der gesteckten Ziele 

überhaupt geeignet sind. 

2.2 Ziel des Vorhabens / Zulässigkeit  

Ziel des Vorhabens ist es, auf mehreren Ebenen die Leistungsfähigkeit des 110-kV-

Netzes der Vorhabenträgerin in der von der Maßnahme betroffenen Region,  

insbesondere angesichts veränderter Netznutzungssituationen infolge des Ausbaus 

erneuerbarer Energien zu gewährleisten und so eine sichere und effiziente, leistungs-

fähige und zuverlässige Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, die zunehmend 

auf erneuerbaren  Energien beruht, sicherzustellen, wie es das EnWG als vorliegend 

einschlägiges Fachplanungsgesetz als Zielvorgabe (§ 1 EnWG) und Aufgabe der 

Energieversorgungsunternehmen (§ 2 EnWG) vorschreibt. Das Ziel der Maßnahme 

deckt sich somit mit den Zielen des Fachplanungsgesetzes. 

Die in den letzten Jahren stark gestiegene dezentrale elektrische Einspeiseleistung 

von EE-Anlagen im Bereich des nördlichen Landkreises Traunstein (Gemeinden Titt-

moning, Palling, Fridolfing und Taching a. See) bedingt neben dem Ausbau des Nie-

der- und Mittelspannungsnetzes und dem Bau des neuen UWs Palling nun die dazu-

gehörige Anbindung zur bestehenden 110-kV-Leitung O52 Pirach – Traunstein. Die 

vor Ort erzeugte Energie kann in vielen Fällen nicht mehr regional verbraucht werden 
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und müsste im UW zur weiteren Verteilung in das überregionale 110-kV-Netz einge-

speist werden. Zudem führt die erhöhte Einspeisung zunehmend zu unzulässigen 

Spannungsverletzungen im Nieder- und Mittelspannungsnetz. 

Die geplante Netzausbaumaßnahme ermöglicht es zum einen die Energie aus den 

betroffenen Regionen sicher abzutransportieren und zum anderen die Versorgung 

nach den gesetzlich vorgegebenen Spannungskriterien nach DIN EN 50160 sicherzu-

stellen. Mit der Anbindung des neuen UW Palling an das Hochspannungsnetz können 

die Rückspeisekapazitäten in das vorgelagerte 110-kV-Netz deutlich erhöht und die 

benachbarten Umspannwerke Pirach und Traunreut entlastet werden. Zudem erfolgt 

eine Stabilisierung der Spannungshaltung in den Nieder- und Mittelspannungsnetzen, 

sodass die Energie aus den betroffenen Gebieten effizient und sicher abtransportiert, 

zusätzliche Kapazitäten zur Aufnahme von weiteren EE-Einspeisungen geschaffen, 

sowie die Versorgung der Kunden gemäß gültigen Spannungskriterien sichergestellt 

werden kann. 

 

2.3 Bedarf und Geeignetheit der beantragten Maßnahmen 

Im Einzugsgebiet des neuen UW Palling waren im Jahr 2020 insgesamt 1.912 Erzeu-

gungsanlagen mit 48,6 Megawatt (MW) installierter Leistung an das Nieder- und Mit-

telspannungsnetz der Bayernwerk Netz GmbH angeschlossen. Bis 2024 stieg die in-

stallierte Leistung auf 61,5 MW, verteilt auf 2.764 Anlagen. Von 2020 bis 2024 nahm 

die installierte Leistung damit um jährlich rund 3,23 MW zu. Dabei handelt es sich 

überwiegend um Photovoltaikanlagen, die bei entsprechender Wetterlage gleichzeitig 

einspeisen. Die höchsten Spannungshübe treten damit in Netzknoten auf, die weit 

vom nächsten Umspannwerk entfernt sind. 

Darüber hinaus können im rot gefärbten Bereich (siehe nachfolgende Abbildung) des 

bestehenden Mittelspannungsnetzes seit 2020 keine weiteren EE-Anlagen direkt ans 

Mittelspannungsnetz angeschlossen werden, da die Netzverträglichkeitsprüfung für 

die zusätzlich geplanten Einspeiseanlagen nach DIN 4110 - Anschluss und Parallel-

betrieb von Erzeugungsanlagen am Mittelspannungsnetz - nicht mehr erfüllt wird. 
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Im Netzgebiet rund um das UW Palling müssen den Einspeisewilligen dadurch bisher 

weit entfernte Anschlusspunkte zugewiesen werden. Dies hat zwei Effekte: Ein Teil 

der EE-Anlagen wird damit unwirtschaftlich, sodass die Projekte nicht realisiert wer-

den können. Der zweite Teil verteilt die EE-Anlagen auf andere Anschlusspunkte, 

wodurch das Anschluss-Problem verlagert wird und der EE-Ausbau in einem größe-

ren Gebiet stagniert. Somit kann die Vorhabenträgerin ihrer gesetzlichen Verpflich-

tung, Anlagen unverzüglich vorrangig an ihr Netz anzuschließen und den gesamten 

aus diesen Anlagen angebotenen Strom vorrangig abzunehmen und zu übertragen 

(vgl. §§ 8 (1) und 11 (1) EEG), nicht mehr nachkommen. 

Für die Zukunft ist mit weiter steigenden Spannungswerten im Netz zu rechnen. Auch 

wenn keine weiteren Einspeiseanlagen in der Mittelspannung mehr zugelassen wer-

den, geht der Zubau der Einspeiseleistung in der Niederspannung weiter. Dieser Zu-

stand ist dadurch begründet, dass einerseits bei Erzeugungsanlagen bis 30 Kilowatt 

(kW) gemäß EEG der Hausanschluss als geeigneter Anschlusspunkt vorgegeben ist 

(eine Ablehnung von Anlagen ist dadurch nicht möglich) und andererseits die An-

schlussbeurteilung von Niederspannungs-Einspeisern gemäß Anwendungsregel 

VDE-AR-N 4105 unabhängig von der Mittelspannung erfolgt. In Konsequenz führt 

dies dazu, dass die Spannung im Mittelspannungsnetz durch den unvermeidlichen 

Anschluss weiterer Niederspannungs-Kleineinspeiser steigen wird, auch wenn in der 

Mittelspannung keine weitere Erzeugungsanlage mehr angeschlossen wird. 
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In dieser Netzregion kann mit den HS/MS-Umspannwerken (Pirach und Traunreut) 

nicht mehr gewährleistet werden, dass die stark angestiegene und auch zukünftig 

weiter steigende Erzeugungsleistung aus EE in den Nieder- und Mittelspannungsnet-

zen sicher aufgenommen und abgeführt wird. Der Netzanschluss des neuen UW Pal-

ling an das bestehende 110-kV-Netz erfolgt über eine ca. 2,7 km lange zweisystemige 

Kabelleitung, die in den Stromkreis 113 der bestehenden 110-kV-Leitung O52 zwi-

schen Pirach und Traunstein eingeschliffen wird. Der bestehende Stromkreis 113 von 

Pirach nach Traunstein wird dadurch aufgetrennt und es entstehen die Stromkreise 

113 Palling-Traunstein sowie der neue Stromkreis 115 Palling-Pirach. Der Stromkreis 

114 zwischen Pirach und Traunstein bleibt unverändert bestehen.  

Die Anbindung von Umspannwerken mit einer Versorgungsaufgabe erfolgt in 110-kV-

Netzen unter Berücksichtigung des (n-1)-Kriteriums, so dass eine angemessene Netz- 

und Versorgungssicherheit gewährleistet. 

Der Grundsatz der (n-1)-Sicherheit in der Netzplanung besagt, dass in einem Netz bei 

prognostizierten maximalen Übertragungs- und Versorgungsaufgaben die Netzsicher-

heit auch dann gewährleistet bleiben muss, wenn eine Komponente, etwa ein Trans-

formator oder ein Stromkreis, ausfällt oder abgeschaltet werden muss. Das heißt, es 

darf in diesem Fall nicht zu unzulässigen Versorgungsunterbrechungen oder einer 

Ausweitung der Störung kommen. Außerdem muss die Spannung innerhalb der zu-

lässigen Grenzen bleiben. Die verbleibenden Betriebsmittel dürfen zudem nicht über-

lastet werden. Diese allgemein anerkannte Regel der Technik gilt grundsätzlich auch 

für die 110-kV-Netzebene. 

Auf Basis der oben dargestellten Netzsituation und der vorstehenden Ausführungen 

ist die Planrechtfertigung für das Vorhaben auf Basis der rechtlichen Rahmenbedin-

gungen aus dem EnWG und EEG aus Sicht der Vorhabenträgerin gegeben. Die Not-

wendigkeit der Maßnahme wurde im Netzausbauplan der Bundesnetzagentur gemel-

det. Mit dem aktuellen Netzzustand kann die Vorhabenträgerin ihrer gesetzlichen 

Verpflichtung, Anlagen unverzüglich vorrangig an ihr Netz anzuschließen und den ge-

samten aus diesen Anlagen angebotenen Strom vorrangig abzunehmen und zu über-

tragen (vgl. §§ 8 (1) und 11 (1) EEG), nicht mehr nachkommen. Der Bau der 110-kV-

Leitung zwischen der bestehenden 110-kV-Leitung O52 Pirach – Traunstein und dem 

UW Palling ermöglicht es der Vorhabenträgerin diese Verpflichtung wieder zu erfüllen. 
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2.4 Ergebnis 

Zusammenfassend ist aus den vorgenannten Gründen der Bau der 110-kV-

Erdkabelleitung zum Anschluss des UW Palling an die bestehende Freileitung O52 

zwingend erforderlich.  

Die Überprüfung des Vortrags und der Planung der Vorhabenträgerin ergibt, dass für 

das Vorhaben ein energiewirtschaftlicher Bedarf besteht und das Vorhaben somit aus 

vernünftigen Gründen des Allgemeinwohls geboten ist. Die Vorhabenträgerin kommt 

mit dem geplanten Vorhaben ihren gesetzlichen Pflichten als Netzbetreiberin nach, 

indem sie das 110-kV-Hochspannungsnetz entsprechend den gegebenen und prog-

nostizierten Anforderungen bedarfsgerecht unterhält und ausbaut.  

Das Vorhaben entspricht den energiewirtschaftlichen Grundsätzen des § 1 EnWG. 

Die Planrechtfertigung ist somit gegeben.  
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3. Planungsvarianten / wesentliche Auswahlgründe 

3.1 Allgemeine Ausführungen 

Das Abwägungsgebot verlangt nach höchstrichterlicher Rechtsprechung die Prüfung 

von Planungsalternativen und der sog. Null-Variante. Im Rahmen der planerischen 

Abwägung hat die Planfeststellungsbehörde zu prüfen, ob sich das beantragte                

Vorhaben mit einer anderen Trasse oder in einer anderen Gestalt verwirklichen lässt, 

sofern es sich nachteilig auf die rechtlich geschützten Belange Dritter oder öffent-

lichen Belange auswirken wird.  

Bei der Auswahl verschiedener räumlicher Trassenvarianten handelt es sich um eine 

Abwägungsentscheidung, die gerichtlicher Kontrolle ist nur begrenzt auf erhebliche           

Abwägungsmängel zugänglich. Die Grenze der planerischen Gestaltungsfreiheit ist 

erst dann überschritten, wenn eine alternative Variante sich unter Berücksichtigung al-

ler abwägungserheblicher Belange als eindeutig vorzugwürdig aufdrängt oder            

wenn der Planfeststellungsbehörde bei der Ermittlung, Bewertung oder Gewichtung 

einzelner Belange ein rechtserheblicher Fehler unterläuft (VGH München, Urteil v. 

23.03.2017 - 22 A 16.40040).  

Eindeutig vorzugswürdig erscheint eine Planungsvariante insbesondere dann, wenn 

sie sich unter Berücksichtigung aller abwägungserheblicher Belange gegenüber der 

planfestgestellten Trasse eindeutig als die bessere, weil öffentliche und private Be-

lange insgesamt schonendere Lösung darstellt (BeckOK EnWG/Riege,  

18. Ed. 1.3.2026, EnWG § 43 Rn. 109).  

Das Gebot sachgerechter Abwägung wird hingegen nicht verletzt, wenn sich die Plan-

feststellungsbehörde im Widerstreit der verschiedenen Belange für die Bevorzugung 

des einen und damit notwendig für die Zurückstellung eines anderen entscheidet. Die 

darin liegende Bewertung der von der Planung berührten Belange und ihre Gewich-

tung im Verhältnis untereinander ist ein wesentliches Element der planerischen  

Gestaltungsfreiheit. Ein Abwägungsfehler liegt selbst dann nicht vor, wenn eine ande-

re als die planfestgestellte Trasse ebenfalls mit guten Gründen vertretbar gewesen 

wäre (VGH München, Urteil vom 11.05.2016 – 22 A 15.40004). Die Planfeststellungs-

behörde hat dabei die planerische Entscheidung der Vorhabenträgerin abwägend 

nachzuvollziehen (VGH München, Urteil vom 24.05.2011 – 22 A 10.40049). 

Das enthebt die Planfeststellungsbehörde also nicht der Pflicht, bei der Zusammen-

stellung des Abwägungsmaterials alle ernsthaft in Betracht kommenden Alternativen 

zu berücksichtigen und mit der ihnen zukommenden Bedeutung in die vergleichende 
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Prüfung der von den möglichen Varianten berührten öffentlichen und privaten Belange 

einzustellen (BVerwG, Urteil vom 21.1.2016, Az. 4 A 5.).  

§ 43 Abs. 3 EnWG verdeutlichen die gesteigerte Bedeutung der Alternativenprüfung 

als Ausfluss des Abwägungsgebots.  

Die Planfeststellungsbehörde ist aber nicht verpflichtet, jede mögliche oder von Drit-

ten ins Spiel gebrachte Planungsvariante gleichermaßen detailliert und umfassend zu  

prüfen. Vielmehr konnten Varianten, die nach einer Grobanalyse in einem früheren 

Planungsstadium nicht in Betracht kommen, für die weitere Detailprüfung ausge-

schieden werden (BVerwG vom 16.08.1995, UPR 1995, 445). Gesichtspunkte für das 

Ausscheiden einer Alternativplanung können grundsätzlich alle planerischen Belange 

sein. Hierzu gehören z. B. Kostengesichtspunkte ebenso wie Umwelt-Gesichtspunkte 

und verkehrstechnische Gesichtspunkte. Das Ausscheiden einer nach dem Stand der  

Planung nicht mehr ernstlich in Betracht kommenden Variante hat dabei stets das  

Ergebnis einer abwägenden Prüfung zu sein. Die Ermittlung des Abwägungsmaterials 

hat jeweils so konkret zu sein, dass eine sachgerechte Entscheidung möglich ist 

(BVerwG, Urteil vom 26.06.1992, Az. 4 B 1-11.92). 
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3.2 Geprüfte Varianten 

3.2.1 Nullvariante  

Wie unter Ziffer C.IV.2 – Planrechtfertigung - ausgeführt, ist die geplante Leitungs-

erneuerung für die Erfüllung der Pflicht der Vorhabenträgerin zum Betrieb eines  

sicheren, zuverlässigen und leistungsfähigen Netzes zwingend erforderlich.  

In vorliegender Netzregion kann mit den HS/MS-Umspannwerken (Pirach und Traun-

reut) nicht mehr gewährleistet werden, dass die stark angestiegene und auch zukünf-

tig weiter steigende Erzeugungsleistung aus EE in den Nieder- und Mittelspannungs-

netzen sicher aufgenommen und abgeführt wird. 

Die Anbindung von Umspannwerken mit einer Versorgungsaufgabe erfolgt in 110-kV-

Netzen unter Berücksichtigung des (n-1)-Kriteriums, so dass eine angemessene Netz- 

und Versorgungssicherheit gewährleistet ist. 

Der Grundsatz der (n-1)-Sicherheit in der Netzplanung besagt, dass in einem Netz bei 

prognostizierten maximalen Übertragungs- und Versorgungsaufgaben die Netzsicher-

heit auch dann gewährleistet bleiben muss, wenn eine Komponente (z.B. ein Trans-

formator oder ein Stromkreis) ausfällt oder abgeschaltet werden muss. Das heißt, es 

darf in diesem Fall nicht zu unzulässigen Versorgungsunterbrechungen oder einer 

Ausweitung der Störung kommen. Die Spannung muss zudem innerhalb der zulässi-

gen Grenzen bleiben. 

Ohne Realisierung der geplanten Leitung wären andere technische Optionen auszu-

schöpfen, um Netzbetriebsmittel vor einspeisebedingten Überlastungen im Mit-

telspannungsnetz bzw. Niederspannungsnetz zu schützen und den (n-1)-sicheren Zu-

stand des Netzes aufrecht zu erhalten und die Versorgungssicherheit zu gewährleis-

ten. 

Kann die (n-1)-Sicherheit dauerhaft nicht gewährleistet werden, so sind im Falle einer 

Betriebsstörung die Stromerzeuger oder Stromverbraucher zu regulieren (Einspeise-

management). Durch das im Störfall notwendige Reduzieren der Einspeiseleistung 

der EE-Anlagen kann die Netzstabilität in den meisten Fällen aufrechterhalten wer-

den. Der Neuanschluss von weiteren EE-Anlagen und damit die Erfüllung der An-

schlusspflicht von EE-Anlagen wird dadurch aber trotzdem nicht ermöglicht, da alle 

netztechnischen Maßnahmen für die Einhaltung der Spannungsgrenzen nach  

DIN EN 50160 bereits ausgeschöpft sind. Die Ziele der Bundesregierung hinsichtlich 

einer komplett klimaneutralen Energieerzeugung können so nicht verwirklicht werden. 
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Grundsätzlich ist die Vorhabenträgerin immer im Rahmen des sogenannten NOVA-

Prinzips bestrebt, zunächst das vorhandene Netz zu optimieren oder zu verstärken. 

Diese Maßnahmen sind aber bereits ausgereizt und können die Spannungsüberhö-

hungen in den lokalen Netzknoten nicht beheben. 

Die mit der Planung gesteckten Ziele können durch einen Verzicht auf die vorgesehe-

nen Maßnahmen (sog. Nullvariante) nicht erreicht werden. Auf eine nähere Auseinan-

dersetzung konnte daher vorliegend verzichtet werden. 

 

3.2.2 Erdkabel versus Freileitung 

Die gesetzlichen Anforderungen aus § 43h EnWG geben vor, dass Hochspannungs-

leitungen auf neuen Trassen mit einer Nennspannung von 110-kV oder weniger als 

Erdkabel auszuführen sind,  

▪ wenn für die technisch möglichen und genehmigungsfähigen Trassen-

varianten die Gesamtkosten für die Errichtung und den Betrieb einer 

Anbindung als Erdkabel die Gesamtkosten für eine Anbindung als 

technisch vergleichbare Freileitung den Faktor 2,75 nicht überschrei-

ten  

▪ und naturschutzfachliche Belange nicht entgegenstehen. 

 

Auf Basis der Vorgaben wurde im Zuge des gegenständigen Planvorhabens für die 

110-kV-Leitung zum Anschluss des UW Palling an die bestehende Freileitung O52 die 

erforderliche Prüfung durchgeführt. Als allgemeine Berechnungsgrundlage für Ermitt-

lung des Kostenfaktors wurde der Leitfaden zu Investitionsmaßnahmen aus der All-

gemeinen Regulierungsverordnung der Bundesnetzagentur (ARegV) verwendet. 

Für den Vergleich ist hierbei neben der in den Genehmigungsunterlagen im Detail be-

schriebenen Kabeltrasse mit einer Gesamtlänge von ca. 2,7 km auch eine technisch 

vergleichbare Freileitung zur Anbindung des UWs zu ermitteln. Aufgrund der vorhan-

denen Wohn-/Siedlungsgebiete und der vorhandenen Waldstrukturen, kann ein fast 

gradliniger Verlauf einer Freileitung aufgrund des Wohnumfeldschutzes nicht oder 

beim Wald nur in Form einer Waldüberspannung mit bis zu 90 m hohen Masten reali-

siert werden. Eine für den Vergleich zugrunde gelegte Freileitungstrasse hätte des-

halb ebenfalls eine Länge von ca. 2,7 km.  
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In der ARegV wurde festgelegt, dass für die Nutzungsdauer für die Kabel- und die 

Freileitungsvariante von einer gleichen technisch-wirtschaftlichen Nutzungsdauer von 

40 Jahren auszugehen ist. Damit sind für den Vergleich der Varianten jeweils die 

einmaligen Investitionskosten für eine Trasse als Freileitung bzw. Kabel anzusetzen. 

In der Praxis beträgt die Lebensdauer von Freileitungen mehr als 100 Jahre. Erfah-

rungen von Kabel hinsichtlich einer längeren Lebensdauer liegen noch nicht vor.  

Bei den relevanten Kostenbestandteilen wurden alle variantenspezifischen Errich-

tungskosten (Investitionskosten) für die Kabeltrasse und die Freileitungstrasse auf 

Basis von vergleichbaren Projekten im Netzgebiet der Vorhabenträgerin ermittelt. 

Weitere variantenspezifische Anlagen, wie Blindleistungs-Kompensationsspulen, sind 

nicht notwendig.  

Bei den Betriebskosten wurde auch die sogenannte Betriebskostenpauschale der In-

vestitionskosten berücksichtigt. Die Kosten für die Verlustenergie wurden nicht ermit-

telt, da diese bei einem Erdkabel mit ähnlicher Trassenlänge (siehe hierzu auch 

ARegV) niedriger sind und den Kostenvergleich zu Gunsten der Kabelvariante beein-

flussen würden.  

Auf Basis der vorstehenden Ausführungen hat die Vorhabenträgerin für die neue 110-

kV-Leitung zum Anschluss des UW Palling bereits beim Vergleich der Kapitalkosten 

den Kostenfaktor 2,75 mit einem Wert von 2,5 deutlich unterschritten. Somit sind wei-

tere detailliertere Überlegungen im Sinne der ARegV für den Kostenvergleich Kabel-

Freileitung nicht erforderlich. 

Ebenso sind keine naturschutzfachlichen Belange zu erwarten, die gegen die Ausfüh-

rung der Leitung als Erdkabel sprechen. Dem Landschaftspflegerischen Begleitplan 

(LBP) sind keine naturschutzfachlichen Belange gegen die Ausführung der Leitung als 

Erdkabelleitung zu entnehmen. Somit sind die Vorgaben von § 43h EnWG erfüllt. Die 

Trasse ist folglich als Erdkabelleitung zu planen. Aus diesem Grund wurden auch nur 

Varianten für Erdkabelleitungen betrachtet.  

Die Planfeststellungsbehörde kommt in ihrer Gesamtschau daher zu dem Ergebnis, 

dass sich die Erdkabelvariante aus den oben angeführten Punkten insgesamt als 

deutlich bessere Alternative darstellt.  
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3.2.3 Alternative Trassenführungen 

Die Erforderlichkeit eines Raumordnungsverfahrens für die geplante Kabeltrasse wur-

de durch die Regierung von Oberbayern geprüft und aufgrund der Kleinräumigkeit der 

Kabeltrasse für nicht notwendig erklärt. 

Für das geplante Vorhaben ist grundsätzlich zu prüfen, ob Trassenalternativen zur 

beantragten Erdkabeltrasse vorhanden sind, die mit geringeren Beeinträchtigungen 

verbunden sind. Entsprechende Untersuchungen wurden im Rahmen der Vorplanung 

im Jahr 2024 durchgeführt. Das Vorhaben liegt östlich der Gemeinde Palling im ober-

bayerischen Landkreis Traunstein, ca. 15 km nördlich von Traunstein. 

Das im Netzgebiet des Bayernwerks zu errichtendes Umspannwerk ist durch eine 

Erdkabelleitung in die vorhandene Leitung LH-08-O52 Pirach-Traunstein einzuschlei-

fen. Die bestehende Freileitung verläuft von Nord nach Süd ca. 2,3 km Luftlinie west-

lich des geplanten Umspannwerks. Für die Anbindung an die Freileitung sind poten-

ziell die Masten O52-47, O52-50, O52-53 und O52-54 geeignet. Für die Anbindung 

muss an der bestehenden Leitung O52 einer dieser Masten durch einen Abspann-

masten mit Harfenabspannung für eine Kabelübergangsanlage ersetzt werden. 

Aus diesem Grund umfasst der Suchraum den Raum vom neuen Umspannwerk Pal-

ling bei Oberroidham zur nächstgelegenen vorhandenen Leitung LH-08-O52 Pirach – 

Traunstein im Bereich Heilham bis Gengham (Mast 47 bis Mast 54). Siehe folgende 

Abbildung:  
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Unter Berücksichtigung der einschlägigen Vorschriften, wie den DIN-VDE-

Bestimmungen bzw. EN-Normen, der Kriterien der Raumordnung, der Fach- und    

sonstigen Pläne, wurden bei der Trassenauswahl folgende Trassierungsgrundsätze 

beachtet: 

 

- Technisch effiziente und sichere Umsetzung 

• Möglichst kurzer, geradliniger Verlauf der Trasse 

• Möglichst wenige technisch komplexe Bauwerke 

• Einhaltung von Bauverbotszonen (zum Beispiel am Rand von Bundesstra-
ßen und Autobahnen) 

• Einhaltung von technisch notwendigen Sicherheitsabständen zu beste-
henden Öl-, Gas-, oder Wasserleitungen 

• Vermeidung von Kreuzungen anderer erdverlegter Leitungen 
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- Bestmögliche Einbindung in Landschaft und vorhandene Infrastrukturen 

• Bündelungen mit vorhandenen und geplanten Infrastrukturen, wie etwa 
Straßen und Schienen 

• Berücksichtigung der Topographie 

• Berücksichtigung bestehender und geplanter Flächennutzungen (z.B. Bau- 
und Gewerbegebiete) 

• Berücksichtigung forst- und landwirtschaftlicher Belange, Trassenverlauf 
möglichst entlang von Grundstücksgrenzen und Wegen 

 

- Schonung von Umwelt und Natur 

• Erhalt von Schutzgebieten und gesetzlich geschützten Biotopen (bei-
spielsweise FFH-Gebiete, Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete) 

• Schutz von seltenen oder gefährdeten Tier- und Pflanzenarten 

• Berücksichtigung von Natur- und Bodendenkmälern 

• Schutz von Waldflächen 

• Berücksichtigung von Wasserschutzgebieten, Überschwemmungsgebieten 
bzw. Bereichen mit hohem Grundwasserstand  

 

- Vorsorge für den Menschen 

• Berücksichtigung von Wohn- und Siedlungsgebieten 

• Berücksichtigung von Freizeit- und Erholungsgebieten 

• Reduzierung von Immissionen  

 

- Minimierung von Eingriffen in das Eigentum Dritter 

 

- Beachtung der Wirtschaftlichkeit 

 

Aufgrund zahlreicher Nutzungsansprüche an den Raum lassen sich nicht alle Tras-

sierungsgrundsätze gleichermaßen umsetzen. Die Beeinträchtigungen der verschie-

denen Nutzungen werden durch Trassenoptimierung sowie durch eine Anpassung 

der technischen Ausführung so gering wie möglich gehalten. 
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Bei der Auswahl der Vorzugstrasse wurden Belange der Umwelt, Raumordnung, 

Land- und Forstwirtschaft, der Flächeneigentümern und Flächennutzern sowie der 

Wirtschaftlichkeit, technischen Effizienz und der sicheren Umsetzung berücksichtigt.  

Die voraussichtlichen Konfliktintensitäten verschiedener Trassenvarianten wurden 

ermittelt und einander gegenübergestellt. Hierdurch wurde die Vorzugsvariante inner-

halb des Suchraumes herausgearbeitet.  

 

Folgende Varianten wurden untersucht:  

Trassenvariante 1: Die Kabeltrasse beginnt an einer Kabelübergangsanlage an der 

bestehenden Freileitung O52 – Verlauf südlich entlang der Staatsstraße St2093 – 

UW Palling. Gesamtlänge: ca. 2,7 km. Es wurden zwei Untervarianten diskutiert:  

• Variante 1.1: Auf Höhe Unterhafing verläuft die Trasse nördlich paral-

lel der Staatsstraße St2093 innerhalb der Böschung. 

• Variante 1.2: Kabeltrasse quert Staatsstraße St 2093 an derselben 

Stelle wie Variante 1.1. Der Verlauf wird jedoch ca. 20-30m weiter 

nördlich geführt. Dadurch wird die Trasse aus dem Böschungsbereich 

herausgeführt und entlang des Böschungsfußes parallel zur Staats-

straße weitergeführt.  

 

Trassenvariante 2: Die Kabeltrasse beginnt an einer Kabelübergangsanlage im Be-

reich von Mast 54 der Freileitung O52 – paralleler Verlauf zur Staatsstraße St2093, 

jedoch südlich versetzt und abgerückt von der Staatsstraße im Vergleich zu Variante 

1. Östlich von Unterhafing: Gebündelt mit Verlauf der Staatsstraße bis zum geplanten 

UW Palling. Gesamtlänge: ca. 2,8 / 2,9 km.  
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Trassenvariante 3: Anbindung Kabeltrasse an Mast 46 der Freileitung O52 bei Heil-

ham – durch unwegsames Gelände nach Sieberöd. Dort Abzweig zur Gemeindestra-

ße Sieberöd–Oberroidham; Verlauf der Trasse durch den Wolferstetter Forst. An-

schließend folgt sie den Feldwegen in Richtung Oberroidham und wird von dort bis 

zum geplanten UW Palling weitergeführt. Gesamtlänge: ca. 3,2 km.  
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Trassenvariante 4: Anbindung Kabeltrasse an Mast 50 der Freileitung O52 (unterhalb 

des Kieswerks bei Hörmetsham) – Verlauf durch das Langholz auf einem Forstweg 

mit teilweise unwegsamem Gelände in Richtung Gemeindestraße Sieberöd–

Oberroidham. Kurze Passage entlang der Gemeindestraße – Verlauf an Feldwegen 

in Richtung Oberroidham – UW Palling. Gesamtlänge: ca. 2,8 km  

 

 

 

Variantenbewertung:  

Argumente gegen Variante 3 und 4:  

Im Vergleich zur Variante 1 und 2, welche überwiegend entlang der Staatsstraße 

St2093 in landwirtschaftlich genutzten Feldern verlaufen, führen die Trassenvarianten 

3 und 4 zu großen Teilen durch den Wolferstetter Forst sowie durch das Langholz. 

Der Erdkabelbau durch den Wald stellt einen vergleichsweise größeren Eingriff in Na-

tur und Landschaft dar.  

 

Variante 3 wird zwar durch die Bündelung mit der Gemeindestraße Oberroidham-

Sieberöd größtenteils entlang der bereits vorhandenen Schneise durch den Wald ge-

führt. Sowohl bei Variante 3, als auch bei Variante 4 müsste die jeweils bereits vor-

handene Waldschneise im Wald durch Rodung für den Bau der Erdkabelleitung ver-
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breitert werden. Ausweislich des Waldfunktionsplans handelt es sich bei beiden 

Waldgebieten zudem um einen Schutzwald.  

Darüber hinaus muss die Schutzzone selbst auch nach der Bauausführung frei von 

tiefwurzelnden Gehölzen gehalten werden, um die Sicherheit der Leitung zu gewähr-

leisten. Dies würde zu einem erhöhten Eingriff in den Wald führen. Der benötigte 

Schutzstreifen würde eine Schneisenbildung im Wald verursachen.  

Das eingeschränkte Platzangebot im Wald bedingt überdies einen hohen logistischen 

Planungsaufwand für Bautransporte. In beiden Varianten müssten aufgrund des nicht 

geradlinigen Trassenverlaufs die Schleppkurven für LKWs berücksichtigt werden. Der 

hierdurch vergrößerte Flächenbedarf würde auch größere Waldrodungen mit sich 

bringen.  

Bei beiden Varianten sind Nachteile in Bezug auf die Arbeitssicherheit und Betriebs-

sicherheit im Störungsfall zu erwarten. Bei einer Störung ist erneut ein Eingriff in den 

Wald erforderlich, was auch hier die Versorgungssicherheit beeinträchtigen könnte. 

Im Falle einer Betriebsstörung an der Erdkabelleitung wäre ein erneuter Eingriff in 

den Wald erforderlich. Dies ist im Forst mit zusätzlichen und aufwändigen Arbeiten 

verbunden. Folge dessen ist eine Gefahr für die Versorgungssicherheit, da notwendi-

ge Reparaturen mit längeren Ausfallzeiten einhergehen können. Zudem sind regel-

mäßige Trassenkontrollen mittels Trassenbefliegungen oder Begehungen im Wald 

deutlich aufwändiger und kostenintensiver. 

In unmittelbarer Nähe zu Trassenvariante 3 befindet sich darüber hinaus ein Bau-

denkmal (Wegkapelle - Aktennr.: D-1-89-134-96).  

Variante 3 würde zudem in ein Vorranggebiet für die Wasserversorgung und ein Vor-

ranggebiet für Bodenschätze eingreifen. Zur Minimierung des Eingriffs in das Vor-

ranggebiet für Bodenschätze könnte eine Trassierung mit Rohrgrabenverbau not-

wendig sein. Dies wäre allerdings mit einem anspruchsvolleren Planungs- und Aus-

führungsverfahren verbunden, was potenziell auch zu einer Verlängerung der Bauzeit 

führen könnte.  
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Variante 4 würde außerdem in weiten Teilen die Trinkwasserschutzzone I durchque-

ren. Ein Eingriff in den Untergrund ist im Fassungsbereich grundsätzlich unzulässig, 

da es sich um den sensibelsten Bereich des Schutzgebiets handelt. Ein solcher Ein-

griff ist nur dann zulässig, wenn nachweislich keine alternativen Lösungen möglich 

sind und der Schutzzweck nicht gefährdet wird. 

Zudem befindet sich eine Löschwasserentnahmestelle im Bereich des Trassenver-

laufs von Variante 4, wodurch gegebenenfalls eine Trassierung mittels Rohrgraben-

verbau erforderlich werden würde. Auch dies zieht ein anspruchsvolleres Planungs- 

und Ausführungsverfahren nach sich, das wiederum zu einer längeren Bauzeit führen 

könnte.  

Insbesondere aufgrund der erheblichen Eingriffe in Waldflächen, aber auch aufgrund 

der komplexen logistischen Anforderungen sowohl beim Bau, als aber auch bei dem 

Betrieb bzw. bei Kontrollen und Reparaturen an der Leitung sowie aufgrund der Risi-

ken für die Versorgungssicherheit wurden die Varianten 3 und 4 von der Vorhaben-

trägerin nicht weiterverfolgt. Diese Vorgehensweise reduziert nicht nur den ökologi-

schen Eingriff in den Wald, sondern trägt auch zum Erhalt der vielfältigen Schutzfunk-

tionen des Waldes bei. Im Vergleich dazu verlaufen die Varianten 1 und 2 entlang der 

Staatsstraße auf freiem Feld.  

 

Bewertung von Variante 2:  

Variante 2 würde mögliche baubedingte Eingriffe in Bodendenkmäler verursachen. 

Sie quert bei Unterhafing das Bodendenkmal Nr. D-1-7942-0095 – Siedlung vor- und 

frühgeschichtlicher Zeitstellung. In geringer Entfernung zum Baustreifen, am südli-

chen Rand von Unterhafing befindet sich ein weiteres Bodendenkmal (Nr. D-1-7942-

0010). Weitere denkmalschutzrelevante Verdachtsflächen sind in der Umgebung zu 

erwarten.  

Darüber hinaus weist Variante 2 potenzielle Konflikte beim Schutz von Tieren und 

Pflanzen auf, insbesondere durch temporäre Störungen in Feldgehölzen mit wertvol-

len Vogel- und Feldmauslebensräumen sowie in potenziellen Brutgebieten von Feld-

vögeln. Das Baufeld von Variante 2 liegt südlich von Unterhafing in geringem Abstand 

zu zwei in amtlicher Biotopkartierung erfassten Feldgehölzen. Bei Brutvogelkartierun-

gen wurde ferner eine Dohlenkolonie und eine Waldohreule erfasst. 

Variante 2 verläuft im östlichen Abschnitt bis Unterhafing im Grundwasserkörper „Mo-

ränenland - Kirchweidach“, westlich Unterhafing im Grundwasserkörper „Moränenland 
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– Traunstein“. Die grundwasserbeeinflussten Senken zwischen Gengham und Unter-

hafing, die von der Variante 2 nordöstlich von Gengham gequert werden, sind als 

wassersensible Bereiche ausgewiesen. 

Die Trassenvariante 2 verläuft zwischen Gengham und Unterhafing mit einem Ab-

stand von 50 m zur Wohnbebauung. Für die Errichtung der Kabelübergangsanlage 

am bestehenden Mast Nr. O52-54 wären sechs Provisorien entlang der bestehenden 

Freileitung erforderlich. Im Vergleich dazu würde der Bau von Variante 1 nur drei Frei-

leitungsprovisorien erfordern.  

Insgesamt weist Variante 2 eine vergleichbare Gesamtverträglichkeit wie Variante 1 

auf, jedoch mit zusätzlichen Herausforderungen. Besonders hervorzuheben sind die 

Aspekte im Zusammenhang mit dem Bodendenkmal, den umliegenden Biotopen so-

wie der Notwendigkeit, insgesamt sechs Provisorien an der bestehenden Freileitung 

temporär zu errichten. Diese Maßnahmen führen auch zu erhöhten Kosten. 

 

Bewertung von Variante 1 (Varianten 1.1 und 1.2):  

Variante 1 wird durchgängig im Nahbereich der St2093 geführt. Die Verkehrsmenge 

auf der St2093 führt ohnehin zu erheblichen Vorbelastungen des Wohnumfelds in 

Straßennähe. Aufgrund des relativ geraden Verlaufs von Variante 1 entlang von zu-

gänglichen Ackerflächen, ist eine effiziente Bauausführung möglich. Im Vergleich zu 

den anderen alternativen Trassenführungen zeigt Variante 1 die geringste Gesamt-

länge mit ca. 2,7 km.  

Auch im Hinblick auf etwaige Nutzungseinschränkungen von bewirtschafteten Grund-

stücksflächen ist der Verlauf von Variante 1 günstig, da sie überwiegend entlang der 

Staatsstraße verläuft, an der ohnehin eine Anbauverbotszone besteht. Schutzobjekte 

kulturellen Erbes sind von Variante 1 nicht betroffen. Nördlich der St2093 bei Unter-

hafing quert die Variante 1 Flächen im Vertragsnaturschutzprogramm (VNP-Flächen), 

die teilweise nach Art. 23 BayNatSchG und § 30 BNatSchG als Biotope geschützt 

sind (artenreiche Flachland-Mähwiesen). Es gibt ein Brutvorkommen der Feldlerche 

(1 Brutpaar) südlich der St2093. Erhebliche Beeinträchtigungen können aber durch 

Bauzeitenbeschränkungen (außerhalb der Brutzeit der Feldlerche) vermieden wer-

den, sodass die Beeinträchtigung gering ist. Durch Bündelung mit der St2093 werden 

baubedingte Beeinträchtigungen von unzerschnittenen Lebensräumen jedoch insge-

samt minimiert. 
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Die Senke zwischen Gengham und Unterhafing, die von der Variante 1 südlich der 

St2093 gequert wird, ist als wassersensibler Bereich ausgewiesen. Bei Unterhafing 

verläuft die Trassenvariante 1 am Rand des Trinkwasserschutzgebiets Palling (Ge-

bietskennzahl 2210794200022) des Zweckverbands zur Wasserversorgung der Pal-

ling-Ottinger-Gruppe (äußere Schutzzone III), das durch die St2093 nach Süden be-

grenzt wird.  

Variante 1.2 verläuft zwar wie Variante 1.1 parallel zur Staatsstraße, allerdings au-

ßerhalb des Böschungsbereichs. Durch diese leicht aufgeweitete Linienführung von 

Variante 1.2 wird das Trinkwasserschutzgebiet im Vergleich zu Variante 1.1 weiter 

eingerückt durchschnitten.  

Während bei Variante 1.1 aufgrund der tiefen Einschnitte in die Böschung ein auf-

wändiger Verbau notwendig ist, der umfangreichen Erdbewegungen, erhöhten Bau-

stellenverkehr und komplexere Bauverfahren mit sich bringt, kann Variante 1.2 weit-

gehend im klassischen offenen Verfahren ohne Verbau umgesetzt werden.  Variante 

1.2 erfordert damit im Vergleich zu Variante 1.1 geringere bautechnische Eingriffe 

und damit eine verträglichere Bauausführung im Trinkwasserschutzgebiet. Ein weite-

rer Vorteil von Variante 1.2 besteht darin, dass sie weiter entfernt von der bestehen-

den Wohnbebauung verläuft. Aus diesem Grund ist Variante 1.2 der Variante 1.1 vor-

zuziehen. Die Variante 1.2 wird im Folgenden als Variante 1 bezeichnet. 

Insgesamt weist Variante 1 damit das geringste Konfliktpotenzial im Vergleich zu den 

anderen angedachten Trassenvarianten auf. Durch die Bündelung in einem Korridor 

mit der Staatsstraße wird die bestehende Infrastruktur genutzt, wodurch der Flächen-

verbrauch reduziert und zusätzliche Eingriffe in Natur und Landschaft minimiert wer-

den. 

Auch in Bezug auf die private und agrarstrukturelle Verträglichkeit ergeben sich eben-

falls nur geringe Einschränkungen, da die landwirtschaftliche Nutzung im Schutzstrei-

fen nach Abschluss der Bauarbeiten weitgehend fortgeführt werden kann. Im Ver-

gleich zu Variante 2 verläuft Variante 1 zudem über die gesamte Länge gebündelt 

entlang der Staatsstraße und damit entlang bestehender Infrastruktur. Dadurch wird 

die zusätzliche Belastung der betroffenen Flurstücke reduziert, da diese Flächen be-

reits durch die bestehende Straße vorbelastet sind. Variante 2 weicht hingegen ab 

Unterhafing von der Staatsstraße ab und schneidet neue Flurstücke an, die bislang 

nicht durch Infrastruktur betroffen waren.  

Schließlich sind auch die technisch-wirtschaftlichen Wirkkriterien als gering einzustu-

fen, da die Bauausführung mit herkömmlichen Verfahren möglich ist und keine be-
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sonderen technischen Herausforderungen oder erhöhte Kosten zu erwarten sind. Ein 

zentrales Argument für die Variante 1 ist damit zusammenhängend die insgesamt 

kostengünstigere Bauausführung im Vergleich zu den anderen untersuchten Varian-

ten.  

Ein weiterer Vorteil von Variante 1 liegt im Bereich des Schutzes kulturellen Erbes. 

Während Variante 2 baubedingte Eingriffe in Bodendenkmäler verursachen würde, 

bleibt Variante 1 frei von solchen Konflikten. 

Variante 1 ist zwar mit Arbeiten im Trinkwasserschutzgebiet verbunden und würde 

überdies zu einer temporären Beeinträchtigung geschützter Mähwiesen und potenzi-

eller Bruthabitaten von Feldvögeln führen. Diese Konflikte können jedoch durch ge-

eignete Schutzmaßnahmen und Bauzeitenbeschränkungen wirksam minimiert wer-

den. Im Vergleich dazu weist Variante 2 zwar geringere Beeinträchtigungen in diesen 

Bereichen auf, verursacht jedoch Eingriffe in wertvolle Feldgehölze und Bodendenk-

mäler. Dies ist bei Variante 1 gerade nicht der Fall.  

 

3.3 Ergebnis 

Nach Prüfung der für das Vorhaben in Betracht kommenden Planungsvarianten 

kommt die Genehmigungsbehörde wie die Vorhabenträgerin zu dem Ergebnis, dass 

sich nach Abwägung aller wirtschaftlichen, technischen, denkmalschutzrechtlichen 

und umweltschutzfachlichen Belange die alternativen Trassen weder besser noch 

zumindest gleichgut darstellen.  

Die Entscheidung der Vorhabenträgerin für die beantragte Variante ist somit nach-

vollziehbar und aus Sicht der Planfeststellungsbehörde konsequent, weshalb die be-

antragte Variante 1 als Kabelausführung festgestellt wird. 
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4. Rechtsvorschriften / Öffentliche Belange 

Rechtsvorschriften oder vorgehende öffentliche Belange stehen dem Vorhaben – un-

ter Berücksichtigung der in dieser Entscheidung ergangenen Nebenbestimmungen – 

nicht entgegen. 

4.1 Gewährleistung der technischen Sicherheit 

Die technische Sicherheit während der Bauphase sowie dem anschließenden Betrieb 

der Anlage ist unter Zugrundelegung der Planunterlagen in ausreichendem Maße ge-

währleistet. 

Gemäß § 49 Abs. 1 Satz 1 EnWG sind Energieanlagen i.S.d. § 3 Nr. 32 EnWG so zu 

errichten und zu betreiben, dass die technische Sicherheit gewährleistet ist. Die Ge-

währleistung der technischen Sicherheit verlangt, dass bei der Errichtung und dem 

Betrieb der Energieanlage Gefahren für die Allgemeinheit und die Mitarbeiter des An-

lagenbetreibers vermieden werden. Dies geht jedoch nicht soweit, dass Schäden 

durch entsprechende Sicherheitsstandards mit absoluter Sicherheit ausgeschlossen 

sein müssen. Vielmehr ist ausreichend, dass der Schadenseintritt aufgrund der ge-

troffenen Sicherheitsvorkehrungen hinreichend unwahrscheinlich ist. Entsprechend 

der „je-desto-Formel“ des Polizeirechts hängt die rechtlich noch akzeptable Eintritts-

wahrscheinlichkeit vom Umfang des möglichen Schadens ab: In Bezug auf Szenarien 

mit potentiell größeren, gravierenderen Schäden (etwa Tod, schwerer Verletzungen) 

ist eine geringere Eintrittswahrscheinlichkeit erforderlich als bei Szenarien mit Schä-

den mit potentiell begrenztem Ausmaß (z.B. geringer Sachschaden). 

In Ermangelung einer Rechtsverordnung nach § 49 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EnWG sind 

gemäß § 49 Abs. 2 Satz 1 EnWG vorbehaltlich sonstiger Vorschriften des technischen 

Sicherheitsrechtes die allgemein anerkannten Regeln der Technik in der bei Durch-

führung der Maßnahme geltenden Fassung zu beachten. Neben den, in 

§ 49 Abs. 2 Satz 1 EnWG genannten Regelwerken ist hierbei insbesondere das Re-

gelwerk des Deutschen Instituts für Normung e.V. (DIN) von Bedeutung (arg. 

§ 49 Abs. 2 Satz 3 EnWG).  

Soweit die technischen Regeln des Verbandes der Elektrotechnik Elektronik Informa-

tionstechnik e.V. in der bei Durchführung der Maßnahme geltenden Fassung              

eingehalten werden, wird gemäß § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EnWG die Einhaltung der 

allgemein anerkannten Regeln der Technik (widerlegbar) vermutet. 



Seite 111 von 232 

Die Anforderungen für Erdkabel, die in unterirdischen Energieverteilungsnetzen ein-

gesetzt werden, sind in der Norm DIN VDE 0276 festgelegt.  

Für die Errichtung des Kabelübergangs und die Anpassungen an der Freileitung O52 

sind die Europa-Normen EN 50341-1, EN 50341-2-4 maßgebend. Die vorgenannten 

Europa-Normen sind unter der Nummer DIN VDE 0210: Freileitungen über AC 1 kV, 

Teil 1 und Teil 2 in das VDE-Vorschriftenwerk aufgenommen und der Fachöffentlich-

keit bekannt gegeben worden. Teil 2 der DIN VDE 0210 enthält zusätzlich zu den o.g. 

Europa-Normen nationale normative Festsetzungen für Deutschland 

Ausweislich der Planunterlagen werden die geplanten Maßnahmen nach den                 

geltenden Regeln der Technik, den allgemeinen behördlichen Vorschriften und den 

einschlägigen Bauvorschriften durchgeführt. 

 

4.2 Umweltschutz 

4.2.1 Gewässerschutz / Wasserschutzgebiete 

Das geplante Vorhaben betrifft wasserbezogene Schutzgebiete gemäß Wasserhaus-

haltsgesetz (WHG) und Bayerischem Wassergesetz (BayWG). Dies sind das Trink-

wasserschutzgebiet Palling (Schutzzone III) sowie das Fließgewässer „Harpfetshamer 

Filzgraben“ mitsamt Gewässerrandstreifen  

 

(1) (Trink)Wasserschutzgebiete (§§ 51 ff WHG) 

Das Vorhaben liegt im westlichen Abschnitt (Trasse km 0, km 0+745 bis km 1+220) 

am äußeren Rand der weiteren Schutzzone III des Wasserschutzgebiets für den 

Brunnen V „Sieberöd“ in der Gemeinde Palling zur öffentlichen Trinkwasserversor-

gung. Nördlich der St 2093 erstreckt sich das Trinkwasserschutzgebiet Palling des 

Zweckverbands zur Wasserversorgung der Palling-Ottinger-Gruppe mit einer Fläche 

von ca. 199 ha (Gebietskennzahl 2210794200022). Die Kabeltrasse für die 110-kV-

Erdkabelleitung verläuft größtenteils außerhalb des Wasserschutzgebiets, da sie süd-

lich der Staatsstraße St 2093 verläuft.  

 

Auf der folgenden Abbildung ist das Trinkwasserschutzgebiet mit Fassungsbereich 

(Punkt), engerer Schutzzone II (dick umrandet) und weiterer Schutzzone III zu sehen.  
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Bei km 0 (Mastprovisorium und Rückbau Bestandsmast 53) und zwischen km 0+745 

bis km 1+220 liegen die Arbeitsflächen in der weiteren Schutzzone des Trinkwasser-

schutzgebiets Tiefbrunnen Palling V „Sieberöd“ des Zweckverbands zur Wasserver-

sorgung der Palling-Ottinger-Gruppe, das durch die St2093 nach Süden begrenzt wird 

(„Verordnung des Landratsamts Traunstein über das Wasserschutzgebiet für den 

Tiefbrunnen Palling V „Sieberöd“ in der Gemeinde Palling, Landkreis Traunstein, für 

die öffentliche Wasserversorgung durch den Zweckverband zur Wasserversorgung 

der Otting-Pallinger Gruppe, Sitz Teisendorf“ vom 16. Juni 1997– veröffentlicht im 

Amtsblatt für den Landkreis Traunstein Nr. 21 vom 20. Juni 1997, Seite 118).  

Die Kabeltrasse für die 110-kV-Leitung liegt damit größtenteils außerhalb des Was-

serschutzgebiets, da sie südlich der Staatsstraße St 2093 verläuft. Lediglich der ab-

zubauende Mast 53 der Freileitung sowie die Leitungstrasse zur Umgehung des Orts-

teils Unterhafing der Gemeinde Palling liegen in der weiteren Schutzzone III des 

Wasserschutzgebiets.  

Gemäß § 3 Abs. 1, Nr. 2.1 der Wasserschutzgebietsverordnung für den Tiefbrunnen 

Palling V „Sieberöd“ sind Veränderungen oder Aufschlüsse der Erdoberfläche, selbst 

wenn Grundwasser nicht aufgedeckt wird, in der weiteren Schutzzone verboten. Aus-

genommen ist lediglich die Bodenbearbeitung im Rahmen der ordnungsgemäßen 

land- und forstwirtschaftlichen Nutzung.  

Sowohl der Rückbau von Mast Nr. 53 der Freileitung O52 als auch die Verlegung der 

110-kV-Erdkabelleitung sind mit Veränderungen der Erdoberfläche verbunden. Hier-
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bei wird zwar voraussichtlich kein Grundwasser aufgedeckt, da die Grundwasserstän-

de bei Hochwasser bei 528,75 mNN und damit ca. 25,95 m unterhalb der Straßen-

oberfläche der St 2093 liegen, der Graben für die Kabelverlegung aber nur eine Tiefe 

von 1,75 bis 3,3 m haben wird. Nach § 3 Abs. 1, Nr. 2.1 der Wasserschutzgebietsver-

ordnung für den Tiefbrunnen Palling V „Sieberöd“ sind in dem Wasserschutzgebiet 

ungeachtet dessen jegliche Veränderungen oder Aufschlüsse der Erdoberfläche ver-

boten.  

Aus diesem Grund ist für den geplanten Eingriff in schützende Deckschichten im Be-

reich des Trinkwasserschutzgebiets eine Befreiung vom Verbotskatalog der Wasser-

schutzgebietsverordnung für den Tiefbrunnen Palling V „Sieberöd“ nach § 52 WHG 

erforderlich. Die Vorhabenträgerin hat eine solche Befreiung beantragt.  

Eine Befreiung wurde erteilt, da der Schutzzweck der Wasserschutzgebietsverord-

nung für den Tiefbrunnen Palling V „Sieberöd“ nicht gefährdet ist.  

Im Bereich der geplanten Maßnahme ist mit einem Grundwasserflurabstand von 

> 20 m zu rechnen. Eine dauerhafte Minderung der grundwasserschützenden Deck-

schichten erfolgt nicht. Auch während der Bauphase, mit offenem Leitungsgraben und 

Eingriffstiefen bis maximal 3,3 m verbleibt eine ausreichende Restmächtigkeit der 

grundwasserschützenden Deckschichten. Die Erdkabelleitung verläuft am äußersten 

Rand des Trinkwasserschutzgebiets entlang der Staatsstraße St 2093 und damit in 

einem Bereich, der durch seine unmittelbare Nähe zur St 2093 ohnehin mit Schad-

stoffen vorbelastet ist. Ein Schadstoffeintrag durch die Kabelleitung ist im Übrigen 

nicht zu erwarten.  

Die Plangenehmigungsbehörde hat im Rahmen der Konzentrationswirkung auch über 

die wasserrechtliche Befreiung nach § 52 WHG zu entscheiden. Weder das Landrats-

amt Traunstein (SG 4.16 Wasserrecht), noch das Wasserwirtschaftsamt Traunstein, 

noch der Zweckverband zur Wasserversorgung der Otting-Pallinger-Gruppe erheben 

Einwände gegen eine entsprechende wasserrechtliche Befreiung von den Verboten 

§ 3 Abs. 1, Nr. 2.1 der Wasserschutzgebietsverordnung für den Tiefbrunnen Palling V 

„Sieberöd“ unter Einhaltung der in Ziffer A.III.3.1.3 des Beschlusses genannten Auf-

lagen zum Trinkwasserschutz. 

Das Fundament am Rückbaumast 53 wird nur bis 1 m Flurabstand zurückgebaut und 

verbleibt unterhalb im Boden, um tiefe Aufgrabungen der Deckschichten zu vermei-

den. Die über einen längeren Zeitraum offenen Muffengruben liegen außerhalb des 

Trinkwasserschutzgebiets. Wassereinleitungen in Oberflächengewässer sind nicht 

vorgesehen und werden ausgeschlossen. 
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Im Rahmen der Verlegung der 110-kV-Erdkabelleitung wird darüber hinaus die Trink-

wasserleitung an drei Stellen gekreuzt. In diesen Bereichen sind die geltenden Min-

destabstände einzuhalten oder geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen. Bei der 

Freilegung der Trinkwasserleitung ist sicherzustellen, dass diese nicht zugbean-

sprucht wird und nicht auseinandergeschoben werden kann.  

 

(2) Grundwasser / Grundwasserschutz  

(a) Allgemeines 

Das geplante Erdkabel verläuft bis Unterhafing (ca. km 1+500) am nördlichen 

Rand des Grundwasserkörpers „Moränenland – Traunstein“ (1_G153), im öst-

lichen Abschnitt am südlichen Rand des Grundwasserkörpers „Moränenland - 

Kirchweidach“ (1_G152).  

Die Grundwasserflurabstände sind im gesamten Untersuchungsgebiet groß. 

Oberflächennah kann nach langanhaltenden Niederschlagsperioden Schicht-

wasser in nichtbindigen Lagen (Moränenkiese, Schmelzwasserkiese) auftre-

ten. Im Zuge der durchgeführten Untersuchungen und Kartierungen (Biotop- 

und Nutzungstypen) wurden keine grund- oder stauwassergeprägten Standor-

te oder Vegetationstypen vorgefunden.  

Anlagebedingte Auswirkungen auf das Grundwasser sind nicht zu erwarten. 

Ein dauerhafter Drän-Effekt des Kabelgrabens ist gemäß geotechnischem  

Bericht nicht zu erwarten. Die kleinflächige Versiegelung an der KÜA und im 

Bereich der Schaltschränke führt nicht zu einer Minderung der Grundwasser-

neubildung. 

Ebenso sind keine betriebsbedingten Auswirkungen auf das Grundwasser zu 

erwarten. Die Zielvorgabe der Wasserrahmenrichtlinie, einen guten mengen-

mäßigen und chemischen Zustand zu erreichen, wird in den betroffenen 

Grundwasserkörpern Moränenland – Kirchweidach (1_G152) und Moränen-

land – Traunstein (1_G153) erfüllt (LfU, Steckbrief Grundwasserkörper,  

Bewirtschaftungszeitraum 2022–2027). 
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(b) Bauwasserhaltung 

Sofern Bauwasserhaltungen (Absenken und Ableiten von Grund-, Schichten- 

und Niederschlagswasser) erforderlich werden, handelt es sich gem. 

§ 8 Abs. 1 WHG, Art. 70 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BayWG um einen erlaubnispflich-

tigen Benutzungstatbestand nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 und 4 WHG. Ein entspre-

chender Antrag einer bauzeitlichen Bauwasserhaltung lag den Antragsunter-

lagen jedoch nicht bei, da eine Wasserhaltung im Kabelgraben auf Grundlage 

des geotechnischen Bereichs nicht erforderlich ist. Eine Bauwasserhaltung 

wird aufgrund des großen Grundwasserabstands nicht nötig sein.  

 

(c) Sonstige grundwasserrelevante Maßnahmen 

(ca) Anlagenbedingt: Einlegen der Erdkabel in einem Sandbett  

Anders als die bauzeitliche Bauwasserhaltung stellt das Einlegen der Erdkabel 

in einem Sandbett - selbst in stellenweise grundwasserführenden Schichten - 

bzw. das Belassen der Erdkabel darin nicht schon eine Benutzung nach  

§ 9 Abs. 1 WHG dar.  

Im Bereich der geplanten Maßnahme ist im Übrigen mit einem Grundwasser-

flurabstand von > 20 m zu rechnen. Eine dauerhafte Minderung der grund-

wasserschützenden Deckschichten erfolgt nicht. Auch während der Baupha-

se, mit offenem Leitungsgraben und Eingriffstiefen bis maximal 3,3 m verbleibt 

eine ausreichende Restmächtigkeit der grundwasserschützenden Deckschich-

ten. 

 

(cb) Beseitigung Niederschlagswasser / Versickern im Grundwasser 

Die Sammlung und anschließende Beseitigung von Niederschlagswasser 

durch Versickerungen ins Grundwasser ist nicht geplant. 

 

(cc) Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (insb. Lagerung, Betanken) 

Gemäß § 48 Abs. 2 Satz 1 WHG dürfen Stoffe nur so gelagert oder abgelagert 

werden, dass eine nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaffenheit 

nicht zu besorgen ist. Darüber hinaus sind die allgemeinen Sorgfaltspflichten 

gemäß § 5 Abs. 1 WHG zu beachten. 



Seite 116 von 232 

Mittels der unter Ziffer A. III. 3.1 dieser Entscheidung festgesetzten Neben-

bestimmungen hinsichtlich des Lagerns, Abfüllens und Umschlagen von Kraft-

stoffen, Ölen, Schmiermitteln oder sonstigen wasser-gefährdenden Stoffen ist 

gewährleistet, dass durch die genannten Maßnahmen keine schädlichen Ge-

wässerveränderungen hervorgerufen werden. 

 

(ca) Gewässerausbau / weitere Benutzungen 

Maßnahmen des Gewässerausbaus i.S.v. § 67 Abs. 2 WHG sowie sonstige 

Benutzungen i.S.d. § 9 WHG sind vorliegend nicht vorgesehen. 

 

(3) Schutz von Oberflächengewässern 

(a) Anlagen in / an / über oberirdischen Gewässern 

Gemäß § 36 Abs. 1 Satz 1 WHG sind Anlagen in, an, über und unter oberirdi-

schen Gewässern so zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten und stillzule-

gen, dass keine schädlichen Gewässerveränderungen  

(§ 3 Nr. 10 WHG) zu erwarten sind und die Gewässerunterhaltung nicht mehr 

erschwert wird, als es den Umständen nach unvermeidbar ist. 

Im Untersuchungsraum befinden sich keine nach WRRL berichtspflichtigen 

Oberflächengewässer. Die Trasse quert im westlichen Abschnitt (bis ca. km 

1+050) ein Fließgewässereinzugsgebiet „ohne Beschriftung“ (Nr. 184942), im 

östlichen Abschnitt das Fließgewässereinzugsgebiet „Halsbach von Ötzbach 

bis Mündung in Alz“ (Nr. 184989).  

Die Errichtung oder Änderung von Anlagen im Umfeld oberirdischer Gewässer 

erster oder zweiter Ordnung ist nicht vorgesehen, vgl. § 36 WHG i.V.m.  

Art. 20 Abs. 1 BayWG.  

 

Das Erdkabel unterquert bei km 0+520 zwischen Gengham und Unterhafing 

das Gewässer III. Ordnung „Harpfetshamer Filzgraben“. Es handelt sich um 

einen periodisch wasserführenden Graben.  

Die Querung des Harpfetshamer Filzgraben fällt nicht unter die Genehmi-

gungspflicht nach Art. 20 Abs. 2 BayWG. 
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Bei dem Harpfetshamer Filzgraben handelt es sich nicht um ein anlagen-

genehmigungspflichtiges Gewässer nach Art. 20 Abs. 2 BayWG. Somit bedarf 

die vorhabensgegenständliche Erdkabeltrasse keiner wasserrechtlichen Anla-

gengenehmigung nach Art. 20 BayWG.  

Er entwässert die angrenzenden grund- und stauwasserbeeinflussten, land-

wirtschaftlichen Flächen (Einleitung Dränagen) in Richtung Süden. Im Bereich 

der Querung des Erdkabels ist er mit steiler Böschung ca. 1,70 m tief einge-

schnitten und überwiegend trocken, in Straßennähe verrohrt. Nach Graben-

räumung oder einer Baumaßnahme am Graben war bei den Kartierungen  

keine gewässertypische Saumvegetation ausgebildet.  

Die Unterquerung des Harpfetshamer Filzgrabens erfolgt ausschließlich bau-

zeitlich mittels einer temporären Verrohrung mit ausreichend Überdeckung. 

Eine geschlossene Unterkreuzung ist nicht vorgesehen. Der betroffene Ge-

wässerabschnitt ist zudem überwiegend trocken. Nach Abschluss der Bauar-

beiten werden die ursprünglichen Geländeverhältnisse, sowie der ursprüngli-

che Zustand des Harpfetshamer Filzgrabens unverzüglich wiederhergestellt. 

Die Länge der Verrohrung wird auf das notwendige Mindestmaß beschränkt. 

Die hydraulische Leistungsfähigkeit des Gewässers darf durch die Verrohrung 

nicht verschlechtert werden. Nachteilige Veränderungen der Abflussverhält-

nisse bei Hochwasser bzw. Starkregenereignissen sind auszuschließen. 

Für die Unterkreuzung ist eine Mindestüberdeckung von 1,5 m zwischen 

Oberkante Schutzrohr und tiefstem Sohlpunkt des Gewässers (nach Wieder-

herstellung der ursprünglichen Gewässersohle) einzuhalten.  

Nach Art. 16 Bay-NatSchG ist beidseitig ein Gewässerrandstreifen  

(Breite 5 m) von landwirtschaftlicher und gartenbaulicher Nutzung freizuhalten. 

Dieser ist jedoch nur teilweise (südlich der geplanten Arbeitsflächen) vorhan-

den.  

Die Querung des Harpfetshamer Filzgraben fällt nicht unter die Genehmi-

gungspflicht nach Art. 20 Abs. 2 BayWG. Im Übrigen erhebt das Landratsamt 

Traunstein keine Einwände gegen die vorgesehene Querung des Gewässers.  

Da sich insgesamt der ökologische Zustand nach derzeitigem Kenntnisstand 

weder im indirekt berührten Oberflächenwasserkörper sowie den direkt  

betroffenen, nicht berichtspflichtigen Gewässern noch den wesentlich tiefer 

liegenden Grundwasserkörpern verschlechtert, ist das Vorhaben mit den  
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Bewirtschaftungszielen gemäß § 27 und § 47 Gesetz zur Ordnung des Was-

serhaushalts (WHG) vereinbar. Darüber hinaus werden die Vorgaben der Eu-

ropäischen Wasserrahmenrichtlinie (2000/60/EG) eingehalten, indem sicher-

gestellt wird, dass weder eine Verschlechterung des Zustands der Gewässer  

erfolgt noch die Erreichung des guten ökologischen und chemischen Zustands 

gefährdet wird. Alle geplanten Maßnahmen sind unter Berücksichtigung der 

Ziele der Wasserrahmenrichtlinie durchzuführen, sodass der Schutz und die 

nachhaltige Nutzung der Wasserressourcen gewährleistet bleiben. 

Anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen auf Oberflächengewässer sind 

im Übrigen nicht zu erwarten.  

 

(b) Benutzungen i.S.v. § 9 WHG 

(ba) Bauwasserhaltungen: Einleiten von Bauwasser in Oberflächen-
gewässer / Begründung beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis 

Das Einleiten von Bauwasser in Oberflächengewässer ist laut  

Planunterlagen nicht geplant. Auch nach den Erfahrungen des  

Landratsamts Traunstein ist aufgrund des hohen Grundwasserabstandes kei-

ne Bauwasserhaltung zu erwarten.  

 

(bb) Niederschlagswasserbeseitigung 

Die Sammlung von Niederschlagswasser und anschließende Beseitigung 

durch Einleiten in Oberflächengewässer ist laut Angaben der  

Vorhabenträgerin nicht geplant.  

Gemäß § 37 WHG darf der natürliche Ablauf wild abfließenden  

Wassers nicht so gestört werden, dass dieser zu einer negativen Betroffenheit 

auf einem Grundstück Dritter führt. Die linienhafte Abgrabung sowie parallele 

Ablagerung des Aushubs seitlich dazu können den natürlichen niederschlags-

bedingten Abfluss im z.B. Starkregenfall stören. Von der Vorhabenträgerin 

sind potenzielle Risikogebiete (Siedlungsbereiche, Straßen, Bebauung) zu 

identifizieren und sicherzustellen, dass es nicht zu Schäden an Anlagen Dritter 

kommt. Gegebenenfalls muss die linienhafte Ablagerung unterbrochen und 

zum Beispiel Lenkungsriegel eingebracht werden. 
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Durch Niederschlagswasser bzw. Oberflächenabfluss kann es durch den offen 

gelegten Untergrund sowie durch den seitlich gelagerten Aushub zu entspre-

chendem Eintrag von Trüb-, Schad-, und/oder Nährstoffen in die Fließgewäs-

ser kommen. Folgendes ist daher grundsätzlich zu beachten: 

1. Der Oberboden ist erst kurz vor dem Anlegen von Kabelgräben und 

Baugruben abzutragen. 

2. Einem potenziellen Stoffeintrag in Oberflächengewässer ist durch 

entsprechende Rückhaltemaßnahmen, speziell bei den besonders stark 

gefährdeten steilen Bereichen, vorzubeugen. 

3. Um einen Abtrag von Bodenmaterial zu minimieren, ist nach der  

eigentlichen Baumaßnahme die zurückbleibende Oberfläche mit  

geeigneten Pflanzen einzusäen. 

 

(bc) sonstige Benutzungen in Bezug auf Oberflächengewässer 

Sonstige Benutzungen in Bezug auf Oberflächengewässer, sind seitens der 

Vorhabenträgerin nicht geplant und beantragt. 

 

(c) Gewässerausbau i.S.v. § 67 Abs. 2 WHG 

Maßnahmen des Gewässerausbaus nach § 67 Abs. 2 WHG sind nicht vorge-

sehen. 

 

(d) Lagerung von Material / Stoffen 

Gemäß § 32 Abs. 2 Satz 1 WHG dürfen Stoffe an einem oberirdischen        

Gewässer nur so gelagert oder abgelagert werden, dass eine nachteilige           

Veränderung der Wasserbeschaffenheit oder des Wasserabflusses nicht zu 

besorgen ist. 

 

Darüber hinaus sind die allgemeinen Sorgfaltspflichten gemäß § 5 Abs. 1 

WHG zu beachten. 
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Mittels der unter Ziffer A. III. 3.1.2 dieser Entscheidung aufgeführten Neben-

bestimmungen hinsichtlich des Lagerns, Abfüllens und Umschlagen von Kraft-

stoffen, Ölen, Schmiermitteln oder sonstigen wassergefährdenden Stoffen  

sowie des Betankens von Fahrzeugen etc. ist gewährleistet, dass durch die 

genannten Maßnahmen keine schädlichen Gewässerveränderungen hervor-

gerufen werden. 

 

(e) Sonstige Maßnahmen mit Auswirkungen auf Oberflächengewässer 

Sonstige (negative) Auswirkungen auf Oberflächengewässer sind nicht ersicht-

lich.  

 

4.2.2 Hochwasserschutz  

(1) Überschwemmungsgebiete (§§ 76 ff, 5 Abs. 2 WHG) 

Amtlich festgesetzte, vorläufig gesicherte oder rechnerisch ermittelte Überschwem-

mungsgebiete oder hochwassergefährdete Gebiete sind von dem Vorhaben nicht be-

troffen.  

 

(2) Wassersensible Bereiche 

Nördlich von Gengham und um den Harpfetshamer Filzgraben (zwischen km 0+300 

und km 0+600) quert die Trasse eine Senke, die als wassersensibler Bereich ausge-

wiesen ist. 

Es sind die Grundsätze des Allgemeinen Gewässerschutzes zu beachten.  

Unter Beachtung der allgemeinen Sorgfaltspflichten nach § 5 Abs. 1 WHG ist bei Bau 

und Betrieb die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um nachtei-

lige Veränderungen der Gewässereigenschaften zu vermeiden (§ 5 Abs. 1 WHG). 

Hierauf ist insbesondere auch bei Maßnahmen in der Nähe von oberirdischen Ge-

wässern zu achten. Etwaige Schutzvorkehrungen gegen Schäden durch wild abflie-

ßendes Wasser obliegen bei Bau und Betrieb der Vorhabenträgerin. Das natürliche 

Abflussverhalten darf nicht so verändert werden, dass maßgebende Nachteile für an-

dere Grundstücke bzw. Unterlieger entstehen (§ 37 WHG). 
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4.2.3 Präventiver Bodenschutz / Rekultivierung  

Soweit Bodenschutz durch zwingendes Recht in Gestalt spezialgesetzlicher Vorschrif-

ten vermittelt wird, betrachten Sie bitte auch die in den Entscheidungsgründen unter 

Ziffer C. IV. dieses Bescheids an anderer Stelle getätigten Ausführungen,  

etwa … 

… zum Wasserrecht unter Ziffer 4.2.1, 

… zum Immissionsschutzrecht unter Ziffer 4.2.6., 

… zum Naturschutzrecht unter Ziffer 4.2.7, 

… zum Abfallrecht unter Ziffer 4.2.4. 

(1) Vorsorgender Bodenschutz  

Zentrale Vorschrift im Rahmen des vorsorgenden Bodenschutzes nach BBodSchG 

i.V.m. BBodSchV ist die Vermeidungspflicht des § 4 Abs. 1 BBodSchG. Hiernach hat 

sich jeder so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen 

werden. Die Vermeidungspflicht wird ergänzt durch die Vorsorgepflicht in 

§ 7 BBodSchG, wonach jeder, der Verrichtungen auf einem Grundstück durchführt 

oder durchführen lässt, die zu Veränderungen der Bodenbeschaffenheit führen kön-

nen, verpflichtet ist, Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen 

zu treffen, die durch ihre Nutzung auf dem Grundstück oder in dessen Einwirkungs-

bereich hervorgerufen werden können. 

Ziel des vorsorgenden Bodenschutzes ist die Verhinderung von sog. schädlichen           

Bodenveränderungen. Gemäß § 2 Abs. 3 BBodSchG handelt es sich hierbei um           

Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche 

Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit 

herbeizuführen. Bodenfunktionen sind gemäß § 2 Abs. 2 BBodSchG natürliche            

Funktionen als Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und 

Bodenorganismen, als Bestandteil des Naturhaushaltes, insbesondere mit seinen 

Wasser- und Nährstoffkreisläufen, als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für 

stoffliche Entwicklungen auf Grund der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigen-

schaften, insbesondere auch zum Schutz des Grundwassers, Funktionen als Archiv 

der Natur- und Kulturgeschichte sowie Nutzungsfunktionen als Rohstofflagerstätte, 

Fläche für Siedlung und Erholung, Standort für land- und forstwirtschaftliche Nutzung 

und Standort für sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und 

Entsorgung.  
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Erfasst sind Bodenverunreinigungen infolge stofflicher Belastungen ebenso wie nicht-

stoffliche Belastungen wie etwa Versiegelung / Verdichtung / Erosion / sonstiger Ver-

lust wertvoller Bodenschichten (Humus) / Vermischung unterschiedlicher Substrate 

oder sonstige Veränderungen der physikalischen, chemischen und biologischen  

Beschaffenheit des Bodens. 

Zur Vermeidung oder zumindest Verminderung der Auswirkungen des Vorhabens auf 

das Schutzgut Boden ist die Überwachung der Bodenschutzmaßnahmen durch eine 

bodenkundliche Baubegleitung (BBB) die vor, während und nach der Baumaßnahme 

agiert aus Sicht des Sachgebiets 60 der Regierung von Oberbayern – Agrarstruktur 

und Umweltbelange in der Landwirtschaft – zwingend erforderlich. Der Einsatz einer 

bodenkundlichen Baubegleitung (Maßnahme „V2 Bodenschutz und Wiederherstellung 

der Vegetationsstandorte“ und Maßnahme „V6 Einsatz einer Umweltbaubegleitung 

(UBB)“ wird von der Vorhabenträgerin zugesagt.  

Die Belange des Bodenschutzes werden in dem Genehmigungsverfahren durch Vor-

lage von Maßnahmenblättern zum Bodenschutz (Planunterlage 09.02), sowie ergän-

zenden vorhabenspezifischen Grundsätzen zum Bodenschutz abgedeckt, in denen 

die Anforderungen und Maßnahmen des Bodenschutzes in generischer Form be-

schrieben werden. Im vorliegenden Verfahren können die Belange des Bodenschut-

zes nach Auffassung der Planfeststellungsbehörde abgedeckt werden: Zur Sicherstel-

lung der fachgerechten Umsetzung der Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen wird 

von der Vorhabenträgerin eine Umweltbaubegleitung (UBB) durch fachlich qualifizier-

te Personen eingesetzt („V6 Einsatz einer Umweltbaubegleitung“). Die UBB umfasst 

auch eine spezielle ökologische Baubegleitung (ÖBB). Um den umfangreichen Anfor-

derungen des Bodenschutzes im Erdkabelbau gerecht zu werden, wird als Teil der 

UBB außerdem eine spezielle bodenkundliche Baubegleitung (BBB) beauftragt. Die 

BBB kontrolliert die fachgerechte Umsetzung der Auflagen zum Boden- und Gewäs-

serschutz, insbesondere zur Lagerung und Wiedereinbau des Erdaushubs, zur Anla-

ge der Baustraßen und zur Weiterarbeit bei kritischen Bodenverhältnissen sowie 

eventuell nachfolgender Meliorationsmaßnahmen. Sie prüft außerdem die eingesetz-

ten Fahrzeuge, berät bei widrigen Witterungsverhältnissen und stimmt mit dem Bau-

herrn die Möglichkeit eines Baustopps bzw. einer Weiterarbeit bei kritischen Boden-

verhältnissen ab. Die bodenkundliche Baubegleitung stellt auch die Beprobung und 

ggf. ordnungsgemäße Verwertung bzw. Entsorgung belasteter Böden (z.B. an der St 

2093) sicher.  

Zudem wurde auf Basis von Baugrunduntersuchungen entlang der Trasse ein geo-

technischer Bericht (Planunterlage 09.01) erstellt. Darin enthalten ist eine Bestands-
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aufnahme der Geologie sowie der Hydrogeologie, die durch verschiedene Erkun-

dungsmethoden bis stellenweise 14 m Tiefe erfolgt ist. Darauf aufbauend wurden 

Maßnahmenblätter zum Schutz des Bodens (Planunterlage 09.02) erstellt. Dabei 

wurden die DIN 19639, 18196 und 19731 herangezogen und berücksichtigt. Der Geo-

technische Bericht und die Maßnahmenblätter sind Bestandteil der Beauftragung der 

Tiefbaufirma und von dieser verbindlich einzuhalten. 

Ein wesentlicher Bestandteil des Bodenschutzes ist die von der Vorhabenträgerin be-

reits mit den Bewirtschaftern abgestimmte und durch privatrechtliche Vereinbarungen 

gesicherte Vorbegrünung der Arbeitsflächen.  

Die Vorhabenträgerin sichert ferner zu, für neu zu errichtende Fundamente Grün-

dungsarten vorzusehen, die grundsätzlich einen vollständigen Rückbau nach Ende 

der Betriebszeit ermöglichen. Es werden ausschließlich Materialien und Bauweisen 

eingesetzt, von denen keine altlastenrelevanten oder gefahrverursachenden Stoffe 

ausgehen.  

Das Fundament des Rückbaumastes Nr. 53 wird bis 1m Tiefe zurückgebaut. Der 

Rückbau des Bestandsmastfundaments bis 1,0 m unter Geländeoberkante entspricht 

einer verhältnismäßigen Vorgehensweise. Insbesondere aufgrund der Lage im Was-

serschutzgebiet ist es aus boden‑ und wasserwirtschaftlicher Sicht erforderlich, Ein-

griffe in schützende Deckschichten so gering wie möglich zu halten. Ein vollständiger 

Rückbau würde mit deutlich tieferen und aus wasserschutzfachlicher Sicht nachteili-

gen Bodenaufschlüssen verbunden sein. Die im Boden verbleibenden Fundamentteile 

bestehen aus mineralischem Material und sind nicht altlastenrelevant. Nach schicht-

gerechter Verfüllung und Rekultivierung ist eine weitere landwirtschaftliche Nutzung 

der Fläche möglich. Nachhaltige Beeinträchtigungen des Bodenwasserhaushalts oder 

durch Erosion bedingte spätere Nutzungskonflikte sind nicht zu erwarten, da lediglich 

eine sehr geringe Geländeneigung vorliegt und die Flächen nach schichtgerechter 

Verfüllung und Rekultivierung wieder eine stabile Geländeoberfläche aufweisen. 

 

Bei Berücksichtigung der bereits in den Planunterlagen enthaltenen Maßnahmen so-

wie nach Maßgabe der unter Ziffer A. III. 3.2 dieser Entscheidung aufgeführten Ne-

benbestimmungen und Zusagen ist gewährleistet, dass durch das Vorhaben keine 

schädlichen Bodenverunreinigungen i.S.v. § 2 Abs. 3 BBodSchG verursacht werden. 
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(2) Rekultivierung 

Unter Rekultivierung werden technisch und materiell aufwendige Maßnahmen zur 

Wiederherstellung oder Rückführung einer Landschaft in einen nutzbaren Zustand 

verstanden, welche durch Eingriffe infolge wirtschaftlicher Aktivitäten des Menschen 

beeinträchtigt oder zerstört wurden. Die neu entstehenden oder wiederhergestellten 

Kulturlandschaften sind geplant und dienen zumeist Folgenutzungen, beispielsweise 

der Land- und Forstwirtschaft, aber auch als Naherholungsgebiet. 

Begrifflich ist zwischen Rekultivierung und Renaturierung zu unterscheiden.  

Eine Rekultivierungsmaßnahme hat grundsätzlich eine wirtschaftliche Nutzung zum 

Ziel, hingegen wird bei einer Renaturierung die Schaffung naturnaher Lebensräume 

angestrebt. 

Das Ziel der Rekultivierung besteht darin, die ursprüngliche Kulturlandschaft wieder 

zu erstellen oder eine neue zu schaffen. Oberstes Gebot einer Rekultivierung ist das 

Wiederherstellen des Leistungsvermögens des Landschaftshaushalts, damit eine 

planmäßige Folgenutzung des betroffenen Gebiets ermöglicht wird. 

In Verfahren nach dem EnWG ist diesen Grundsätzen und Zielen hauptsächlich dann 

Rechnung zu tragen, wenn Energieversorgungsleitungen und Masten rückgebaut 

werden oder vorübergehend eingerichtete Baustellen- und Lagerflächen nach Bau-

ende geräumt werden. 

Vorliegend wird die durch den Rückbau der Fundamente von Mast 53 alt entsiegelte 

Fläche vollständig rekultiviert.  

Siehe hierzu die Nebenbestimmung unter Ziffer A. III. 3.2.3 dieser Entscheidung. 
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4.2.4 Altlasten / Abfallrecht  

Laut Planunterlagen und Stellungnahmen der beteiligten Fachbehörden befinden sich 

im Trassenbereich keine registrierten Altlasten oder Verdachtsflächen. Einzelne Bo-

denproben zeigen zwar erhöhte Werte für Chrom, Nickel oder PAK. Diese Überschrei-

tungen sind allerdings entweder geogen bedingt oder auf die Nähe zur Straße zurück-

zuführen. 

Die Stahlteile des Rückbaumasts 53 wurden feuerverzinkt und mit schwermetallfreien, 

lösemittelfreien Anstrichen beschichtet. Bodenbelastungen durch bleihaltige, PAK- 

oder PCB-haltige Anstriche sind deshalb ausgeschlossen. Das Fundament besteht aus 

bewehrtem Beton ohne Anstrich. Bodenbelastungen, wie sie bei teerölhaltigen Holz-

schwellenfundamenten oder belasteten Schwarzbeschichtungen vorkommen können, 

sind deshalb ausgeschlossen. 

Insgesamt bestehen keine erheblichen Risiken durch Altlasten oder Bodenbelastungen 

für das Vorhaben. Im Übrigen sind keine Verdachtsmomente bekannt, die im Bereich 

der Trasse auf eine schädliche Bodenveränderung hinweisen. Eine verbindliche Ge-

währ für die Altlastenfreiheit der Grundstücke ist jedoch nicht möglich. 

 

(1) Umgang mit aufgefundenem kontaminiertem Material / Altlasten 

Mittels der unter Ziffer A. III. 3.2.2 dieser Entscheidung aufgeführten Nebenbestim-

mungen und Zusagen ist sichergestellt, dass durch Arbeiten in potentiell kontaminier-

ten Bereichen keine Umweltgefährdungen hervorgerufen werden.  

 

(2) Abfälle  

Mittels der unter Ziffer A. III. 3.3 dieser Entscheidung aufgeführten Nebenbestim-

mungen und Zusagen ist zudem gewährleistet, dass Abfälle so weit wie möglich ver-

hindert werden sowie hilfsweise eine ordnungsgemäße Abfallentsorgung entspre-

chend den Vorgaben des Abfallrechtes sichergestellt ist. 
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4.2.5 Deponien 

Deponien in der Betriebs- oder Stillegungsphase sowie Deponien in der Nachsorge 

sind ausweislich der Planunterlagen und der Stellungnahmen der Fachbehörden 

durch das Vorhaben nicht betroffen. 

4.2.6 Immissionsschutz 

(1) Schutz vor bau- und betriebsbedingten Auswirkungen  

Unter Berücksichtigung der unter Ziffer A. III. 3.4 dieser Entscheidung erlassenen 

Nebenbestimmungen ist die Einhaltung zwingenden Rechts in Gestalt der Vorgaben 

des Immissionsschutzrechtes im Hinblick auf die bau-, anlagen- und betriebs-

bedingten Auswirkungen des Vorhabens gewährleistet. Der Schutz vor bau- sowie an-

lagen- und betriebsbedingten Auswirkungen bestimmt sich nach den §§ 22 ff. BIm-

SchG sowie den auf Basis des BImSchG erlassenen Rechtsvorschriften. 

Gemäß § 22 Abs.1 Satz 1 BImSchG sind demnach die Energieleitungen sowie wäh-

rend der Bauphase Baustelleneinrichtungsflächen sowie die dort eingesetzten Ma-

schinen so zu errichten bzw. zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen, die 

nach dem Stand der Technik vermeidbar sind, verhindert (Nr.1) sowie nach dem 

Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteiwirkungen auf ein Mindestmaß 

beschränkt werden (Nr.2).  

Die in § 3 Abs.1 BImSchG legal definierten schädlichen Umwelteinwirkungen werden 

– differenziert nach Art der Immissionen (z.B. Lärm, Erschütterung oder Luftverun-

reinigung), Emissionsquelle sowie Einwirkungsobjekt / -gebiet – durch die auf Basis 

des BImSchG erlassenen Rechtsvorschriften (z.B. 32. BImSchV) konkretisiert. 

Fehlt es an einer untergesetzlichen, die Erheblichkeit i.S.v. § 3 Abs.1 BImSchG kon-

kretisierenden Grenzwertregelung, ist die Erheblichkeit im Rahmen einer  

situationsbezogenen Abwägung mit dem Ziel des Ausgleichs widerstreitender Interes-

sen vorzunehmen (BVerwG NJW 1989, 1291). Für die rechtliche Bewertung der Er-

heblichkeit darf sich indiziell an anerkannten privaten technischen Regelwerken (z.B. 

DIN) orientiert werden, welche als rein private Regelung zwar keine unmittelbare Bin-

dung entfalten, jedoch als Indiz, als (widerlegbare) Orientierungshilfe herangezogen 

werden dürfen (OVG Münster ZfBR 2008, 697 (699). 

Die Vorhabenträgerin sichert zu, alle lärmrelevanten Bauarbeiten werktags zwischen 

07:00 und 18:00 Uhr durchzuführen. Geräuschintensive Arbeiten wie Sprengungen 

oder Rammen von Fundamenten sind beim Bau der Kabeltrasse aller Voraussicht 
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nach nicht erforderlich. Schädliche Umweltauswirkungen durch baubedingte Geräu-

schimmissionen sind somit nicht zu erwarten. Die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm 

werden eingehalten. Sollten wider Erwarten lärmintensive Arbeiten erforderlich sein, 

wird die Vorhabenträgerin die Betroffenen in geeigneter Form informieren und einen 

Ansprechpartner für die Anwohner benennen. 

Ein weitergehender Immissionsschutz auf Ebene der planerischen Abwägung, insbe-

sondere die Anordnung weiterer Schutzmaßnahmen auf Basis von 

Art.  Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG, ist vorliegend nicht erforderlich, da ein hinreichender 

Schutz bereits auf Basis zwingenden Rechts bzw. infolge der verbindlichen Zusagen 

der Vorhabenträgerin gewährleistet wird. 

 

(a) Baubedingte Auswirkungen 

(aa) Baulärm 

(i) Schutz auf Basis von § 7 der 32. BImSchV (Geräte- und Maschinen-
lärmschutzverordnung) 

Die §§ 7 und 8 der 32. BImSchV konkretisieren hinsichtlich der in § 1 der 

32. BImSchV i.V.m. deren Anhang genannten Geräte und Maschinen gemäß 

§ 23 Abs.1 BImSchG die §§ 22 Abs.1 Satz 1, 3 Abs.1 BImSchG hinsichtlich 

der Anforderungen an den Baulärmschutz. Für die Lagerflächen gelten die 

Bestimmungen der 32. BImSchV entsprechend. 

Die in der 32. BImSchV enthaltenen Beschränkungen sind, soweit einschlägig, 

einzuhalten, siehe hierzu die Nebenbestimmungen unter Ziffer A. III. 3.4.1 (1) 

(a) dieser Entscheidung. Anhaltspunkte dafür, dass die genannten Vorgaben 

bereits angesichts der grundlegenden strukturellen Ausgestaltung des Vorha-

bens nicht eingehalten werden können, liegen nicht vor. 

Alle eingesetzten Baumaschinen erfüllen die Anforderungen der 32. Bundes-

Immissionsschutzverordnung (BImSchV). Die Vorgaben der AVV Baulärm und 

der 32. BImSchV werden von der Vorhabenträgerin beachtet, sodass vermeid-

bare Geräusche verhindert und unvermeidbare Geräusche auf ein Mindestmaß 

beschränkt werden. 

Eine – gemäß § 7 Abs. 2 der 32. BImSchV denkbare – Ausnahme von den              

Beschränkungen des § 7 Abs.1 war in den Planunterlagen weder explizit             

beantragt noch nach der sonstigen Schilderung der Bauphase erforderlich. 
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(ii) Schutz auf Basis der RL 2000 / 14 / EG 

Die in der 32. BImSchV enthaltenen Beschränkungen sind, soweit einschlägig, 

einzuhalten, siehe hierzu die Nebenbestimmung unter Ziffer A. III. 3.4.1 (1) (a) 

dieser Entscheidung. Alle eingesetzten Baumaschinen erfüllen die Anforde-

rungen der EU-Richtlinie 2000/14/EG Stufe II. Eine – gemäß § 7 Abs. 2 der 32. 

BImSchV denkbare – Ausnahme von den Beschränkungen des § 7 Abs. 1 war 

in den Planunterlagen weder explizit beantragt noch nach der sonstigen Schil-

derung der Bauphase erforderlich. 

 

(iii) Schutz auf Basis der AVV Baulärm 

Im Übrigen werden die §§ 22 Abs. 1 Satz 1, 3 Abs.1 BImSchG gemäß den                

§§ 48, 66 BImSchG durch die Vorgaben der AVV Baulärm, insbesondere 

durch Ziff. 3.1. und Ziff. 4 konkretisiert. Für die Lagerflächen gelten die               

Bestimmungen der AVV Baulärm entsprechend. 

Die in der AVV Baulärm enthaltenen Vorgaben sind im Zuge der Bauausfüh-

rung einzuhalten, siehe hierzu die Nebenbestimmung unter Ziffer A. III. 3.4.1 

(1) (a) dieser Entscheidung.  

Die Vorhabenträgerin sichert zu, Bauarbeiten gemäß § 22 BImSchG und den 

Vorgaben der AVV Baulärm durchzuführen. Es liegen keine Anhaltspunkte da-

für vor, dass die genannten Vorgaben bereits angesichts der grundlegenden 

strukturellen Ausgestaltung des Vorhabens nicht eingehalten werden können. 

 

(ab) Erschütterungen 

Entsprechend Kapitel 5.1 der Unterlage 01.00 (Erläuterungsbericht) sind er-

schütterungsintensive Maßnahmen wie Rammen oder Sprengungen beim Bau 

der Kabeltrasse und der Kabelübergangsanlage nicht vorgesehen, so dass 

keine Maßnahmen gegen Erschütterungen gemäß DIN 4150 Teil 2 („Erschüt-

terungen im Bauwesen; Einwirkungen auf Menschen in Gebäuden“) erforder-

lich werden. Weiter verursachen – nach den Ausführungen im Erläuterungsbe-

richt – die Arbeiten zur Errichtung der Kabelübergangsanlage und der Kabelt-

rasse, etwa das Anlegen der Baustraßen, das Ausheben des Kabelgrabens, 

die Verlegung der Leerrohre, die Wiederverfüllung des Grabens und die unter 
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Kapitel 4 in Unterlage 01.00 (Erläuterungsbericht) beschriebenen Bauabläufe 

keine erheblichen Erschütterungen. 

Hinsichtlich des Schutzes vor Erschütterungen orientiert sich die  

Planfeststellungsbehörde zur Bestimmung der Erheblichkeit im Rahmen der 

§§ 22 Abs.1 Satz 1, 3 Abs.1 BImSchG indiziell an den Anforderungen der 

DIN 4150 Teil 2 vom Juni 1999 (Erschütterung im Bauwesen – Einwirkungen 

auf Menschen in Gebäuden) und der DIN 4150 Teil 3 vom Februar 1999  

(Erschütterungen im Bauwesen – Einwirkungen auf bauliche Anlagen).  

Anhaltspunkte dafür, dass die genannten Vorgaben bereits angesichts der 

grundlegenden strukturellen Ausgestaltung des Vorhabens nicht eingehalten 

werden können, liegen derzeit nicht vor, können aber auch nicht völlig ausge-

schlossen werden. 

Die Vorhabenträgerin wurde daher mittels entsprechender Nebenbestimmung 

(Ziffer A. III. 3.4.1 (2) dieser Entscheidung) zur Einhaltung der darin enthal-

tenen Vorgaben für den Fall verpflichtet, dass wider Erwarten erschütterungs-

intensive Maßnahmen durchzuführen sind.  

 

(ac) Luftverunreinigungen 

Der Schutz vor Luftverunreinigungen während der Bauphase richtet sich              

vorliegend allein nach § 22 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 BImSchG auf Basis einer               

situationsbezogenen Abwägung mit dem Ziel des Ausgleichs widerstreitender 

Interessen. 

Während der Bauphase ist im Wesentlichen mit relevanten Schadstoff-

emissionen in Form von Staub (Bautätigkeiten, Baumaschinen, Zwischen-

lagerung von Material) und Stickstoffdioxid (Motoren der Baumaschinen und 

Baustellenfahrzeuge) zu rechnen. Während der Baumaßnahme ist darauf zu 

achten, dass die baubedingte Staubbelastung durch geeignete Minderungs-

maßnahmen (z. B. ausreichende Befeuchtung bei staubenden Arbeiten, Be-

feuchtung/Abdeckung von Kies- und Sandlagerungen etc.) – soweit möglich – 

reduziert wird. Schädliche Auswirkungen durch Abgase sind jedoch nicht zu 

erwarten. Mittels der unter Ziffer A. III. 3.4.1 (3) dieser Entscheidung durch 

Nebenbestimmungen angeordneten Maßnahmen ist ein hinreichender Schutz 

entsprechend den gesetzlichen Vorgaben gewährleistet. 
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(b) Anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen (inklusive provisorische            
Leitungen) 

(ba) elektrische, magnetische und elektromagnetische Felder  

Die Bestimmungen der 26. BImSchV konkretisieren die §§ 22 Abs.1 Satz 1, 3 

Abs.1 BImSchG hinsichtlich der Anforderungen an den Schutz vor elektri-

schen, magnetischen und elektromagnetischen Feldern. 

(i) Grenzwerte gemäß § 3 der 26. BImSchV 

Gemäß § 3 Abs. 2 der 26. BImSchV sind nach dem 22. August 2013 errichtete 

Niederfrequenzanlagen so zu betreiben, dass sie in ihrem Einwirkbereich an 

Orten, die nicht nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt 

sind, bei höchster betrieblicher Auslastungen Immissionsgrenzwerte für das 

elektrische Feld von 5 kV/m und für das magnetisches Feld 100 Mikrotesla 

nicht überschreiten.  

Nach den vorgelegten Ergebnissen des Immissionsberichts der Firma sta-fem 

GmbH vom November 2025, (Planunterlage 09.03) sind die Grenzwerte der 

26. BImSchV für die magnetische Flussdichte und die elektrische Feldstärke 

eingehalten bzw. werden deutlich unterschritten. Die Anforderungen der 26. 

BImSchVVwV bezüglich der Minimierung wurden betrachtet und werden ein-

gehalten (Ziffer 3.6 des Immissionsberichts – Planunterlage 09.03). 

Die Untersuchungsergebnisse der Vorhabenträgerin wurden seitens der            

zuständigen Fachbehörde (Sachgebiet 50 der Regierungen von Oberbayern) 

gegengeprüft und inhaltlich bestätigt. 

Die elektrischen und magnetischen Felder waren im gegenständlichen Verfah-

ren hinsichtlich der bestehenden Freileitung O52 und der Kabelleitung zu be-

werten. An der Beseilung der bestehenden Freileitung wird keine Veränderung 

vorgenommen, sodass sich der Betriebsstrom der Leitung nicht verändert. 

Ebenfalls wird die Betriebsspannung von 110-kV beibehalten. Die höchstzu-

lässigen Grenzwerte der 26. BImSchV an einem beliebigen maßgeblichen Im-

missionsort sowie in der Nachweishöhe 1 m über Erdoberkante werden in allen 

Spannfeldern im relevanten Einwirkbereich um ein Vielfaches unterschritten. 

Schädliche Umweltauswirkungen durch elektrische Felder und magnetischen 

Flussdichten, die beim Betrieb der 110-kV-Ltg. Nr. O52 entstehen, sind ausge-

schlossen. Zudem erfolgt eine Minimierung durch die Vergrößerung der Bo-

denabstände im Bereich von Mast 52 bis Mast 54. 
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Die 110-kV-Kabelanlage wird mittels geschirmter Kabel errichtet. Es treten vor-

liegend aufgrund der geschirmten Kabel keine elektrischen Felder auf, sodass 

diese nicht weiter untersucht werden mussten. Die Kabelanlage zeichnet sich 

durch geringe magnetische Emissionen aus.  

 

(ii) Vorsorgepflicht (§ 4 Abs. 2 der 26. BImSchV) 

Gemäß § 4 Abs. 2 der 26. BImSchV sind zudem bei Errichtung und  

wesentlicher Änderung von Niederfrequenzanlagen sowie Gleichstromanlagen 

die Möglichkeiten auszuschöpfen, die von der jeweiligen Anlage ausgehenden 

elektrischen, magnetischen und elektromagnetischen Felder nach dem Stand 

der Technik unter Berücksichtigung von Gegebenheiten im Einwirkungsbereich 

zu minimieren. § 4 Abs. 2 der 26. BImSchV wird gemäß § 48 Abs. 1 Satz 1           

Nr. 2 BImSchG, § 4 Abs. 2 Satz 2 26. BImSchV durch die Bestimmungen der 

Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der Verordnung über 

elektromagnetische Felder – 26. BImSchV (sog. 26. BImSchVVwV) konkreti-

siert. 

Die Anforderungen der 26. BImSchV einschließlich der Vorsorgeanforderun-

gen nach § 4 Abs. 2 in Verbindung mit der 26. BImSchVVwV werden für die 

geplante 110-kV-Kabelanlage ebenso wie für die während der Bauzeit vorge-

sehene provisorische Leitung eingehalten. 

Seitens der Vorhabenträgerin wurden entsprechend der 26. BImSchVVwV die 

Umsetzbarkeit technischer Möglichkeiten zur Minimierung der elektrischen, der 

magnetischen sowie der elektromagnetischen Felder gutachterlich geprüft.  

Der Immissionsbericht der Vorhabenträgerin wurde im Rahmen des Planfest-

stellungsverfahrens durch das Sachgebiet 50 (Technischer Umweltschutz) der 

Regierungen von Oberbayern gegengeprüft und bestätigt. 
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(bb) Bodenerwärmung  

Bei der maximalen Belastung des Kabels im störungsfreien, dauerhaften  

Betrieb (n-Fall) beider Kabelsysteme erwärmen sich die Kabel.  

Durch die verrohrte Bauweise, die Verlegetiefe und den Verlegeabstand zwi-

schen den Kabelsystemen sowie die Sandbettung und die tatsächlichen Bo-

denverhältnisse vor Ort wird diese Wärme-Abstrahlung signifikant verringert.  

Die Kabel werden im gegenständlichen Vorhaben grundsätzlich mit einer  

Mindestverlegetiefe von ca. 1,65 m und damit unterhalb des Hauptwurzel-

raums landwirtschaftlicher Kulturpflanzen verlegt. Direkt unter der Oberfläche 

in einer Tiefe von 30 cm kommt es zu einer mittleren Temperaturerhöhung von 

ca. 1 - 2 Grad. Die Temperaturänderung des Bodens kann jedoch je nach Jah-

reszeit relativ zu der unbeeinflussten Oberflächentemperatur unterschiedlich 

ausgeprägt sein. Die durch den Betrieb der Kabelanlage zu erwartende Erhö-

hung der Bodentemperatur liegt unter den üblichen Temperaturschwankungen, 

die durch Strukturänderungen des Bodens, Feuchteänderungen oder Ver-

schattungen entstehen 

Zudem tritt die maximale Auslastung der Kabel nur zu Zeiten mit einer sehr 

hohen EE-Erzeugung bei gleichzeitig sehr geringem Verbrauch oder einer sehr 

geringen EE-Erzeugung bei gleichzeitig sehr hoher Last auf. Die Temperaturen 

am Kabelmantel sind deshalb in der meisten Zeit niedriger. So schließt die 

Vorhabenträgerin aus, dass die Kabelleitung die Temperatur des Bodens we-

sentlich beeinflussen wird. 

 

(bc) Lärm (Koronageräusche) 

Bei einer 110-kV-Freileitung sind erfahrungsgemäß keine unzulässigen Ge-

räuscheinwirkungen durch Koronageräusche zu erwarten. 

Koronabedingte Geräuschimmissionen hängen von der sogenannten Rand-

feldstärke an den stromführenden Leitern ab und sind daher bei 110-kV-

Freileitungen in der Regel deutlich geringer als bei Höchstspannungsfreileitun-

gen. Lärmimmissionen, die die Richtwerte der Technischen Anleitung zum 

Schutz gegen Lärm (TA Lärm) überschreiten könnten, sind nicht zu erwarten. 

Bei einer 110-kV-Erdkabelleitung sind keine betriebsbedingten Geräu-

schimmissionen zu erwarten (bzw. möglich). 
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(bd) Luftreinhaltung 

Nach Durchführung der Baumaßnahmen sind keine relevanten Auswirkungen 

auf die Luftqualität mehr zu erwarten. Der Betrieb der 110-kV-Freileitung Nr. 

O52 hat weiterhin keine Auswirkungen auf die Luftqualität. Ebenso gehen von 

der Erdkabelleitung keine betriebsbedingten Auswirkungen auf die Luftqualität 

aus.  

 

(be) Beeinflussung von Geräten mit satellitengestützter Navigation 

Laut § 4 Nr. 2 Gesetz über die elektromagnetische Verträglichkeit von Be-

triebs-mitteln (EMVG), müssen Betriebsmittel nach dem Stand der Technik so 

entworfen und hergestellt sein, dass sie gegen die bei bestimmungsgemäßem 

Betrieb zu erwartenden elektromagnetischen Störungen ausreichend geschützt 

sind, um ohne unzumutbare Beeinträchtigung bestimmungsgemäß funktionie-

ren zu können. Hochspannungsleitungen sind seit Jahrzehnten im Einsatz und 

gehören somit zu den „zu erwartenden elektromagnetischen Störungen“.  

Auch die hier geplante Kabelleitung ist eine gewöhnliche 110-kV-Kabeltrasse 

und unterscheidet sich nicht von den zu erwartenden Immissionen.  

Die relevanten Grenzwerte der 26. BImSchV werden sowohl im direkten Nah-

bereich der Anlagen als auch in den relevanten Einwirkungsbereichen einge-

halten bzw. deutlich unterschritten. Insofern sind GNSS- bzw. GPS (Global 

Positioning System) gesteuerte landwirtschaftliche Maschinen vom Hersteller 

so auszustatten, dass sie innerhalb der vom Gesetzgeber in der 26. BImSchV 

vorgegebenen Grenzwerte bestimmungsgemäß arbeiten. Da die gesetzlich 

vorgegebenen Grenzwerte eingehalten werden, sind Störungen dieser Geräte 

nicht zu erwarten. 

 

 

(2) Auswirkungen auf Betriebe i.S.d. Störfallverordnung 

Vorhaben und Betriebsbereiche i.S.d. Störfallverordnung tangieren einander nicht. 
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4.2.7 Natur-, Landschafts- und Artenschutz  

 

(1) Besonderer Gebietsschutz (§§ 31 ff BNatSchG) 

Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung (Natura-2000-Gebiete) entfällt, da entsprechende 

Flächen nicht betroffen sind. 

 

(2) Besonderer und strenger Artenschutz (§§ 44, 45 BNatSchG) 

Die Vorgaben über den besonderen bzw. strengen Artenschutzes 

(§§ 44, 45 BNatSchG) stehen dem Vorhaben im Ergebnis nicht entgegen. 

 

(a) Rechtsgrundlagen 

(aa) Verbotstatbestände und geschützte Arten 

Das Bundesrecht regelt die – hier allein zu betrachtenden – artenschutzrechtli-

chen Zugriffsverbote in § 44 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4, Abs. 5 BNatSchG. Die  

geschützten Arten werden in § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG definiert. 

 

Zugriffsverbote / Grundsatz (§ 44 Abs. 1 BNatSchG) 

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wildlebenden Tieren der 

besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder 

zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu be-

schädigen oder zu zerstören.  
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Die besonders geschützten Arten sind gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG: 

­ Arten der Anhänge A und B der Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates 

vom 9. Dezember 1996 über den Schutz von Exemplaren wildlebender 

Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des Handels, 

­ Arten, die in Anhang IV der Richtlinie FFH- Richtlinie (92/43/EWG)             

aufgeführt sind, 

­ Europäische Vogelarten. Dazu gehören gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 12 

BNatSchG alle in Europa natürlich vorkommenden Vogelarten im Sinne 

des Art. 1 Vogelschutzrichtlinie (79/409/EWG). Danach gehören  

sämtliche wildlebenden Vogelarten, die im europäischen Gebiet der               

Mitgliedsstaaten heimisch sind, zu den von der Richtlinie geschützten 

Vogelarten, 

­ Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 BNatSchG 

(derzeit nicht existent) aufgeführt sind. 

 

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es verboten, wildlebende Tiere der 

streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der             

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten 

erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die  

Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert.  

 

Streng geschützt sind nach § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG: 

­ Arten des Anhangs A der EG-Verordnung 338/97, 

­ Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (92/43/EWG), 

­ Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG  

(derzeit nicht existent) als solche aufgeführt sind. 

 

Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist es verboten, Fortpflanzungs- oder   

Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der 

Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören.  
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Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG ist es verboten, wildlebende Pflanzen der 

besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 

entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

 

Legalausnahmen (§ 44 Abs. 5 BNatSchG) 

Für die in § 44 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG aufgeführten Eingriffe und Vorhaben 

gelten die Zugriffsverbote – je nach betroffener Art – nicht (§ 44 Abs. 5 Satz 5 

BNatSchG) oder nur eingeschränkt nach Maßgabe von  

§ 44 Abs. 5 Sätze 2 bis 5 BNatSchG: Eingeschränkte Geltung der Zugriffsver-

bote (§ 44 Abs. 5 Sätze 2 bis 5 BNatSchG).  

Die Zugriffsverbote finden nur eingeschränkt Anwendung, wenn folgende Arten 

betroffen sind: 

­ in Anhang IV Buchstabe a der FFH-Richtlinie (92/43/EWG) aufgeführte 

Tierarten, 

­ europäische Vogelarten, 

­ Arten, die in der Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG 

(derzeit nicht existent) als solche aufgeführt sind. 

 

Das Tötungs- und Verletzungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG greift 

nicht, wenn die Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das  

Tötungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht             

signifikant erhöht und diese Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, 

fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann                 

(§ 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 BNatSchG). 

Das Verbot des Nachstellens und Fangens wild lebender Tiere und der                

Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach               

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG greift nicht, wenn die Tiere oder ihre                  

Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme, die auf den 

Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung oder ihrer Entwicklungsformen 

vor Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung und die Erhaltung der ökolo-

gischen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen                    
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Zusammenhang gerichtet ist, beeinträchtigt werden und diese  

Beeinträchtigungen unvermeidbar sind (§ 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 BNatSchG). 

Das Verbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG greift nicht, wenn die                      

ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen                

Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin             

erfüllt wird (§ 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 BNatSchG). 

Gemäß § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG können, soweit erforderlich,  

vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgelegt werden. 

Für Standorte wildlebender Pflanzen der in Anhang IV Buchstabe b der Richt-

linie 92/43/EWG aufgeführten Arten gelten die Bestimmungen in § 44 Abs. 5 

Satz 2 sowie Satz 3 BNatSchG entsprechend (§ 44 Abs. 5 Satz 4 BNatSchG). 

 

Keine Geltung der Zugriffsverbote (§ 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG) 

Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, finden die Zugriffsverbote 

des § 44 Abs. 1 BNatSchG keine Anwendung (§ 44 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG) 

Insoweit wird auf die nachfolgenden Ausführungen zu § 15 BNatSchG  

verwiesen. 

 

(ab) Ausnahmenentscheidung (§ 45 Abs. 7 BNatSchG) 

Von den Verboten des § 44 BNatSchG können im Einzelfall Ausnahmen  

nach § 45 Abs. 7 BNatSchG zugelassen werden. 

Kommt es unter Berücksichtigung der oben dargestellten Maßgaben zu  

projektbedingten Verletzungen von Zugriffsverboten, so muss geprüft werden, 

ob gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG im Einzelfall weitere Ausnahmen von den 

Verboten zugelassen werden können. 
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(b) Prüfmethodik 

Die artenschutzrechtliche Beurteilung nach § 44 BNatSchG setzt eine aus-

reichende Ermittlung und Bestandsaufnahme zum Vorkommen der relevanten 

Arten voraus. Der Prüfung brauchen diejenigen Arten nicht unterzogen zu wer-

den, für die eine verbotstatbestandsmäßige Betroffenheit durch das jeweilige 

Projekt mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann (Relevanz-

schwelle). 

Das methodische Vorgehen der von der Vorhabenträgerin vorgelegten speziel-

len artenschutzrechtlichen Prüfung (Planunterlage 08.02), deren Ergebnisse 

seitens der unteren Naturschutzbehörden sowie der höheren Naturschutzbe-

hörde bestätigt wurden und die zur Grundlage der Beurteilung gemacht wurde, 

stützt sich auf die mit Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums für Woh-

nen, Bau und Verkehr vom 20.08.2018 (Az.:G7-4021.1-2-3) eingeführten „Hin-

weise zur Aufstellung naturschutzfachlicher Angaben zur speziellen arten-

schutzrechtlichen Prüfung in der Straßenplanung (saP)“ mit Stand 08/2018, 

welche auf die Planfeststellung von Energieleitungen entsprechend angewen-

det werden.  

Die höhere Naturschutzbehörde prüft im Rahmen ihrer Zuständigkeiten, ob das 

Vorhaben mit den artenschutzrechtlichen Vorgaben des § 44 f. BNatSchG  

vereinbar ist. Dabei untersucht sie insbesondere, ob das Vorhaben Aus-

wirkungen auf besonders und streng geschützte Arten hat und ob dabei  

Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG erfüllt werden. Sollte 

dies der Fall sein, prüft die Behörde, ob durch Vermeidungs-, Minimierungs- 

oder vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen die Verbotstatbestände verhindert 

werden können. Wenn diese Maßnahmen aus rechtlichen oder praktischen 

Gründen nicht umsetzbar sind, prüft die Behörde, ob das Vorhaben unter einer 

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG genehmigt werden kann. 

Für die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung müssen bestimmte Bedingun-

gen erfüllt sein, dass keine zumutbaren Alternativen bestehen und der Erhal-

tungszustand der betroffenen Arten nicht verschlechtert wird. Die Untersu-

chungstiefe hängt maßgeblich von den naturräumlichen Gegebenheiten im 

Einzelfall ab. Das Recht nötigt nicht zu einem Ermittlungsaufwand, der keine 

zusätzliche Erkenntnis verspricht (vgl. BVerwG, Beschluss v. 18.06.2007, Az. 9 

VR 13/06, Rn. 20; BVerwG, Beschluss v. 13.03.2008, Az 9 VR 9/07, Rn. 31). 
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(c) Ergebnis 

Die Vorhabenträgerin hat eine artenschutzrechtliche Prüfung vorgelegt (saP, 

Planunterlage 08.02), die verschiedene Betroffenheiten aufzeigt. Zur Vermei-

dung dieser hat die Vorhabenträgerin Vermeidungs-, Minimierungs- und Aus-

gleichs-Maßnahmen vorgesehen Diese verhindern, dass die Verbotstatbe-

stände des Artenschutzes erfüllt werden.  

Zwar können infolge Flächeninanspruchnahme durch die Baufelder und              

Arbeitsbereiche, den Bodenabtrag sowie durch die Zufahrten von den öffentli-

chen Verkehrs- und Feldwegen artenschutzrechtliche Konflikte nicht grund-

sätzlich ausgeschlossen werden. 

Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, welche von der zuständigen unte-

ren sowie höheren Naturschutzbehörden gegengeprüft wurde, kommt jedoch 

zu dem Ergebnis, dass unter Berücksichtigung der in Planunterlage 08.02 (ar-

tenschutzrechtlicher Fachbeitrag) im Kapitel 4 beschriebenen spezifischen 

Vermeidungsmaßnahmen sowie nach Maßgabe der unter Ziffer A. III. 3.5.1 

und 3.5.4. aufgeführten Nebenbestimmungen eine Verletzung der Zugriffsver-

bote gemäß § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG nicht zu erwarten sind. Für 

die betroffenen Vogelarten werden Vermeidungsmaßnahmen, etwa in Form 

von Bauzeitenregelungen, festgelegt. Die artenschutzrechtlichen Vermei-

dungsmaßnahmen wurden in den Landschaftspflegerischen Begleitplan  

aufgenommen.  

Die Ergebnisse der Erfassungen können den Bestands- und Konfliktplänen 

des Landschaftspflegerischen Begleitplans (Unterlagen 08.03.01 bis 08.03.03) 

entnommen werden. 

 

Für nähere Ausführungen hierzu wird auf die Planunterlage 08.02 (saP) sowie 

die Maßnahmenblätter zum Landschaftspflegerischen Begleitplan (Planunter-

lage 08.03.04) verwiesen. 

 

 

 

 



Seite 140 von 232 

 

(ca) Schutz Europäischer Vogelarten 

Hinsichtlich der europäischen Vogelarten kann die Verwirklichung von Verbots-

tatbeständen ausgeschlossen werden. 

 

Vorkommen  

Die Angabe zur Gefährdung sowie die Prüfrelevanz der jeweiligen Art kann der 

Tabelle 5 im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag sowie der Tabelle im Anhang 

(Planunterlage 08.02.) entnommen werden. Vogelarten, für die kein brutrele-

vantes Verhalten festgestellt wird, werden als Nahrungsgäste (NG) / Zugvögel 

(ZV) eingestuft. Für diese Arten ergibt sich wie für die Brutvögel ebenfalls eine 

Prüfrelevanz. Diese werden getrennt von den Brutvögeln im Rahmen der Kon-

fliktanalyse betrachtet. Für alle prüfungsrelevanten Vogelarten erfolgt die Prü-

fung auf das Eintreten der Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG in Form 

einer Betrachtung der Gilden. 

Die artenschutzrechtliche Vorprüfung ergab eine mögliche Betroffenheit meh-

rerer Europäischer Vogelarten (siehe Planunterlage 08.02 Kap. 3.2).  

Zur Einschätzung der Habitateignung des Planungsgebietes für  

gehölzbewohnende Artengruppen wie Brutvögel oder Fledermäuse erfolgte in 

den Monaten März bis Mai 2024 eine Struktur- und Baumhöhlenkartierung im 

100 m - Pufferstreifen, eine Horstbaumkartierung im 200 m - Pufferstreifen um 

die geplante Kabeltrasse.  

Zur Erfassung der Brutvogelvorkommen im Untersuchungsgebiet wurde im 

100 m – Pufferstreifen um die geplante Kabeltrasse eine Revierkartierung ent-

sprechend den Methodenstandards zur Erfassung der Brutvögel Deutschlands 

von Südbeck et al. (2005) durchgeführt.  

Im Rahmen der Bestandserhebungen konnten die in der folgenden Tabelle 

aufgeführten artenschutzrechtlich relevanten Vogelarten erfasst werden. Von 

den 15 nachgewiesenen Arten konnten 4 als Brutvögel (B) erfasst werden. 11 

Arten wurden als Nahrungsgast (Ng) erfasst: 
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Die ASK-Daten enthalten vier Fundpunkte in der ehemaligen Feldvogelkulisse 

„Kiebitz Ober-Mitterroidham“ (LfU 2021). Drei Fundpunkte der Feldlerche (ID 

79420538, 2014, Status: ohne Angabe; ID 79420733, 2018, Status wahr-

scheinlich brütend; ID 79420539, 2017, Status ohne Angabe) und ein Fund-

punkt Kiebitz (ID 79420525, 2016, Status ohne Angabe). Ein Nachweis der 

Feldlerche befindet sich im Untersuchungsgebiet, alle drei weiteren Nachweis-

punkte liegen außerhalb des Untersuchungsgebiets.  

Nähere Ausführungen hierzu unter Kapitel 3.2 der Planunterlage 08.02 (arten-

schutzrechtlicher Fachbeitrag) 
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Beeinträchtigung / Erheblichkeit 

Von den 15 nachgewiesenen Arten sind vom Vorhaben zwei im Untersu-

chungsgebiet brütende Arten betroffen: Goldammer und Feldlerche. Die Feld-

lerche brütet in der offenen Feldflur bei Ober- und Mitterroidham (Nachweis 

Brutpaar), die Goldammer wurde brütend am Waldrand an der St2093 westlich 

von Kagern erfasst. Feldsperling und Rauchschwalbe wurden innerhalb des 

Siedlungsbereichs nachgewiesen und werden vom Vorhaben nicht tangiert. 

Betroffen sind fünf Nist-Gilden:  

­ Gilde 1: Baumbrüter 

­ Gilde 2: Höhlenbrüter 

­ Gilde 3: Bodenbrüter 

­ Gilde 4: Boden-Freibrüter 

­ Gilde 5: Nischenbrüter 

Einzelheiten zur vertiefenden Betrachtung (insbesondere hinsichtlich des Er-

haltungszustands und lokaler Population der betroffenen Vogelarten) sind dem 

artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (Planunterlage 08.02., insbesondere S. 30 

ff.) zu entnehmen.  

Eine mögliche baubedingte erhebliche Störung im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 2 

BNatSchG in Verbindung mit einer möglichen Aufgabe der Brut, also ggf. auch 

eine Tötung (der Eier oder Jungvögel) im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG kann durch die Vermeidungsmaßnahme „V1 – Bauzeitenregelung“ 

für alle im Untersuchungsgebiet erfassten Arten ausgeschlossen werden. 

Durch die Bauzeitenregelung werden baubedingte Störungen in der Fortpflan-

zungszeit der im Untersuchungsgebiet vorkommenden Brutvögel vermieden. 

Die Ökologische Baubegleitung (Maßnahme V6) veranlasst bei Bedarf (Verzö-

gerung des Bauablaufs) geeignete Maßnahmen insbesondere im Bruthabitat 

der Feldlerche (siehe Maßnahme V1 in den Maßnahmenblättern – Planunter-

lage 08.03.04). 

 

Mit der Maßnahme V1 – Bauzeitenregelung können erhebliche Beeinträchti-

gungen der europarechtlich geschützten Vogelarten durch Störung in der Fort-

pflanzungszeit oder Tötung vermieden werden. Die geplante Baumaßnahme 
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findet in den Wintermonaten statt. Die beiden Muffengruben (bei km 0+700 und 

km 1+700) werden erst vor Abschluss der Baumaßnahme im Frühjahr / Früh-

sommer 2027, also innerhalb der Vogelbrutzeit, geschlossen. Die beiden Muf-

fengruben befinden sich in einem stark durch Straßenverkehr auf der St2093 

vorbelasteten Bereich. Im Zuge der Kartierungen wurden in diesem Bereich 

keine saP-relevanten Brutvorkommen erfasst. Durch die Vorbereitung der Ar-

beitsflächen (Abtrag Oberboden, Schotterauflage) bis Ende Februar sind die 

Flächen als Bruthabitat der Feldlerche nicht mehr geeignet. Ausweichmöglich-

keiten sind vorhanden. Um baubedingte Störungen potenzieller Feldbrüter und 

der im Untersuchungsgebiet nicht erfassten Bachstelze, die die Muffengruben 

potenziell als Bruthabitat nutzen könnte, zu vermeiden, wird im Bereich der 

Muffengruben und umgebenden Arbeitsflächen die Vermeidungsmaßnahme 

V7 in Verbindung mit der ÖBB (Maßnahme V6) durchgeführt. Für nördlich der 

St2093 brütende Freibrüter, wie die Goldammer bestehen umfangreiche Aus-

weichmöglichkeiten. Die bauzeitlich beeinträchtigten Lebensräume werden 

kurzfristig wiederhergestellt (Maßnahme V3). Eingriffe in Gehölze mit altem 

Baumbestand und andere nicht kurzfristig wiederherstellbare Habitate sind 

nicht geplant. Zur Sicherstellung der Berücksichtigung des Artenschutzes beim 

Bau des Erdkabels wird eine umweltfachliche Baubegleitung (UBB) beauftragt 

(Maßnahme V6). 

Mit der Errichtung der KÜA an dem ca. 70 m nach Süden verschobenen Mast 

53 wird dieser in der Höhe kleiner. Da der Bestandsmast 53 zurückgebaut 

wird, stellt der Mast der KÜA in geringfügig veränderter Lage anlagebedingt 

kein neues Hindernis für die aufgeführten Vogelarten dar. 

Mit der Änderung des Standortes sowie dem Ausbau des Masts sind demnach 

anlagebedingt keine zusätzlichen Beeinträchtigungen für Vögel zu erwarten. 

Eine anlagebedingte Störung im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG und 

eine Erhöhung des Kollisionsrisikos im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG 

kann deshalb ausgeschlossen werden. 

Eine erhebliche bau- und anlagebedingte Beeinträchtigung von potenziellen 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten gem. § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG kann aus-

geschlossen werden. Kleinflächige Gehölzentnahmen (Km 0+770) finden au-

ßerhalb der Vogelbrutzeit statt (V1 - Bauzeitenregelung). Durch die Maßnahme 

V3.2 – Wiederherstellung von Gebüschen wird das Gebüsch wiederhergestellt. 

Habitatverluste für die Feldlerche entstehen durch das geplante Umspann-

werk. Die erforderliche vorgezogene Kompensationsmaßnahme (CEF-



Seite 144 von 232 

Maßnahme) wird in der Umweltplanung zum Umspannwerk konzipiert und 

durch den Vorhabensträger umgesetzt. Das geplante Umspannwerk ist nicht 

Gegenstand dieses Planfeststellungsverfahrens. 

Die Bewertung der Betroffenheit der nachgewiesenen Arten durch das geplan-

te Vorhaben kommt zu dem Ergebnis, dass unter Berücksichtigung der in der 

Planunterlage 08.02 unter Ziffer 4.1 aufgeführten artenschutzrechtlichen Ver-

meidungs- und Ausgleichsmaßnahmen eine erhebliche Betroffenheit für alle 

nachgewiesenen und zu erwartenden Vogelarten ausgeschlossen werden 

kann.  

 

(cb) Schutz von Pflanzenarten nach Anhang IV b) RL 92/43/EWG 

Auch hinsichtlich der Pflanzenarten nach Anhang IV b) RL 92/43/EWG kann 

die Verwirklichung von Verbotstatbeständen vorliegend ausgeschlossen wer-

den. 

Vorkommen  

Im Rahmen der Bestandserhebungen wurden die im Landkreis Traunstein vor-

kommenden Pflanzenarten nach Anhang IV b) der FFH-Richtlinie auf ihr po-

tenzielles Vorkommen im Untersuchungsgebiet überprüft. 

Für den Landkreis Traunstein ist das Vorkommen von fünf artenschutzrechtlich 

relevanten Arten bekannt: Europäischer Frauenschuh (Cypripedium calceolus), 

Sumpf-Siegwurz (Gladiolus palustris), Kriechender Sellerie  

(Helosciadium repens), Sumpf-Glanzkraut (Liparis loeselii) und Sommer-

Wendelähre (Spiranthes aestivalis). Geeignete Standortbedingungen für die 

beschriebenen Arten liegen im intensiv landwirtschaftlich genutzten Untersu-

chungsgebiet nicht vor.  

Streng geschützte Pflanzenarten sind nicht zu erwarten. 

Aufgrund der spezifischen Lebensraumansprüche der saP-relevanten Arten 

(LfU) ist ein Vorkommen der verbreiteten Arten in den jeweiligen Eingriffs-

bereichen ausgeschlossen. Der Europäische Frauenschuh besiedelt lichte 

Laub-, Misch- und Nadelwälder, Gebüsche, Lichtungen und Säume auf kalk-

haltigen, teils oberflächlich durch Nadelstreu versauerten Lehm-, Ton- und 

Rohböden. Der Kriechende Sellerie tritt in aquatischen und terrestrischen          

Lebensrauf auf. Dabei ist ein feuchter bis nasser Untergrund mit niedriger          



Seite 145 von 232 

Vegetation oder Störstellen erforderlich. Die Sumpf-Siegwurz besiedelt Kalk-

magerrasen, Kalkflachmoore, Pfeifengras-Rutschhänge und lichte Kiefernwäl-

der. Das Sumpfglanzkraut besiedelt zu meist kalkreiche Moor- und Anmoor-

standorte, daneben ist es in Bereichen mit Knollendistel-Pfeifengraswiesen 

und in Kalkmagerrasen zu finden. Zusätzlich ist es in Kalkflachmooren sowie in 

wechselfeuchten Pfeifengras-Rutschhängen und lichten Kiefernwäldern zu fin-

den. Die Sommer-Wendelähre kommt in Bayern fast nur in Kalk-

Quellenmooren mit dauerhaft durchnässtem Wurzelraum vor. Die  

vorgenannten Lebensräume sind in den Eingriffsbereichen nicht vorhanden. 

Damit können Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i.V.m Abs. 5 BNatSchG 

mit Sicherheit ausgeschlossen werden. 

 

(cc) Schutz von Tierarten nach Anhang IV Buchstabe a) RL 92/43/EWG 

Auch hinsichtlich der Tierarten nach Anhang IV b) RL 92/43/EWG kann die 

Verwirklichung von Verbotstatbeständen vorliegend ausgeschlossen werden. 

 

(i) Säugetiere 

Vorkommen 

Die Prüfung der ASK-Datenbank ergab Nachweise von Fledermäusen im 

Siedlungsbereich von Gengham.  

 

Beeinträchtigung / Erheblichkeit 

Die nachgewiesenen Fledermausvorkommen liegen außerhalb des Untersu-

chungsgebietes. Eine Nutzung des Untersuchungsgebiets als Jagdhabitat ist 

zu erwarten. Nachtbaustellen sind im Zuge der Baumaßnahmen nicht vorge-

sehen, so dass es zu keinen Beeinträchtigungen der aufgeführten Arten wäh-

rend Jagdflügen kommen kann. Durch die Ausführung der Baumaßnahme in 

den Wintermonaten und die Bauausführung am Tag kann eine Beeinträchti-

gung von Fledermäusen ausgeschlossen werden. 
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(ii) Reptilien 

Vorkommen 

Wie in der Planunterlage 08.02 (artenschutzrechtlicher Fachbeitrag) unter 

Punkt 3.1.2.2 dargestellt, ergab die artenschutzrechtliche Vorprüfung eine 

mögliche Betroffenheit der Arten Äskulapnatter (Zamensis longissimus), 

Schlingnatter (Coronella austriaca) und Zauneidechse (Lacerta agilis).  

Zur Erfassung der Reptilienfauna wurden im Bereich der potenziell geeigneten 

Habitate (Böschungen, Säume, Wiesen und Brachen mit offenen Bodenflä-

chen, Vorwald) im Jahr 2024 insgesamt vier Kartierdurchgänge durchgeführt. 

Im Rahmen der Bestandserhebungen konnten jedoch keine Reptilien nachge-

wiesen werden.  

 

Beeinträchtigung / Erheblichkeit 

Potenziell als Reptilienhabitat geeignete Flächen werden von der geplanten 

Baumaßnahme nur kleinflächig bei km 2+135 tangiert. Da in den 4 Begehun-

gen keine Reptilien vorgefunden wurden, kann eine Betroffenheit mit hinrei-

chender Sicherheit ausgeschlossen werden.  

 

(iii) Amphibien 

Vorkommen 

Im Landkreis Traunstein sind Vorkommen der folgenden genannten Arten be-

kannt: Gelbbauchunke (Bombina variegata), Europäischer Laubfrosch (Hyla 

arborea), Kleiner Wasserfrosch (Pelophylax lessonae), Springfrosch (Rana 

dalmatina), Alpensalamander (Salamandra atra) und Nördlicher Kammmolch 

(Triturus crstatus).  

Die ASK-Daten enthalten in Gengham den Fundort einer Erdkröte (Bufo bufo). 

Südlich von Unterhafing befindet sich ein ASK-Lebensraumkomplex Gewäs-

ser. Beide ASK-Nachweise befinden sich außerhalb des Untersuchungsge-

biets. Geeignete Teillebensräume sind im Umfeld vorhanden. Der Harpfetsha-

mer Filzgraben, der durch die geplante Baumaßnahme bei km 0+520 gequert 

wird, ist im betreffenden Abschnitt überwiegend trocken und als Laichgewässer 

nicht geeignet. 
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Durch das Fehlen geeigneter Lebensräume kann eine Betroffenheit von Am-

phibien ausgeschlossen werden 

 

(iv) Schmetterlinge  

Die artenschutzrechtliche Vorprüfung ergab eine mögliche Betroffenheit des 

dunklen Wiesenknopf-Ameisenbläuling (Maculinea nausithous) und des hellen 

Wiesenknopf-Ameisenbläuling (Maculinea teleius). 

Es fanden zwei Begehungen statt, am 30.04.2025 im westlichen Abschnitt, am 

02.05.2025 im östlichen Abschnitt des Untersuchungsgebiets, bei denen die 

Grünlandflächen und Säume im Zuge der Biotop- und Nutzungstypenkartie-

rung auf ein Vorkommen der Wirtspflanze Großer Wiesenknopf (Sanguisorba 

officinlis) hin untersucht wurden. Im Rahmen der Bestandserhebungen konnte 

die Wirtspflanze nicht nachgewiesen werden. Ein Vorkommen und die Betrof-

fenheit der beiden Bläulinge kann damit ausgeschlossen werden. 

 

(v) Libellen 

Es finden keine direkten Eingriffe durch das Vorhaben in Gewässerlebens-

räume statt. Auswirkungen auf geschützte Libellenarten sind durch das Vor-

haben nicht zu erwarten. Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i.V.m Abs. 5 

BNatSchG können ausgeschlossen werden. 

 

(vi) Käfer 

Auswirkungen auf geschützte Käferarten sind durch das Vorhaben nicht zu 

erwarten. Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i.V.m Abs. 5 BNatSchG 

können ausgeschlossen werden. 

 

(vii) Fische 

Auswirkungen auf geschützte Fischarten sind durch das Vorhaben nicht zu 

erwarten. Eingriffe in Gewässerlebensräume finden nicht statt. Verbotstatbe-

stände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG können für Fischarten ausgeschlossen 

werden. 
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(viii) Muscheln 

Auswirkungen auf die Gemeine Flussmuschel (Unio crassus) sind durch das 

Vorhaben nicht zu erwarten. Eingriffe in Gewässerlebensräume finden nicht 

statt. Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG können für die Art 

ausgeschlossen werden. 

 

(ix) Mollusken (Schnecken) 

Auswirkungen auf streng geschützte Schneckenarten sind durch das Vorha-

ben nicht zu erwarten. Relevante Arten sind im Untersuchungsgebiet nicht 

verbreitet (siehe Planunterlage 08.02; Abschichtungsliste). Verbotstatbestän-

de gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG können für die Art ausgeschlossen werden. 

 

(3) Allgemeiner Gebiets- und Objektschutz (§§ 20 ff BNatSchG) 

(a) Naturschutzgebiete (§ 23 BNatSchG) 

Gemäß § 23 Abs. 2 BNatSchG sind Handlungen, die zu einer Zerstörung, Be-

schädigung oder Veränderung des Naturschutzgebiets oder seiner Bestandtei-

le oder zu einer nachhaltigen Störung führen können, nach Maßgabe der nä-

heren Bestimmungen in der jeweiligen NSG-Verordnung verboten. Gemäß 

§ 67 BNatSchG i.V.m. der jeweiligen NSG-Verordnung kann von den Verboten 

im Einzelfall Befreiungen gewährt werden. 

Es werden keine Naturschutzgebiete im Landkreis Traunstein durch das Vor-

haben berührt. 

 

(b) Landschaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG) 

Gemäß § 26 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. der jeweiligen LSG-Verordnung sind alle 

Handlungen verboten, die den Charakter des Gebiets verändern oder dem be-

sonderen Schutzzweck zuwiderlaufen. Gemäß den jeweiligen LSG-

Verordnungen kann jedoch im Einzelfall eine Befreiung von den Verbotsbe-

stimmungen erteilt werden. Über die Befreiung wird infolge der formellen Kon-

zentrationswirkung gem. § 43c EnWG i.V.m. Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG 

im Rahmen der Planfeststellung entschieden. 

Das Vorhaben tangiert keine Landschaftsschutzgebiete. 
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(c) Naturdenkmäler (§ 28 BNatSchG) 

Gemäß § 28 BNatSchG sind alle Handlungen, die zu einer Beseitigung oder 

einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des Naturdenkmals führen 

könnten, grundsätzlich verboten. Gemäß § 67 Abs. 1 BNatSchG kann von die-

sem Verbot jedoch eine Befreiung gewährt werden. 

Naturdenkmäler im Landkreis Traunstein werden durch das Vorhaben nicht be-

rührt.  

 

(d) Gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG, Art.23 BayNatSchG) 

Gemäß § 30 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. Art. 23 Abs. 1 BayNatSchG sind Hand-

lungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchti-

gung von Biotopen i.S.v. § 30 Abs. 1, Abs. 2 BNatSchG i.V.m. Art. 23 Abs.1 

BayNatSchG führen könnten, verboten. 

Gemäß § 30 Abs. 3 BNatSchG i.V.m. Art. 23 Abs. 3 Satz 1 BayNatSchG kann 

von den Verboten eine Ausnahme zugelassen werden, wenn  

­ die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können  

oder  

­ die Maßnahme aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interes-

ses notwendig ist. 

 

Über die Ausnahme wird infolge der formellen Konzentrationswirkung gem. 

§ 43c EnWG i.V.m. Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG im Rahmen der Planfest-

stellung entschieden (siehe auch Art. 23 Abs. 3 Satz 2 BayNatSchG). 

Die Biotoptypen wurden nach der Biotopwertliste zur BayKompV am 

30.04.2024 und 02.05.2024 flächendeckend im 100 m-Streifen auf beiden Sei-

ten der Kabeltrasse erhoben.  

 

Nördlich von Unterhafing ist auf den Flurnummern 4700 und 4702 der Gemar-

kung Palling (Trasse km 0+850 bis 1+200) auf dem Grünland ein nach Art. 23 

Abs. 1 S. 1 Nr. 7 BayNatSchG i.V.m. § 30 BNatSchG gesetzlich geschütztes 

Biotop festgestellt worden (arten- und strukturreiches Dauergrünland). Es han-
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delt sich um artenreiche, relativ extensiv genutzte Mähwiesen auf mittleren bis 

nährstoffreichen Standorten (G212-GU651L). Die Bewirtschaftung dieser Flä-

chen wird über das Vertragsnaturschutzprogramm gefördert.  

Bei den betroffenen Wiesen handelt es sich um Mähwiesen auf nährstoffrei-

cheren Standorten (Biotoptyp GU651L), die durch jahrelange düngerfreie Be-

wirtschaftung im VNP zwar abgemagert sind, aber nicht die Kriterien von ma-

geren, artenreichen Mähweisen (Biotoptyp GU651E) erfüllen. Die geschützten 

Flächen sind bauzeitlich von dem geplanten Vorhaben betroffen.  

Wird der ursprüngliche Zustand innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren er-

reicht, sodass die beeinträchtigten Funktionen der Biotope sich selbstständig 

wiederherstellen können und keine nachteiligen negativen Auswirkungen ein-

hergehen, dann ist von keiner erheblichen Beeinträchtigung auszugehen.  

Das artenreiche Extensivgrünland wird im Rahmen der Maßnahme V3.1 wie-

derhergestellt (siehe Planunterlage 08.03.04). Die uNB des Landratsamts 

Traunstein kommt zu dem Ergebnis, dass unter Einhaltung der unter Ziffer 

A.III.3.5.4 (2) des vorliegenden Beschlusses erteilten Auflagen, mit der zeitna-

hen Wiederherstellbarkeit der Biotope gerechnet werden kann und damit eine 

erhebliche Beeinträchtigung und damit zusammenhängend ein Verstoß gegen 

die Verbote des § 30 Abs. 2 BNatSchG nicht zu erwarten ist.  

In Abstimmung mit der uNB Traunstein wird das arten- und strukturreiche 

Dauergrünland gleichartig, gleichwertig und lagegleich innerhalb von 3 Jahren 

wiederhergestellt, so dass zwar eine Beeinträchtigung vorliegt, diese aber nicht 

erheblich ist. Damit ist der Tatbestand von § 30 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. 

Art. 23 Abs. 1 BayNatSchG schon nicht gegeben. Eine Ausnahmeerteilung war 

damit nicht erforderlich.  

 

(e) Geschützter Landschaftsbestandteil gemäß § 29 BNatSchG 

Geschützte Landschaftsbestandteile i.S.v. § 29 BNatSchG werden durch das 

Vorhaben im gesamten Vorhabenbereich nicht berührt. 
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(f) Allgemeiner Schutz wildlebender Tiere und Pflanzen / Lebensstätten 
(§ 39 BNatSchG, Art. 16 BayNatSchG) 

 

(fa) Rechtslage 

Gemäß Art. 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayNatschG ist es u.a. verboten, in 

der freien Natur Hecken, Feldgehölze oder - gebüsche zu roden, abzu-

schneiden, zu fällen oder auf sonstige Weise erheblich zu beeinträchti-

gen. 

Gemäß Art. 16 Abs. 2 i.V.m. Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG kann hierfür 

jedoch eine Ausnahme zugelassen werden, wenn  

­ die Beeinträchtigung ausgeglichen werden kann 

oder 

­ die Maßnahme aus Gründen des überwiegenden öffentlichen 

Interesses notwendig ist. 

 

(fb) Eingriffe / Zulassung Ausnahme 

Auf dem Flurstück 4690, Gemarkung Palling (Trasse km 0+720) ist ein 

Gebüsch von dem Vorhaben betroffen. Es handelt sich hierbei um  

einen Landschaftsbestandteil, der nach Art. 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 1  

BayNatSchG geschützt ist.  

 

Das Gebüsch wird im Rahmen der Maßnahme V3.2 durch initiale 

Pflanzung von heimischen, standortgerechten Sträuchern wiederherge-

stellt (B116). Der Gesamtumfang der Maßnahme beträgt 170 m2. Es 

werden gebietseigene Gehölze aus dem Vorkommensgebiet 6.1 –  

Alpenvorland verwendet. Nach Abschluss der Entwicklungspflege (Mul-

chen, Freischnitt), kann die Fläche der natürlichen Sukzession überlas-

sen werden.  

 

Wenn die Wiederherstellung durch Wiederbepflanzung innerhalb eines 

Zeitraums von drei Jahren erreicht wird, sodass die beeinträchtigten 
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Funktionen des Landschaftsbestandteils sich selbstständig wiederher-

stellen können und keine negativen Auswirkungen damit einhergehen, 

dann ist von keiner erheblichen Beeinträchtigung auszugehen. Dies ist 

vorliegend der Fall. Die Beeinträchtigungen ausreichend kompensiert 

werden, indem die Vegetation wiederhergestellt wird (siehe Maßnahme 

V3.2 der Planunterlage 08.03.04).  

Es liegt damit zwar eine Beeinträchtigung vor, diese ist aber nicht er-

heblich. Damit ist bereits der Tatbestand von Art. 16 Abs. 1  

BayNatSchG nicht gegeben. Einer Ausnahmegenehmigung nach 

Art. 16 Abs. 2 BayNatSchG bedarf es damit nicht.  

 

(4) Naturschutzrechtliche Kompensation (Folgenbewältigung) 

Das Vorhaben ist mit erheblichen Eingriffen in Natur und Landschaft i.S.v. 

§ 14 Abs. 1 BNatSchG verbunden.  

 

(a) Allgemeine Ausführungen / Eingriffsregelung (§§ 14 ff BNatSchG) 

Die geplanten Maßnahmen stellen einen erheblichen Eingriff in Natur und 

Landschaft nach § 14 Abs. 1 BNatSchG dar. 

Eingriffe in Natur und Landschaft sind nach § 14 Abs. 1 BNatSchG Verände-

rungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des 

mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasser-

spiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder 

das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigten können. 

Nach den gesetzlichen Bestimmungen des § 15 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. 

Abs. 2 Satz 2 BNatSchG hat derjenige, der Eingriffe in Natur und Landschaft 

nach § 14 Abs. 1 BNatSchG vornimmt, 

­ vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unter-

lassen, 

­ verbleibende erhebliche Beeinträchtigungen auszugleichen (Aus-

gleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). 

Für die Ermittlung des Kompensationsbedarfs sind maßgebliche Gesichts-

punkte die Auswirkungen der Baumaßnahme auf die Arten- und Biotop-
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ausstattung im betroffenen Raum unter Einbeziehung der dadurch bedingten 

Unterbrechungen bzw. Störungen aller Wechselbeziehungen, auf das  

Funktionsgefüge der Natur, auf das Landschaftsbild, die Erholung und den 

Naturgenuss und auf Boden, Wasser, Klima und Luft. 

Ein Eingriff darf nicht zugelassen werden, wenn die Beeinträchtigungen nicht 

zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu             

ersetzen sind und die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft im Rang  

vorgehen (§ 15 Abs. 5 BNatSchG). 

Wird ein Eingriff nach § 15 Abs. 5 BNatSchG zugelassen oder durchgeführt, 

obwohl die Beeinträchtigung nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener 

Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind, hat der Verursacher Ersatz in Geld 

zu leisten (§ 15 Abs. 6 BNatSchG). Die Ersatzzahlung bemisst sich nach den 

durchschnittlichen Kosten der nicht durchführbaren Ausgleichs- und Ersatz-

maßnahmen einschließlich der erforderlichen durchschnittlichen Kosten für 

deren Planung und Unterhaltung sowie die Flächenbereitstellung unter                 

Einbeziehung der Personal- und sonstigen Verwaltungskosten.  

Dieses Entscheidungsprogramm des BNatSchG steht selbstständig neben 

den fachplanungsrechtlichen Zulassungsregeln (BVerwGE 85, 348, 357).      

Die Prüfungsstufen sind einzuhalten. 

 

Vgl. hierzu auch Planunterlage 08.03 und 08.03.01-08.03.03 (LBP und An-

hänge 1 bis 3). 

 

 

(b) Schutzgut Arten und Lebensräume 

Die im Hinblick auf das Schutzgut Arten und Lebensräume durch das Vorha-

ben verursachten erheblichen Beeinträchtigungen werden - nach Realisierung 

der in Planunterlage 08.03 vorgesehenen sowie den unter Ziffer A. III. 3.5.2 

dieser Entscheidung festgesetzten Kompensationsmaßnahmen – vollständig 

kompensiert. 
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(ba) Eingriffe (§ 14 BNatSchG) 

Am südlichen Rand des Untersuchungsgebiets bei Unterhafing befinden sich 

die Biotope Nr. 7942-0155, Teilflächen 1 und 2 – „Mischwälder südlich von 

Unterhafing“ der amtlichen Biotopkartierung. Es handelt sich dabei um struk-

turreiche Feldgehölze und Laubmischwälder mit hohem Altbaumanteil auf Mo-

ränenhügeln, die nach Art. 16 BayNatSchG geschützt sind. Die Entfernung 

zum geplanten Arbeitsstreifen beträgt aber mindestens 220 m. 

Im östlichen Untersuchungsgebiet, Trassenabschnitt km 2+200 bis UW wurde 

2021 eine Feldvogelkulisse Kiebitz ausgewiesen, die jedoch in die Aktualisie-

rung der Feldvogelkulissen im Dezember 2024 durch das LfU nicht mehr auf-

genommen wurde. Die Feldvogelkulissen haben keinen Schutzstatus nach 

BNatSchG oder BayNatSchG, sondern sind ein Instrument des Naturschutzes 

zur Abgrenzung von Schwerpunktgebieten für gezielte artbezogene Schutz-

konzepte und -maßnahmen.  

 

baubedingte Auswirkungen 

Zur Verwirklichung des Vorhabens sind Gehölze zurückzuschneiden. 

Es kommt zu einer baubedingten Beeinträchtigung von Vegetationsflä-

chen mit mittlerem Biotopwert durch Bodenabtrag, Nutzung als Arbeits-

fläche und Zufahrt (Trasse-km 0+520, 0+770, 0+850 bis 1+200, 2+135) 

  

Die im Rahmen der Kabelverlegungsarbeiten geplanten Maßnahmen 

sind mit diversen erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Ar-

ten und Lebensräume verbunden. 

Es kommt zu einer Beeinträchtigung durch Immissionen (Lärm, Schad-

stoffe), Erschütterungen und Scheuchwirkungen durch den Baustellen-

betrieb. Dies führt zu einer Störung und Beeinträchtigung von Lebens-

räumen empfindlicher Arten.  

Siehe hierzu ausführlich die Ausführungen in Planunterlage 08.03 

(LBP) und des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags in Planunterlage 

08.02. 
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Anlagenbedingte Auswirkungen 

Das Vorhaben verursacht einen dauerhaften Flächenverlust durch Be-

festigung und Versiegelung von Flächen im Bereich der KÜA und der 

Schaltschränke (Trasse-km 0, 0+700, 1+700). Die Schutzzone hat kei-

ne Auswirkungen auf die Vegetationsbestände im Untersuchungsraum, 

weil keine tiefwurzelnden Gehölze betroffen sind. 

 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Es kann zu einer potentiellen Störung und Beeinträchtigung von Bio-

topen und Lebensräumen empfindlicher Arten durch Wartungs-

/Instandsetzungsarbeiten kommen.  

 

(bb) Vermeidbarkeit / Unvermeidbarkeit der Beeinträchtigungen  
(§ 15 Abs. 1 BNatSchG) 

 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG vom 

30.10.1992, NVwZ 1993, 565) stellt das Gebot, vermeidbare  

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft bei Eingriffen zu unterlassen  

(§ 15 Abs. 1 BNatSchG), striktes Recht dar. Beeinträchtigungen sind vermeid-

bar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am 

gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft zu erreichen, gegeben sind. Das Vermeidungsgebot verlangt also 

nicht eine Unterlassung des Vorhabens, sondern die Vermeidung zu erwar-

tender Beeinträchtigungen. Es gehört zur sogenannten Folgenbewältigung. 

Mittels der in den Planunterlagen 08.02 (Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag) 

und 08.03 (LBP, Kap. 2.5) aufgeführten sowie den unter Ziffer A. III. 3.51 die-

ser Entscheidung festgesetzten Vermeidungsmaßnahmen können die Beein-

trächtigungen - soweit möglich - zumindest teilweise vermieden oder zumin-

dest minimiert werden.  

Dem strikten naturschutzrechtlichen Vermeidungs- bzw. Minimierungsgebot 

wird damit Genüge getan. 
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Mit der Trassierung außerhalb von Gehölzbeständen und möglichst nahe an 

der St2093 werden anlagebedingte Wirkungen in der Schutzzone (Ausschluss 

von tiefwurzelnden Gehölzen), baubedingte Beeinträchtigungen von störungs-

armen, unzerschnittenen Lebensräumen und baubedingte Flächeninan-

spruchnahmen für die Zuwegung vermieden bzw. minimiert. Die weitgehende 

Parallelführung des Erdkabels mit der Staatsstraße dient der Minimierung von 

möglichen  

Beeinträchtigungen im Bereich der Zuwegung und störempfindlicher Artenvor-

kommen.  

Zur Vermeidung der Beeinträchtigung von Brutvögeln in der Fortpflanzungs-

zeit wird die Baumaßnahme mit Ausnahme der Arbeiten um die Muffengruben 

außerhalb der Brutzeit empfindlicher Arten, insbesondere der Feldlerche, 

durchgeführt (Vermeidungsmaßnahme V1).  

Eingriffe in den Boden werden flächenmäßig und zeitlich minimiert. Es werden 

Maßnahmen zur Vermeidung von Bodenverdichtungen getroffen. Der Bo-

denaushub wird getrennt nach Ober- und Unterboden fachgerecht gelagert 

und lagegerecht wieder eingebaut (Vermeidungsmaßnahme V2).  

Eingriffe in Gehölze mit altem Baumbestand und andere nicht kurzfristig wie-

derherstellbare Habitate sind nicht geplant.  

Der weitestgehende Verzicht auf Bodenabtrag, lagegerechte Wiedereinbau 

des Oberbodens und die kurzzeitige Zwischenlagerung in der Vegetationsruhe 

soll sicherstellen, dass Diasporen-Vorräte im Boden zur Wiederbegrünung er-

halten bleiben und eine Ausbreitung unerwünschter Arten vermieden wird 

(Vermeidungsmaßnahme V3).  

Die bauzeitlich beeinträchtigten Lebensräume werden kurzfristig wiederherge-

stellt (Maßnahme V3).  

Artenreiches Extensivgrünland / artenreiche Flachland-Mähwiesen  

(G212-GU651L) werden wiederhergestellt (V3.1). Ebenso wird das Gebüsch 

im Weg- / Straßensaum (Fl.Nr. 4690, Trasse km 0+720) wiederhergestellt 

(V3.2). Auch der Wiesensaum (G211) wird wiederhergestellt. Das Ausgangs-

relief mit einer leichten Geländestufe am südwestlichen Grundstücksrand 

(Fl.Nr. 4428, Trasse km 2+135) wird wiederhergestellt (V3.3).  

Die eingezäunte, mit einem Mineralgemisch befestigte Fläche der KÜA wird 

mit einer Magerrasen-Ansaat begrünt (Vermeidungsmaßnahme V4).  
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Zur Sicherstellung der fachgerechten Berücksichtigung des Artenschutzes 

beim Bau des Erdkabels wird eine umweltfachliche Baubegleitung (UBB) be-

auftragt (Vermeidungsmaßnahme V6). Diese umfasst eine spezielle ökologi-

sche Baubegleitung (ÖBB) mit umfangreichen Kenntnissen in den Bereichen 

Ökologie, Naturschutzrecht und Umweltschadensgesetz zur Umsetzung der 

natur- und artenschutzrechtlichen Auflagen.  

Darüber hinaus gibt es baubegleitende Vermeidungsmaßnahmen für Feldler-

che und Bachstelze im Bereich der Muffengruben (Vermeidungsmaßnahme 

V7). Zur Vermeidung der Fallenwirkung für bodengebundene Arten werden 

die Muffengruben zudem außerhalb der Arbeitszeiten mit rauen Holzbrettern 

als Ausstiegshilfen versehen. 

Darüber hinaus werden auf einer Fläche von 6.763 m² bei Trasse km 0+850 

bis 1+200 bauzeitlich gesetzlich geschützte Biotope (arten- und strukturrei-

ches Dauergrünland) beeinträchtigt. In Abstimmung mit der uNB Traunstein 

wird das arten- und strukturreiche Dauergrünland gemäß der Maßnahmenbe-

schreibung V3.1 gleichartig, gleichwertig und lagegleich innerhalb von 3 Jah-

ren wiederhergestellt, so dass keine erheblichen Beeinträchtigungen eintreten.  

 

(bc) Verbleibende Beeinträchtigungen / Kompensationsbedarf 

Nach § 15 BNatSchG ist der Verursacher verpflichtet, unvermeidbare Beein-

trächtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaß-

nahmen). Für die Ermittlung des Kompensationsbedarfs für das Schutzgut Ar-

ten und Lebensräume wird die BayKompV zugrunde gelegt. 

Eingriffe in besonders geschützte Biotope müssen im räumlich funktionalen 

Zusammenhang gleichartig und gleichwertig ausgeglichen werden. „Gleichar-

tig“ bedeutet die Schaffung eines Biotops „vom selben Typ, der in den stan-

dörtlichen Gegebenheiten und der Flächenausdehnung mit dem zerstörten 

oder beeinträchtigten Biotop im Wesentlichen übereinstimmt“ (Beschluss der 

Verwaltungsgerichts München vom 03.06.2014, M2S 14,2116, Rn. 87, juris). 

Unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen V2 und V3.1 wird davon 

ausgegangen, dass das arten- und strukturreiche Dauergrünland auf Gemar-

kung Palling, Fl.Nr. 4700 und 4702 gleichartig und gleichwertig wiederherge-

stellt werden kann. 
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Die Trasse verläuft überwiegend im Bereich von intensiv genutztem Ackerland 

(Biotopwert 2) und Grünland (Biotopwert 3). Biotoptypen mit 0 bis 3 Wertpunk-

ten sind als naturschutzfachlich geringwertige Flächen einzustufen. Wird nach 

Abschluss der Arbeiten der Ausgangszustand wiederhergestellt und die Bau-

gruben fachgerecht verfüllt, dann wird aufgrund ihrer geringen Empfindlichkeit 

gegenüber temporären Beeinträchtigungen, die Erheblichkeitsschwelle nicht 

überschritten. Demnach ist für diese Biotoptypen kein Kompensationsbedarf 

erforderlich. Zu den sich kurzfristig (in einer Frist von 3 Jahren) selbständig 

wiederherstellenden Biotoptypen zählen auch die artenarmen Säume und 

Staudenfluren (K11) (vgl. §5 Abs. 2 BayKompV). 

 

Die Trasse quert bei km 0+520 einen überwiegend trockenen und naturfern 

ausgeprägten Graben (F211), der bauzeitlich auf einer Fläche von 92 m² be-

seitigt wird. Im weiteren Verlauf quert die Trasse bei km 0+770 eine nordex-

ponierte Böschung an der St 2093. Im Bereich der Arbeitsflächen sind Gebü-

sche ruderaler, stickstoffreicher Standorte (B116) (169 m²) und Brennnessel-

bestände (K11) (151 m²) betroffen. Bei Trasse-km 0+850 bis 1+200 werden in 

den Arbeitsflächen bauzeitlich extensiv genutzte Wiesen beseitigt. 

Die Ausprägung erfüllt auf einer Fläche von 6.763 m² die Kriterien des §30-

Schlüssels für artenreiches Extensivgrünland, Lebensraumtyp artenreiche 

Flachland-Mähwiesen (G212-GU651L). Auf einer Fläche von 3.811 m² wurden 

artenarme, von Obergräsern dominierte Wiesen (G211) erfasst. 

Bei Trasse km 2+135 wird mit der Arbeitsfläche in einen Feldrain, der mit ei-

nem artenarmen Wiesensaum (G211) bewachsen ist, eingegriffen (40 m²). Die 

Vegetation wird nach Abschluss der Bauarbeiten durch geeignete Vermei-

dungsmaßnahmen an gleicher Stelle wiederhergestellt (Vermeidungsmaß-

nahmen V3.1 bis V3.3). Zur Berücksichtigung der zeitlich verzögerten Wieder-

herstellung (time-lag) wird für die baubedingte, temporäre Flächeninanspruch-

nahme im Sinne des § 5 Abs. 2 BayKompV ein Beeinträchtigungsfaktor von 

0,4 angesetzt. 

Eingriffe in Biotope mit naturschutzfachlich hoher Wertigkeit (11 bis 15 Wert-

punkte) sind nicht geplant. Eingriffe in Gehölzbestände sind mit Ausnahme 

kleinflächiger Gebüsche nicht geplant. 
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Versiegelungen und Befestigungen sind auf kleine Flächen im Bereich der 

KÜA (450 m²) und der Schaltschränke (8 m²) beschränkt. Sie befinden sich im 

Bereich von intensiv genutzten Acker- und Grünland-flächen mit geringem na-

turschutzfachlichem Wert. Die eingezäunte Fläche der KÜA wird mit Ausnah-

me der oberirdischen Fundamentköpfe zur Eingriffsminimierung begrünt (s. 

Maßnahme V4). Für die begrünte Fläche wird ein reduzierter Beeinträchti-

gungsfaktor von 0,7 angesetzt. Der Rückbaumast 53 liegt im Bereich von In-

tensivgrünland (G11). 

Die versiegelte Fläche durch Fundamente wird netto berechnet (Abzug des 

Rückbaus von Fundamenten an Mast 53 alt). Somit ergibt sich der in der  

folgenden Tabelle dargestellte Kompensationsbedarf für flächenbezogene 

Merkmale des Schutzgutes Arten und Lebensräume:  

 

 

 

Zusätzliche funktionale Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten. Kompensa-

tionsmaßnahmen für nicht flächenbezogene Merkmale sind nicht erforderlich.  

Hinsichtlich der verbleibenden Beeinträchtigungen sowie des sich hieraus 

nach der BayKompV ergebenden Kompensationsbedarfs siehe auch die Aus-

führungen in Planunterlage 08.03 (LBP) 
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(bd) Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (§ 15 Abs. 2 bis 4 BNatSchG) 

Nach § 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind unvermeidbare Beeinträch-tigungen 

vorrangig auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatz-

maßnahmen). Die Pflicht zu möglichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist 

nach der Rechtsprechung des BVerwG (Urteil vom 30.10.1992, NVwZ 1993, 

565 und Urteil vom 01.09.1997, NuR 1998, 41) striktes Recht, also einer Ab-

wägung nicht zugänglich. Eine Abwägung findet naturschutzrechtlich erst im 

Rahmen des § 15 Abs. 5 BNatschG statt (spezifisch naturschutzrechtliche 

Abwägung). 

Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten 

Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind 

und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neugestal-

tet ist. 

Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funk-

tionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger 

Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neugestal-

tet ist. 

Bei der Festsetzung von Art und Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen sind die Programme und Pläne nach den §§ 10 und 11 BNatSchG zu 

berücksichtigen. 

Im Bereich der KÜA ist zur landschaftsgerechten Einbindung und Strukturbe-

reicherung eine Heckenpflanzung vorgesehen (Maßnahme A1). Mit der  

Heckenpflanzung können 918 Wertpunkte ausgeglichen werden. 

Die Kompensation der verbleibenden unvermeidbaren Eingriffe im Umfang 

von 33.979 Wertpunkten findet in der Naturraum-Haupteinheit D66  

„Voralpines Moor- und Hügelland“ statt. Die Vorhabenträgerin verbucht die 

insgesamt 33.979 Ökopunkte auf dem genehmigten Ökokonto „Moorrenaturie-

rung Brunnhäusl“ (ÖK ID 1000777) (des Ökokontobetreibers Bayerische 

Staatsforsten). Dieses Ökokonto wurde am 23.08.2021 durch das zuständige 

Landratsamt (Weilheim-Schongau) genehmigt und in diesem Zuge dem Lan-

desamt für Umwelt gemeldet (Objektnummer: 1000777). 

Damit werden die verbleibenden Beeinträchtigungen des Schutzgutes Arten 

und Lebensräume vollumfänglich kompensiert.  
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(c) Schutzgut Landschaftsbild 

(ca) Eingriffe (§ 14 BNatSchG) 

Von der geplanten Kabelübergangsanlage geht eine erheblichen Beeinträchti-

gungen des Landschaftsbildes i.S.v. § 14 Abs. 1 BNatSchG aus. Im weiteren 

unterirdischen Verlauf der Leitung können Auswirkungen auf das Land-

schaftsbild ausgeschlossen werden.  

 

Die KÜA (Mast 53 neu) liegt am südöstlichen Rand der von flachhügeligen 

Altmoränen, Hoch- und Niederterrassen geprägten Landschaftsbildeinheit 

„Alzplatte zwischen Kirchweidach und Traunreut“ (Nr. 087-06-18). Die struk-

turarme Landschaft wird großflächig landwirtschaftlich genutzt, wobei die 

ackerbauliche Nutzung dominiert. Bäche versickern häufig in den Schotterfel-

dern. Im Süden weist die Einheit einen relativ hohen Waldanteil (v.a. Nadel-

wälder) auf. 

Das Landschaftsbild und die Erholungswirksamkeit werden in der Land-

schaftsrahmenplanung Bayern als gering bewertet. Die Fläche der geplanten 

Mastverlegung befindet sich auf einer leichten  

Anhöhe und wird intensiv landwirtschaftlich genutzt. Eine erholungswirksame  

Erschließung (Fuß- / Radweg) ist nicht vorhanden. 

Die bau- sowie betriebsbedingten Auswirkungen des Vorhabens verursachen 

keine erheblichen Eingriffe in das Landschaftsbild. 

Die anlagenbedingten Auswirkungen des Vorhabens führen indes zu einem 

Eingriff in das Landschaftsbild. Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 

erfolgt durch eine technische Überformung bzw. massivere Bauweise durch 

den vertikalen Kabelübergang von der Freileitung O52 zur Erdkabelleitung.  

Der Mast 53 wird in Längsrichtung der Freileitung um ca. 75 m nach Süden 

verschoben. Der Mast 53 alt wird vollständig zurück gebaut. Die Masthöhe der 

KÜA wird von 34 m (Mast 53 alt) auf 27 m (Mast 53 neu / KÜA) reduziert. Auf-

grund der vertikalen Kabelübergänge und der breiteren Bauweise (Bodenaus-

tritt der Eckstiele 5,3 m + 5,3 m im Vergleich zu 3,2 m * 3,2 m von Mast 53 alt) 

wirkt die Anlage visuell massiver und hat deshalb Auswirkungen auf das 

Landschaftsbild. Aus Sicherheitsgründen wird die Anlage mit einem 2 m  

hohen, transparenten Stabgitterzaun umzäunt.  
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Der bestehende und geplante Maststandort ist durch Straßenverkehr auf der 

St2093 erheblich vorbelastet. 

Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbilds und der landschaftsgebundenen 

Erholung werden aufgrund der Vorbelastung (Straße, Bestandsleitung und -

mast) und der geringen Bedeutung der betreffenden Fläche als gering bewer-

tet. 

 

(cb) Vermeidbarkeit / Unvermeidbarkeit der Beeinträchtigungen  
(§ 15 Abs. 1 BNatSchG) 

Die beschriebenen anlagenbedingten Beeinträchtigungen durch die Kabel-

übergangsanlage sind unvermeidbar, werden aber ausgeglichen. 

 

(cc) Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (§ 15 Abs. 2 bis 4 BNatSchG) 

Nach § 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind unvermeidbare Beeinträchtigungen 

vorrangig auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatz-

maßnahmen). Die Pflicht zu möglichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist 

nach der Rechtsprechung des BVerwG (Urteil vom 30.10.1992, NVwZ 1993, 

565 und Urteil vom 01.09.1997, NuR 1998, 41) striktes Recht, also einer Ab-

wägung nicht zugänglich. Eine Abwägung findet naturschutzrechtlich erst im 

Rahmen des § 15 Abs. 5 BNatschG statt (spezifisch naturschutzrechtliche 

Abwägung). 

Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten 

Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind 

und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neugestal-

tet ist. 

Die Ausgleichsmaßnahme (A1 – Heckenpflanzung) dient der Einbindung des 

technischen Bauwerks in die Landschaft. Hierzu wird um die Kabelüber-

gangsanlage auf einem 3 m breiten Streifen eine 2- bis 3-reihige Hecke aus 

gebietseigenen, standortgerechten Sträuchern (Vorkommensgebiet 6.1 –  

Alpenvorland) angepflanzt. Damit wird die Beeinträchtigung vollumfänglich 

kompensiert. Eine darüberhinausgehende Kompensation ist für das Schutzgut 

Landschaftsbild und die landschaftsbezogene Erholung nicht erforderlich. 
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(cd) Naturschutzrechtliche Abwägung (§ 15 Abs. 5 BNatSchG) 

Auch wenn der Eingriff ausgeglichen werden kann, darf er gemäß  

§ 15 Abs. 5 BNatSchG dann nicht zugelassen oder durchgeführt werden, 

wenn die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der  

Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen Belangen 

im Range vorgehen. Aus der Formulierung des § 15 Abs. 5 BNatSchG wird 

deutlich, dass bloße Gleichrangigkeit der einander widerstreitenden Belange 

für ein komplettes Untersagen des Eingriffes nicht ausreicht. 

Die Durchführung des Vorhabens ist im Interesse der Allgemeinheit an einer 

sicheren Versorgung mit Elektrizität unbedingt notwendig. 

Siehe hierzu die Ausführungen unter Ziffer C. IV.2 der Entscheidungsgründe 

(Planrechtfertigung). 

 

Da zudem die Kabelübergangsanlage an dem neu zu errichtenden Mast 53 in 

einem bereits mit einer bestehenden Freileitung und dem Verkehrsaufkom-

men der Staatsstraße St2093 vorbelasteten Gebiet erfolgt, ist unter Abwägung 

der Vorteile des Vorhabens mit den Belangen des Landschaftsbildschutzes 

der Realisierung des Vorhabens der Vorzug zu geben. 

 

(ce) Ersatz in Geld (§ 15 Abs. 6 BNatSchG, Art. 7 BayNatSchG) 

Für den nicht ausgleich- und ersetzbaren Eingriff in das Landschaftsbild hat 

die Vorhabenträgerin gemäß § 15 Abs. 6 BNatSchG Ersatz in Geld zu leisten. 

Der Eingriff kann vorliegend durch Pflanzung einer Hecke um die Kabelüber-

gangsanlage ausgeglichen werden (Maßnahme A1).  

Aus diesem Grund entfällt ein Ersatz in Geld.  
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4.2.8 Schutz des Waldes und seiner Funktionen 

Die Waldfunktion beeinträchtigende Rodungen i.S.v. Art. 9 Abs. 2 BayWaldG, sprich 

die dauerhafte Beseitigung von Waldflächen i.S.v. Art. 2 BayWaldG, ist im Rahmen des 

Vorhabens nicht vorgesehen. 

Auch eine vorübergehende, eine Wideraufforstungspflicht auslösende Beseitigung von 

Waldflächen ist nicht vorgesehen. 

Das Waldgebiet Hafinger Kragel nördlich der Staatsstraße, zwischen Unterhafing und 

Kagern, besteht im Untersuchungsgebiet überwiegend aus einem kleinteiligen Mosaik 

aus jungen Laubwaldbeständen und Aufforstungen, im östlichen Teil stockt Mischwald 

mit Altbaumanteilen. Die Moränenhügel südlich von Unterhafing sind mit Feldgehölzen 

bewachsen. An den landwirtschaftlich geprägten Ortsrändern von Unterhafing und 

Gengham gibt es noch ältere Streuobstbestände. Einzelbäume, Baumreihen und 

Saumstrukturen fehlen weitgehend. 

Von dem gegenständlichen Vorhaben ist kein Wald i. S. d. § 2 Abs. 1 Bundeswaldge-

setz (BWaldG) i. V. m. Art. 2 Bayerisches Waldgesetz (BayWaldG) betroffen. Forstliche 

Belange werden durch das Vorhaben nicht berührt. 

 

4.2.9 Denkmalschutz 

Die Vorhabenträgerin sagt zu, die Einhaltung aller denkmalpflegerischen Vorgaben im 

Rahmen der Bauausführung durch die bodenkundliche Baubegleitung fortlaufend zu 

überwachen und zu dokumentieren. Sollte sich im Verlauf der Arbeiten herausstellen, 

dass weitergehende Schutzmaßnahmen erforderlich sind, erfolgt die Hinzuziehung  

einer archäologischen Fachbegleitung. Die Ergebnisse der Überwachung sowie  

eventuell erforderliche Maßnahmen werden den zuständigen Fachbehörden zeitnah 

mitgeteilt 

 

(1) Baudenkmäler 

Beeinträchtigungen von Baudenkmälern sind vorliegend nicht zu erwarten, da sich 

keine im Trassenbereich befinden. In der Stellungnahme des Landesamtes für 

Denkmalpflege vom 23.02.2026 werden keine entsprechenden Einwände erhoben 

werden. 
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(2) Bodendenkmäler 

Relevant für den geplanten Erdkabelbau sind insbesondere Bodendenkmäler. 

Im Bereich der geplanten Kabeltrasse befinden sich südlich von Unterhafing zwei 

kartografisch erfasste Bodendenkmäler:  

- D-1-7942-0095 (Regierungsbezirk Oberbayern, Landkreis Traunstein, 

Gemeinde Palling) – Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung; 

Flurstück 4658; 4748; 4749 Gemarkung Palling 

- D-1-7942-0010 (Regierungsbezirk Oberbayern, Landkreis Traunstein, 

Gemeinde Palling) – Körpergräber vor- und frühgeschichtlicher Zeitstel-

lung; Flurstück 4747 Gemarkung Palling 

 

Laut BLfD kann im Umfeld der Siedlung und Körpergräber mit weiteren denkmal-

schutzrechtlich relevanten Verdachtsflächen gerechnet werden. 

Beide Denkmäler wurden bei der Planung der Trassenführung berücksichtigt. Die 

Trasse wurde so gewählt, dass eine direkte Beeinträchtigung beider Bodendenk-

mäler ausgeschlossen werden kann.  

 

4.2.10 Geotopschutz 

Eine Beeinträchtigung von Geotopen kann ausgeschlossen werden, da keine im             

Umfeld der Maßnahme bekannt sind. 

 

4.2.11 Rohstoffgeologie 

Belange der Rohstoffgeologie sind – nach aktuellem Kenntnisstand – vom Vorhaben 

nicht berührt.  
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4.3 Infrastruktureinrichtungen 

4.3.1 Transport und Verkehr 

 

(1) Straßenverkehr 

Belange des Straßenverkehrs stehen der Planfeststellung nicht entgegen. 

Da sich Sondernutzungen, durch die der Gemeingebrauch an Straßen nicht beein-

trächtigt wird, nach bürgerlichem Recht richten (Art. 22 Abs. 1 BayStrWG), beinhaltet 

diese Planfeststellung keine öffentlich-rechtlichen Sondernutzungserlaubnisse, über 

die zu entscheiden wäre. Sondernutzungserlaubnisse im Zusammenhang mit der Er-

richtung, etwa für die Benutzung kommunaler Straßen und Wege außerhalb des 

Widmungszweckes durch Baufahrzeuge, sind ebenfalls nicht Gegenstand dieser 

Planfeststellung. 

Gegebenenfalls während der Bauphase erforderliche Maßnahmen (wie kurzfristige 

Verkehrsbeschränkungen, Betreten / Befahren Fahrbahn mit Fahrzeugen) sind - 

nachgelagert zum Planfeststellungsverfahren - im Zuge der Ausführungsplanung im 

Rahmen separater straßenverkehrsrechtlicher Entscheidungsverfahren im Detail zu 

regeln. Das Nämliche gilt auch für Staatsstraßen. Das zuständige Staatliche Bauamt 

Traunstein hat keine grundsätzlichen Bedenken gegen das Vorhaben geäußert; hin-

sichtlich der Beantragung und Umsetzung der verkehrsrechtlichen Maßnahmen wird 

auf dessen Stellungnahme vom 04.03.2026 verwiesen. Die zum Bau der Kabelleitung 

(insbesondere Straßenquerungen) erforderlichen verkehrsregelnden Maßnahmen 

sind frühzeitig mit der Unteren Verkehrsbehörde des Landratsamts Traunstein abzu-

stimmen.  

Das land- und forstwirtschaftliche Wegenetz wird an mehreren Stellen durch die offe-

ne Kabelverlegung gequert. In diesen Bereichen kann es zu Sperrungen kommen. 

Für betroffene Nutzer werden geeignete Ausweichrouten bereitgestellt, sodass die 

Einrichtung eines separaten Ersatzwegenetzes nicht notwendig ist.  

Für die Herstellung der drei Kreuzungen der Staatsstraße St 2093 in offener Bauwei-

se ist es erforderlich, die Straße im Bereich von Unterhafing bis Oberroidham zwei- 

bis maximal dreimal jeweils für eine Woche vollständig zu sperren. Die hierfür not-

wendige verkehrsrechtliche Anordnung wird bei der zuständigen Straßenverkehrsbe-

hörde beantragt. Die Umleitungsstrecken werden gemäß den behördlichen Vorgaben 

eingerichtet und rechtzeitig kommuniziert. Die endgültige Ausarbeitung und Umset-
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zung des Umleitungskonzepts obliegt während der Bauausführung der beauftragten 

Baufirma. Die Gemeinden Tittmoning und Taching am See sind im Rahmen der ver-

kehrlichen Umleitungsregelungen während der Vollsperrung der Staatsstraße St 2093 

mittelbar betroffen. Der Bauablauf wird so abgestimmt, dass die Einschränkungen für 

den Straßenverkehr sowie für land- und forstwirtschaftliche Nutzungen auf ein Mini-

mum reduziert werden und ein möglichst störungsfreier Ablauf gewährleistet ist 

 

(2) Sonstige öffentliche Straßen und Wege 

Auch insoweit gibt es keine der Planung entgegenstehenden öffentlichen Belange.  

Während der gesamten Bau- und Betriebsphase ist die Benutzung öffentlicher und 

ggf. privater Wege für die Erreichbarkeit des Bauvorhabens notwendig. Die Vorhaben-

trägerin hat insbesondere zugesagt, dass auch Feld- und Waldwege im Beschädi-

gungsfalle wiederhergestellt werden. Auch die Sicherstellung, dass die verkehrssiche-

re Zufahrt / Zuwegung für Grundstückseigentümer immer gewährleistet ist, wurde zu-

gesagt. 

 

(3) Schienenverkehr 

Belange des Schienenverkehrs stehen der Planfeststellung nicht entgegen. Anlagen 

der DB Netz AG sind von dem Vorhaben nicht betroffen.  

 

(4) Luftverkehr 

Beeinträchtigungen oder Gefährdungen des Luftverkehrs sind – unter Berücksichti-

gung der Stellungnahme des Luftamtes Südbayern (SG 25) - nicht zu befürchten. 

 

4.3.2 Versorgung der Allgemeinheit mit Wasser / Energie / Telekommunikation sowie 
Entsorgung von Abwasser / Müll 

Nach den zu diesen Themenkreisen eingegangenen Stellungnahmen gibt es keine 

grundsätzlichen Bedenken gegen die vorliegende Planung. Einzelheiten insbesondere 

bzgl. etwaiger (vorübergehender) Beeinträchtigungen während der Bauausführung 

sind soweit erforderlich von der Vorhabenträgerin noch durch Vereinbarungen mit den 
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jeweiligen Betreibern zu regeln. Auflagenvorschläge wurden – soweit erforderlich und 

verhältnismäßig – unter Ziffer A. III.4 (Nebenbestimmungen) berücksichtigt. 

Im Trassenbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Zu den  

Belangen der Telekommunikation wurde die Deutsche Telekom Technik GmbH ge-

hört. Diese informierte die Vorhabenträgerin über entsprechende Betroffenheiten, er-

hob aber keine Einwendungen. Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Be-

schädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien vermieden werden und 

aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu 

den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abde-

ckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit 

freigehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen 

angefahren werden können. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführen-

den vor Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vor-

handenen Telekommunikationslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzan-

weisung der Telekom ist zu beachten. 

Im Planbereich ist laut Aussage der Deutschen Telekom Technik GmbH die Errich-

tung neuer bzw. Änderung vorhandener besonderer Anlagen i. S. v. §§ 132, 133 TKG 

vorgesehen. Eine Bevorrechtigung der Deutschen Telekom und damit eine Folge-

pflicht aus § 133 TKG ist aber nicht gegeben.  

Die Vorhabenträgerin hat gegen etwaige Einflüsse der 110-kV-Erdkabelleitung sowohl 

für die störende, als auch für die gestörte, Anlage entsprechende Schutzvorkehrun-

gen anzubringen und hierfür die Kosten zu tragen. 

 

4.3.3 Militärische Belange 

Auch Verteidigungsbelange werden laut Mitteilung des Bundesamtes für Infrastruk-

tur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr durch das Vorhaben nicht 

beeinträchtigt. 

4.4 Wirtschaft (strukturelle Belange) 

Strukturelle Beeinträchtigungen einzelner Wirtschaftszweige (z.B. Landwirtschaft / 

Forstwirtschaft) oder gar ganze Wirtschaftssektoren durch das Vorhaben sind – nach 

Auswertung der Stellungnahmen der insoweit einschlägigen Träger öffentlicher            

Belange (z.B. Planungsverbände), Behörden (z.B. höhere Landesplanungsbehörde 
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an der Regierung von Oberbayern; die zuständigen Ämter für Ernährung, Landwirt-

schaft und Forsten) bzw. Berufsgruppenvertreter (z.B. Bayerischer Bauernverband) – 

bei Einhaltung der unter A. III. genannten Nebenbestimmungen nicht zu erwarten.  

Ein Großteil der für das Vorhaben erforderlichen Flächeninanspruchnahme betrifft 

landwirtschaftlich genutzte Flächen. Dies umfasst zum einen die dinglich zu sichern-

den Flächen für die Schutzzone der Kabeltrasse und zum anderen die temporäre In-

anspruchnahme von Flächen für Arbeitsbereiche, Zuwegungen sowie für die Lage-

rung von Boden und Material. 

Laut Stellungnahme der Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 60 – Agrarstruktur 

und Umweltbelange in der Landwirtschaft – und der Planunterlage 01.00 (Kapitel 6.4) 

werden durch die Maßnahme innerhalb der Schutzzone insgesamt 118 m² Fläche un-

terirdisch versiegelt. Die Schutzzone um das Erdkabel umfasst dauerhaft 3,60 ha, 

kann jedoch nach der Maßnahme weiterhin landwirtschaftlich genutzt werden. Für die 

Durchführung der Baumaßnahme werden insgesamt 12,65 ha Fläche temporär in An-

spruch genommen. Überwiegend handelt es sich bei den betroffenen Flächen um 

landwirtschaftliche Nutzflächen.  

Die landwirtschaftlichen Betriebe in der Region rund um Palling sind überwiegend 

kleinstrukturiert organisiert und bewirtschaften häufig mehrere kleinere, räumlich von-

einander getrennte Flächen. Diese Struktur führt dazu, dass Eingriffe in einzelne 

Grundstücke überproportionale Auswirkungen auf die Bewirtschaftungsorganisation 

und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Betriebe haben können. Darüber hinaus 

weisen zahlreiche landwirtschaftliche Böden in diesem Gebiet eine hohe Empfindlich-

keit gegenüber mechanischen Belastungen und Bodenstrukturveränderungen auf. 

Teilweise handelt es sich um nasse oder nur eingeschränkt tragfähige Böden, deren 

landwirtschaftliche Nutzbarkeit maßgeblich von einer intakten Bodenstruktur sowie 

von funktionierenden Entwässerungssystemen abhängt. 

Ein wesentliches Risiko im Zusammenhang mit der geplanten Baumaßnahme besteht 

in möglichen Bodenverdichtungen, Durchmischungen der Bodenhorizonte sowie Stö-

rungen der natürlichen Bodenstruktur. Solche Eingriffe können zu dauerhaften Beein-

trächtigungen der Bodenfruchtbarkeit führen. 

Aus diesem Grund hat jede Einwirkung auf den Boden so zu erfolgen, dass Gefahren, 

erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für Einzelne oder die Allgemein-

heit vermieden werden. Entsprechend sind die Maßnahmen so auszugestalten, dass 

eine nachhaltige Schädigung landwirtschaftlicher Böden ausgeschlossen werden 

kann.  
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In vielen der betroffenen Flächen existieren landwirtschaftliche Drainagesysteme. Der 

Verlauf der Entwässerungssysteme ist teilweise nicht vollständig dokumentiert. Be-

schädigungen oder Veränderungen an diesen Systemen können zu langfristigen Ver-

nässungen, strukturellen Bodenschäden oder erheblichen Ertragseinbußen führen. 

Da derartige Schäden häufig erst Jahre nach Abschluss der Baumaßnahme sichtbar 

werden, ist eine vollständige Erfassung und Dokumentation vorhandener Drainage-

systeme vor Baubeginn erforderlich. 

Eine unbeabsichtigte Umwandlung von Ackerflächen in Dauergrünland ist aufgrund 

der kurzen Bauzeit (innerhalb eines Jahres) nicht zu erwarten. Die aktuell im Ver-

tragsnaturschutzprogramm bewirtschafteten Wiesen werden nach der Bauzeit im Win-

ter bereits zu Beginn der folgenden Vegetationsperiode wiederhergestellt. Die bisheri-

ge Nutzung kann anschließend gemäß den Vorgaben des VNP ununterbrochen wei-

tergeführt werden. Sollten im ersten Jahr nach Wiederherstellung zusätzliche 

Schröpfschnitte erforderlich werden, wird eine eventuelle Kürzung der Förderung für 

die betreffenden Flächen entschädigt. 

Die Kompensation für das Leitungsprojekt erfolgt durch die Teilabbuchung von Wert-

punkten aus genehmigten Ökokonten und die Pflege der Kompensationsflächen ist 

sichergestellt (Planunterlage 01.00 - Erläuterungsbericht Kap. „9.3.3. Agrarstrukturel-

le- und forstwirtschaftliche Belange“). Die als Ökokonten genutzten Flächen bleiben 

weiterhin landwirtschaftlich bewirtschaftet. Die Eingriffe in Höhe von 34.897 Wert-

punkten nach Bayerischer Kompensationsverordnung (BayKompV) werden überwie-

gend mit einer Höhe von 33.979 Wertpunkten über das Ökokonto „Moorrenaturierung 

Brunnhäusl“ (ÖK ID 1000777) ausgeglichen. Mit der Heckenpflanzung (Maßnahme 

„A1 Heckenpflanzung“) werden auf 306 m² 918 Wertpunkte ausgeglichen. SG 60 der 

Regierung von Oberbayern hat hinsichtlich dieses Vorgehens keine Einwendungen.  

Aus landwirtschaftlicher Sicht sind grundsätzlich Gründungen zu bevorzugen, die 

möglichst einen vollständigen Rückbau nach der Betriebszeit ermöglichen, um Altlas-

ten im Boden so weit als möglich zu vermeiden. Der ursprüngliche Zustand des Bo-

dens soll laut Planunterlagen wiederhergestellt werden. Der Fundamentrückbau von 

Mast 53 alt wird in den Planungsunterlagen mit 1,00 m angegeben. Der Rückbau des 

Bestandsmastfundaments bis 1,0 m unter Geländeoberkante entspricht einer verhält-

nismäßigen Vorgehensweise. Insbesondere aufgrund der Lage im Wasserschutzge-

biet ist es aus boden‑ und wasserwirtschaftlicher Sicht erforderlich, Eingriffe in schüt-

zende Deckschichten so gering wie möglich zu halten. Ein vollständiger Abbau des 

Fundamentes erfolgt nur dann, wenn nachweislich eine relevante Einschränkung der 

Nutzung des Grundstückes gegeben ist. Letzteres ist nicht gegeben, so dass die For-



Seite 171 von 232 

derung eines kompletten Fundamentausbaus nach Abwägung aus Sicht der Planfest-

stellungsbehörde unverhältnismäßig ist. Ein vollständiger Rückbau würde mit deutlich 

tieferen und aus wasserschutzfachlicher Sicht nachteiligen Bodenaufschlüssen ver-

bunden sein. Die im Boden verbleibenden Fundamentteile bestehen aus minerali-

schem Material und sind nicht altlastenrelevant. Nach schichtgerechter Verfüllung und 

Rekultivierung ist eine weitere landwirtschaftliche Nutzung der Fläche möglich.  

Nachhaltige Beeinträchtigungen des Bodenwasserhaushalts oder durch Erosion be-

dingte spätere Nutzungskonflikte sind nicht zu erwarten. 

Zur individuellen Betroffenheit einzelner Wirtschaftsbetriebe oder Unternehmen (z.B. 

betroffene Landwirte) betrachten sie bitte die Ausführungen unter Ziffer C. IV.6.2 der 

Entscheidungsgründe. 

Soweit die Betriebe und Unternehmen – jenseits ihrer privaten wirtschaftlichen Inte-

ressen – im Interesse der Allgemeinheit existentielle Aufgaben der Daseinsvorsorge 

(etwa der Wasser- oder Energieversorgung) wahrnehmen, betrachten Sie bitte die 

Ausführungen unter Ziffer C. IV.4.3 der Entscheidungsgründe (Infrastruktur). 

4.5 Raumplanung / Landes- und Regionalplanung 

Aus Sicht der höheren Landesplanungsbehörde bei der Regierung von Oberbayern 

(Sachgebiete 24.1) sowie dem Regionalen Planungsverband der Region Süd-

ostoberbayern stehen Erfordernisse der Raumordnung (Raumverträglichkeit) sowie 

der Landes- und Regionalplanung dem Vorhaben nicht entgegen. 

Gemäß Art. 25 Abs. 1 BayLplG sind für die Entscheidung über die Einleitung sowie für 

die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens die höheren Landesplanungs-

behörden, in vorliegendem Fall die Regierung von Oberbayern, zuständig.                  

Nach Prüfung der vorliegenden Unterlagen stellt diese fest, dass der Anwendungs-

bereich für ein Raumordnungsverfahren / eine Raumverträglichkeitsprüfung gemäß 

Art 15 ROG i.V.m. Art. 24 Abs. 1 BayLplG nicht eröffnet ist. Ein Raumordnungsverfah-

ren für die geplante Kabeltrasse wurde aufgrund der Kleinräumigkeit der Kabeltrasse 

für nicht erforderlich erklärt.  

Laut Stellungnahme der höheren Landesplanungsbehörde an der Regierung von 

Oberbayern (Sachgebiet 24.1) ist nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern 

(LEP) 6.1.1 Z die Versorgung der Bevölkerung und Wirtschaft mit Energie durch den 

im überragenden öffentlichen Interesse liegenden und der öffentlichen Sicherheit die-

nenden Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur, insbesondere auch der Energie-

netze, sicherzustellen und hat klimaschonend zu erfolgen (vgl. auch Bayerisches 
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Landesplanungsgesetz Art. 6 Abs. 2 Nr. 5 Satz 1, Regionalplan Südostoberbayern 

(RP 18) B V 7.1 Z). Diesen Belangen trägt der geplante Neubau der 110-kV-

Erdkabelleitung Rechnung. 

In Bezug auf den Bau von Leitungen sollen diese gem. RP 18 B V 7.1 Z so schonend 

wie möglich in die Landschaft eingepasst und entsprechend durchgeführt werden. 

Verteilungsleitungen sollen gebündelt werden. Landschaftlich besonders empfindliche 

Gebiete der Region sollen grundsätzlich von beeinträchtigenden Verteilungsleitungen 

freigehalten werden. Die 110-kV-Leitung ist vollständig als Erdkabel geplant und wird 

folglich das Landschaftsbild nicht zusätzlich beeinträchtigen.  

Lediglich während der Baumaßnahmen kommt es zu einem kurzfristigen Eingriff in 

den Boden. Die Errichtung von dauerhaft befestigten Zufahrtswegen oder Lager- und 

Arbeitsflächen ist laut Planungsunterlagen nicht erforderlich.  

Auch der neu zu errichtende Mast 53 wird entlang der bestehenden Trasse der 110-

kV-Leitung Pirach-Traunstein nur geringfügig nach Süden verlegt und beansprucht 

keine Flächen außerhalb der bestehenden Leitungstrasse. Mit der Erdkabelleitung 

trägt das Vorhaben zudem zur Verwirklichung des Ziels B I 2 RP 18 (weitgehende Mi-

nimierung der Bodenversiegelung) bei. 

Die vorliegende Planung trägt diesen Belangen Rechnung. Die vorliegende Planung 

steht den Erfordernissen der Raumordnung bei Berücksichtigung bzw. Beachtung der 

genannten Grundsätze und Ziele nicht entgegen. 
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4.6 Klimaschutz (§ 13 KSG Berücksichtigungsgebot) 

Das Berücksichtigungsgebot des § 13 Abs. 1 Satz 1 KSG verlangt von der Planfest-

stellungsbehörde, mit einem - bezogen auf die konkrete Planungssituation – vertret-

baren Aufwand zu ermitteln, welche CO₂-relevanten Auswirkungen das Vorhaben hat 

und welche Folgen sich daraus für die Klimaziele des Bundes-Klimaschutzgesetzes 

ergeben (BVerwG, Urteil vom 4. Mai 2022 - 9 A 7.21 - BVerwGE 175, 312 Rn. 82). 

Die ermittelten Auswirkungen auf die Ziele des Klimaschutzes sind bei der                 

Abwägungsentscheidung zu berücksichtigen (vgl. BVerwG, Urteil vom 4. Mai 2022 - 9 

A 7.21 - BVerwGE 175, 312 Rn. 95 ff. und Beschluss vom 22. Juni 2023 - 7 VR 3.23 - 

juris Rn. 40). Einzubeziehen sind solche Auswirkungen, die dem Vorhaben bei             

wertender Betrachtung zurechenbar sind (vgl. BVerwG, Urteil vom 22. Juni 2023 -               

7 A 9.22 - juris Rn. 39 und Beschluss vom 22. Juni 2023 - 7 VR 3.23 - juris Rn. 45).  

Der im Rahmen der Energiewende stattfindende Ausbau von Anlagen erneuerbarer 

Energien im Netzgebiet der Bayernwerk Netz GmbH hat zur Folge, dass auch die 

Netzinfrastruktur entsprechend weiterentwickelt werden muss, um die Aufnahme und 

den Abtransport der Einspeisungen sicherzustellen. Die Kapazitätserweiterung ist der 

Aufnahme des in der Region erzeugten „grünen Stroms“ und der Weiterleitung über-

schüssiger Kapazitäten in die Höchstspannungsübertragungsnetze geschuldet. Die 

Planfeststellungsbehörde geht daher davon aus, dass der Ausbau des Hochspan-

nungsverteilnetzes ebenso wie der Ausbau des Höchstspannungsübertragungsnetzes 

dem zügigen Ausbau des Anteils erneuerbarer Energien (vgl. Begründung zum 

EnLAG, BT-Drs. 16/10491 S. 9; siehe auch Begründung zum BBPlG, BT-Drs. 

17/12638 S. 11) und damit per se vorrangig den Zielen des Klimaschutzgesetzes 

dient. Die vorliegende Planung und deren Umsetzung ist zur Erreichung der  

Klimaneutralität in Bayern unabdingbar. 

Unbestritten ist, dass das Vorhaben in der Bauphase eine emissionserhöhende          

Wirkung hat und damit kurzfristig nicht zum Klimaschutz beiträgt, sondern diesem 

vielmehr entgegenwirkt. Die Planfeststellungsbehörde geht jedoch davon aus, dass 

diese baubedingten Emissionen im Verhältnis zu den zulässigen Jahresemissions-

mengen des § 4 KSG i. V. m. Anlage 2 zu § 4 KSG nicht ins Gewicht fallen.                

Darüber hinaus wird in diesem Planfeststellungsbeschluss dafür Sorge getragen, 

dass die baubedingten CO₂-Emissionen möglichst auf das unvermeidbare Mindest-

maß abgesenkt werden (vgl. Ziffer A.III.3.4.1 des Beschlusses). 

Der Bau der 110-kV Erdkabelleitung zum Anschluss des UW Palling an die bestehen-

de Freileitung O52 in der beantragten Planungsvariante ist zur Überzeugung der 
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Planfeststellungsbehörde alternativlos sowohl im Hinblick auf einen Verzicht auf den             

geplanten Neubau (sog. Nullvariante; vgl. Planunterlage 01.00 Erläuterungsbericht) 

als auch im Hinblick auf etwaige Trassenvarianten (vgl. Planunterlage 09.04 Varian-

tenprüfung).  

Bei der Planung des Vorhabens wurden die Belange des Klimaschutzes gemäß 

§ 13 Abs. 1 Satz 1 KSG berücksichtigt. Einbezogen werden diejenigen treibhausgas-

relevanten Auswirkungen, die dem Vorhaben zurechenbar sind. Zu den dem Vorha-

ben zurechenbaren, während der Bauphase entstehenden Treibhausgasemissionen 

zählen insbesondere Emissionen aus dem Baustellenbetrieb (Einsatz von Bauma-

schinen sowie Baustellen-, Liefer- und Schwerverkehr). Darüber hinaus sind auch der 

Materialverbrauch und damit verbundene vorgelagerte Emissionen (insbesondere 

Herstellung/Bereitstellung der eingesetzten Bau- und Anlagenteile wie Kabelsystem, 

der Mast, Schutzrohre sowie erforderliche Neben- und Sonderbauwerke einschließlich 

Kabelübergangsanlage und Fundamente) dem Vorhaben mittelbar zuzuordnen und 

als Abwägungsbelang zu berücksichtigen. 

Darüber hinaus sind gemäß § 49 Abs. 1 EnWG Energieanlagen so zu errichten und 

zu betreiben, dass die technische Sicherheit gewährleistet ist. Dabei sind                

vorbehaltlich sonstiger Rechtsvorschriften die Regeln der Technik zu beachten.             

Insoweit ist die Vorhabenträgerin erheblich in ihrer Alternativenauswahl einge-

schränkt, was die Verwendung von Baumaterialien bzw. Bauausführungen anbelangt, 

welche unter Umständen geringere CO₂-Emissionen nach sich ziehen würden. Von 

der Anlage bzw. der Leitung selbst gehen im Betrieb keine direkten Treibhaus-

gasemissionen aus. Betriebsseitig ist klimarelevant im Wesentlichen die Verlustener-

gie (netzbedingte Übertragungsverluste). Die klimarelevante Wirkung dieser Verluste 

hängt vom jeweils zugrunde liegenden Strommix ab und wird daher im Rahmen des 

Berücksichtigungsgebots qualitativ als systembedingter Effekt berücksichtigt. Neben 

der Verlustenergie fallen im Betrieb lediglich Inspektionsfahrten an; die Trasse wird 

turnusmäßig etwa alle zwei Jahre befahren, sodass die hieraus resultierenden Emis-

sionen nur in sehr geringem Umfang und punktuell auftreten. 

Eine relevante dauerhafte Inanspruchnahme von Klimasenken liegt im vorliegenden 

Trassenkonzept nicht vor; insbesondere werden durch die geplante und beantragte 

Kabeltrasse keine forstlich genutzten Flächen in Anspruch genommen. Trassenoptio-

nen mit Waldquerungen wurden bereits im Rahmen der Variantenuntersuchung nicht 

weiterverfolgt; der Fokus wurde auf die Nutzung landwirtschaftlich genutzter Flächen 

gelegt, um Waldgebiete und den damit verbundenen Eingriff in Waldbestände zu 

vermeiden. 



Seite 175 von 232 

Laut gängiger Rechtsprechung ist grundsätzlich eine Berechnung erforderlich, welche 

CO₂-relevanten Auswirkungen das Vorhaben hat; falls diese nur mit unverhältnismä-

ßigem Aufwand möglich ist, ist eine Schätzung zulässig (BVerwG, Beschlüsse vom 

12. September 2023 - 7 VR 4.23 - juris Rn. 53 und vom 15. September 2023 - 7 VR 

6.23 - juris Rn. 42). Eine Quantifizierung der Treibhausgasemissionen in 

CO₂-Äquivalenten ist vorliegend nicht erforderlich. § 13 Abs. 1 Satz 1 KSG begründet 

ein Berücksichtigungsgebot; nach der Rechtsprechung ist hierbei maßgeblich, dass 

die klimarelevanten Auswirkungen mit einem bezogen auf die konkrete Planungssi-

tuation vertretbaren Aufwand ermittelt und in die Abwägung eingestellt werden. Eine 

darüber hinausgehende detaillierte Bilanzierung (insbesondere der vorgelagerten Lie-

ferketten- und Herstellungsanteile sowie der strommixabhängigen Wirkung der Ver-

lustenergie) wäre nur mit einem nicht mehr vertretbaren Aufwand möglich und wäre 

mit erheblichen Unsicherheiten behaftet; der zusätzliche Erkenntnisgewinn stünde 

außer Verhältnis zum Aufwand. 

Hinsichtlich einer Berechnung der CO₂-relevanten Auswirkungen, die das Vorhaben 

hat, ist festzustellen, dass diese – auch in Anbetracht der „Größe“ (sehr große Anzahl 

zugelieferter Komponenten) und Bedeutung des Vorhabens – sowie dem Umstand, 

dass das Vorhaben per se vorrangig den Zielen des Klimaschutzgesetzes dient, nur 

mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist, weshalb diese von der Planfeststel-

lungsbehörde nicht gefordert wurde. 

Auch eine belastbare Schätzung der CO₂-relevanten Auswirkungen ist insoweit nicht 

oder nur unter unverhältnismäßigem Aufwand zu bewerkstelligen, als Baumaterialien 

von Dritten bezogen werden und die dortigen Produktionsprozesse allenfalls in 

Grundzügen bekannt sind. Konkrete Emissionen zu einzelnen Produktionsprozessen 

kann die Vorhabenträgerin nicht angeben, da diese von dem jeweils eingesetzten 

Brennstoff oder der Energiequelle der elektrischen Energie abhängen; dies gilt eben-

so für die bevorstehende Bauausführung.  

Auch den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen 

werden, sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch 

durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen (Art. 6 Abs. 2 Nr. 7 

BayLplG).  

Den räumlichen Erfordernissen für eine kostengünstige, sichere und umweltverträg-

liche Energieversorgung einschließlich des Ausbaus von Energienetzen soll               

Rechnung getragen werden. Dabei sollen die räumlichen Voraussetzungen für den 

Ausbau der erneuerbaren Energien, für eine Steigerung der Energieeffizienz und für 
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eine sparsame Energienutzung geschaffen werden (Art. 6 Abs. 2 Nr. 4 BayLplG). 

Auch diese Forderung ist hier erfüllt und dient der Erreichung der gesetzten Klimazie-

le. 

In der Abwägung überwiegt der Nutzen des Vorhabens für die Energiewende die 

überschaubaren, zeitlich begrenzten und weitgehend unvermeidbaren vorhabenbe-

zogenen Emissionen. Die Errichtung und der Betrieb von Elektrizitätsverteilnetzen 

liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Gesund-

heit und Sicherheit. 

 

5. Kommunale Einwendungen (kommunales Selbstverwaltungsrecht) 

Einwände von Gemeinden zum Schutze von Belangen, die durch das kommunale 

Selbstverwaltungsrecht nach Art. 28 Abs. 2 GG, Art. 11 Abs. 2 Satz 2 BV geschützt 

sind (z.B. Städtebauliche Belange), stellen Einwendungen nach Art. 73 Abs. 4 Satz 1 

BayVwVfG dar. 

Die Gemeinde Palling erhob keine Einwendung. Es seien keine öffentlichen Belange 

seitens der Gemeinde betroffen. 

Auch von Seiten der Gemeinde Taching am See bestehen gegen das Vorhaben keine 

Einwände. 
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6. Private Belange / Private Einwendungen 

6.1 Private Belange (Allgemeines) 

6.1.1 Inanspruchnahme von Grundeigentum 

Siehe hierzu die Ausführungen in der Planunterlage 07.01. 

 

(1) Maßnahmen / Auswirkungen 

Im Rahmen des Vorhabens werden Grundstücke im Eigentum Dritter vorübergehend 

(Bauphase) sowie dauerhaft (Verlegung der Erdkabel im Boden, für den neuen Mast 

53 der Freileitung sowie für die Kabelübergangsanlage) in Anspruch genommen. 

Für die Errichtung einer Kabelleitung, einer Kabelübergangsanlage und eines Mastes 

ist eine temporäre Inanspruchnahme von Arbeitsflächen und Zuwegungen notwendig. 

Zusätzliche Beeinträchtigungen von Interessen der Grundstückseigentümer oder Be-

wirtschafter der Flächen ergeben sich hierbei v.a. im Zuge der Bauarbeiten (baube-

dingte Auswirkungen), insbesondere durch die Einrichtung von Baufeldern oder das 

Befahren mit teilweise schweren Baufahrzeugen. 

In den Rechtserwerbsplänen (Planunterlage 07.03.01 bis 07.03.07) sowie im Recht-

serwerbsverzeichnis (Planunterlage 07.02) ist jedes Flurstück, das durch das Vorha-

ben betroffen ist, aufgeführt. Des Weiteren wird im Rechtserwerbsverzeichnis die Flä-

cheninanspruchnahme entsprechend Schutzstreifenfläche, Arbeitsfläche und baube-

dingter Zuwegung aufgeschlüsselt.  

 

Siehe hierzu die Ausführungen in den Planunterlagen, insbesondere in der Unterlage 

04.01.01.01 bis 04.01.01.07 (Lagepläne), 07.01 (Vorbemerkungen zum Rechtser-

werb) sowie der Unterlage 07.02 (Rechtserwerbsverzeichnis). 
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(2) Beschränkte persönliche Dienstbarkeiten 

Zur dauerhaften, eigentümerunabhängigen, rechtlichen Sicherung der Leitung ist die 

Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit i.S.v. § 1090 BGB in  

Abteilung II des jeweiligen Grundbuches erforderlich. Ein kompletter Verlust des 

Grundeigentums tritt durch die Sicherung der Schutzzone der Leitungstrasse, der Ka-

belübergangsanlage und der Erdungs- und Muffen-Anlagen und des Freileitungsmas-

ten M53 mit Umgriff nicht ein. Der Grundstückseigentümer wird in der Nutzung seines 

Grundstücks lediglich beschränkt.  

Die dingliche Sicherung erfolgt für alle von der Erdkabelverbindung dauerhaft in An-

spruch genommenen Flächen, also für die Schutzzone der Leitungstrasse sowie für 

die Erdungs- und Muffenanlage, die Kabelübergangsanlage, dem Zubehör, den Frei-

leitungsmast M53 der Leitung O52 und ggf. für die dauerhaft erforderlichen Zuwegun-

gen.  

Voraussetzung für die Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit im 

Grundbuch ist eine notariell beglaubigte Bewilligungserklärung des jeweiligen Grund-

stückseigentümers. Die Vorhabenträgerin setzt sich daher mit jedem einzelnen vom 

Leitungsbau betroffenen Grundstückseigentümer ins Benehmen und bemüht sich um 

die Unterzeichnung einer entsprechenden Vereinbarung. Im Falle der Nichterteilung 

der Bewilligung stellt der Planfeststellungsbeschluss die Grundlage für die Eintragung 

der benötigten beschränkten persönlichen Dienstbarkeit (Zwangsbelastung) in einem 

sich üblicherweise zeitlich anschließenden Enteignungsverfahren dar (§ 45 EnWG).  

Der Inhalt der beschränkten persönlichen Dienstbarkeit gestattet der Vorhabenträge-

rin die Errichtung, die Erhaltung und den Betrieb der Kabelleitung sowie der Kabel-

übergangsanlage von Mast 53 der Freileitung. Sie deckt die für den Leitungsbetrieb 

nötigen Begehungen, Befahrungen zu Kontrollzwecken, Inspektions-, die erforderli-

chen Erhaltungs- und Auswechslungsarbeiten einschließlich Erdarbeiten inhaltlich ab. 

Dies gilt auch für sämtliche Vorbereitungs- und Nebentätigkeiten.  

 

Eigentumsrechtliche Beschränkungen der Nutzbarkeit des Grundstückes ergeben 

sich ggf. daraus, dass anlagen- und kabelgefährdende Bäume, Sträucher, Sonderkul-

turen und Wurzeln, welche die Leitung gefährden, nicht in der Schutzzone der Leitung 

belassen werden dürfen bzw. von der Vorhabenträgerin nach vorheriger Ankündigung 

zurückgeschnitten oder, wenn erforderlich, völlig beseitigt werden.  
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Weiterhin dürfen Bauwerke und sonstige Anlagen in der Kabeltrasse nur errichtet 

werden, wenn hierfür die Zustimmung der Vorhabenträgerin vorliegt, die nach den je-

weils geltenden Vorschriften (insbesondere nach VDE, DIN-EN) erteilt wird. Anderen-

falls hat der Grundstückseigentümer unverzüglich die entschädigungslose Beseiti-

gung oder Verlegung zu veranlassen bzw. zu dulden. Geländeveränderungen und 

das Einbringen von Pfählen und Pfosten sind in der gesicherten Schutzzone nur nach 

vorheriger Genehmigung durch die Bayernwerk Netz GmbH zulässig.  

Soweit ein schuldrechtliches oder dingliches Recht – etwa zum Besitz, z. B. Pacht 

oder Nießbrauch – an dem dauerhaft in Anspruch zu nehmendem Grundstück be-

steht, wird dies ebenfalls beschränkt. Über die beschränkte persönliche Dienstbarkeit 

zur Errichtung, Erhaltung und zum Betrieb der Kabelleitung hinaus werden ggf. in ei-

nigen Bereichen auch Flurstücke für umweltfachliche Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen in Anspruch genommen. Um den Bestand und die Wirksamkeit dieser Maß-

nahmen dauerhaft sicherzustellen, sind auch hierfür beschränkte persönliche Dienst-

barkeiten in das Grundbuch einzutragen. Dies betrifft vorliegend die dingliche Siche-

rung der Ausgleichsmaßnahme A1.  

Art und Höhe etwaiger Entschädigungsansprüche, die aus Grundstücksbeeinträchti-

gungen und ggf. hierdurch eintretenden Vermögensnachteile resultieren, sind nicht 

innerhalb dieses Planfeststellungsverfahrens festzustellen, sondern werden zunächst 

bilateral zwischen der Vorhabenträgerin und dem jeweils Betroffenen (Eigentümer 

und ggf. Bewirtschafter) vereinbart. Erforderlichenfalls müssen sie in einem sich an-

schließenden Entschädigungsverfahren nach Art. 8 ff. BayEG durch die örtlich zu-

ständige Enteignungsbehörde festgesetzt werden. Hierbei ist zu erwähnen, dass die 

dauerhafte Inanspruchnahme von Flächen durch die Vorhabenträgerin auf nachfol-

gender Basis finanziell entschädigt wird: Grundlage für die Berechnung der Entschä-

digungen ist das von einem unabhängigen, öffentlich bestellten und vereidigten Sach-

verständigen erstellte Gutachten zum Verkehrswert und zum Rohertrag.  

Bei Flurstücken, die vorübergehend für den Bau oder als Zufahrt in Anspruch ge-

nommen werden, ist keine dingliche Sicherung im Grundbuch erforderlich. 

Auf Basis der im Anhörungsverfahren gewonnenen Erkenntnisse geht die Planfest-

stellungsbehörde zum Entscheidungszeitpunkt davon aus, dass die beantragten 

Maßnahmen, soweit sie auf Grundstücken im Bereich der Schutzzone durchgeführt 

werden, von den insoweit bestehenden Dienstbarkeiten erfasst werden, soweit die 

Dienstbarkeit schonend ausgeübt wird und die Eigentümer für eintretende Schäden / 
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sonstige Beeinträchtigungen – ggf. nach Sachverständigengutachten – entschädigt 

werden. 

Für die Entscheidung im Planfeststellungsverfahren ist lediglich auf den Inhalt der 

Dienstbarkeit abzustellen, selbst wenn deren Inhalt über das auf schuldrechtlicher 

Ebene Vereinbarte hinausgehen sollte oder sich die der Vereinbarung zu Grunde ge-

legten Umstände zwischenzeitlich schwerwiegend verändert haben. In diesen Fällen 

wäre die Dienstbarkeit auf zivilrechtlichem Wege zu korrigieren bzw. die schuldrechtli-

che Grundlage (insbesondere die zu leistende Entschädigung für die anlagebedingte 

Inanspruchnahme) anzupassen. Dies fällt jedoch nicht in die Entscheidungskompe-

tenz der Planfeststellungsbehörde, sondern bleibt – falls keine Einigung zwischen den 

Beteiligten erzielt wird – einer zivilgerichtlichen Entscheidung der ordentlichen Ge-

richtsbarkeit vorbehalten. 

 

(3) Nicht von bestehenden Dienstbarkeiten abgedeckte Maßnahmen /  
Enteignung 

Soweit die Maßnahmen auf Flächen stattfinden, die nicht durch bestehende Dienst-

barkeiten abgedeckt sind, ist – falls keine Einigung zwischen der Vorhabenträgerin 

und den betroffenen Grundstückseigentümern erzielt werden kann – vorliegend die 

Beschränkung von Grundeigentum oder von Rechten am Grundeigentum im Wege 

der Enteignung zulässig (§ 45 Abs. 1 EnWG). Die Durchführung des Vorhabens ist im 

Interesse der Allgemeinheit an einer sicheren Versorgung mit Elektrizität unbedingt 

notwendig. 

Siehe hierzu die Ausführungen unter Ziffer C.IV. 2. der Entscheidungsgründe. 

Alle in der Planunterlage 07.02 (Rechtserwerbsverzeichnis) aufgezeigten Grundstü-

cke werden temporär in Anspruch genommen. Erfasst wird insoweit die temporäre In-

anspruchnahme der Grundstücke, die durch das Betreten und Befahren für Vorarbei-

ten, den Tiefbau zur Rohrverlegung, Kabelverlegung, für die Montage der Erdungs- 

und Muffenanlage, der Kabelübergangsanlage sowie für die Errichtung von Mast 53 

notwendig sind. Vor Beginn der Bauarbeiten wird der Zustand der in Anspruch zu 

nehmenden Flächen, auch Zuwegungen, durch die von der Vorhabenträgerin beauf-

tragte Baufirma und dem Bewirtschafter, ggf. Grundstückseigentümer aufgenommen 

und dokumentiert. Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die in Anspruch genomme-

nen Flächen nach Abschluss der Baumaßnahme ordnungsgemäß wiederherzustellen. 

Nach abgeschlossener Bautätigkeit erfolgt die gemeinsame Besichtigung und eine 

Abnahme mit dem Bewirtschafter, ggf. Grundstückseigentümer, inklusive Dokumenta-
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tion. Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, etwaige bei der Baumaßnahme entste-

hende Schäden im Rahmen der gesetzlichen Bestimmung zu ersetzen. Schäden sind 

in einem Schadensprotokoll aufzunehmen. Falls über die Schadenshöhe kein Einver-

nehmen erzielt werden kann, zieht die Vorhabenträgerin auf ihre Kosten einen öffent-

lich bestellten und vereidigten Sachverständigen zur Schadensfeststellung hinzu.  

Für alle temporär genutzten Flächen bemüht sich die Vorhabenträgerin ebenfalls ana-

log dem Vorgehen bei der Sicherung der dauerhaften Inanspruchnahmen um einen 

einvernehmlichen Abschluss einer entsprechenden privatrechtlichen Vereinbarung mit 

den jeweiligen Eigentümern / Bewirtschaftern. Sollte keine Einigung erzielt werden 

können, stellt der Planfeststellungsbeschluss die rechtliche Grundlage für die Ver-

schaffung des benötigten vorübergehenden Besitzrechts im Wege eines  

Besitzeinweisungsverfahrens dar. 

Hierbei handelt es sich um folgende Grundstücke bzw. Flächen: 

­ sämtliche Flächen außerhalb der Schutzzone der Kabelleitung, deren Inan-

spruchnahme für Zuwegungen, Arbeitsflächen und Baulager für Kabeltrasse, 

Erdungs- und Muffenanlage sowie Freileitungsmast M53 benötigt werden, so-

wie 

 

­ diejenigen Flächen innerhalb der Schutzzone, welche zusätzlich im  

Rechtserwerbsverzeichnis (Planunterlage 07.02) aufgeführt und in der Planun-

terlage 07.03 (Rechtserwerbspläne) zeichnerisch dargestellt sind. 

 

Die Auswirkungen für die durch die Zuwegungen betroffenen Grundstückseigentümer 

sind zeitlich eng begrenzt und können durch entsprechende Schutzmaßnahmen (z.B. 

Einsatz leichter Fahrzeuge, Auslegen von Baggermatten) sowie eine zeitliche präzise 

Abstimmung der Arbeiten mit der rechtzeitigen Information der jeweiligen Grundstück-

seigentümer im Rahmen der Ausführungsplanung weitestgehend vermieden werden. 

Der Verlauf der Zuwegung wurde unter Berücksichtigung insoweit betroffener öffentli-

cher Belange (Gewässer-, Boden-, Natur- und Denkmalschutz) so gewählt, dass hie-

raus die geringsten Beeinträchtigungen für den jeweiligen Eigentümer entstehen. So-

weit möglich, wurden die Zuwegungen über Grundstücke gelegt, deren Eigentümer 

sich hiermit einverstanden erklärt haben, so dass Eingriffe in das Grundeigentum so 

weit wie möglich reduziert werden konnten. Soweit Beeinträchtigungen nicht vollends 

vermieden werden können, hat die Vorhabenträgerin zudem zugesichert, infolge der 

Baumaßnahmen entstehende Schäden und sonstige Beeinträchtigungen – ggf. nach 

Sachverständigengutachten – zu entschädigen. 



Seite 183 von 232 

Somit ist nach Abwägung aller für und widerstreitenden Interessen sowie unter  

Berücksichtigung der zum Schutze der Eigentümer ergangen verbindlichen Zusagen 

der Vorhabenträgerin sowie der in diesem Beschluss festgesetzten Neben-

bestimmungen eine Enteignung, soweit erforderlich und in den festgestellten Plan-

unterlagen vorgesehen, zulässig. 

 

6.1.2 Leitungseigentum, Erhaltungspflicht und Rückbau der Leitung  

Die Vorhabenträgerin ist Eigentümerin der Kabelübergangsanlage, der Kabelleitung 

einschließlich der Erdungsmuffen-Anlagen und dem Zubehör. Die Leitungseinrichtun-

gen sind nur Scheinbestandteile des jeweiligen Grundstückes gemäß § 95 Abs. 1 S. 2 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) und gehen somit nicht in das Eigentum des Grund-

stückseigentümers über. Ein Eigentumsübergang auf den Grundstückseigentümer 

durch Verbindung mit dem Grundstück (§ 946 BGB i. V. m. § 94 BGB) findet nicht 

statt. 

Die Vorhabenträgerin ist gemäß § 1090 Abs. 2 i. V. m. § 1020 Satz 2 BGB grundsätz-

lich dazu verpflichtet, die Leitung und die Erdungsmuffen-Standorte in einem ord-

nungsgemäßen Zustand zu erhalten. Nach Außerbetriebnahme der Leitung hat der 

Grundstückseigentümer einen Anspruch auf Löschung der Dienstbarkeit. Dies ergibt 

sich daraus, dass der mit der Dienstbarkeit erstrebte Vorteil für den Vorhabenträger 

dann endgültig entfällt. 

 

6.2 Individuelle Einwendungen 

Im Folgenden wird das jeweilige Einzelvorbringen behandelt, soweit es nicht bereits 

soeben unter Ziffer C. IV. 6.1 der Entscheidungsgründe behandelt wurde.  

Aus Gründen des Datenschutzes werden die einzelnen Einwender, soweit es sich um 

Privatpersonen oder -unternehmen handelt, nicht mit Namen, sondern anonymisiert 

mit den Ihnen im Verfahren zugeordneten Nummern genannt (z.B. „E-0001“).  

Zur Entschlüsselung wurde den einzelnen Einwendern ihre jeweilige Einwendernum-

mer auf dem Postweg übersandt. Diese kann zusätzlich während der Dauer der Ver-

öffentlichung des Planfeststellungsbeschlusses bei der Regierung von Oberbayern er-

fragt werden. 
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6.2.1 E-0001 

 

(1) Allgemeines / Einwendung 

Die Einwenderin erhob insgesamt vier Einwendungen mit Schreiben vom 15.02.2026, 

24.02.2026, 26.02.2026 und 06.03.2026. 

Die Einwenderin sei „Waldbesitzerin im Windvorranggebiet 50“. Ihr „Revier und Be-

sitztum“ befinde sich auf den „Flurstücken 4512, 4568 und 4565“. 

Die Einwenderin erhebt Einwände gegen die Versetzung von Mast Nr. 53 der beste-

henden Freileitung O52, gegen die Errichtung einer Kabelübergangsanlage, gegen 

den Bau der 110-kV-Erdkabelleitung, gegen die Errichtung des Umspannwerks sowie 

gegen den Bau und Betrieb des Windparks Rampelsberg.  

 

(2) Erwiderung / Entscheidung 

 

1. Einwendung  

Die Einwenderin fordert eine Bewertung möglicher Wechselwirkungen zwischen dem 

Windkraftprojekt Rampelsberg, dem Umspannwerk Palling, der 110-kV Erdkabellei-

tung und weiteren strombezogenen Bauten.  

Die Einwenderin bemängelt, dass bislang nur isolierte Umwelt- und immissionsrechtli-

che Gutachten für die einzelnen Vorhaben erstellt wurden, obwohl ein funktionaler 

Zusammenhang zwischen den Vorhaben bestünde.  

Die Einwenderin weist darauf hin, dass durch die geplanten Vorhaben eine Nutzungs-

umwandlung vom landwirtschaftlichen Außenbereich in ein „Stromindustriegebiet“ er-

folgen würde.  

Die Einwenderin trägt diverse Einwendungen gegen das geplante Windparkprojekt 

vor. Die Einwenderin forderte unter anderem zum Windparkprojekt Gutachten an, die 

ihrer Einschätzung nach unvollständig und fehlerhaft seien. Es wird darüber hinaus 

angeführt, dass im Rahmen des Windparkprojekts der Denkmalsschutz sowie der 

Wasserschutz nicht ausreichend berücksichtigt wurde.  
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Die Einwenderin regt ferner an, das Umspannwerk zunächst immissionsschutzrecht-

lich zu berücksichtigen und bittet um die Erstellung eines „UVP‑Gesamtgutachtens“.  

Sie trägt vor, dass das Umspannwerk Palling möglichst nahe an der bestehenden 

Stromtrasse Traunstein – Pirach – im Bereich der Kabelübergangsanlage - errichtet 

werden sollte. Hier gäbe es auch keine direkten Nachbarn, die durch das UW beein-

trächtigt werden würden. Im Übrigen würden keine Kosten für den Bau der Erdkabel-

leitung anfallen. Es könne beim „gefühlten Umspannwerk“ kein Bedarf zur Einspei-

sung aus erneuerbaren Energien festgestellt werden, sodass der Standort des Um-

spannwerks nicht geeignet sei. Es fehle an einer Alternativenprüfung für die Stand-

ortwahl des Umspannwerks.  

Hinsichtlich des Rückbaus von Mast 53 führt die Einwenderin an, dass durch einen 

nur oberflächlichen Rückbau ein möglicher Grünlandumbruch nicht außer Acht zu las-

sen sei. Bei der Mastversetzung solle zudem der Wasserschutz sichergestellt sein. 

Sie äußert allgemeine Bedenken gegen Befreiungen von Wasserschutzgebietsver-

ordnungen, gegen wassergefährdende Stoffe sowie hinsichtlich des Umgangs mit 

Wasserschutzgebieten. Darüber hinaus könne Starkregen und Oberflächenwas-

serstauungen auch die Stromtrasse betreffen.  

Die Errichtung „kritischer Infrastruktur“ berge ferner die Gefahr von Anschlägen. Diese 

sollte daher nicht in der Nähe von Wohnbebauung geplant werden. Dies sei grob  

fahrlässig und fördere nicht die öffentliche Sicherheit. Es fehle an einer nachvollzieh-

baren Begründung wie mit der Mastversetzung und dem Trassenbau die öffentliche 

Sicherheit und Gesundheit sichergestellt werden soll.  

Im Übrigen führt die Einwenderin aus, von Grundbucheintragungen und Dienstbarkei-

ten auf ihren Namen Abstand zu nehmen. Sie regte an, die vertraglichen Rahmenbe-

dingungen bei doppelt genutztem Grund anzupassen und ggf. durch Grundbuchein-

trag zu sichern.  
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2. Erwiderung durch die Vorhabenträgerin 

Die Vorhabenträgerin hat hierauf mit Schreiben vom 24.04.2026 erwidert: 

Das Planfeststellungsverfahren bezieht sich ausschließlich auf die Errichtung der 

110‑kV‑Erdkabelleitung einschließlich Kabelübergangsanlage und Mastanpassung an 

M53 der Freileitung O52. Soweit die Einwenderin auf den Windpark Rampelsberg, auf 

kommunalpolitische Entscheidungen, auf Presseveröffentlichungen oder auf allge-

meine Erwägungen zur Windenergie abstellt, handelt es sich um andere oder außer-

halb dieses Planfeststellungsverfahrens liegende Sachverhalte.  

Die Vorhabenträgerin erläutert, dass das Umspannwerk selbst nicht Bestandteil die-

ses Planfeststellungsverfahrens ist. Für das Umspannwerk liegen gesonderte fachli-

che Gutachten und Bewertungen vor. Danach werden die maßgeblichen Vorsorge- 

und Grenzwerte, insbesondere hinsichtlich Lärm und elektromagnetischer Felder, 

eingehalten bzw. deutlich unterschritten. Soweit die Einwenderin daneben eine Ge-

samtbetrachtung von Kabelleitung und Umspannwerk Palling fordert, weist die Vorha-

benträgerin auf die verfahrensrechtliche Trennung der Zulassungsgegenstände hin.  

Die Vorhabenträgerin führt zudem aus, dass sich aus dem vorliegenden Einwen-

dungsschreiben keine konkrete Darlegung ergibt, welche Grundstücke der Einwende-

rin von der planfestzustellenden Kabelleitung tatsächlich betroffen sind. Soweit eine 

tatsächliche Grundstücksbetroffenheit nach den Verfahrensunterlagen vorliegt, richtet 

sich die dingliche Sicherung nach den hierfür vorgesehenen Regelungen. Eine unmit-

telbare grundstücksbezogene Betroffenheit der Einwenderin durch die verfahrensge-

genständliche 110‑kV‑Kabelleitung liegt nicht vor. Soweit keine grundstücksbezogene 

Betroffenheit besteht, erfolgt auch keine dingliche Sicherung. Eine über die Planunter-

lagen hinausgehende pauschale Ablehnung aller Grundbucheintragungen führt daher 

zu keiner Änderung der Planung. 

Soweit die Einwenderin den vorsorgenden Wasserschutz bei der Mastversetzung 53 

und der planfestzustellenden Kabelleitung anspricht, sind diese Belange in den Plan-

unterlagen fachlich behandelt. Für die Trasse und die Mastanpassung sind wasser- 

und bodenschutzbezogene Schutz-, Minderungs- und Überwachungsmaßnahmen 

vorgesehen.  

Die Vorhabenträgerin trägt hinsichtlich der Einwendung gegen einen nur oberflächlich 

erfolgenden Rückbau von Mast 53 vor, dass soweit der Fundamentrückbau nur tech-

nisch begrenzt erfolgt, dies an den zugrunde liegenden technischen und wasser- bzw. 
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bodenschutzfachlichen Anforderungen liegt. Die betroffenen Flächen werden nach 

Abschluss der Maßnahme ordnungsgemäß wiederhergestellt.  

Soweit die Einwenderin weitere Bedenken zu Windkraftanlagen, der Kommunalpolitik, 

gegen das Umspannwerk oder betreffend Waldschutz, Luftfahrt, Eiswurf, Fledermäu-

sen, Jagd, Flugverkehr, Naturschutz, Gesundheit und weiteren Aspekten im Zusam-

menhang mit dem Windpark Rampelsberg vorträgt, erwidert die Vorhabenträgerin, 

dass auch diese Aspekte nicht das gegenständliche Verfahren betreffen und für die 

Entscheidung über das vorliegende Vorhaben nicht maßgeblich sind. 

 

3. Entscheidung 

Soweit die Einwendung das geplante Umspannwerk Palling betrifft, ist festzuhalten, 

dass dieses nicht Gegenstand des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens ist. Eine 

Einbeziehung des Umspannwerks in das gegenständliche Planfeststellungsverfah-

rens wurde von der Vorhabenträgerin nicht beantragt und ist somit nicht Gegenstand 

des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens. Eine erneute Prüfung von Standortal-

ternativen für das Umspannwerk war damit ebenfalls nicht Gegenstand des Verfah-

rens. Soweit Einwände hinsichtlich des Windparks Rampelsberg vorgetragen werden, 

handelt es sich ebenfalls um außerhalb dieses Planfeststellungsverfahrens liegende 

Sachverhalte. Der Vortrag zum Umspannwerk und insbesondere zu dessen Standort 

sowie zum Windpark ist daher für die Entscheidung über die Errichtung der 110-kV-

Erdkabelleitung einschließlich Kabelübergangsanlage und Mastanpassung nicht ent-

scheidungserheblich. Gegenstand des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens ist 

ausschließlich die Errichtung der 110-kV-Erdkabelleitung einschließlich Kabelüber-

gangsanlage und Mastanpassung. 

Soweit der Einwand Belange der planfestzustellenden Kabelleitung und der damit zu-

sammenhängenden Anlagen betrifft, sind diese bereits in den festgestellten Planun-

terlagen fachlich behandelt. Insbesondere den Anforderungen an das Wasserschutz-

gebiet wurde Rechnung getragen (siehe Ausführungen in Kapitel 4 des LBP – Planun-

terlage 08.03). Mit der Festsetzung der Nebenbestimmungen unter Ziffer A.III.3.1.3 

(2) des vorliegenden Beschlusses ist sichergestellt, dass das Schutzgut Wasser und 

insbesondere die strengeren Anforderungen an das Wasserschutzgebiet Palling V 

„Sieberöd“ ausreichend berücksichtigt sind. In Ziffer A.III.3.1.5 und A.III.3.1.6 dieses 

Beschlusses sind ferner Nebenbestimmungen zum Schutz vor Überflutungen nach 

Starkregenereignissen und zum Hochwasserschutz festgesetzt.  
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Für das gegenständliche Vorhaben war ferner keine Umweltverträglichkeitsprüfung 

nach UVPG durchzuführen. Für die Verschiebung von Mast 53 hat die UVP-

Vorprüfung ergeben, dass keine Verpflichtung zur Durchführung einer UVP besteht. 

Hinsichtlich der Errichtung der 110-kV-Kabelleitung ist schon der Anwendungsbereich 

des UVPG nach § 1 Nr. 1 UVPG nicht eröffnet (siehe Ziffer B.II.4 und C.I.5 des Plan-

feststellungsbeschlusses). 

Darüber hinaus wird das Fundament am Rückbaumast 53 nur bis 1,0 m Flurabstand 

zurückgebaut und verbleibt unterhalb im Boden, um tiefe Aufgrabungen der Deck-

schichten zu vermeiden. Insbesondere aufgrund der Lage im Wasserschutzgebiet ist 

es aus boden‑ und wasserwirtschaftlicher Sicht erforderlich, Eingriffe in schützende 

Deckschichten so gering wie möglich zu halten. Ein vollständiger Rückbau würde mit 

deutlich tieferen und aus wasserschutzfachlicher Sicht nachteiligen Bodenaufschlüs-

sen verbunden sein. Die im Boden verbleibenden Fundamentteile bestehen aus mine-

ralischem Material und sind nicht altlastenrelevant. Nach schichtgerechter Verfüllung 

und Rekultivierung ist eine weitere landwirtschaftliche Nutzung der Fläche möglich. 

Soweit die Einwendung die planfestzustellende 110‑kV‑Kabelleitung, die Kabelüber-

gangsanlage, die Mastversetzung 53 sowie den Rückbau des Bestandsmasts 53 be-

trifft, ist damit insgesamt eine andere Beurteilung oder eine Aussetzung des Verfah-

rens durch die vorgetragenen Einwände nicht veranlasst.  

 

Zur Thematik des Umspannwerks Palling wird auch auf die Ausführungen zur Vorha-

benbeschreibung des gegenständlichen Planfeststellungsverfahrens unter Ziffer B.I.1 

dieses Beschlusses verwiesen. Ein materiell-rechtlich nicht statthafter Planungstor-

so ist somit nicht gegeben. 
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6.2.2 E-0002 

 

(1) Allgemeines / Einwendung 

Der Einwender trägt vor, Grundstücksnachbar der Flurstücknummern 4149 und 4242 

zu sein.  

Der Einwender wendet sich vorrangig gegen den Standort des Umspannwerks  

Palling. Er fordert zudem das Umspannwerk als funktional untrennbaren Bestandteil 

in das Planfeststellungsverfahren zur Genehmigung der 110-kV-Erdkabelleitung, der 

Kabelübergangsanlage und der Verschiebung von Mast Nr. 53 der Freileitung Pirach-

Traunstein einzubeziehen.  

 

(2) Erwiderung / Entscheidung 

 

1. Einwendung 

Der Einwender beantragt die Einbeziehung des Umspannwerks in das Planfeststel-

lungsverfahren und bittet um Durchführung einer Alternativenprüfung hinsichtlich des 

Umspannwerkstandorts in unmittelbarer Nähe zur bestehenden 110-kV-Freileitung  

Pirach-Traunstein.  

Er beantragt ferner eine Wirtschaftlichkeits- und Umweltvergleichsprüfung der Stand-

ortalternativen sowie die Offenlegung der Standortvergleichsuntersuchung einschließ-

lich der Bewertungsmatrix, der Gewichtung der Kriterien sowie der netztechnischen 

Begründung.  

Der Einwender fordert die erneute Prüfung der Vereinbarkeit der Planung mit dem 

Bündelungsgebot, dem Schutzgut Landschaftsbild, den Anforderungen an Wasser-

schutzgebiete sowie dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung.  

Er beantragt die Nichtfeststellung des Vorhabens in der derzeitigen Form.  
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2. Erwiderung durch die Vorhabenträgerin 

Die Vorhabenträgerin hat hierauf mit Schreiben vom 24.04.2026 erwidert: 

 

Der Einwender ist durch die verfahrensgegenständliche 110‑kV‑Kabelleitung nicht 

unmittelbar grundstücksbezogen betroffen. Die Aussage des Einwenders, Nachbar 

der Flurnummern 4149 und 4242 zu sein, wird als Hinweis auf die räumliche Nähe 

zum Umspannwerksgrundstück von der Vorhabenträgerin zur Kenntnis genommen; er 

stellt jedoch keinen eigenständigen Einwand gegen die Kabelleitung dar.  

Hinsichtlich der geforderten Einbeziehung des Umspannwerks Palling in das gegen-

ständliche Verfahren sowie hinsichtlich der geforderten Standortsverschiebung des 

Umspannwerks, erwidert die Vorhabenträgerin, dass Gegenstand des vorliegenden 

Planfeststellungsverfahrens ausschließlich die 110‑kV‑Erdkabelleitung zum Anschluss 

des geplanten Umspannwerks einschließlich der hierfür erforderlichen Anlagen, ins-

besondere Kabelübergangsanlage und Mastanpassung an der Bestandsleitung O52 

ist. Das Umspannwerk selbst ist nicht Bestandteil dieses Verfahrens. Eine Einbezie-

hung war auch nicht geboten. Das Umspannwerk wäre zwar grundsätzlich fakultativ 

planfeststellungsfähig; eine Einbeziehung wurde jedoch von der Vorhabenträgerin 

nicht beantragt, weil das für das Umspannwerk vorgesehene Grundstück freihändig 

erworben wurde und damit keine planfeststellungsbedingte Inanspruchnahme fremder 

Grundstücke mit enteignungsrechtlicher Vorwirkung erforderlich ist. Das Umspann-

werk wird daher außerhalb dieses Planfeststellungsverfahrens in einem gesonderten 

Zulassungszusammenhang behandelt. Für die Errichtung des Umspannwerks erfor-

derliche Genehmigungen wurden bereits erteilt. 

Soweit der Einwand die Standortwahl des Umspannwerks betrifft, ist zunächst klarzu-

stellen, dass diese folglich ebenfalls nicht Gegenstand der vorliegenden Planfeststel-

lung zur 110‑kV‑Erdkabelleitung ist. Unabhängig davon führte die Vorhabenträgerin 

aus, dass der Standort nicht allein danach bestimmt wurde, ob sich die Länge der 

110‑kV‑Anbindung verkürzen lässt. Maßgeblich ist vielmehr die netztechnisch sinnvol-

le Einbindung des gesamten Mittelspannungsnetzes. Ausgangspunkt für die Stand-

ortwahl war ein netztechnisch optimaler Anknüpfungspunkt im Mittelspannungsnetz, 

der jedoch eine Querung des Rampelsberger Forstes erfordert hätte und aus Grün-

den des Umwelt-- und Waldschutzes nicht realisierbar war. Der Suchraum wurde da-

her auf geeignete Flächen im nordöstlichen Bereich der Gemarkung Palling ausge-

weitet. Bei der Grundstücksauswahl waren insbesondere ein ausreichender Abstand 

zur Wohnbebauung, eine Mindestgrundstücksgröße von rund 7.500 m², ein möglichst 
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ebenes Gelände zur Vermeidung umfangreicher Erdbaumaßnahmen, ein geeigneter 

Baugrund sowie die Sicherstellung einer Zufahrt für Schwertransporte über öffentliche 

Straßen maßgeblich. Flächen in Trinkwasserschutz oder Überschwemmungsgebieten 

sowie Schutzgebiete und Waldflächen wurden ausgeschlossen. Maßgebend waren 

dabei auch die Planungsgrundsätze für die 110-kV-Erdkabelleitung: ein möglichst 

kurzer und geradliniger Verlauf, die Bündelung an Straßen und Wegen, wenige Kreu-

zungen, Muffen und Sonderbauwerke, Schutzgebiete und Wald sowie Eingriffe in Bo-

den und Umwelt möglichst vermeiden sowie Wohn- und Siedlungsbereiche nach 

Möglichkeit meiden (Abstand zur Bebauung) und Eingriffe in Eigentum minimieren (z. 

B. entlang von Grenzen und Wegen, um Grundstückszerschneidungen zu vermeiden-

). Im Ergebnis der Grundstückssuche und der mit verschiedensten Grundstückseigen-

tümern in der Region geführten Verhandlungen zeigte sich, dass für alle geprüften 

Flächen entweder die vorgenannten Vorgaben unzureichender erfüllt waren oder ein 

freihändiger Grundstückserwerb nicht möglich war. An dem geplanten Umspannwerk 

sollen perspektivisch bis zu 25 Mittelspannungssysteme angebunden werden. Die 

Lage des Umspannwerks ist so gewählt, dass diese Mittelspannungsleitungen mög-

lichst kurz, geradlinig und sternpunktförmig aus dem Netzgebiet heraus an das Um-

spannwerk herangeführt werden können. Wenn das Umspannwerk direkt unter der 

bestehenden 110-kVLeitung O52 errichtet werden würde, könnte zwar die 110-kV 

Anbindung entfallen. Gleichzeitig müssten jedoch alle Mittelspannungsleitungen deut-

lich verlängert werden, was zu Mehrkosten führen würde. Zusätzlich führen die länge-

ren Mittelspannungsleitungen zu höheren Übertragungsverlusten, die dauerhaft anfal-

len und die Wirtschaftlichkeit der Gesamtmaßnahme verschlechtern.  

Im Planungsraum besteht überdies ein räumlich stark eingeschränkter Abschnitt 

(„Nadelöhr“) entlang der Staatsstraße St 2093 im Umfeld der Ortsteile Unter-

hafing/Oberhafing sowie des Weilers Kagreit. In diesem Bereich überlagern sich meh-

rere sensible Belange: das Trinkwasserschutzgebiet Palling (Schutzzone III) sowie 

das Gewässer „Harpfetshamer Filzgraben“ und der als wassersensibel eingestufte 

Bereich zwischen Gengham und Unterhafing. Zusätzlich sind dort geschützte Biotop-

/Gehölzstrukturen (u. a. „Mischwälder südlich von Unterhafing“) sowie Bodendenkmä-

ler im Bereich Unterhafing dokumentiert. Aus Sicht der Planung ist dieser Korridor 

deshalb nur eingeschränkt nutzbar; Eingriffe sind dort besonders zu minimieren und 

Leitungen möglichst gebündelt zu führen. Aus Gründen des Umwelt-, Boden- und 

Anwohnerschutzes ist es deutlich verträglicher, eine einzelne 110-kV Anbindung 

durch diesen sensiblen Bereich zu führen als bis zu 25 separate Mittelspannungslei-

tungen. Die gewählte Lage des Umspannwerks befindet sich bewusst vor diesem 
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“Nadelöhr”, sodass die Mittelspannungsleitungen sternförmig angebunden werden 

können. 

Auch die Forderung des Einwenders, eine transparente Wirtschaftlichkeits- und Um-

weltvergleichsprüfung der Standortalternativen vorzulegen, betreffe im Kern die 

Standortwahl des Umspannwerks und damit einen nicht verfahrensgegenständlichen 

Teil. 

Hinsichtlich der beantragten Umweltprüfung erwidert die Vorhabenträgerin, dass das 

Neubauvorhaben einer 110‑kV‑Erdkabelleitung nicht in Anlage 1 UVPG aufgeführt ist. 

Damit bestehe weder eine UVP‑Pflicht noch die Notwendigkeit einer Einzelfallprüfung 

gemäß § 7 UVPG. Für die Leitungsanbindung an die Bestandsleitung O52 und die 

damit verbundenen Änderungen erfolgte eine Vorprüfung, nach der erhebliche nach-

teilige Umweltauswirkungen nicht zu erwarten sind.  

Hinsichtlich der beantragten erneuten Prüfung der Vereinbarkeit der Planung mit dem 

Bündelungsgebot, dem Schutzgut Landschaftsbild, den Anforderungen an Wasser-

schutzgebiete sowie dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung trägt die Vorhabenträge-

rin vor, dass die angesprochenen Belange bereits fachlich behandelt worden sind, 

soweit sich dieser Einwand gegen die verfahrensgegenständliche Kabelleitung richtet.  

Die Belange von Natur und Landschaft – einschließlich Landschaftsbild und land-

schaftsbezogener Erholung – werden im Planfeststellungsverfahren über die Umwelt-

fachbeiträge systematisch ermittelt, bewertet und in die Planung eingestellt. Für das 

Schutzgut „Landschaft“ ist auszuführen, dass die Auswirkungen bei Erdkabeln – im 

Gegensatz zu Freileitungen – überwiegend auf temporäre Eingriffe während der Bau-

phase beschränkt sind. Dauerhaft sichtbare Einrichtungen beschränken sich im ver-

fahrensgegenständlichen Vorhaben im Wesentlichen auf punktuelle Anlagenbestand-

teile wie Kabelübergangsanlage, Erdungsmuffen und den Anschlussmast. 

Soweit Anforderungen an das Wasserschutzgebiet angesprochen sind, führt die Vor-

habenträgerin aus, dass auch die Belange des Schutzguts Wasser in den Planunter-

lagen fachlich behandelt und Schutzmaßnahmen getroffen werden.  

Auch das Bündelungsgebot ist berücksichtigt. Die beantragte Trasse orientiert sich im 

Wesentlichen an der Staatsstraße St 2093 und nutzt damit eine bereits vorgeprägte 

Achse. Damit wird gerade einer Bündelung mit vorhandener Infrastruktur Rechnung 

getragen. 
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3. Entscheidung 

Soweit die Einwendung das geplante Umspannwerk Palling betrifft, ist festzuhalten, 

dass dieses nicht Gegenstand des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens ist. Eine 

Einbeziehung des Umspannwerks in das gegenständliche Planfeststellungsverfah-

rens wurde von der Vorhabenträgerin nicht beantragt und ist somit nicht Gegenstand 

des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens. Der Vortrag zum Umspannwerk und 

insbesondere zu dessen Standort ist daher für die Entscheidung über die Errichtung 

der 110-kV-Erdkabelleitung einschließlich Kabelübergangsanalage und Mastanpas-

sung nicht entscheidungserheblich.  

Soweit der Einwand Belange der planfestzustellenden Kabelleitung und der damit zu-

sammenhängenden Anlagen betrifft, sind diese bereits in den festgestellten Planun-

terlagen fachlich behandelt. Insbesondere dem Schutzgut Landschaftsbild und den 

Anforderungen an das Wasserschutzgebiet wurde Rechnung getragen (siehe Ausfüh-

rungen in Kapitel 4 und 6 des LBP – Planunterlage 08.03). Mit der Festsetzung der 

Nebenbestimmungen unter Ziffer A.III.3.1.3 (2) des vorliegenden Beschlusses ist si-

chergestellt, dass das Schutzgut Wasser und insbesondere die strengeren Anforde-

rungen an das Wasserschutzgebiet Palling V „Sieberöd“ ausreichend berücksichtigt 

sind. Das Bündelungsgebot ist ein raumordnerisches Prinzip, dass vorschreibt, neue 

Stromtrassen möglichst nah an bereits bestehenden Infrastrukturen (wie anderen 

Stromleitungen, Autobahnen oder Schienenwegen) zu führen. Ziel ist es den Flä-

chenverbrauch zu minimieren und die Zerschneidung von unberührter Natur sowie 

Siedlungsgebieten zu verhindern. Der Standort des Umspannwerks ist nicht Gegen-

stand des Verfahrens und wird im Übrigen maßgeblich durch eine netztechnisch sinn-

volle Anbindungslage bestimmt. Was den Verlauf der Stromtrasse vom Umspannwerk 

Palling zum Anschluss an die Freileitung O52 anbelangt, ist das Bündelungsgebot in-

sofern weitestgehend eingehalten, als die im Übrigen nicht sichtbare Erdkabelleitung 

parallel zur Staatsstraße St 2093 verläuft. Bei einer Trassenführung durch Erdkabel 

sind die Auswirkungen auf das Landschaftsbild überwiegend temporärer Natur wäh-

rend der Bauphase. Im Übrigen verläuft die Trassenführung unterirdisch und stellt 

damit im Wesentlichen keine Beeinträchtigung für das Schutzgut Landschaftsbild dar. 

Dies gilt auch für Mast 53N, welcher zum Anschluss der Kabelleitung lediglich in der 

bestehenden Freileitungsachse verschoben wird. Darüber hinaus wird die Masthöhe 

der KÜA von 34 m (Mast 53 alt) auf 27 m (Mast 53 neu / KÜA) reduziert. Aufgrund der 

vertikalen Kabelübergänge und der breiteren Bauweise wirkt die Anlage zwar visuell 

massiver. Der Maststandort ist aber durch den Straßenverkehr auf der St 2093 ohne-

hin erheblich vorbelastet.  
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Insgesamt ist damit eine andere Beurteilung nicht zu veranlassen. Abwägungsdefizite, 

die eine Aussetzung, Nichtfeststellung oder Änderung des vorliegenden Vorhabens 

erfordern würden, sind nicht ersichtlich.  

 

Zur Thematik des Umspannwerks Palling wird auch auf die Ausführungen zur Vorha-

benbeschreibung des gegenständlichen Planfeststellungsverfahrens unter Ziffer B.I.1 

dieses Beschlusses verwiesen. Ein materiell-rechtlich nicht statthafter Planungstor-

so ist somit nicht gegeben. 
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6.2.3 E-0003 

 

(1) Allgemeines / Einwendung 

Die Einwenderin erhebt eine Einwendung gegen den Neubau der 110-kV-

Kabelleitung, gegen die Versetzung von Mast Nr. 53 der bestehenden Freileitung O52 

Pirach-Traunstein, gegen das geplante Umspannwerk Palling sowie gegen das ge-

plante PV-Feld. Darüber hinaus hält sie das Gutachten zum Windpark Rampelsberg 

für unzureichend.  

 

(2) Erwiderung / Entscheidung 

 

1. Einwendung 

Die Einwenderin trägt vor, von diesen genannten geplanten Maßnahmen unmittelbar 

betroffen zu sein.  

Die Einwenderin befürchtet aufgrund der unmittelbaren Nähe des geplanten Standorts 

zu ihrem Wohnhaus eine erhebliche Lärmbelästigung durch das „Brummen der Leis-

tungstransformatoren und Lüfter“. 

Die Einwenderin trägt zudem vor, dass durch das Umspannwerk das Landschaftsbild 

und der Erholungswert der Region nachhaltig zerstört werden.  

Durch die Belastung mit einer Grunddienstbarkeit, der Nähe zur Hochspannungslei-

tung, den Bau und den Betrieb des Umspannwerks sowie dem Bau von sechs Wind-

rädern sei außerdem mit einem Wertverlust ihrer Immobilie zu rechnen.  

Sie äußert zudem im Hinblick auf den Abstand zu ihrem Wohngebäude gesundheitli-

che Bedenken durch elektromagnetische Felder, da trotz des Einsatzes eines Erdka-

bels magnetische Wechselfelder auftreten können.  

Die Trasse führe darüber hinaus durch ökologisch sensible Bereiche. Die Trasse kön-

ne damit zu einer dauerhaften Zerstörung von Lebensräumen für geschützte Arten 

führen.  

Die Einwenderin trägt zudem vor, dass die Verlegung sowie der Betrieb von Erdka-

beln zu dauerhaften Bodenerwärmungen führen könne. Dies würde auch die landwirt-

schaftliche Nutzung beeinträchtigen.  
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Der Graben für die Kabelverlegung könne zudem eine Barriere für das Grundwasser 

darstellen.  

Der Einsatz von Großgeräten führe darüber hinaus zu erheblicher Lärm- und Staub-

belastung für die Anwohner.  

Die Einwenderin bemängelt ferner die Grundstücksinanspruchnahme durch die Vor-

haben. Die dauerhafte Eintragung von Grunddienstbarkeiten schränke die Nutzung 

des Grundstücks ein. Landwirte können betroffenen Flächen nur noch eingeschränkt 

bewirtschaften. Durch die Baumaßnahmen und spätere Trassennutzung sei mit Ern-

teausfällen zu rechnen.  

Die Einwenderin weist ferner darauf hin, dass Umspannwerke in einem kriegerischen 

Konflikt ein kritisches Ziel darstellen, da sie als Knotenpunkt für die Verteilung elektri-

scher Energie fungieren.  

Die Einwenderin fordert, die genannten Vorhaben an diesen Standorten nicht zu ge-

nehmigen und die Planung zu überarbeiten bzw. einen anderen Standort zu wählen.  

 

2. Erwiderung der Vorhabenträgerin 

Die Vorhabenträgerin hat hierauf mit Schreiben vom 24.04.2026 erwidert: 

Eine unmittelbare grundstücksbezogene Betroffenheit der Einwenderin durch die ver-

fahrensgegenständliche 110‑kV‑Kabelleitung liegt nicht vor. 

Soweit die Einwenderin die Versetzung von Mast Nr. 53 rügt, führt die Vorhabenträge-

rin aus, dass eine unmittelbare Flächenbetroffenheit der Einwenderin durch den be-

stehenden Mast Nr. 53 oder den geplanten Mast Nr. 53 neu besteht nicht, da keine 

dauerhafte oder bauzeitliche Inanspruchnahme ihrer Flurstücke vorgesehen ist. Die 

Versetzung des Mastes ist erforderlich, um die Kabelübergangsanlage und die stra-

ßenbegleitende Trassenführung entlang der St 2093 technisch und verkehrssicher 

herzustellen. Der bisherige Maststandort liegt im Trinkwasserschutzgebiet. Bei einer 

Anbindung an gleicher Stelle müsste die Erdkabeltrasse über eine deutlich längere 

Strecke innerhalb des Trinkwasserschutzgebiets verlaufen; zudem würde die Kabel-

übergangsanlage in diesem Schutzgebiet liegen. Darüber hinaus wäre eine erneute 

Querung der Staatsstraße St 2093 erforderlich. Vor diesem Hintergrund ist die Ver-

setzung des Mastes Nr. 53 sachgerecht und verhältnismäßig. Sie dient gerade dazu, 

zusätzliche Inanspruchnahmen im Trinkwasserschutzgebiet zu vermeiden und die 
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Leitungsanbindung technisch sicher herzustellen. Eine Änderung der Planung ergibt 

sich hieraus nicht. 

 

Die Vorhabenträgerin trägt hinsichtlich der Einwendung gegen das geplante PV-Feld 

vor, dass dieser Einwand keinen Gegenstand des vorliegenden Planfeststellungsver-

fahrens betrifft. Gegenstand des PFV ist allein der Neubau der 110‑kV‑Kabelleitung 

zum Anschluss des geplanten Umspannwerks Palling einschließlich Kabelübergangs-

anlage und Mastanpassung.  

Gleiches gilt für ein etwaiges unzureichendes Gutachten zum Windpark Rampelsberg. 

Dies betrifft ebenfalls nicht das gegenständliche Planfeststellungsverfahren und ist 

damit für die Entscheidung über die beantragte 110‑kV‑Kabelleitung einschließlich 

Kabelübergangsanlage und Mastanpassung nicht maßgeblich. 

Auf die Ausführungen der Einwenderin zu befürchteten erheblichen Lärmbelästigun-

gen durch ein Brummen von Leistungstransformatoren und Lüfter erwiderte die Vor-

habenträgerin, dass soweit sich die Einwendung auf Geräusche aus Bau und Betrieb 

des geplanten Umspannwerks stützt, sie keinen unmittelbaren Regelungsgegenstand 

des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens betreffe. Im Übrigen liegen für das Um-

spannwerk gesonderte schalltechnische Bewertungen vor. Danach werden die maß-

geblichen Immissionsrichtwerte eingehalten bzw. deutlich unterschritten, sodass un-

zumutbare Lärmbeeinträchtigungen nicht zu erwarten sind. 

Soweit die Einwendung die landschaftliche Wirkung des geplanten Umspannwerks 

betrifft, trägt die Vorhabenträgerin auch diesbezüglich vor, dass sie im vorliegenden 

Planfeststellungsverfahren nicht entscheidungserheblich ist, weil das Umspannwerk 

nicht Gegenstand dieses Verfahrens ist. Für das Umspannwerk liegen eigenständige 

naturschutzfachliche Unterlagen und Bewertungen vor, in denen auch die landschaft-

liche Einbindung und die vorgesehenen Begrünungsmaßnahmen behandelt werden. 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass die verfahrensgegenständliche 

110‑kV‑Leitung als Erdkabel ausgeführt wird und damit – abgesehen von punktuellen 

Anlagenbestandteilen – im Gelände nicht dauerhaft sichtbar ist. 

Hinsichtlich der vorgetragenen Einwendung, dass durch Bau und Betrieb des Um-

spannwerks mit einer Minderung des Verkehrswerts der Einwenderin zu rechnen sei, 

erwidert die Vorhabenträgerin, dass ein befürchteter Verkehrswertverlust für sich ge-

nommen keinen eigenständigen Versagungsgrund darstelle.  
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Soweit die Einwendung auf eine Belastung durch ein Leitungsrecht abstellt, fehlt es 

bereits an einer unmittelbaren Grundstücksbetroffenheit durch die Kabeltrasse. Die 

Einwenderin ist weder Eigentümerin noch Bewirtschafterin eines durch die planfest-

zustellende Kabelleitung in Anspruch genommenen Flurstücks. Damit ist sie auch 

nicht durch eine dingliche Sicherung betroffen. Soweit der geltend gemachte Wertver-

lust darüber hinaus auf das Umspannwerk oder auf andere Vorhaben wie Wind- oder 

PV-Anlagen gestützt wird, betrifft dies keinen verfahrensgegenständlichen Rege-

lungsbereich des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens.  

Hinsichtlich der vorgetragenen gesundheitlichen Bedenken, aufgrund des aus Sicht 

der Einwenderin zu geringem Abstand zu ihrem Wohngebäude, um die Auswirkungen 

elektronmagnetischer Felder zu minimieren, erwidert die Vorhabenträgerin, dass so-

weit sich diese Einwendung auf die verfahrensgegenständliche Kabelleitung beziehen 

sollte, die Einhaltung der Anforderungen der 26. BImSchV anhand der Planunterlagen 

geprüft wurden. Bei Stromleitungen können niederfrequente magnetische Felder auf-

treten. Maßgeblicher rechtlicher Prüfmaßstab hierfür ist jedoch die 26. BImSchV. Für 

die konkret beantragte 110‑kV‑Erdkabelleitung liegen die magnetischen Flussdichten 

an den maßgeblichen Immissionsorten deutlich unter dem gesetzlichen Grenzwert. 

Außerhalb der geschirmten Kabel treten keine elektrischen Felder auf. Soweit sich die 

Einwenderin auf das Vorsorgeprinzip und allgemein auf mögliche Langzeitwirkungen 

beruft, ist festzuhalten, dass die Gesundheitsvorsorge im Bereich elektromagnetischer 

Felder im Planfeststellungsverfahren über die bindenden Grenzwerte der 26. BIm-

SchV und den darauf bezogenen Immissionsnachweis abzubilden ist. 

Hinsichtlich der Bedenken der Einwenderin, die Kabeltrasse führe durch ökologisch 

sensible Bereiche und könne zu einer dauerhaften Zerstörung von Lebensräumen für 

geschützte Arten führen, erwidert die Vorhabenträgerin, dass diesbezüglich eine fach-

liche Prüfung erfolgt ist. Die Belange von Tieren, Pflanzen und biologischer Vielfalt 

wurden im Rahmen der Umweltfachbeiträge systematisch ermittelt, bewertet und in 

die Planung eingestellt. Grundlage hierfür sind insbesondere der artenschutzrechtli-

che Fachbeitrag und der Landschaftspflegerische Begleitplan einschließlich der Be-

stands-, Konflikt- und Maßnahmenpläne sowie der Maßnahmenblätter. Dort werden 

Vermeidungs-, Minderungs- und – soweit erforderlich – Kompensationsmaßnahmen 

ausdrücklich beschrieben. Hinzu kommt, dass das beantragte Vorhaben als Erdkabel 

ausgeführt wird. Damit verläuft die Leitung nach Abschluss der Bauphase im Boden 

und führt – anders als eine Freileitung – nicht zu einer dauerhaften visuellen Durch-

schneidung oder Zerschneidung von Habitaten. Eine ungesteuerte dauerhafte Zerstö-

rung von Lebensräumen geschützter Arten ist danach nicht zu erwarten. 
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Auf den Einwand der dauerhaften Bodenerwärmung durch den Betrieb eines Erdka-

bels und die damit zusammenhängende Beeinträchtigung von Bodenleben und land-

wirtschaftlicher Nutzung, erwiderte die Vorhabenträgerin, dass die Einwenderin nicht 

unmittelbar von einer Grundstücksinanspruchnahme durch die Kabeltrasse betroffen 

ist. Eine konkrete flurstücksbezogene Betroffenheit durch Bodenveränderungen auf 

eigenen Flächen wird daher nicht dargetan. Unabhängig davon ist in den Unterlagen 

zur Bodenerwärmung ausgeführt, dass die Kabel grundsätzlich in einer Tiefe verlegt 

werden, die unterhalb des Hauptwurzelraums landwirtschaftlicher Kulturpflanzen liegt. 

Die Temperaturerhöhung im Boden ist gering und liegt unterhalb der üblichen natürli-

chen Schwankungen. Zugleich sind umfangreiche Bodenschutz- und Wiederherstel-

lungsmaßnahmen vorgesehen, um bauzeitliche Verdichtungen zu vermeiden bzw. auf 

ein Minimum zu reduzieren. Dazu gehören insbesondere eine flächen- und zeitmini-

mierte Inanspruchnahme, Vorbegrünung, schichtweiser Bodenabtrag und lagegerech-

ter Wiedereinbau, druckverteilende Auflagen sowie eine zeitnahe Wiederherstellung 

der Arbeitsflächen. 

Hinsichtlich der Befürchtung, der Graben für die Kabelverlegung könne als Barriere 

für das Grundwasser wirken, stellt die Vorhabenträgerin klar, dass nach den Planun-

terlagen der Kabelgraben nicht in das Grundwasser eingreife und eine dauerhafte 

Barrierewirkung für das Grundwasser nicht zu erwarten sei.  

Auf den Einwand der erheblichen Lärm- und Staubbelastung für die Anwohner durch 

den Einsatz von Großgeräten, erwidert die Vorhabenträgerin, dass sich dieser Ein-

wand auf die verfahrensgegenständliche Bauphase bezieht und in den Planunterla-

gen behandelt wurde. Der Baustellenbetrieb beschränkt sich auf die vorgesehenen 

Arbeitsflächen und Zuwegungen; die Bauausführung erfolgt abschnittsweise als  

Wanderbaustelle. Der Kabelgraben wird jeweils nur partiell geöffnet und zeitnah wie-

der verfüllt. Die Arbeiten finden grundsätzlich werktags in der Tagzeit statt. Die 

Hauptbauzeit ist zeitlich begrenzt und der Trassenverlauf orientiert sich überwiegend 

an der St 2093, also an einer bereits verkehrlich vorbelasteten Achse. Emissionsin-

tensive Sonderverfahren wie Sprengungen oder Rammen sind für die Kabeltrasse 

nicht vorgesehen. Unzumutbare zusätzliche Bauimmissionen werden daher nicht er-

wartet. 

Die Einwendung, die dauerhafte Eintragung von Grunddienstbarkeiten schränke die 

Grundstücksnutzung ein, bleibt in Bezug auf die Einwenderin bereits deshalb ohne 

konkrete Grundlage, weil keine unmittelbare grundstücksbezogene Betroffenheit der 

Einwenderin durch die Kabeltrasse besteht. Damit fehlt zugleich die Grundlage für ein 

ihr gegenüber ausgelöstes dingliches Leitungsrecht oder eine eigene Betroffenheit 



Seite 200 von 232 

durch Schutzstreifenregelungen. Unabhängig davon ist in den Planunterlagen ausge-

führt, dass innerhalb einer Kabelschutzzone die landwirtschaftliche Nutzung grund-

sätzlich weiterhin möglich bleibt und dingliche Sicherungen nur für tatsächlich dauer-

haft in Anspruch genommene Flächen erfolgen. Insofern fehlt es auch an der vorge-

tragenen Befürchtung, Landwirte können die Flächen nur noch eingeschränkt bewirt-

schaften, an einer unmittelbaren eigenen Flächenbetroffenheit der Einwenderin. Glei-

ches gilt auch für vorgetragene Bedenken hinsichtlich eventueller Ernteausfälle. Für 

die Einwenderin selbst ist keine unmittelbare Flächeninanspruchnahme ausgewiesen. 

Unabhängig davon wird in den Planunterlagen dargelegt, dass bauzeitliche Ertrags-

ausfälle entschädigt und langfristige Ertragseinbußen durch Bodenschutz- und Wie-

derherstellungsmaßnahmen vermieden werden sollen. Eine etwaige Bodenerwär-

mung lässt nach den Unterlagen ebenfalls keine relevante Beeinträchtigung der land-

wirtschaftlichen Nutzung erwarten. 

Auf den Hinweis, Umspannwerke stellen in einem kriegerischen Konflikt ein hochkriti-

sches Ziel dar, erwiderte die Vorhabenträgerin, dass Risiken aus einem kriegerischen 

Konflikt oder von vorsätzlichen Angriffen nicht vorhabenspezifisch sind und im Rah-

men des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens nicht standortbezogen prognosti-

ziert oder abgewogen werden können. Zudem betrifft der Einwand das Umspannwerk, 

das selbst nicht Gegenstand dieses PFV ist. Das Vorhaben wird nach den geltenden 

technischen und rechtlichen Anforderungen an die Anlagen- und Betriebssicherheit 

geplant, errichtet und betrieben. 

 

3. Entscheidung 

Soweit sich die Einwendung gegen das Umspannwerk Palling, das PV-Feld oder den 

Windpark Rampelsberg richtet, betrifft er Regelungsbereiche, die nicht Gegenstand 

des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens sind. Eine Änderung der beantragten 

Planung ergibt sich hieraus nicht. Der Vortrag zum Umspannwerk, zum PV-Feld und 

zum Windpark Rampelsberg ist daher für die Entscheidung über die Errichtung der 

110-kV-Erdkabelleitung einschließlich Kabelübergangsanalage und Mastanpassung 

nicht entscheidungserheblich.  

Ausweislich der Planunterlagen sind die hinsichtlich der 110-kV-Kabelleitung und der 

damit zusammenhängenden Anlagen (Kabelübergangsanlage, Verschiebung von 

Mast Nr. 53) vorgebrachten Einwände nicht begründet, da diese weitestgehend unzu-

treffend sind oder sogar zu einer Verschlechterung der Gesamtsituation führen wür-

den. So müsste bei einer Belassung des Maststandortes die Kabelleitung auf einer 
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längeren Strecke durch das Trinkwasserschutzgebiet geführt werden. Soweit negative 

Auswirkungen in Bezug auf Verlegung und Betrieb des Erdkabels vorgebracht wer-

den, wird hierzu vollumfänglich auf die Ausführungen der Vorhabenträgerin verwie-

sen, welche den üblichen Erfahrungswerten entsprechen. Zudem sorgen die Festset-

zungen einschlägiger Nebenbestimmungen im vorliegenden Planfeststellungsbe-

schluss dafür, dass insbesondere die Auswirkungen während der Bauphase so gering 

wie möglich gehalten werden und die Bodenstruktur sowie die Geländeoberfläche 

möglichst erhalten bleiben bzw. wiederhergestellt werden.  

Soweit der Einwand Belange der planfestzustellenden Kabelleitung und der damit zu-

sammenhängenden Anlagen betrifft, sind diese bereits in den festgestellten Planun-

terlagen fachlich behandelt. Insbesondere dem Schutzgut Wasser, dem Schutzgut 

Landschaftsbild und dem Schutzgut Arten und Lebensräume wurde Rechnung getra-

gen (siehe Ausführungen in Kapitel 2, 4 und 6 des LBP – Planunterlage 08.03 und 

dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag – Planunterlage 08.02). Bei einer Trassen-

führung durch Erdkabel sind die Auswirkungen auf das Landschaftsbild überwiegend 

temporärer Natur während der Bauphase. Im Übrigen verläuft die Trassenführung un-

terirdisch und stellt damit im Wesentlichen keine Beeinträchtigung für das Schutzgut 

Landschaftsbild dar. Dies gilt auch für Mast 53N, welcher zum Anschluss der Kabellei-

tung lediglich in der bestehenden Freileitungsachse verschoben wird. Darüber hinaus 

wird die Masthöhe der KÜA von 34 m (Mast 53 alt) auf 27 m (Mast 53 neu / KÜA) re-

duziert. Aufgrund der vertikalen Kabelübergänge und der breiteren Bauweise wirkt die 

Anlage zwar visuell massiver. Der Maststandort ist aber durch den Straßenverkehr 

auf der St 2093 ohnehin erheblich vorbelastet. Für die 110‑kV‑Erdkabelleitung liegen 

darüber hinaus die magnetischen Flussdichten an den maßgeblichen Immissionsorten 

deutlich unter dem gesetzlichen Grenzwert. Im Übrigen ist eine konkrete flurstücksbe-

zogene Betroffenheit der Einwenderin nicht dargelegt, sodass etwaige vorgetragene 

Beeinträchtigungen der Einwenderin durch Grunddienstbarkeiten oder Ernteausfälle 

nicht gegeben sind. 

Aus den vorstehenden Gründen ergibt sich weder hinsichtlich der verfahrensgegen-

ständlichen Kabelleitung noch hinsichtlich der Mastversetzung ein Abwägungsdefizit, 

das eine Änderung oder Nichtfeststellung des beantragten Vorhabens erfordern wür-

de.  

Zur Thematik des Umspannwerks Palling wird auch auf die Ausführungen zur Vorha-

benbeschreibung des gegenständlichen Planfeststellungsverfahrens unter Ziffer B.I.1 

dieses Beschlusses verwiesen. Ein materiell-rechtlich nicht statthafter Planungstor-

so ist somit nicht gegeben. 
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6.2.4 E-0004 

 

(1) Allgemeines / Einwendung 

Die vorgetragenen Einwendungen betreffen im Schwerpunkt Fragen der Standortwahl 

des Umspannwerks Palling sowie des Landschaftsbildes im Zusammenhang mit dem 

Umspannwerk Palling und der Trassenführung.  

 

(2) Erwiderung / Entscheidung 

1. Einwendung 

Der Einwender trägt vor, als direkter Anwohner und Eigentümer eines Grundstücks in 

unmittelbarer Nachbarschaft zum geplanten Vorhaben von den Auswirkungen der 

Planung betroffen zu sein. Sein Grundstück befinde sich in Sichtweite zum geplanten 

Standort. Die industrielle Überprägung der bisher naturnahen Umgebung führe für 

den Einwender zu einer erheblichen Minderung der Wohn- und Lebensqualität sowie 

zu einer Wertminderung seines Wohneigentums.  

Der Einwender beantragt, das Umspannwerk in das gegenständliche Planfeststel-

lungsverfahren einzubeziehen. Eine Alternativenprüfung durchzuführen, insbesondere 

unter Berücksichtigung des verfügbaren Standorts in direkter Nähe zum 110-kV-

Leitung Pirach-Traunstein, die Vereinbarkeit der Planung mit dem Bündelungsgebot 

und dem Schutzgut Landschaftsbild erneut zu prüfen und das Vorhaben in der derzei-

tigen Form nicht festzustellen.  

Die Aufspaltung der Verfahren zur Genehmigung des Umspannwerks Palling und der 

110-kV-Kabelleitung verhindere eine umfassende Abwägung und eine sachgerechte 

Umweltverträglichkeitsprüfung des funktional untrennbaren Gesamtprojekts, da die 

110-kV-Kabelleitung nur der Anbindung des Umspannwerks dient.  

Der Einwender trägt vor, es fehle eine Begründung, warum das Umspannwerk nicht in 

unmittelbarer Nähe zur bestehenden Leitung errichtet wird. Dies sei für ihn insbeson-

dere deshalb nicht nachvollziehbar, da eine konkret verfügbare Standortalternative 

existiere. Ein Grundstückseigentümer im Bereich (Breite/Länge: 48,00514; 12,67851 

– Flurstücknummer nicht verfügbar) wäre bereit, eine Fläche zur Verfügung zu stellen, 

die wesentlich näher an der bestehenden 110-kV-Freileitung liege. Diese Alternative 

würde die Leitungslänge verkürzen und Kosten sowie den Eingriff minimieren.  
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Die veranschlagten Kosten von ca. 15.560.000 Euro für die Anbindungsleitung seien 

aufgrund der unnötig gewählten Distanz unverhältnismäßig hoch. Durch die Nutzung 

der oben genannten standortnahen Alternative könnten die Kosten erheblich reduziert 

werden. Eine Wirtschaftlichkeitsprüfung unter Einbeziehung dieser Alternative wurde 

nicht vorgelegt.  

Darüber hinaus führe das Vorhaben zu einem Eingriff in einen bisher unbelasteten 

und landschaftlich hochwertigen Bereich. Die Errichtung des Umspannwerks und die 

Trassenführung greifen nachteilig in das Landschaftsbild ein. Nach der Schutzgutkar-

te „Landschaftsbild“ (LfU) werde hier ein wertvoller Raum beansprucht, obwohl in 

Trassennähe weniger wertiger Raum verfügbar wäre. Dies widerspreche dem Grund-

satz der Eingriffsvermeidung (§ 13 BNatSchG).  

 

2. Erwiderung der Vorhabenträgerin  

Die Vorhabenträgerin hat hierauf mit Schreiben vom 24.04.2026 erwidert: 

Der Einwender ist durch die verfahrensgegenständliche 110‑kV‑Kabelleitung nicht 

unmittelbar persönlich bzw. grundstücksbezogen betroffen, d. h. eine dauerhafte oder 

bauzeitliche Inanspruchnahme eigener Flurstücke ist nicht ersichtlich. 

Die Vorhabenträgerin erwidert auf den Vortrag des Einwenders, das Umspannwerk 

und die Erdkabelleitung als funktional untrennbares Gesamtprojekt zu betrachten und 

das Umspannwerk in das Planfeststellungsverfahren einzubeziehen, dass eine Ein-

beziehung des Umspannwerks in das Verfahren nicht geboten war. Das Umspann-

werk wäre zwar grundsätzlich fakultativ planfeststellungsfähig; eine Einbeziehung 

wurde jedoch nicht beantragt, weil das für das Umspannwerk vorgesehene Grund-

stück freihändig erworben wurde und insoweit keine planfeststellungsbedingte Inan-

spruchnahme fremder Grundstücke mit enteignungsrechtlicher Vorwirkung erforder-

lich sei. Das Umspannwerk werde daher außerhalb dieses Planfeststellungsverfah-

rens in einem gesonderten Zulassungszusammenhang behandelt. Für die Errichtung 

des Umspannwerks erforderliche Genehmigungen wurden bereits erteilt. Dement-

sprechend ist auch die Standortwahl des Umspannwerks nicht Gegenstand der vor-

liegenden Planfeststellung zur 110‑kV‑Erdkabelleitung. Unabhängig davon führte die 

Vorhabenträgerin aus, dass der Standort nicht allein danach bestimmt wurde, ob sich 

die Länge der 110‑kV‑Anbindung verkürzen lässt. Maßgeblich ist vielmehr die netz-

technisch sinnvolle Einbindung des gesamten Mittelspannungsnetzes. Ausgangs-

punkt für die Standortwahl war ein netztechnisch optimaler Anknüpfungspunkt im Mit-
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telspannungsnetz, der jedoch eine Querung des Rampelsberger Forstes erfordert hät-

te und aus Gründen des Umwelt-- und Waldschutzes nicht realisierbar war. Der Such-

raum wurde daher auf geeignete Flächen im nordöstlichen Bereich der Gemarkung 

Palling ausgeweitet. Bei der Grundstücksauswahl waren insbesondere ein ausrei-

chender Abstand zur Wohnbebauung, eine Mindestgrundstücksgröße von rund 7.500 

m², ein möglichst ebenes Gelände zur Vermeidung umfangreicher Erdbaumaßnah-

men, ein geeigneter Baugrund sowie die Sicherstellung einer Zufahrt für Schwer-

transporte über öffentliche Straßen maßgeblich. Flächen in Trinkwasserschutz oder 

Überschwemmungsgebieten sowie Schutzgebiete und Waldflächen wurden ausge-

schlossen. Maßgebend waren dabei auch die Planungsgrundsätze für die 110-kV-

Erdkabelleitung: ein möglichst kurzer und geradliniger Verlauf, die Bündelung an 

Straßen und Wegen, wenige Kreuzungen, Muffen und Sonderbauwerke, Schutzgebie-

te und Wald sowie Eingriffe in Boden und Umwelt möglichst vermeiden sowie Wohn- 

und Siedlungsbereiche nach Möglichkeit meiden (Abstand zur Bebauung) und Eingrif-

fe in Eigentum minimieren (z. B. entlang von Grenzen und Wegen, um Grund-

stückszerschneidungen zu vermeiden). Im Ergebnis der Grundstückssuche und der 

mit verschiedensten Grundstückseigentümern in der Region geführten Verhandlungen 

zeigte sich, dass für alle geprüften Flächen entweder die vorgenannten Vorgaben  

unzureichender erfüllt waren oder ein freihändiger Grundstückserwerb nicht möglich 

war. An dem geplanten Umspannwerk sollen perspektivisch bis zu 25 Mittelspan-

nungssysteme angebunden werden. Die Lage des Umspannwerks ist so gewählt, 

dass diese Mittelspannungsleitungen möglichst kurz, geradlinig und sternpunktförmig 

aus dem Netzgebiet heraus an das Umspannwerk herangeführt werden können. 

Wenn das Umspannwerk direkt unter der bestehenden 110-kVLeitung O52 errichtet 

werden würde, könnte zwar die 110-kVAnbindung entfallen. Gleichzeitig müssten  

jedoch alle Mittelspannungsleitungen deutlich verlängert werden, was zu Mehrkosten 

führen würde. Zusätzlich führen die längeren Mittelspannungsleitungen zu höheren 

Übertragungsverlusten, die dauerhaft anfallen und die Wirtschaftlichkeit der Gesamt-

maßnahme verschlechtern.  

Im Planungsraum besteht überdies ein räumlich stark eingeschränkter Abschnitt 

(„Nadelöhr“) entlang der Staatsstraße St 2093 im Umfeld der Ortsteile Unter-

hafing/Oberhafing sowie des Weilers Kagreit. In diesem Bereich überlagern sich meh-

rere sensible Belange: das Trinkwasserschutzgebiet Palling (Schutzzone III) sowie 

das Gewässer „Harpfetshamer Filzgraben“ und der als wassersensibel eingestufte 

Bereich zwischen Gengham und Unterhafing. Zusätzlich sind dort geschützte Biotop-/ 

Gehölzstrukturen (u. a. „Mischwälder südlich von Unterhafing“) sowie Bodendenkmä-

ler im Bereich Unterhafing dokumentiert. Aus Sicht der Planung ist dieser Korridor 
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deshalb nur eingeschränkt nutzbar; Eingriffe sind dort besonders zu minimieren und 

Leitungen möglichst gebündelt zu führen. Aus Gründen des Umwelt-, Boden- und 

Anwohnerschutzes ist es deutlich verträglicher, eine einzelne 110-kVAnbindung durch 

diesen sensiblen Bereich zu führen als bis zu 25 separate Mittelspannungsleitungen. 

Die gewählte Lage des Umspannwerks befindet sich bewusst vor diesem “Nadelöhr”, 

sodass die Mittelspannungsleitungen sternförmig angebunden werden können -. 

Auch die Forderung des Einwenders, eine transparente Wirtschaftlichkeits- und Um-

weltvergleichsprüfung der Standortalternativen vorzulegen, betreffe im Kern die 

Standortwahl des Umspannwerks und damit einen nicht verfahrensgegenständlichen 

Teil. 

Hinsichtlich der beantragten Umweltprüfung erwidert die Vorhabenträgerin, dass das 

Neubauvorhaben einer 110‑kV‑Erdkabelleitung nicht in Anlage 1 UVPG aufgeführt ist. 

Damit bestehe weder eine UVP‑Pflicht noch die Notwendigkeit einer Einzelfallprüfung 

gemäß § 7 UVPG. Für die Leitungsanbindung an die Bestandsleitung O52 und die 

damit verbundenen Änderungen erfolgte eine Vorprüfung, nach der erhebliche nach-

teilige Umweltauswirkungen nicht zu erwarten sind.  

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass der Engstellenbereich entlang der 

St 2093 bereits durch bestehende Infrastrukturen spartenmäßig belegt ist. Aus dem 

05.02_Kreuzungsverzeichnis ergeben sich im Projektkorridor u. a. Kreuzun-

gen/Annäherungen mit Telekommunikationsanlagen (Telekom/Vodafone), Wasserlei-

tungen sowie Stromleitungen der Mittel- und Niederspannung (u. a. „Strom Mit-

telspannungsleitungen“ sowie „Strom Niederspannungsleitungen, NAYY‑J 4x50“). Der 

01.00 Erläuterungsbericht O52_1_2 Anschluss UW Palling weist ergänzend darauf 

hin, dass Fernmeldekabel im unmittelbaren Trassenbereich verlaufen und hieraus 

Spartenkonflikte entstehen können; ferner wird eine Kreuzung der Trinkwas-

ser‑Hauptwasserleitung (Zweckverband) und weitere Spartenbetroffenheiten be-

schrieben. Vor diesem Hintergrund scheidet die vom Einwender benannte Alternative 

(Koordinaten 48,00514 / 12,67851) als belastbare Standortalternative aus, weil sie 

ohne Flurstücknummer und ohne Angaben zur Flächeneignung nicht prüffähig zuge-

ordnet und bewertet werden kann, eine behauptete grundsätzliche Verkaufsbereit-

schaft keine gesicherte Verfügbarkeit begründet und die Standortbewertung nach den 

voranstehenden Ausführungen zur Begründung der Lage des Umspannwerks nicht al-

lein an einer kurzen 110‑kV‑Anbindung auszurichten ist, sondern insbesondere die 

sternpunktförmige Anbindung von bis zu 25 Mittelspannungssystemen sowie die 

Vermeidung zusätzlicher bzw. wiederholter Eingriffe in das „Nadelöhr“ (einschließlich 

bereits vorhandener Spartenbelegung) maßgeblich sind. 
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Hinsichtlich des Einwands zu den unverhältnismäßig hohen veranschlagen Kosten 

aufgrund der „unnötig gewählten Distanz“ erwidert die Vorhabenträgerin, dass das 

Umspannwerk und die damit zusammenhängende Standortwahl nicht Gegenstand 

dieses Verfahrens sei. Unabhängig von der Verfahrensabgrenzung ist festzuhalten, 

dass eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung nicht allein auf die Länge der 

110‑kV‑Anbindungsleitung reduziert werden kann. Nach den voranstehenden Ausfüh-

rungen zur Begründung der Lage des Umspannwerks ist die Lage des Umspann-

werks insbesondere auch vor dem Hintergrund zu bewerten, dass perspektivisch bis 

zu 25 Mittelspannungssysteme anzubinden sind und diese möglichst kurz, geradlinig 

und sternpunktförmig herangeführt werden sollen. Maßgeblich ist mithin nicht allein, 

ob die 110‑kV‑Anbindung kürzer oder entbehrlich wäre, sondern welche Kosten und 

Folgewirkungen sich für die gesamte Netzanbindung ergeben. Würde das Umspann-

werk unmittelbar unter der bestehenden 110‑kV‑Leitung errichtet, könnte zwar die 

Hochspannungsanbindung entfallen; zugleich müssten jedoch sämtliche Mittelspan-

nungsleitungen deutlich verlängert werden. Dies hätte nicht nur einmalige Mehrkosten 

für die Leitungsinfrastruktur zur Folge, sondern zugleich höhere dauerhafte Übertra-

gungsverluste und zusätzliche Netzverstärkungsmaßnahmen. Die voranstehenden 

Ausführungen zur Begründung der Lage des Umspannwerks tragen damit die Bewer-

tung, dass die gewählte Lösung wirtschaftlich und netztechnisch insgesamt günstiger 

ist als eine bloß an der Kürze der 110‑kV‑Anbindung orientierte Alternative. 

Soweit der Einwender eine „standortnahe“ Alternative benennt, wird diese nach Be-

wertung der Vorhabenträgerin zudem aus folgenden, in den voranstehenden Ausfüh-

rungen zur Begründung der Lage des Umspannwerks zugrunde gelegten Kriterien 

nicht als vorzugswürdig erachtet: (1) Die benannte Alternative liegt hinter dem dort 

beschriebenen räumlich stark eingeschränkten Abschnitt („Nadelöhr“) im Umfeld  

Unterhafing/Oberhafing/Kagreit, in dem sich mehrere sensible Belange überlagern 

und Eingriffe deshalb besonders zu minimieren sind. (2) Die Fläche grenzt unmittelbar 

an das Trinkwasserschutzgebiet an; Flächen in Trinkwasserschutzgebieten wurden 

dort als Ausschlusskriterium genannt. (3) Bei einem Standort „hinter“ dem Nadelöhr 

müssten – angesichts der perspektivisch anzubindenden Mittelspannungssysteme – 

diese Leitungen gebündelt durch die Engstelle geführt werden; die voranstehenden 

Ausführungen zur Begründung der Lage des Umspannwerks bewerten es demge-

genüber als deutlich verträglicher, eine 110‑kV‑Anbindung durch diesen sensiblen Be-

reich zu führen als eine Vielzahl separater Mittelspannungsleitungen. (4) Die benann-

te Alternative erfordert nach Bewertung der Vorhabenträgerin zusätzliche Querun-

gen/Kreuzungen (u. a. im Zusammenhang mit der Führung und Einführung der Mit-

telspannungsleitungen), obwohl als Planungsgrundsatz ausdrücklich gilt, Kreuzungen 
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sowie Sonderbauwerke möglichst zu vermeiden. (5) Aufgrund der ungünstigeren Ge-

ländeprofilierung wären voraussichtlich umfangreichere Erdbewegungen erforderlich; 

dem steht das dort genannte Kriterium eines möglichst ebenen Geländes zur Vermei-

dung umfangreicher Erdbaumaßnahmen entgegen. (6) Schließlich ist der Engstellen-

bereich nach den voranstehenden Ausführungen bereits räumlich stark eingeschränkt 

und sensibel; zusätzliche Leitungsführungen in diesem Korridor sollen daher – auch 

vor dem Hintergrund wiederkehrender Eingriffe – vermieden werden. Vor diesem Hin-

tergrund ist der vom Einwender behauptete zwingende Kostenvorteil der benannten 

Alternative nicht nachvollziehbar belegt. 

 

Hinsichtlich des Vortrags des Einwenders, das Umspannwerk sowie die Trassenfüh-

rung führen zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Landschaftsbildes und des 

landschaftsbezogenen Erholungswerts, stellt die Vorhabenträgerin auch hier klar, 

dass das Umspannwerk nicht Gegenstand des vorliegenden Planfeststellungsverfah-

rens ist. Im Übrigen ist zur landschaftsgerechten Einbindung sowie als Ausgleichs-

maßnahme die Anlage von Hecken um das Umspannwerk vorgesehen. Hinsichtlich 

der 110-kV-Erdkabelleitung führt die Vorhabenträgerin aus, dass die Belange von Na-

tur und Landschaft – einschließlich Landschaftsbild und landschaftsbezogene Erho-

lung –im Planfeststellungsverfahren über die Umweltfachbeiträge systematisch ermit-

telt, bewertet und in die Planung eingestellt werden. Dies ergibt sich aus der in den 

Unterlagen vorgesehenen Gliederung der Umweltbeiträge (u. a. LBP, artenschutz-

rechtlicher Fachbeitrag, UVP‑Vorprüfung zur Freileitungsanbindung) und den dazu-

gehörigen Maßnahmenblättern. Für das Schutzgut „Landschaft“ wird im Variantenver-

gleich ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Auswirkungen auf Landschaftsbild 

und landschaftsbezogene Erholungsnutzung bei Erdkabeln – im Gegensatz zu Freilei-

tungen – überwiegend temporär sind. Erhebliche Beeinträchtigungen sind danach 

insbesondere dann zu erwarten, wenn prägende, kurz‑ bis mittelfristig nicht wieder-

herstellbare Landschaftselemente (insbesondere alte Baumbestände) betroffen wä-

ren; dies ist für die gewählte Trassenführung nach den Unterlagen gerade nicht der 

maßgebliche Konfliktpunkt. Im Variantenvergleich wird zudem ausgeführt, dass land-

schaftsprägende Baumbestände, Wälder und Feldgehölze nicht zerschnitten werden 

und im Untersuchungsgebiet keine Wanderwege ausgewiesen sind; örtlich bedeut-

same Radwegeverbindungen verlaufen im bestehenden Straßennetz. Soweit der 

Einwender auf die Schutzgutkarte „Landschaftsbild“ (LfU) abstellt, ist festzuhalten, 

dass diese im Planungsraum eine differenzierte Bewertung ausweist (u. a. Übergänge 

entlang der St 2093 bzw. der Linie Unterhafing–Mitterroidham). Diese fachliche Ein-
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ordnung wird im Rahmen der Varianten- und Umweltbewertungen aufgegriffen und in 

die Abwägung eingestellt; eine pauschale Aussage, es werde zwingend „hochwerti-

ger“ Raum ohne Alternativen beansprucht, folgt daraus nicht. Dauerhaft sichtbare Ein-

richtungen sind im verfahrensgegenständlichen Vorhaben im Wesentlichen auf punk-

tuelle Anlagen (insbesondere Kabelübergangsanlage/Mast) beschränkt. Für diese 

punktuellen Sichtwirkungen ist in den Unterlagen eine landschaftsbildbezogene Aus-

gleichsmaßnahme vorgesehen: In der Planunterlage 01.00 (Erläuterungsbericht) wird 

zum Ausgleich von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes die Ausgleichsmaß-

nahme „A1 Heckenpflanzung“ um die Kabelübergangsanlage beschrieben (2‑ bis 

3‑reihige Hecke aus gebietseigenen, standortgerechten Sträuchern). 

Damit ist zusammenfassend festzuhalten: Die geltend gemachten Belange zum 

Landschaftsbild werden im verfahrensgegenständlichen Teil (Erdkabelleitung) über 

die Umweltfachbeiträge einschließlich LBP/Variantenvergleich berücksichtigt und 

durch Vermeidungs‑/Ausgleichsmaßnahmen (u. a. Heckenpflanzung an der Kabel-

übergangsanlage) flankiert; die landschaftsbildbezogenen Auswirkungen des Um-

spannwerks werden außerhalb dieses Planfeststellungsverfahrens in eigenständigen 

Unterlagen bewertet und über verbindliche Maßnahmen sowie den naturschutzrechtli-

chen Genehmigungsbescheid vom 02.03.2026 geregelt. 

Hinsichtlich der Einwendung einer erheblichen Minderung der Wohn- und Lebensqua-

lität und einer Wertminderung des Wohneigentums durch das Vorhaben, führt die 

Vorhabenträgerin aus, dass auch hinsichtlich dieses Einwands das Umspannwerk 

selbst nicht Gegenstand des Verfahrens ist. Soweit der Einwand auf eine Beeinträch-

tigung durch die Kabelleitung abstellt, ist zu berücksichtigen, dass die Leitung als 

Erdkabel ausgeführt wird und damit – abgesehen von punktuellen Einrichtungen (z. B. 

Kabelübergangsanlage/Mastbereich) – im Gelände nicht dauerhaft sichtbar ist. Sicht-

beziehungen und eine „industrielle Überprägung“ ergeben sich im verfahrensgegen-

ständlichen Teil daher allenfalls bauzeitlich bzw. nur punktuell durch oberirdische An-

lagenteile. Soweit der Einwand auf eine Wertminderung des Wohneigentums bzw. 

sonstige Vermögensnachteile zielt ist klarzustellen, dass etwaige Entschädigungsan-

sprüche aus Grundstücksbeeinträchtigungen nicht innerhalb dieses Planfeststellungs-

verfahrens festzustellen sind, sondern bilateral zwischen Vorhabenträgerin und Be-

troffenen vereinbart werden.  
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3. Entscheidung 

 

Soweit die Einwendung das geplante Umspannwerk Palling betrifft, ist festzuhalten, 

dass dieses nicht Gegenstand des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens ist. Eine 

Einbeziehung des Umspannwerks in das gegenständliche Planfeststellungsverfah-

rens wurde von der Vorhabenträgerin nicht beantragt und ist somit nicht Gegenstand 

des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens. Der Vortrag zum Umspannwerk und 

insbesondere zu dessen Standort ist daher für die Entscheidung über die Errichtung 

der 110-kV-Erdkabelleitung einschließlich Kabelübergangsanalage und Mastanpas-

sung nicht entscheidungserheblich. Eine erneute Prüfung von Standortalternativen für 

das Umspannwerk war damit ebenfalls nicht Gegenstand des Verfahrens. 

 

Das Bündelungsgebot ist ein raumordnerisches Prinzip, dass vorschreibt, neue 

Stromtrassen möglichst nah an bereits bestehenden Infrastrukturen (wie anderen 

Stromleitungen, Autobahnen oder Schienenwegen) zu führen. Ziel ist es den Flä-

chenverbrauch zu minimieren und die Zerschneidung von unberührter Natur sowie 

Siedlungsgebieten zu verhindern. Der Standort des Umspannwerks ist nicht Gegen-

stand des Verfahrens und wird im Übrigen maßgeblich durch eine netztechnisch sinn-

volle Anbindungslage bestimmt. Was den Verlauf der Stromtrasse vom Umspannwerk 

Palling zum Anschluss an die Freileitung O52 anbelangt, ist das Bündelungsgebot in-

sofern weitestgehend eingehalten, als die im Übrigen nicht sichtbare Erdkabelleitung 

parallel zur Staatsstraße St 2093 verläuft.  

Bei einer Trassenführung durch Erdkabel sind die Auswirkungen auf das Land-

schaftsbild überwiegend temporärer Natur während der Bauphase. Im Übrigen ver-

läuft die Trassenführung unterirdisch und stellt damit im Wesentlichen keine Beein-

trächtigung für das Schutzgut Landschaftsbild dar. Dies gilt auch für Mast 53N, wel-

cher zum Anschluss der Kabelleitung lediglich in der bestehenden Freileitungsachse 

verschoben wird. Darüber hinaus wird die Masthöhe der KÜA von 34 m (Mast 53 alt) 

auf 27 m (Mast 53 neu / KÜA) reduziert. Aufgrund der vertikalen Kabelübergänge und 

der breiteren Bauweise wirkt die Anlage zwar visuell massiver. Der Maststandort ist 

aber durch den Straßenverkehr auf der St 2093 ohnehin erheblich vorbelastet.  

Hinsichtlich der vorgebrachten Kosten für die Leitungsanbindung sind diese nicht  

isoliert, sondern auch im Hinblick auf Folgewirkungen und Folgekosten zu betrachten. 

Würde das Umspannwerk unmittelbar unter der bestehenden 110‑kV‑Leitung errich-
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tet, könnte zwar die Hochspannungsanbindung entfallen; zugleich müssten jedoch 

sämtliche andere Mittelspannungsleitungen, die an das UW Palling angeschlossen 

werden sollen, deutlich verlängert werden, was höhere Folgekosten mit sich bringen 

würde.  

Insgesamt ist damit eine andere Beurteilung oder eine Aussetzung des Verfahrens 

durch die vorgetragenen Einwände nicht veranlasst. 

Zur Thematik des Umspannwerks Palling wird auch auf die Ausführungen zur Vorha-

benbeschreibung des gegenständlichen Planfeststellungsverfahrens unter Ziffer B.I.1 

dieses Beschlusses verwiesen. Ein materiell-rechtlich nicht statthafter Planungstor-

so ist somit nicht gegeben.  

 

6.2.5 E-0005 

 

(1) Allgemeines / Einwendung 

Der Einwender macht geltend, das Gesamtvorhaben werde unvollständig betrachtet, 

die Standortwahl des Umspannwerks sei nicht nachvollziehbar, die Kosten der Anbin-

dungsleitung seien unverhältnismäßig, es liege ein Eingriff in Natur, Landschaft und 

Wasserschutzgebiet vor, das Bündelungsgebot sei verletzt. Im Übrigen bestehe eine 

konkrete Betroffenheit eigener Grundstücke. Abschließend beantragt er, das Um-

spannwerk in das Verfahren einzubeziehen bzw. das Vorhaben in der derzeitigen 

Form nicht festzustellen. 

 

(2) Erwiderung / Entscheidung 

 

1. Einwendung 

 

Der Einwender trägt vor durch das Vorhaben konkret betroffen zu sein. Er habe  

Eigentum an einem Grundstück im Wasserschutzgebiet in einer Entfernung von ca. 

1.000 m von der geplanten Leitung und sieht darin Eingriffe in das Schutzgebiet sowie 

eine Beeinträchtigung der landwirtschaftlichen Nutzung. Darüber hinaus verweist er 
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auf eine gepachtete Fläche in der Nähe des geplanten Umspannwerks, bei der er 

Einschränkungen durch Baustellenverkehr und Sperrungen sowie eine erheblich er-

schwerte Bewirtschaftung befürchtet. Er sei als Pächter mithin unmittelbar betroffen.  

Der Einwender beantragt, das Umspannwerk Palling als funktional untrennbaren Be-

standteil in das gegenständliche Planfeststellungsverfahren einzubeziehen. Eine iso-

lierte Betrachtung der 110-kV-Erdkabelleitung widerspreche dem Grundsatz der um-

fassenden Abwägung. Ohne Einbeziehung des Umspannwerks in das Verfahren sei 

keine vollständige Alternativenprüfung möglich, keine sachgerechte Umweltverträg-

lichkeitsprüfung gewährleistet und keine transparente Abwägung der Standortwahl 

durchführbar. Er fordert die Prüfung von Alternativen eines Standorts für das geplante 

Umspannwerk in unmittelbarer Nähe zur bestehenden Freileitung. Es fehle derzeit die 

wirtschaftliche, technische und natur- und landschaftsschutzfachliche Begründung, 

warum das Umspannwerk nicht in unmittelbarer Nähe zur bestehenden Freileitung  

errichtet wird. Die Distanz erzeuge zusätzlichen Leitungsbedarf, der bei einem Stand-

ort in Trassennähe vermeidbar wäre. Durch einen näheren Standort wären auch die 

Kosten für die Anbindungsleitung geringer. Der Einwender beantragt in diesem  

Zusammenhang eine Wirtschaftlichkeits- und Umweltvergleichsprüfung der Standort-

alternativen sowie die Offenlegung der Standortvergleichsuntersuchung einschließlich 

der Bewertungsmatrix, der Gewichtung der Kriterien sowie der netztechnischen  

Begründung.  

Der Einwender beantragt darüber hinaus, die Vereinbarkeit der Planung mit dem 

Bündelungsgebot, dem Schutzgut Landschaftsbild, den Anforderungen an Wasser-

schutzgebiete sowie dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung erneut zu prüfen. Die 

Kabeltrasse verursache massive Bodeneingriffe über mehrere Kilometer. Sie  

beeinträchtige landwirtschaftliche Flächen, schränke die Bewirtschaftung ein, führe zu 

einer möglichen Beeinträchtigung von Bodenstruktur und Wasserhaushalt, quert ein 

Wasserschutzgebiet und führt zu einer Inanspruchnahme eines landschaftlich höher-

wertigen Bereichs. Es werde ein wertvollerer Landschaftsraum beansprucht, obwohl 

in unmittelbarer Nähe zur bestehenden Freileitung ein geringwertiger Raum verfügbar 

wäre. Die Querung des Wasserschutzgebiets erhöhe zudem die Risiken für Grund-

wasser und Schutzfunktionen. Der Einwender trägt vor, die Planung widerspreche 

dem Grundsatz der Eingriffsvermeidung (§ 13 BNatSchG) und den Anforderungen an 

Wasserschutzgebiete.  

Darüber hinaus sei die bestehende Freileitung O52 bereits eine Vorbelastung des 

Landschaftsraums. Die neue Trasse führe zu zusätzlichen Eingriffen in weniger belas-

tete, landwirtschaftlich höherwertige Bereiche. Eine Alternativenprüfung und eine  
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entsprechende Gewichtung der Kriterien fehle, deshalb liege ein Abwägungsdefizit 

vor. Die Eingriffe müssen vorrangig entlang bereits belasteter Achsen gebündelt wer-

den.  

Die Planung weise damit erhebliche Abwägungsdefizite auf, aufgrund der unvollstän-

digen Gesamtbetrachtung zwischen Leitung und Umspannwerk, der fehlenden nach-

vollziehbaren Standortbegründung für das Umspannwerk, ihren unverhältnismäßigen 

Kosten, den Eingriffen in höherwertige Landschaft und in ein Wasserschutzgebiet, 

aufgrund der Verletzung des Bündelungsgebots und insgesamt einer unzureichenden 

Alternativenprüfung. Der Einwender beantragt, das Vorhaben in der derzeitigen Form 

nicht festzustellen, solange die genannten Abwägungsdefizite nicht ausgeräumt sind.  

 

2. Erwiderung der Vorhabenträgerin  

Die Vorhabenträgerin hat hierauf mit Schreiben vom 24.04.2026 erwidert: 

Hinsichtlich der geforderten Einbeziehung des Umspannwerks Palling in das gegen-

ständliche Verfahren sowie hinsichtlich der geforderten Standortsverschiebung des 

Umspannwerks, erwidert die Vorhabenträgerin, dass Gegenstand des vorliegenden 

Planfeststellungsverfahrens ausschließlich die 110-kV.Erdkabelleitung zum Anschluss 

des geplanten Umspannwerks einschließlich der hierfür notwendigen Anlagen (v.a. 

Kabelübergangsanalage) und Anpassung von Mast 53 der Bestandsleitung O52 sei. 

Das Umspannwerk selbst sei nicht Bestandteil dieses Planfeststellungsverfahrens. 

Für das Umspannwerk liegen gesonderte fachliche Gutachten und Bewertungen vor. 

Eine Einbeziehung des Umspannwerks in dieses Verfahren war auch nicht geboten. 

Das Umspannwerk wäre zwar grundsätzlich fakultativ planfeststellungsfähig; eine 

Einbeziehung wurde jedoch nicht beantragt, weil das für das Umspannwerk vorgese-

hene Grundstück freihändig erworben wurde und insoweit keine planfeststellungsbe-

dingte Inanspruchnahme fremder Grundstücke mit enteignungsrechtlicher Vorwirkung 

erforderlich sei. Das Umspannwerk werde daher außerhalb dieses Planfeststellungs-

verfahrens in einem gesonderten Zulassungszusammenhang behandelt. Für die Er-

richtung des Umspannwerks erforderliche Genehmigungen wurden bereits erteilt. 

Gegenstand des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens ist ausschließlich die 

110‑kV‑Erdkabelleitung zum Anschluss des geplanten Umspannwerks einschließlich 

der hierfür erforderlichen Anlagen, insbesondere Kabelübergangsanlage und Mastan-

passung an der Bestandsleitung O52.  
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Hinsichtlich der Umweltprüfung stellt die Vorhabenträgerin klar, dass das Neubauvor-

haben einer 110‑kV‑Erdkabelleitung nach den Planunterlagen nicht in Anlage 1 UVPG 

aufgeführt ist. Damit besteht weder eine UVP‑Pflicht noch die Notwendigkeit einer 

Einzelfallprüfung gemäß § 7 UVPG. Für die Leitungsanbindung an die Bestandslei-

tung O52 und die damit verbundenen Änderungen wurde eine allgemeine Vorprüfung 

durchgeführt, nach der erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu erwarten 

sind. 

Soweit der Einwand die Standortwahl des Umspannwerks betrifft, ist zunächst klarzu-

stellen, dass diese nicht Gegenstand der vorliegenden Planfeststellung zur 

110‑kV‑Erdkabelleitung ist. Unabhängig davon führte die Vorhabenträgerin aus, dass 

der Standort nicht allein danach bestimmt wurde, ob sich die Länge der 

110‑kV‑Anbindung verkürzen lässt. Maßgeblich ist vielmehr die netztechnisch sinnvol-

le Einbindung des gesamten Mittelspannungsnetzes. Ausgangspunkt für die Stand-

ortwahl war ein netztechnisch optimaler Anknüpfungspunkt im Mittelspannungsnetz, 

der jedoch eine Querung des Rampelsberger Forstes erfordert hätte und aus Grün-

den des Umwelt-- und Waldschutzes nicht realisierbar war. Der Suchraum wurde da-

her auf geeignete Flächen im nordöstlichen Bereich der Gemarkung Palling ausge-

weitet. Bei der Grundstücksauswahl waren insbesondere ein ausreichender Abstand 

zur Wohnbebauung, eine Mindestgrundstücksgröße von rund 7.500 m², ein möglichst 

ebenes Gelände zur Vermeidung umfangreicher Erdbaumaßnahmen, ein geeigneter 

Baugrund sowie die Sicherstellung einer Zufahrt für Schwertransporte über öffentliche 

Straßen maßgeblich. Flächen in Trinkwasserschutz oder Überschwemmungsgebieten 

sowie Schutzgebiete und Waldflächen wurden ausgeschlossen.  

Maßgebend waren dabei auch die Planungsgrundsätze für die 110-kV-

Erdkabelleitung: ein möglichst kurzer und geradliniger Verlauf, die Bündelung an 

Straßen und Wegen, wenige Kreuzungen, Muffen und Sonderbauwerke, Schutzgebie-

te und Wald sowie Eingriffe in Boden und Umwelt möglichst vermeiden sowie Wohn- 

und Siedlungsbereiche nach Möglichkeit meiden (Abstand zur Bebauung) und Eingrif-

fe in Eigentum minimieren (z. B. entlang von Grenzen und Wegen, um Grund-

stückszerschneidungen zu vermeiden). Im Ergebnis der Grundstückssuche und der 

mit verschiedensten Grundstückseigentümern in der Region geführten Verhandlungen 

zeigte sich, dass für alle geprüften Flächen entweder die vorgenannten Vorgaben un-

zureichender erfüllt waren oder ein freihändiger Grundstückserwerb nicht möglich 

war. An dem geplanten Umspannwerk sollen perspektivisch bis zu 25 Mittelspan-

nungssysteme angebunden werden. Die Lage des Umspannwerks ist so gewählt, 

dass diese Mittelspannungsleitungen möglichst kurz, geradlinig und sternpunktförmig 
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aus dem Netzgebiet heraus an das Umspannwerk herangeführt werden können. 

Wenn das Umspannwerk direkt unter der bestehenden 110-kVLeitung O52 errichtet 

werden würde, könnte zwar die 110-kVAnbindung entfallen. Gleichzeitig müssten je-

doch alle Mittelspannungsleitungen deutlich verlängert werden, was zu Mehrkosten 

führen würde. Zusätzlich führen die längeren Mittelspannungsleitungen zu höheren 

Übertragungsverlusten, die dauerhaft anfallen und die Wirtschaftlichkeit der Gesamt-

maßnahme verschlechtern. Im Planungsraum besteht überdies ein räumlich stark 

eingeschränkter Abschnitt („Nadelöhr“) entlang der Staatsstraße St 2093 im Umfeld 

der Ortsteile Unterhafing/Oberhafing sowie des Weilers Kagreit. In diesem Bereich 

überlagern sich mehrere sensible Belange: das Trinkwasserschutzgebiet Palling 

(Schutzzone III) sowie das Gewässer „Harpfetshamer Filzgraben“ und der als was-

sersensibel eingestufte Bereich zwischen Gengham und Unterhafing. Zusätzlich sind 

dort  

geschützte Biotop-/Gehölzstrukturen (u. a. „Mischwälder südlich von Unterhafing“) 

sowie Bodendenkmäler im Bereich Unterhafing dokumentiert. Aus Sicht der Planung 

ist dieser Korridor deshalb nur eingeschränkt nutzbar; Eingriffe sind dort besonders zu 

minimieren und Leitungen möglichst gebündelt zu führen. Aus Gründen des Umwelt-, 

Boden- und Anwohnerschutzes ist es deutlich verträglicher, eine einzelne 110-

kVAnbindung durch diesen sensiblen Bereich zu führen als bis zu 25 separate  

Mittelspannungsleitungen. Die gewählte Lage des Umspannwerks befindet sich be-

wusst vor diesem “Nadelöhr”, sodass die Mittelspannungsleitungen sternförmig ange-

bunden werden können. Hinzu kommt, dass das betroffene Netzgebiet eine Ausdeh-

nung von über 250 km² aufweist und das Mittelspannungsnetz in dieser Region ca. 

265 km Leitungslänge umfasst. Vor diesem Hintergrund ist ein möglichst zentral gele-

gener Standort für das Umspannwerk von erheblicher netztechnischer Bedeutung. 

Die vom Einwender geforderte standortnahe Alternative zeigt demgegenüber keine 

konkrete, unter allen maßgeblichen Kriterien tatsächlich vorzugswürdige Lösung auf, 

sondern bleibt bei der abstrakten Forderung nach einer erneuten Prüfung.  

Auch die Forderung des Einwenders, eine transparente Wirtschaftlichkeits- und Um-

weltvergleichsprüfung der Standortalternativen vorzulegen, betreffe im Kern die 

Standortwahl des Umspannwerks und damit einen nicht verfahrensgegenständlichen 

Teil. 

Hinsichtlich der Einwendung, die Kosten für die Anbindungsleitung seien unverhält-

nismäßig hoch und liesen sich bei einem Standort des Umspannwerks nahe der be-

stehenden Leitung reduzieren, trägt die Vorhabenträgerin vor, dass sich allein aus der 

Höhe der Kosten für die Erdkabelleitung noch nicht ein anderer Standort des Um-
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spannwerks aufdrängen würde. Maßgeblich ist nicht allein, ob die 

110‑kV‑Anbindungsleitung kürzer oder entbehrlich wäre, sondern welche Kosten und 

Folgewirkungen sich für die gesamte Netzanbindung ergeben. Würde das Umspann-

werk unmittelbar unter der bestehenden 110‑kV‑Leitung errichtet, könnte zwar die 

Hochspannungsanbindung entfallen; zugleich müssten jedoch sämtliche Mittelspan-

nungsleitungen deutlich verlängert werden. Dies hätte nicht nur einmalige Mehrkosten 

für die Leitungsinfrastruktur zur Folge, sondern zugleich höhere dauerhafte Übertra-

gungsverluste und zusätzliche Netzverstärkungsmaßnahmen. Hinzu kommt, dass in 

einem solchen Fall das Mittelspannungsnetz insbesondere an den Netzenden zusätz-

lich verstärkt werden müsste, um unzulässige Spannungsspitzen zu vermeiden oder 

zumindest zu reduzieren. Diese zusätzlichen Netzverstärkungsmaßnahmen würden 

weitere erhebliche Investitionen nach sich ziehen, ohne zusätzlichen netztechnischen 

Nutzen zu erzeugen. Vor diesem Hintergrund lässt sich aus der Höhe der Kosten der 

110‑kV‑Anbindungsleitung allein kein Abwägungsfehler ableiten. Die vom Einwender 

angenommene Einsparung bei einer Lage des Umspannwerks unmittelbar an der Be-

standsleitung würde mit erheblichen Mehrkosten und Nachteilen im Mittelspannungs-

netz einhergehen. Die gewählte Lösung berücksichtigt demgegenüber die Kostenwir-

kungen der Gesamtmaßnahme unter netztechnischen, wirtschaftlichen und umwelt-

fachlichen Gesichtspunkten. Die voranstehenden Ausführungen zur Begründung der 

Lage des Umspannwerks tragen damit die Bewertung, dass die gewählte Lösung 

wirtschaftlich und netztechnisch insgesamt günstiger ist als eine bloß an der Kürze 

der 110‑kV‑Anbindung orientierte Alternative. 

Hinsichtlich des Einwands, die Kabeltrasse verursache massive Bodeneingriffe über 

mehrere Kilometer, beeinträchtige landwirtschaftliche Flächen und deren Bewirtschaf-

tung, könne Bodenstruktur und Wasserhaushalt beeinträchtigen, quere auf einer 

Teilstrecke ein Wasserschutzgebiet und nehme einen landschaftlich höherwertigen 

Bereich in Anspruch, erwiderte die Vorhabenträgerin: Soweit der Einwand auf Auswir-

kungen des Umspannwerks selbst, insbesondere auf dessen Standort oder dessen 

eigenständige landschaftliche Wirkung abstellt, betrifft dies keinen unmittelbaren Re-

gelungsgegenstand dieses Planfeststellungsverfahrens. 

Die Umweltbelange der beantragten Kabelleitung sind in den Planunterlagen aus-

drücklich erfasst und fachgutachterlich bewertet. Der Erläuterungsbericht verweist 

hierzu unter anderem auf den Landschaftspflegerischen Begleitplan, den artenschutz-

rechtlichen Fachbeitrag sowie die Beschreibung der Bodenschutzmaßnahmen. Die 

Umweltbelange werden dort zusammenfassend behandelt und in den beigefügten 

Umweltgutachten vertieft dargestellt. Soweit der Einwender eine Beeinträchtigung des 
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Trinkwasserschutzgebiets geltend macht, ist festzuhalten, dass die Trasse nach den 

Unterlagen nur in einem Teilabschnitt im Bereich der weiteren Schutzzone des Was-

serschutzgebiets verläuft. Für diesen Bereich sind besondere Schutz-, Minderungs- 

und Überwachungsmaßnahmen vorgesehen. Bodeneingriffe werden auf das notwen-

dige Maß begrenzt, Schutz- und Überwachungsmaßnahmen für Wasser und Boden 

sind vorgesehen, und Sonderbauwerke wie die Kabelübergangsanlage werden au-

ßerhalb des Schutzgebiets errichtet. 

Soweit der Einwender geltend macht, es werde ein landschaftlich höherwertiger Be-

reich in Anspruch genommen, ist zunächst darauf hinzuweisen, dass die beantragte 

Leitung auf einer Länge von rund 2,7 km als Erdkabelleitung ausgeführt wird. Die an-

lagenbedingt dauerhaft oberirdisch sichtbaren Bestandteile der beantragten Maß-

nahme beschränken sich im Wesentlichen auf den neu zu errichtenden Mast 53 mit 

Kabelübergangsanlage sowie die Kabelendverschlüsse; die Kabelleitung selbst wird 

unterirdisch geführt. Unabhängig davon beruht die Trassen- und Standortwahl gerade 

auf Planungsgrundsätzen, die eine Vermeidung und Minimierung von Eingriffen in Na-

tur und Landschaft sicherstellen sollen. Für die 110‑kV‑Erdkabelleitung war ein mög-

lichst kurzer und geradliniger Verlauf, die Bündelung an Straßen und Wegen, mög-

lichst wenige Kreuzungen, Muffen und Sonderbauwerke sowie die Vermeidung von 

Schutzgebieten, Wald und unnötigen Eingriffen in Boden, Umwelt und Eigentum 

maßgebend. Die Vorhabenträgerin erläutert, dass Flächen in Trinkwasserschutz- oder 

Überschwemmungsgebieten sowie Schutzgebiete und Waldflächen bei der Grund-

stücksauswahl für das Umspannwerk ausgeschlossen wurden und dass die gewählte 

Lage des Umspannwerks bewusst vor dem umweltfachlich sensiblen „Nadelöhr“ ent-

lang der Staatsstraße St 2093 gewählt wurde, um wiederholte Eingriffe durch zahlrei-

che Mittelspannungsleitungen in diesem sensiblen Bereich zu vermeiden. Gerade 

dieser Gesichtspunkt ist auch für die vom Einwender angesprochene Eingriffsvermei-

dung wesentlich. Nach der dokumentierten Begründung ist es aus Umwelt-, Boden- 

und Anwohnerschutzgesichtspunkten deutlich verträglicher, eine einzelne 

110‑kV‑Anbindung durch den sensiblen Bereich zu führen als perspektivisch zahlrei-

che Mittelspannungsleitungen durch denselben Korridor. Die gewählte Lösung dient 

damit gerade der Bündelung und der Vermeidung wiederkehrender Eingriffe in den 

Bereichen des Trinkwasserschutzes, des wassersensiblen Bereichs und der sonsti-

gen empfindlichen Raumnutzungen. Im Ergebnis sind die vom Einwender angespro-

chenen Belange zu Natur, Landschaft, Wasser, Bodenschutz und Bewirtschaftung in 

den Planunterlagen nicht ausgeblendet, sondern ausdrücklich erfasst, bewertet und 

durch konkrete Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen unterlegt.  
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Hinsichtlich der vorgebrachten Einwendung, ein Abwägungsdefizit läge vor, da die 

neue Trasse zu zusätzlichen Eingriffen in landschaftlich höherwertige Bereiche führe 

und eine Alternativenprüfung sowie Gewichtung der Kriterien fehle, erwidert die Vor-

habenträgerin, dass für die 110-kV-Kabelleitung eine Variantenuntersuchung durch-

geführt wurde. In dieser wurden mehrere Trassenalternativen einschließlich Unterva-

rianten betrachtet und miteinander verglichen.  

Gerade das vom Einwender angeführte Prinzip der Bündelung ist dabei ausdrücklich 

berücksichtigt worden. Es wurde dargelegt, dass die bevorzugten Varianten überwie-

gend entlang der Staatsstraße St 2093 verlaufen, während andere Varianten maß-

geblich durch Wald- und Freiraumbereiche geführt hätten. Zugleich wird dort festge-

stellt, dass der Erdkabelbau durch den Wald im Vergleich zur Verlegung im offenen 

Land einen größeren Eingriff in Natur und Landschaft darstellt. Auch der konkrete 

Verlauf der Vorzugsvariante bestätigt dies. Die Antragstrasse verläuft im Wesentli-

chen entlang der Staatsstraße St 2093 und nutzt damit eine bereits vorgeprägte Ach-

se. Dies entspricht zugleich den in den voranstehenden Ausführungen zur Begrün-

dung der Lage des Umspannwerks niedergelegten Planungsgrundsätzen, wonach die 

110‑kV‑Erdkabelleitung möglichst kurz und geradlinig verlaufen, an Straßen und We-

gen gebündelt werden, Schutzgebiete und Wald möglichst vermeiden und Eingriffe in 

Boden, Umwelt und Eigentum minimieren soll. 

Die Vorhabenträgerin erwidert hinsichtlich der vorgetragenen konkreten Betroffenheit 

des Einwenders, dass die vom Einwender genannten Grundstücke im Wasserschutz-

gebiet sowie die bezeichnete Pachtfläche nahe dem Umspannwerk nach der Planung 

weder von der Kabelschutzzone noch von Arbeitsflächen oder Zuwegungen in An-

spruch genommen werden. Eine unmittelbare grundstücksbezogene Betroffenheit 

dieser Flächen durch das planfestzustellende Vorhaben ist daher nicht gegeben. So-

weit der Einwender gleichwohl Einschränkungen für die Bewirtschaftung befürchtet, 

ist festzuhalten, dass sich allenfalls mittelbare Auswirkungen infolge verkehrsrechtli-

cher Anordnungen während der Bauzeit ergeben können. Solche Maßnahmen betref-

fen jedoch nicht die planbedingte Inanspruchnahme der genannten Grundstücke 

selbst. Eine unmittelbare, über die allgemeine Betroffenheit durch bauzeitliche Ver-

kehrsregelungen hinausgehende Grundstücksbetroffenheit wird durch den Einwand 

damit nicht aufgezeigt.  
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3. Entscheidung 

Soweit die Einwendung das geplante Umspannwerk Palling betrifft, ist festzuhalten, 

dass dieses nicht Gegenstand des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens ist. Eine 

Einbeziehung des Umspannwerks in das gegenständliche Planfeststellungsverfah-

rens wurde von der Vorhabenträgerin nicht beantragt und ist somit nicht Gegenstand 

des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens. Der Vortrag zum Umspannwerk und 

insbesondere zu dessen Standort ist daher für die Entscheidung über die Errichtung 

der 110-kV-Erdkabelleitung einschließlich Kabelübergangsanalage und Mastanpas-

sung nicht entscheidungserheblich.  

Darüber hinaus wurde der Verlauf der beantragten 110‑kV‑Kabelleitung nicht willkür-

lich gewählt, sondern ist Ergebnis einer von der Vorhabenträgerin durchgeführten  

Variantenuntersuchung. Im Vorfeld der Erarbeitung der Planung wurde eine Varian-

tenuntersuchung durchgeführt und auf dieser Grundlage eine Vorzugsvariante ge-

wählt. Die Unterlagen zeigen, dass nicht nur eine einzige Linienführung betrachtet 

wurde, sondern mehrere Trassenalternativen. Die gewählte Trasse ist Ergebnis einer 

fachlichen Variantenabwägung und wurde gerade auch unter dem Gesichtspunkt der 

Vermeidung stärkerer Eingriffe in Natur und Landschaft gewählt. 

Soweit der Einwand Belange der planfestzustellenden Kabelleitung und der damit  

zusammenhängenden Anlagen betrifft, sind diese bereits in den festgestellten Planun-

terlagen fachlich behandelt. Insbesondere Belange von Natur und Landschaft, dem 

Schutzgut Landschaftsbild und den Anforderungen an das Wasserschutzgebiet wurde 

Rechnung getragen (siehe insbesondere Ausführungen in Kapitel 4 und 6 des LBP – 

Planunterlage 08.03). Mit der Festsetzung der Nebenbestimmungen unter Ziffer 

A.III.3.1.3 (2) des vorliegenden Beschlusses ist sichergestellt, dass das Schutzgut 

Wasser und insbesondere die strengeren Anforderungen an das Wasserschutzgebiet 

Palling V „Sieberöd“ ausreichend berücksichtigt sind. Eine andere Beurteilung ist nicht 

zu veranlassen. Abwägungsdefizite, die eine Aussetzung, Nichtfeststellung oder  

Änderung des vorliegenden Vorhabens erfordern würden, sind nicht ersichtlich.  

Das Bündelungsgebot ist ein raumordnerisches Prinzip, dass vorschreibt, neue 

Stromtrassen möglichst nah an bereits bestehenden Infrastrukturen (wie anderen 

Stromleitungen, Autobahnen oder Schienenwegen) zu führen. Ziel ist es den  

Flächenverbrauch zu minimieren und die Zerschneidung von unberührter Natur sowie 

Siedlungsgebieten zu verhindern. Der Standort des Umspannwerks ist nicht Gegen-

stand des Verfahrens und wird im Übrigen maßgeblich durch eine netztechnisch sinn-
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volle Anbindungslage bestimmt. Was den Verlauf der Stromtrasse vom Umspannwerk 

Palling zum Anschluss an die Freileitung O52 anbelangt, ist das Bündelungsgebot in-

sofern weitestgehend eingehalten, als die im Übrigen nicht sichtbare Erdkabelleitung 

parallel zur Staatsstraße St 2093 verläuft.  

Bei einer Trassenführung durch Erdkabel sind die Auswirkungen auf das Land-

schaftsbild überwiegend temporärer Natur während der Bauphase. Im Übrigen ver-

läuft die Trassenführung unterirdisch und stellt damit im Wesentlichen keine Beein-

trächtigung für das Schutzgut Landschaftsbild dar. Dies gilt auch für Mast 53N, wel-

cher zum Anschluss der Kabelleitung lediglich in der bestehenden Freileitungsachse 

verschoben wird. Darüber hinaus wird die Masthöhe der KÜA von 34 m (Mast 53 alt) 

auf 27 m (Mast 53 neu / KÜA) reduziert. Aufgrund der vertikalen Kabelübergänge und 

der breiteren Bauweise wirkt die Anlage zwar visuell massiver. Der Maststandort ist 

aber durch den Straßenverkehr auf der St 2093 ohnehin erheblich vorbelastet.  

Hinsichtlich der vorgebrachten Kosten für die Leitungsanbindung sind diese nicht  

isoliert, sondern auch im Hinblick auf Folgewirkungen und Folgekosten zu betrachten. 

Würde das Umspannwerk unmittelbar unter der bestehenden 110‑kV‑Leitung errich-

tet, könnte zwar die Hochspannungsanbindung entfallen; zugleich müssten jedoch 

sämtliche andere Mittelspannungsleitungen, die an das UW Palling angeschlossen 

werden sollen, deutlich verlängert werden, was höhere Folgekosten mit sich bringen 

würde.  

Soweit negative Auswirkungen in Bezug auf Verlegung und Betrieb des Erdkabels 

vorgebracht werden, wird hierzu vollumfänglich auf die Ausführungen der Vorhaben-

trägerin verwiesen, welche den üblichen Erfahrungswerten entsprechen. Zudem sor-

gen die Festsetzungen einschlägiger Nebenbestimmungen im vorliegenden Planfest-

stellungsbeschluss dafür, dass insbesondere die Auswirkungen während der Baupha-

se so gering wie möglich gehalten werden und die Bodenstruktur sowie die Gelände-

oberfläche möglichst erhalten bleiben bzw. wiederhergestellt werden.  

Im Ergebnis ist daher kein Abwägungsdefizit, das eine Aussetzung, Nichtfeststellung 

oder Änderung des vorliegenden Vorhabens erfordern würde, gegeben. Die Planung 

berücksichtigt gerade die Bündelung an vorhandenen Infrastrukturen (St 2093). Es 

wurden mehrere Trassenalternativen geprüft und eingriffsintensivere Varianten durch 

die Vorhabenträgerin bereits im Planungsstadium verworfen.  
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Zur Thematik des Umspannwerks Palling wird auch auf die Ausführungen zur Vorha-

benbeschreibung des gegenständlichen Planfeststellungsverfahrens unter Ziffer B.I.1 

dieses Beschlusses verwiesen. Ein materiell-rechtlich nicht statthafter Planungstor-

so ist somit nicht gegeben. 

 

6.2.6 E-2001 bis E-2009 

Die ursprünglich fristgerecht erhobenen Einwendungen E-2001 bis E-2009 wurden mit 

Schreiben vom 23.04.2026 vollumfänglich zurückgenommen wurden und haben sich 

damit erledigt. Daher war im Rahmen der Planfeststellung keine Entscheidung über 

die erhobenen Einwendungen mehr erforderlich. Die Einwender haben sich mit der 

Vorhabenträgerin außerhalb der Planfeststellung über die erhobenen Einwendungen 

verständigt.  

 

6.2.7 E-2010 

 

(1) Allgemeines / Einwendung 

Die vorgetragenen Einwendungen betreffen im Schwerpunkt Fragen der Standortwahl 

des geplanten Umspannwerks Palling, der damit zusammenhängenden Kosten für die 

Leitungsanbindung sowie des Eingriffs in das Ökosystem und Landschaftsbildes im 

Zusammenhang mit dem Umspannwerk und der Trassenführung.  

 

(2) Erwiderung / Entscheidung 

 

1. Einwendung 

Die Einwender tragen vor, die veranschlagten Kosten von über 15 Mio. EUR für die 

Leitung seien zu hoch. Das Umspannwerk solle näher an der bestehenden Freileitung 

errichtet werden. Hierzu hätte man mit den dortigen Grundstückseigentümern intensi-

ver sprechen und einen geeigneteren Standort ermitteln müssen. Zudem wird geltend 

gemacht, viele Grundstückseigentümer wären nicht im Vorfeld durch die Vorhaben-
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trägerin über das Verfahren informiert worden, sondern hätten erst nachträglich von 

dem Vorhaben erfahren.  

Es wurde außerdem vorgetragen, dass der für das Umspannwerk geplante Standort 

Oberroidham unmittelbar neben einer viel befahrenen Straße läge. Am geplanten 

Standort seien vermehrt Telefonmasten umgefahren worden und es hätte mehrere 

schwere Unfälle gegeben, da hier die Straßenführung schwierig sei. Die Einwender 

sorgen sich, dass ein Auto oder Motorrad von der Straße abkommen und in das Um-

spannwerk fahren könnte.  

Im Übrigen ähnle die geplante Streckenführung einer „Schlange“. Bei einem näheren 

Standort des Umspannwerks an der bereits bestehenden Leitung wäre dies vermeid-

bar. Dadurch könne man außerdem einen Eingriff in das Ökosystem verhindern.  

Das Umspannwerk stelle zudem einen Eingriff in das Landschaftsbild dar.  

 

 

2. Erwiderung der Vorhabenträgerin 

Die Vorhabenträgerin hat hierauf mit Schreiben vom 24.04.2026 erwidert: 

Eine unmittelbare persönliche bzw. grundstücksbezogene Betroffenheit durch die  

verfahrensgegenständliche 110‑kV‑Kabelleitung ist nicht gegeben. 

Soweit der Einwand die Standortwahl des Umspannwerks betrifft, ist zunächst klarzu-

stellen, dass diese nicht Gegenstand der vorliegenden Planfeststellung zur 

110‑kV‑Erdkabelleitung ist. Unabhängig davon führte die Vorhabenträgerin aus, dass 

der Standort nicht allein danach bestimmt wurde, ob sich die Länge der 

110‑kV‑Anbindung verkürzen lässt. Maßgeblich ist vielmehr die netztechnisch sinnvol-

le Einbindung des gesamten Mittelspannungsnetzes. 

Ausgangspunkt für die Standortwahl war ein netztechnisch optimaler Anknüpfungs-

punkt im Mittelspannungsnetz, der jedoch eine Querung des Rampelsberger Forstes 

erfordert hätte und aus Gründen des Umwelt-- und Waldschutzes nicht realisierbar 

war. Der Suchraum wurde daher auf geeignete Flächen im nordöstlichen Bereich der 

Gemarkung Palling ausgeweitet. Bei der Grundstücksauswahl waren insbesondere 

ein ausreichender Abstand zur Wohnbebauung, eine Mindestgrundstücksgröße von 

rund 7.500 m², ein möglichst ebenes Gelände zur Vermeidung umfangreicher  

Erdbaumaßnahmen, ein geeigneter Baugrund sowie die Sicherstellung einer Zufahrt 
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für Schwertransporte über öffentliche Straßen maßgeblich. Flächen in Trinkwasser-

schutz oder Überschwemmungsgebieten sowie Schutzgebiete und Waldflächen  

wurden ausgeschlossen.  

Maßgebend waren dabei auch die Planungsgrundsätze für die 110-kV-

Erdkabelleitung: ein möglichst kurzer und geradliniger Verlauf, die Bündelung an 

Straßen und Wegen, wenige Kreuzungen, Muffen und Sonderbauwerke, Schutzgebie-

te und Wald sowie Eingriffe in Boden und Umwelt möglichst vermeiden sowie Wohn- 

und Siedlungsbereiche nach Möglichkeit meiden (Abstand zur Bebauung) und  

Eingriffe in Eigentum minimieren (z. B. entlang von Grenzen und Wegen, um Grund-

stückszerschneidungen zu vermeiden). Im Ergebnis der Grundstückssuche und der 

mit verschiedensten Grundstückseigentümern in der Region geführten Verhandlungen 

zeigte sich, dass für alle geprüften Flächen entweder die vorgenannten Vorgaben  

unzureichender erfüllt waren oder ein freihändiger Grundstückserwerb nicht möglich 

war. An dem geplanten Umspannwerk sollen perspektivisch bis zu 25 Mittelspan-

nungssysteme angebunden werden. Die Lage des Umspannwerks ist so gewählt, 

dass diese Mittelspannungsleitungen möglichst kurz, geradlinig und sternpunktförmig 

aus dem Netzgebiet heraus an das Umspannwerk herangeführt werden können.  

Wenn das Umspannwerk direkt unter der bestehenden 110-kVLeitung O52 errichtet 

werden würde, könnte zwar die 110-kV Anbindung entfallen. Gleichzeitig müssten  

jedoch alle Mittelspannungsleitungen deutlich verlängert werden, was zu Mehrkosten 

führen würde. Zusätzlich führen die längeren Mittelspannungsleitungen zu höheren 

Übertragungsverlusten, die dauerhaft anfallen und die Wirtschaftlichkeit der Gesamt-

maßnahme verschlechtern. Maßgeblich war damit nicht allein die Nähe zur Bestands-

leitung, sondern die netztechnisch sinnvolle Einbindung des gesamten Mittelspan-

nungsnetzes. Hinzu kommt, dass das betroffene Netzgebiet eine Ausdehnung von 

über 250 km² aufweist und das Mittelspannungsnetz in dieser Region ca. 265 km Lei-

tungslänge umfasst. Vor diesem Hintergrund ist ein möglichst zentral gelegener 

Standort für das Umspannwerk von erheblicher netztechnischer Bedeutung. 

Im Planungsraum besteht überdies ein räumlich stark eingeschränkter Abschnitt 

(„Nadelöhr“) entlang der Staatsstraße St 2093 im Umfeld der Ortsteile  

Unterhafing/Oberhafing sowie des Weilers Kagreit. In diesem Bereich überlagern sich 

mehrere sensible Belange: das Trinkwasserschutzgebiet Palling (Schutzzone III) so-

wie das Gewässer „Harpfetshamer Filzgraben“ und der als wassersensibel eingestuf-

te Bereich zwischen Gengham und Unterhafing. Zusätzlich sind dort geschützte Bio-

top-/Gehölzstrukturen (u. a. „Mischwälder südlich von Unterhafing“) sowie Boden-

denkmäler im Bereich Unterhafing dokumentiert. Aus Sicht der Planung ist dieser Kor-
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ridor deshalb nur eingeschränkt nutzbar; Eingriffe sind dort besonders zu minimieren 

und Leitungen möglichst gebündelt zu führen. Aus Gründen des Umwelt-, Boden- und 

Anwohnerschutzes ist es deutlich verträglicher, eine einzelne 110-kVAnbindung durch 

diesen sensiblen Bereich zu führen als bis zu 25 separate Mittelspannungsleitungen. 

Die gewählte Lage des Umspannwerks befindet sich bewusst vor diesem “Nadelöhr”, 

sodass die Mittelspannungsleitungen sternförmig angebunden werden können. 

Die Einwender zeigen demgegenüber keine konkrete, belastbar verfügbare und unter 

allen maßgeblichen Kriterien tatsächlich vorzugswürdige Standortalternative auf,  

sondern regen lediglich allgemein an, mit weiteren Grundstückseigentümern zu  

sprechen. Eine bloß abstrakte Möglichkeit weiterer Gespräche genügt jedoch nicht, 

um die planerische Entscheidung in Frage zu stellen. Die voranstehenden Ausführun-

gen zur Begründung der Lage des Umspannwerks tragen die planerische Grundent-

scheidung für einen möglichst zentralen und netztechnisch geeigneten Standort des 

Umspannwerks nachvollziehbar. Eine Änderung der Planung ergibt sich hieraus nicht. 

Die Vorhabenträgerin erwidert, dass im Übrigen Gegenstand des vorliegenden Plan-

feststellungsverfahrens allein die Errichtung der rund 2,7 km langen 

110‑kV‑Kabelleitung zwischen der bestehenden Leitung O52 und dem geplanten Um-

spannwerk Palling einschließlich Kabelübergangsanlage ist. Soweit die Einwender die 

konkrete Lage und Sicherung des Umspannwerks gegen Verkehrsunfälle beanstan-

den, betrifft dies einen nicht verfahrensgegenständlichen Teil. Unabhängig davon ent-

hält der Einwand keine konkreten verkehrstechnischen Nachweise oder sonstigen be-

lastbaren Unterlagen, die den Standort als sicherheitsrechtlich ungeeignet ausweisen 

würden.  

Hinsichtlich der beanstandeten Kosten der Leitungsführung zum Umspannwerk Pal-

ling, die durch einen näheren Standort des Umspannwerks an der Freileitung vermie-

den werden könnten, ergänzt die Vorhabenträgerin, dass die isolierte Betrachtung der 

Kosten der 110-kV-Anbindungsleitung damit zu kurz greife. Maßgeblich ist nicht allein, 

ob die 110‑kV‑Anbindung kürzer oder entbehrlich wäre, sondern welche Kosten und 

Folgewirkungen sich für die gesamte Netzanbindung ergeben. Würde das Umspann-

werk unmittelbar unter der bestehenden 110‑kV‑Leitung errichtet, könnte zwar die 

Hochspannungsanbindung entfallen; zugleich müssten jedoch sämtliche Mittelspan-

nungsleitungen deutlich verlängert werden. Dies hätte nicht nur einmalige Mehrkosten 

für die Leitungsinfrastruktur zur Folge, sondern zugleich höhere dauerhafte Übertra-

gungsverluste und zusätzliche Netzverstärkungsmaßnahmen. Die voranstehenden 

Ausführungen zur Begründung der Lage des Umspannwerks tragen damit die Bewer-



Seite 224 von 232 

tung, dass die gewählte Lösung wirtschaftlich und netztechnisch insgesamt günstiger 

ist als eine bloß an der Kürze der 110‑kV‑Anbindung orientierte Alternative. 

Hinsichtlich der vorgetragenen Einwendung, die geplante Streckenführung der 110-

kV-Leitung wirke „wie eine Schlange“, also links, rechts, links usw. erwidert die Vor-

habenträgerin, dass der Verlauf der beantragten 110‑kV‑Kabelleitung nicht willkürlich 

gewählt wurde, sondern Ergebnis einer Variantenuntersuchung ist. Im Vorfeld der Er-

arbeitung der Planung wurde eine Variantenuntersuchung durchgeführt und auf dieser 

Grundlage eine Vorzugsvariante gewählt. Die Unterlagen zeigen, dass nicht nur eine 

einzige Linienführung betrachtet wurde, sondern mehrere Trassenalternativen. Die 

Variantenprüfung zeigt, dass Trassenführungen mit stärkeren Eingriffen in Wald- und 

Naturräume nicht gewählt wurden. Die gewählte Trasse ist Ergebnis einer fachlichen 

Variantenabwägung und wurde gerade auch unter dem Gesichtspunkt der Vermei-

dung stärkerer Eingriffe in Natur und Landschaft gewählt. 

Hinsichtlich der Einwendung, das Umspannwerk beeinträchtige das Landschaftsbild, 

erwiderte die Vorhabenträgerin, dass Gegenstand des vorliegenden Planfeststel-

lungsverfahrens allein die Errichtung der 110‑kV‑Kabelleitung zwischen der beste-

henden Leitung O52 und dem geplanten Umspannwerk Palling einschließlich Kabel-

übergangsanlage ist. Soweit die Einwender die optische Wirkung und die Lage des 

Umspannwerks beanstanden, betrifft dies einen nicht verfahrensgegenständlichen 

Teil. Die standortbezogenen Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind Gegenstand 

der fachlichen Unterlagen zum Umspannwerk; dort sind Vermeidungs- sowie Kom-

pensationsmaßnahmen vorgesehen. Soweit sich die Einwendung zugleich gegen die 

Trassenführung der 110‑kV‑Kabelleitung richtet, ist ergänzend darauf hinzuweisen, 

dass die Leitung als Erdkabel ausgeführt wird und damit – abgesehen von punktuel-

len oberirdischen Einrichtungen wie der Kabelübergangsanlage und dem Mast 53 – 

keine mit einer Freileitung vergleichbare dauerhafte Sichtwirkung entfaltet.  
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3. Entscheidung 

Soweit die Einwendung das geplante Umspannwerk Palling betrifft, ist festzuhalten, 

dass dieses nicht Gegenstand des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens ist. Eine 

Einbeziehung des Umspannwerks in das gegenständliche Planfeststellungsverfah-

rens wurde von der Vorhabenträgerin nicht beantragt und ist somit nicht Gegenstand 

des vorliegenden Planfeststellungsverfahrens. Eine erneute Prüfung von Standortal-

ternativen für das Umspannwerk war damit ebenfalls nicht Gegenstand des Verfah-

rens. Der Vortrag zum Umspannwerk und insbesondere zu dessen Standort ist daher 

für die Entscheidung über die Errichtung der 110-kV-Erdkabelleitung einschließlich 

Kabelübergangsanalage und Mastanpassung nicht entscheidungserheblich.  

Soweit der Einwand Belange der planfestzustellenden Kabelleitung und der damit zu-

sammenhängenden Anlagen betrifft, sind diese bereits in den festgestellten Planun-

terlagen fachlich behandelt. Insbesondere den Belangen von Natur und Landschaft 

und dem Schutzgut Landschaftsbild wurde Rechnung getragen (siehe insbesondere 

Ausführungen in Kapitel 2 und 6 des LBP – Planunterlage 08.03). Das Bündelungs-

gebot ist ein raumordnerisches Prinzip, dass vorschreibt, neue Stromtrassen mög-

lichst nah an bereits bestehenden Infrastrukturen (wie anderen Stromleitungen, Auto-

bahnen oder Schienenwegen) zu führen. Ziel ist es den Flächenverbrauch zu mini-

mieren und die Zerschneidung von unberührter Natur sowie Siedlungsgebieten zu 

verhindern. Der Standort des Umspannwerks ist nicht Gegenstand des Verfahrens 

und wird im Übrigen maßgeblich durch eine netztechnisch sinnvolle Anbindungslage 

bestimmt. Was den Verlauf der Stromtrasse vom Umspannwerk Palling zum An-

schluss an die Freileitung O52 anbelangt, ist das Bündelungsgebot insofern weitest-

gehend eingehalten, als die im Übrigen nicht sichtbare Erdkabelleitung parallel zur 

Staatsstraße St 2093 verläuft.  

Bei einer Trassenführung durch Erdkabel sind die Auswirkungen auf das Land-

schaftsbild überwiegend temporärer Natur während der Bauphase. Im Übrigen ver-

läuft die Trassenführung unterirdisch und stellt damit im Wesentlichen keine Beein-

trächtigung für das Schutzgut Landschaftsbild dar. Dies gilt auch für Mast 53N, wel-

cher zum Anschluss der Kabelleitung lediglich in der bestehenden Freileitungsachse 

verschoben wird. Darüber hinaus wird die Masthöhe der KÜA von 34 m (Mast 53 alt) 

auf 27 m (Mast 53 neu / KÜA) reduziert. Aufgrund der vertikalen Kabelübergänge und 

der breiteren Bauweise wirkt die Anlage zwar visuell massiver. Der Maststandort ist 

aber durch den Straßenverkehr auf der St 2093 ohnehin erheblich vorbelastet.  
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Der gerügte „schlangenförmige“ Verlauf der Erdkabelleitung ist Ergebnis einer fachli-

chen Variantenabwägung und wurde gerade auch unter dem Gesichtspunkt der Ver-

meidung stärkerer Eingriffe in Natur und Landschaft (z.B. Trassenführung in Waldge-

bieten) und zur Umgehung von Siedlungsflächen gewählt. 

Hinsichtlich der vorgebrachten Kosten für die Leitungsanbindung sind diese nicht  

isoliert, sondern auch im Hinblick auf Folgewirkungen und Folgekosten zu betrachten. 

Würde das Umspannwerk unmittelbar unter der bestehenden 110‑kV‑Leitung errich-

tet, könnte zwar die Hochspannungsanbindung entfallen; zugleich müssten jedoch 

sämtliche andere Mittelspannungsleitungen, die an das UW Palling angeschlossen 

werden sollen, deutlich verlängert werden, was höhere Folgekosten mit sich bringen 

würde.  

Im Ergebnis ist damit kein Abwägungsfehler gegeben. Eine andere Beurteilung oder 

eine Aussetzung des Verfahrens durch die vorgetragenen Einwände ist nicht zu ver-

anlassen. 

 

Zur Thematik des Umspannwerks Palling wird auch auf die Ausführungen zur Vorha-

benbeschreibung des gegenständlichen Planfeststellungsverfahrens unter Ziffer B.I.1 

dieses Beschlusses verwiesen. Ein materiell-rechtlich nicht statthafter Planungstor-

so ist somit nicht gegeben. 
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7. Gesamtabwägung / Gesamtergebnis 

Zunächst ist festzuhalten, dass im Planfeststellungsverfahren zwingendes Recht vom 

Abwägungsgebot abzugrenzen ist. Zwingendes Recht in der Planfeststellung sind  

unabdingbare rechtliche Vorgaben, von denen die Planfeststellungsbehörde nicht  

abweichen darf, während sie im Rahmen des Abwägungsgebots die öffentlichen            

und privaten Belange abwägt. Im Gegensatz zu den abwägungsfähigen Belangen  

unterliegt zwingendes Recht keinem Ermessensspielraum und ist nicht durch den 

Planfeststellungsbeschluss „umgehbar“. Beispiele hierfür sind die Einhaltung von 

Fachgesetzen (BNatSchG, WHG, etc.), immissionsschutzrechtliche Vorgaben 

(Grenzwerte nach BImschG), europäisches Recht (z.B. Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 

92/43/EWG, Vogelschutzrichtlinie 2009/147/EG), oder auch die Umsetzung von                

erforderlichen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen. Zwingendes Recht               

entzieht sich insoweit der Abwägung und wurde insbesondere bei der Festsetzung 

der Nebenbestimmungen umgesetzt (siehe Ziffer A.III. der Entscheidung). 

Bei der Gesamtabwägung sind nicht nur die einzelnen bereits angesprochenen öffent-

lichen und privaten Interessen gegen die öffentlichen Interessen an einer gesicherten 

Energieversorgung, sondern alle berührten Belange in ihrer Gesamtheit durch              

Abwägung zu vergleichen und zueinander bewertend in Beziehung zu setzen. 

Die Planfeststellungsbehörde ist von der Notwendigkeit der beantragten Maßnahmen 

im Interesse der Allgemeinheit überzeugt. Die Realisierung des Vorhabens erscheint 

in ihrer Gesamtheit für das öffentliche Wohl unverzichtbar. Die Belange, die für die 

beantragten Maßnahmen sprechen, überwiegen im Rahmen der Abwägung und der 

Gesamtbetrachtung aller einzustellenden öffentlichen und privaten Belange die gegen 

das Vorhaben sprechenden öffentlichen und privaten Belange sowie die Umweltaus-

wirkungen. Bei der Gesamtbetrachtung kommt dem mit dem Bauvorhaben verfolgten 

Ziele gegenüber den entgegenstehenden übrigen öffentlichen und privaten Belangen 

das größere Gewicht zu. 

Insbesondere die temporäre als auch die dauerhafte Inanspruchnahme vom Privat-

eigentum ist für die leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit und für das hier 

vorliegende Vorhaben unumgänglich. Der Eingriff in das Privateigentum ist als              

gewichtiger Belang in der Abwägung berücksichtigt und auf das erforderliche Maß  

reduziert worden. In diesem Zusammenhang war insbesondere zu berücksichtigen, 

dass die Maßnahmen weitestgehend von bereits bestehenden Grunddienstbarkeiten 

oder vom Einverständnis des aktuellen Grundstückeigentümers gedeckt sind. 
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Auch die Umweltverträglichkeit des Vorhabens wurde umfassend bewertet und in der 

Abwägung berücksichtigt. Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens war weder die 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG erforderlich noch sind 

Flächen betroffen, die eine Prüfung der Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen der 

Natura-2000-Gebiete erforderlich machen. Aus den Ergebnissen der fachgesetzlichen 

Prüfungen lassen sich keine Argumente herleiten, die eine Ablehnung des Vorhabens 

rechtfertigen könnten. 

Durch die in dieser Entscheidung festgesetzten Nebenbestimmungen sowie infolge 

verbindlicher Zusagen der Vorhabenträgerin konnten den vorgebrachten Bedenken, 

Forderungen und Hinweisen Rechnung getragen werden. Vor diesem Hintergrund  

erscheint die Entscheidung zu Gunsten der Durchführung des Vorhabens  

ausgewogen. Hierdurch werden die entscheidungserheblichen Konflikte gelöst. 

Unüberwindliche Hindernisse oder Verstöße gegen striktes Recht sind nicht ersicht-

lich, die gesetzlichen Optimierungsgebote sind beachtet. 

Unter Beachtung aller Umstände ist keine Alternative ersichtlich, die sich bei gleicher 

energiewirtschaftlicher Wirksamkeit gegenüber der plangegenständlichen Variante als 

eindeutig vorzugswürdig aufdrängen würde. 

Damit ist der vorgelegte Plan in der mit diesem Beschluss festgelegten Form auch  

unter Berücksichtigung der Planungsvarianten unter allen Gesichtspunkten  

ausgewogen. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass eine Abwägung der relevanten öffentlichen 

und privaten Belange das Vorhaben in der planfestgestellten Form rechtfertigt. 

Die für das Vorhaben sprechenden Gesichtspunkte überwiegen die vorhandenen          

negativen Auswirkungen auf verschiedene öffentliche und private Belange, so dass 

das Vorhaben auch unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf die Umwelt und das 

Eigentum gerechtfertigt ist und durch den Planfeststellungsbeschluss zugelassen 

werden kann. 
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V. Begründung Kostenentscheidung 

Die Vorhabenträgerin trägt als Antragstellerin, die die Amtshandlung veranlasst hat, 

nach Art. 1 und 2 Abs. 1 Satz 1 KG die Kosten dieses Planfeststellungsverfahrens. 

Die Kosten umfassen die Gebühren (Art. 5 KG i. V. m. KVz) und die Auslagen 

(Art. 10 KG). 

Die Höhe der Gebühr sowie die zu erstattenden Auslagen werden – soweit die                 

Auslagen nicht bereits im Laufe des Planfeststellungsverfahrens erstattet wurden – 

gesondert festgesetzt (Art. 12 Abs. 1 KG). 
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D. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-

kanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof, 

Postanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München, 

Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 80539 München. 

 

Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von 

zehn Wochen ab Klageerhebung anzugeben (§ 43e Abs. 3 Satz 1 EnWG). 

 

In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand 

des Klagebegehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten Antrag stellen und die 

zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben.  

 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

- Der Rechtsbehelf muss schriftlich oder in einer für den für den Schriftformersatz zu-

gelassenen Form erhoben werden. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher 

E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen. Der in § 55d 

VwGO genannte Personenkreis muss Rechtsbehelfe grundsätzlich elektronisch ein-

reichen. 

- Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer in 

Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. 

- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor dem Bayerischen Verwaltungsge-

richtshof infolge der Einlegung von Rechtsbehelfen eine Verfahrensgebühr fällig. 

- Der Planfeststellungsbeschluss gilt nach Ablauf von zwei Wochen seit der Zugäng-

lichmachung auf der Internetseite der Regierung von Oberbayern gegenüber den Be-

troffenen und demjenigen, der Einwendungen erhoben hat, als bekanntgegeben 

(§ 43b Abs. 5 Satz 3 EnWG). 
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- Einem Betroffenen oder demjenigen, der Einwendungen erhoben hat, wird gem. 

§ 43b Abs. 5 Satz 5 EnWG eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfü-

gung gestellt, wenn er oder sie während der oben benannten Dauer der Veröffentli-

chung ein entsprechendes Verlangen an die Regierung von Oberbayern (z.B. per E-

Mail an energieversorgungsleitungen@reg-ob.bayern.de oder postalisch an die Re-

gierung von Oberbayern, Sachgebiet 21, Postanschrift: Maximiliansstr. 39, 80538 

München) gerichtet hat. Die leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit ist in der Regel 

die Übersendung eines gängigen elektronischen Speichermediums, auf dem die aus-

zulegenden Unterlagen gespeichert sind. 

 

Hinweise zum Sofortvollzug: 

Die Anfechtungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluss nach § 43 EnWG hat keine 

aufschiebende Wirkung (§ 43 e Abs. 1 Satz 1 EnWG). Damit ist dieser Planfeststellungsbe-

schluss kraft Gesetzes sofort vollziehbar. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden 

Wirkung der Anfechtungsklage gegen den Planfeststellungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 Satz 

1 VwGO kann gemäß § 43 e Abs. 1 Satz 2 EnWG nur innerhalb eines Monats nach Be-

kanntgabe dieses Planfeststellungsbeschlusses beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof,  

Ludwigstraße 23, 80539 München (Postanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München), ge-

stellt und begründet werden. § 58 VwGO gilt entsprechend.  

Der Antrag kann beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof auch elektronisch nach Maßgabe 

der der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entneh-

menden Bedingungen erhoben werden. 

Treten später Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung rechtfertigen, 

so kann der durch den Planfeststellungsbeschluss Beschwerte einen hierauf gestützten An-

trag nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO innerhalb einer Frist von einem Monat stellen. Die Frist 

beginnt in dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte von den Tatsachen Kenntnis erlangt (§ 43e 

Abs. 2 EnWG). 

Die Einlegung des Antrags per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen! 

  

energieversorgungsleitungen@reg-ob.bayern.de
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Hinweise zur Auslegung des Plans: 

Der Planfeststellungsbeschluss wird öffentlich bekannt gegeben, indem er für die Dauer von 

zwei Wochen auf der Internetseite der Regierung von Oberbayern unter 

https://s.bayern.de/pfb-energiewirtschaft mit der Rechtsbehelfsbelehrung zugänglich  

gemacht wird und zusätzlich mit seinem verfügenden Teil und der Rechtsbehelfsbelehrung 

sowie einem Hinweis auf die Zugänglichmachung im Internet und in örtlichen Tageszeitun-

gen, die in dem Gebiet, auf das sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, verbreitet 

sind, bekannt gemacht wird. Nach dem Ablauf von zwei Wochen seit der Zugänglich-

machung auf der Internetseite der Planfeststellungsbehörde gilt der Planfeststellungs-

beschluss gegenüber den Betroffenen und denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, 

als bekannt gegeben (§43b Abs. 5 EnWG).  

 

 

 

 

 

 

München, den 23.06.2026 

Regierung von Oberbayern 

 

 

Müller-Gschlößl 

Regierungsrätin 

https://s.bayern.de/pfb-energiewirtschaft
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